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Einleitung

9l s vor etwa zwölf Jahren die neuere preußische

Steuer-Gesetzgebung, unter Beibehaltung der französi-

scken Grundsteuer, in den westlichen Provinzen, so er

Rheinprovinz und Westphaleu), eingeführt worden war,

entstand allgemeine Klage über hohe und drückende Steuern.

Man behauptete, diese wären unter der französischen

Herrschaft niedriger gewesen, und außerdem wäre» die

östlichen preußischen Provinzen weniger, als die westli¬

chen, belastet. Benzenberg hat damals in Schriften und

TageSblattern den Ungrund dieser Klage zu erweisen sich

bemüht, und häufig die letztere ins Lächerliche zu ziehen

gesucht.

Gründlicher war die Untersuchung über daS Ver¬

hältnis der früheren französischen zu den neueren preußi¬

schen Steuern in der Schrift: „Der Regierungsbezirk Aa¬

chen in seilten administrativen Verhältnissen während der

Jahre 1816-18')?." Der Verfasser stellte eine Be¬

rechnung auf, nach welcher die früheren französischen

Steuern um den dritten Theil mehr, als die neueren

preußischen betragen haben müßten.

Indessen haben die in dieser Schrift uz»d die von

Benzenberg aufgestellten Berechnungen und Gründe fast

Niemand überzeugt. Jedermann behauptete in den west¬

lichen Provinzen, jetzt mehr als früberhin an Steuern

cutrichten zu müssen, und wer nur ein wenig mit den

Grundsteuer-Einrichtungen der östlichen Provinzen be-
-1



kannt war, meinte, diese wären weniger als jene bela¬

stet. Dieß wurde ebenfalls von den rheinischen nnd west-

phälischen Provinzialständen behauptet, nnd besonders die

letztern habell darüber vielfache Verhandlungen gepflogen.

Die Ergründnng der Wahrheit hinsichtlich dieser

Steuer-Verhältnisse ist in mehrfacher Beziehung für die

Staatsregierung nnd die Unterthanen wichtig, belebrend

und nützlich; für die erstere, damit sie nicht unwissent¬

lich oder unabsichtlich die Grundsätze der Gerechtigkeit

und einer weisen Politik bei der Stener-Verthcilnng ver¬

letze, den andern, damit sie nicht ungegründete Klagen

oder Beschwerden vorbringen; im allgemeinen, weil

seit einem Jahrtausend die Ausbildung der administrati¬

ven nnd politischen Verhältnisse in Frankreich einen gro¬

ßen Einfluß ans die Nachbarstaaten, nnd insbesondere

ans Deutschland, ausgeübt hat. Dieser letztere Grund

ist vorzüglich wichtig in Beziehung aus die Rbeinpro-

vinz, da deren größter Theil ein halbes Menschenalter

hindurch vollständig mit Frankreich vereinigt gewesen ist.

Ans gleichen oder ähnlichen Gründen ist die Dar¬

stellung der jetzigen Steuern lind sonstigen Staatsrc-

venüen in Frankreich und eine Vergleichung derselben mit

denen in Preußen, so wie die Darstellung nnd Verglei¬

chung der beträchtlichsten Staacslasten in Preußen und

in Frankreich vom höchsten Interesse.

An Untersuchungen dieser Art reihet sich gleichsam

von selbst die Erörterung mancher oder gar der meisten

staatswirihschaftlichen nnd politischen Fragen; wer nicht

ans diese durch die Darstellung der Finanz-Verhältnisse

hingeleicet wird, dem sind die in den letzteren vorkom¬

menden Zahlen unverständliche Zeichen.

Hiermit ist der Zweck der gegenwärtigen Schrift

ausgesprochen. Sie soll nicht nur die Finanz-Verhält¬

nisse PrenßenS nnd Frankreichs, unter vorzüglicher Be¬

rücksichtigung der Rheinprovinz, darstellen, sondern auch

ftaatswirthschaftliche und politische Fragen erörtern; sie

soll, von allen policischen Meinungen, welche jetzt die Ge¬

mächer spalten, abstrahirend, in den Grund der Dinge



und Verhältnisse eingehen, welcher so häufig mit deren

Oberfläche verwechselt wird; sie soll Jrrthümer und Ge¬

brechen aufdecken, deren Folgen höchst nachrheilig und

dem monarchischen und aristokratischen Prinzip gefährlich

werden können, und ans diese Weise zu näherer Prüfung

und zum Einlenken in den richtigen Weg veranlassen;

sie soll endlich tadelnde llrtheile, die in mehrfacher Hin¬

sicht über die preußische Staatsregiernng gefällt werden,

berichtigen.

Plein Standpunkt ist der des ruhigen Beobachters,

oder, wenn man es so nennen will, der politische Stand¬

punkt. Ich stelle Zhatsachen und Verhältnisse dar, ziehe

Folgerungen, untersuche, ob eine Maßregel ihren Zwei¬

ten entspricht, oder welche zur Erreichung desselben geeig¬

net sevn dürste; aber nur selten tadelnd oder lobend,

überlasse ich beides in der Regel dem klrtheile des Le¬

sers; noch weniger untersuche ich, ob eine Maßregel in

moralischer Hinsicht recht oder unrecht ist. Zwar ist das

Recht auch in der Politik wichtig, nicht nur, weil das

Gefühl für Recht manchmal eine Kraft oder Wirkung

herverbringen kann, sondern weil auch bei der wachsen¬

den Humanität in zivilisirten Staaten mehr und mehr

die Herrschaft des Rechts mir einer weisen Politik überein¬

stimmen kann; aber bei jenem Standpunkt konnte das

Recht an und für sich, als etwas vom Gemüthe ausge¬

hendes, nur in so weit berücksichtigt werden, als dasselbe

hinsichtlich der Zweckmäßigkeit oder Ausführbarkeit einer

Maßregel Berücksichtigung verdient.

Nach dem Inhalte und dem Zwecke dieser Schrift,

so wie nach dem von nur gewählten Standpunkte, ist

dieselbe nicht ein Buch zur ümerhaltung, wie manche

seit einigen Iahren erschienene politische Schriften, die

durch Witz und eingewebte belletristische Abhandlungen

anziehend sind; zu Schriften dieser Art bin ich weder

von der Natur noch durch Neigung und Bildung beru-

fen. Ich schreibe in einfacher Weise, um des praktisch

Nützlichen willen.

kl"



Uebrigens will ich den Inhalt dieser Sehnst nur

als ftaatswirrhschafrliche und politische Bruck stücke be¬

trachtet wissen. In der Tbat konnte und wollte ick bei

der rckück'-aliigkeit der Gegenstände, die steh vermittelst

des gewamren Vergleichspunktes der preußischen und fran¬

zösischen Finanz - Verhältnisse zur llntersnchnng darbieten,

auch nichts Vollständiges liesern. Wenn ick daher die

g nannten Verhältnisse nickt erschöpfend darstelle, wenn

ich un einige der sich an dieselben knüpfenden staats-

wirthschasklichen und politischen Fragen nnrersncke, wenn

d -sc Untersuchung nicht allemal ans Preußen und Frank¬

reich zugleich, sondern nur ans eins von diesen Ländern

gerichtet ist, so rechtfertigt mich obige Bemerkung.

Zum Schlüsse noch ein Wort über die von mir

benutzten O.nellen. Allerdings reichen die amtlichen Mic-

theilnngen, besonders für Preußen, nicht überall aus,

und in solchem Falle haben diese erseht werden müssen

durch Wahrschcinlichkeits - Berechnungen, nicht amtliche

Mittheilnngen, Voraussetzungen, zuweilen leider sogar

durch Mnthmaßungen. Gewissenhaft habe ich jedoch nach

der Wahrbeir geforscht, das Wahrscheinlichere zu ermit¬

teln mich bestrebt, und mich vor Uebertreibuugen gehü¬

tet, vorzüglich bei Verhältnissen, die dem Patrioten nicht

erfreulich seyn können.

Geschrieben im Decembcr 183).

Der Verfasser.



Erste Abtheilung.
Abfassung der Gesetze; Besteuerungsrecht;
Vergleichungs-Maßstab der Steuern und an¬

derer staatswirths ch astli ch enVe r halt u i s s e.

Erstes Kapitel.

Abfassung der Gesetze, insbesondere der Steuer¬

te csetz e.

H. I.

Die Art und Weise, wie die Gesetze redigirt wer¬
den, ist in mehrfacher Beziehung wichtig. AuS ihrer
Abfassung erkennt mau schon zum großen Theile:

t. ob Einheit in den Ansichten der Staatsregierung
vorhanden ist, und ob sie couseqneut sind;

2. ob die zur Abfassung der Gesetze bestehenden Be¬
hörden gut organisirt sind;

3. ob diese die erforderlichen Kenntnisse, vereint mit
der, dem Gesetzgeber so uothwendigen richtigen Auf¬
fassung, und mir Klarheit des Denkens, besitzen.
Sind die Gesetze bündig, kurz, -in bestimmten und

gebietenden Ausdrucken, dennoch vollständig und in Ei¬
nem Geiste abgefaßt, so kann man mit Sicherheit an¬
nehmen, nicht nur daß die obigen Eigenschaften vorhan¬
den, sondern auch daß die Behörden über ihre eigenen
Ansichten, wie über die Tendenz der Staats-Negierung
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völlig im Klaren sind. Die Rede, am sichersten das

nach reiflicher Ueberlegung geschriebene gesetzgebende Wort

giebt einen untrüglichen Masstab des reinen, gesunden

Verstandes des Redenden oder Schreibenden.

5- ?. '

In Preußen giebt es für die, von der allerhöchsten

Staatsgewalt ausgehenden gesetzlichen Bestimmungen ver¬

schiedene Benennungen: Gesetz, Verordnung, Edikt, Ka-

binetsordre, die gleichwohl in rechtlicher Wirkung nicht

zu unterscheiden sind; die Verschiedenbeit ist in der Form.

Gesetze, Verordnungen und Edikte sind in der, auch

in andern Monarchieen bei Gesetzen üblichen Form ab¬

gefaßt; in dem Anfange: „Wir ..... von Gottes

Gnaden, König von ......" tritt die allerhöchste Saats¬

gewalt imponirend hervor, dann werden die allgemeinen

Gründe oder Veranlassungen und die geschehene Bera-

thung der erlassenen Vorschriften angeführt, hierauf fol¬

gen die Bestimmungen selbst, und unter der könig¬

lichen Unterschrist befindet sich die Kontra-Signatur ei¬

nes Ministers, oder mehrerer, oder auch des gesammten

Staatsministeriums.

Die Kabinetsordern dagegen sind wie Entscheidun¬

gen einer einzelnen Person abgefaßt, nicht kontrasiguirt,

haben nicht die Form der imponirend austretenden aller¬

höchsten Staatsgewalt, und werden an einen oder meh¬

rere Minister gerichtet. Mitunter fehlt ihnen die impe¬

rative, sonst den gesetzlichen Vorschriften eigentbümliche

Fassung; die letztere gleicht sogar in einzelnen Fällen ei¬

nigermaßen einer brieflichen Unterhaltung. Den: prüfen¬

den Leser wird in solchen Fallen der rechtliche und reli¬

giöse Sinn des Königs und dessen Liebe gegen seine Un-

terthanen naher erkennbar. So heißt es in der aller¬

höchsten Kabinetsordre vom 18. Juni 1838, durch wel¬

che die Klassensteuer der Personen unter 16 Jahren ab¬

geschafft wurde: „Ich habe aus Ihrem Berichte gern

„erfahren, daß der Zustand der Finanzen eine ander¬

weitige Erleichterung in der Erhebung der Klassensteuer
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„gestattet, und genehmige deshalb" :c.; und in der alt
lerhöchsten a» drei Minister gerichteten Kabinetsordre vom
20. August 1825: „Ich finde eS nach Ihrein gemein¬
schaftlichen Bericht vom 6. und 15. d. M. nicht ange¬
messen, daß die SnbhastationS-Patente von Berg- und
Hüttenwerken, oder Antheilen an denselben, in den Kir¬
chen dnrch Ablesung von der Kanzel oder vom Ehor der
Orgel, als der bisher gebräuchlichen Art, bekannt ge¬
macht werden, nnd will daher diese in dem H. 410 des
Anhanges der allgemeinen Gerichtsordnung enthaltene
Bestimmung hiermit aufheben."

H. 3.
Nach der Verordnung vom 20. Marz 1817 über

die neue Organisation des Staatsrathes soll dieser vor¬
züglich bei Abfassung der Gesetze konknrriren. Jene Ver¬
ordnung enthalt darüber Folgendes: „Alle Gesetze, Vcr-
fassnngs- und Verwaltungs-Normen, Pläne über Ber-
»valtnngs-Gegenstände, dnrch welche die Verwaltnngs-
Grnndsätze abgeändert werden, ..... gehören zum
Wirkungskreise des Staatsrathes, .... dergestalt, daß
sämmtliche Vorschläge zu uenen oder zur Aufhebung, Ab¬
änderung nnd authentischer Deklaration von bestehenden
Gesetzen und Einrichtungen durch ihn an Uns zur Sank¬
tion- gelangen müssen."

Indessen scheint, daß manche auf Verwaltung und
insbesondere ans Steucrwesensich beziehende Kabinetsor-
dern auch ohne Gutachten des Staatsrathes erlassen wer¬
den; ist das der Fall, so finden entweder die in der
Verordnung vom 20. März 1817 enthaltenen Bestim¬
mungen nicht mehr allgemeine Anwendung, oder find so
zu versieben, daß zu den Verwaltnngsgegenständen,wel¬
che sie der Berathnng des Staatsrathes überweisen, nicht
gerechnet werden sollen, welche dem Staatsrache vor
dem Erlassen der einschlägigen gesetzlichenVorschriften
nicht vorgelegen haben.

Bei Abfassung der Stenergcsehe (von welchen bier
vorzugsweise die Rede ist), konkurriren außer dem Staats-



räche: das Finanzministerium, das Staatsministerinm,
das gebeime Kabinett, die Provinzialstände. Indessen
wird keinesweges allen dieseit Behörden jedes Stenerge-
setz zur Berarbnng vorgelegt. Geschieht dieß gleichwohl,
so müssen notbwendigJahre darüber bingehen, bis ein
(Gesetzes-Vorschlagvon vier Zentral-Behörden und acht
provinzialständischen Versammlungenbegutachtet worden
ist, und dann hat sich ein, die verschiedenartigstenAn¬
sichten in sich vereinigendes Aktenstück gebildet, mit des¬
sen Studium, durch den hart geprüften Referenten, die
Arbeit gewissermaßenvon neuem beginnt. Da dieß eben
so natürlich als durch die Erfahrung bestätigt ist, so geht
daraus hervor, daß die Staatsregiernng mit der Vollzie¬
hung solcher Gesetze nicht eilt, welche einer solchen Prü¬
fung unterworfen' werden.

Auch sind wichtige Stenergesetze bisher auf diese
Weise nicht berathen worden, wohl aber Gesetze über
andere Verwalrnngs-Gegenstande, z. V. das Konnnu-
nat-Gesetz. Dieß ist seit 15 Iahren in Berarhnng;
vollzogen ist davon bis jetzt nur die revidirte Städte-
Ordnung vom 17. März 1851, die (neben der ältern
von 1808 geltend) für die Rheinprovinz als unpassend
erkannt und in derselben nicht eingefübrr worden ist; die
Kommnnal-Ordnnng für das Land ist aber, ungeachtet
die Beschleunigung dem Scaatsnnnisteriumdurch die al¬
lerhöchste Kabinetsordre vom 17. Januar 1850 „aber¬
mals in Erinnerung" gebracht wurde, bis jetzt nicht
erschienen.

H. 4.
Es scheint beinabe, daß entweder die Art und Wei¬

se, in welcher die endliche Redaktion gesetzlicher Bestim¬
mungen in Preußen erfolgt, nicht zur Gediegenheit führt,
oder daß die deutsche Sprache zur Gesetzessprachenoch
nicht Präzision genug erlangt hat. Als Beleg für das
letztere läßt sich z. B. anführen, daß dem Sprachge¬
brauche nach in Preußen (und auch in andern deutschen
Staaten) mehr als Eine Regierung besteht, nämlich an-
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ßer der eigentlichen Regierung auch Bezirks-Regicruugeu,
die doch gewiß nicht regiereu, sondern nur verwalten dür¬
fen; so wird auch in Preußen eine Verwaltungö-Norm
eine Verfassung genannt, welcher Ausdruck bei den in
politischerRcehrsbeziehungunwichtigsten Gegenständen ge¬
braucht wird; in einem übrigens sehr gediegenen Aufsahe
der Staatszeirung über die Zunahme der Bevölkerung
wurde noch kürstich augegeben, wie oft die Volkszahlung
„nach der bestehenden Verfassung" vorgenommen werde.

Belege zur erstereu Voraussehung würde eine kriti¬
sche Beleuchtungder oben angeführten revidirteu Städte-
Ordnung liefern; eine solche liegt außer meinem Zweck;
indessen giebt folgende einzelne Stelle daraus schon einen
Beweis für jene Meinung:

„Berechtigt und zugleich verpflichtet zu Erwerbung
des Bürgerrechts sind:

Diejenigen, welche in dem Stadtbezirk eiu Gruud-Ei-
genthnm haben, dessen geringster Werth in kleinen
Städten nicht unter 390 Rthlr., in größern nicht
über 2000 Rthlr. bestimmt werden soll."

Die Schlußfolge dieser Bestimmung ist, daß in
kleinern Städten der zur Dualität eines Bürgers erfor¬
derliche Werth des Grund-Eigenrhums über 2000 Rthlr.,
und in größern Städten unter 300 Rthlr. festgesetzt wer¬
den darf. Dieß ist, da einmal überhaupt über Mini¬
mum und Maximum eiue allgemeine Vorschrift erlassen
werden sollte, schwerlich die Absicht des Gesehgebers ge¬
wesen, und es ist daher wahrscheinlich,der vielfachen
vorgängigen Berathuug ungeachtet, ein Redakrions-
Fehler in der oben begutachteten Bestimmung vorge¬
fallen.

Db auch auf die Redaktion der Kabinetsordern,
durch welche Steuern eingeführt werden, der oben aus¬
gesprochene bescheidene Zweifel anwendbar ist, mag aus
der allerhöchsten Kabinetsorder vom 13. April 1825 be-
urtheilt werden, welche hier wörtlich folgt.
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Allcrböchstc Kalchtctsorpcr vom 45. April 4825, in Vctrcff dcr

von den Rheinisch-Wcsipbälischm Proviiizcn Bchnfs dcr baulichen
Ilutcrhaltuug dcr Demkirehcn zu crlcgcudcu svathcdral-Stcucr.

Obscbon Ich ztir Bestreituitg der außerordeutlichetr

Bau-Bedürfnisse der Doiitkirche zu Colli eine ahnsehn¬

liche Snitime uns allgenieinen Staatsfonds bewilligt, und

überdies dieser Kirche durch deu Organisaiions-Erar für

das dortige Erzbisthum ciue bedeutende Erhöhung ihrer

bisherigen Einkünfte durch einen neuen Anschuß ans der

Staatskasse zugestanden habe; so halte Ich es doch zur

Sicherung der baulichen Unterhaltung der Donikirche ans

immerwährende Zeiten für angemessen und mit den Be¬

stimmungen der von Mir zugelassenen nnd landesherrlich

bestätigten Bulle cko snluto nniimwum vereinbar, daß

von sämmtlichen, zum Sprengel des Erzbisrbums gehö¬

rigen katholischen Gemeinden, hierzu ein mäßiger, den

Einzelnen nicht drückender Beitrag bei Gelegenheit der

vorkommenden Sterbefälle, Taufen nnd Trauungen ge¬

leistet werde. Im Versolg der desfalls im Organisations-

Etat entbaltenen Beistimmungen sehe Ich, ans den von

Ihnen Mir cinberichtetcn Antrag des Erzbischofs, Gra¬

fen von Spiegel, hierdurch fest: daß bei jedem Ster¬

befalle Ein nnd ein halber Silbergroschen, bei jeder

Taufe Zwei und ein halber Silbergroschcn, nnd bei

jeder Trauung Fünf Silbergroschen

durch den Pfarr-Geistlichen mir den übrigen Stolgebüh¬

ren eingezogen werden sollen. Die nähere Vorschrift über

die Art nnd Weise der ferneren Berechnung und Ablie¬

ferung bleibt dem Erzbischofe überlassen, und will Ich nur

noch bestimmen, daß diese Beiträge ausschließlich zur bau¬

lichen Unterhaltung der Domkirche verwendet, und die

etwanigen Ueberschüsse zur Sammlung eines Kapitals für

außerordentliche Nothfälle augelegt werden sollest. Die¬

jenigen Personen, welche ihrer Armurh wegen von Erle¬

gung der Stolgebühren und andern, bei den geistlichen

Amts - Handluitgen vorkommenden Gaben frei gelassen

werden, sollen auch von der Zahlung dieser Beiträge

befreit werden. Zugleich genehmige Ich, nach dem An-
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trage des Grasen von Spiegel, daß die Erhebung die¬
ser Beiträge nur so lange bestehe, bis sie durch eine an¬
dere Einrichtung, welche jedoch dein Staate leine neue
Ausgabe verursachen dars, ersebt werden kann.

In gleicher Art haben Sie die sofortige Erhebung
des, durch die Organisarions-EtatS Hinsichts der gerin¬
geren Bedürfnisseszu Einein und einen: halben Silber¬
groschen für jeden Sterbe-, Tauf- und Trauungs-Fall
norinirten ahnlichen Beitrags in den Bisthümern Mün¬
ster, Paderborn und Trier anzuordnen, in soweit dies
nicht bereits auf den Grund jener von Mir vollzogenen
Etats geschehen seyn sollte.

Berlin, den 13. April 18Z5.
Friedrich Wilhelm.

An den Staats minister Freiherrn von Alten stein.

Zweites Kapitel.
Das Best c n c r u n g s - R c ch t.

5.

Das Recht der Bestenernng ist von jeher eins der
wichtigsten politischen Reckte gewesen, und desto wichtiger
geworden, je großer die Bedürfnisse des Staatshaushal¬
tes in neuerer Zeit angewaelssensind, und je weniger zur
Befriedigung derselben die Einkünfte der landesherrlichen
Domänen ausgereicht haben.

Wo der Landesherr ohne Bewilligung der klnter-
tbanen, oder ihrer Repräsentanten, der Landstände,keine
Steuern erheben kann, da ist die Landeshoheit sehr be¬
schränkt; noch beschränkterwird sie, wenn außerdem gar
die Landstände Steuern ausschreiben und erheben lassen
können; am stärkste!: ist sie da, wo sie das Recht der
Bestenernng allein, und zugleich die Gewaltmittel besitzt,
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Widerspruch oder gar Widersetzlichkeitschnell zu unter¬
drücken.

Deßhalb ist seit Jahrhunderten überall, wohin ger¬
manische Stamme gekommen sind, viel Streit zwischen
der Landeshoheit und den llnterthanen, oder den Land¬
ständen über die Ausübung jenes Rechtes gewesen. In
England ist die Landeshoheit in diesem Streite unterle¬
gen; in Frankreich hat sie früher, in Deutschland später
sast gänzlich gesiegt, und zwar nach und nach in dem
Grade, wie das seit einigen Jahrhunderten entstandene
Gewaltmittel der Landeshoheit, — die Kriegskunst ver¬
mittelst Anwendung des Schießpnlversund das stehende
Heer auS Miethlingcn und Eingebohrnenzusammenge-
seht, welche ihre beste Lebenszeit,entfernt von bürgerli¬
chen Verhältnissen, im Kriegsdienste oder in der Uebung
der Kriegskunst zubrachten -— sich ausgebildet hat.

Sobald das Prinzip eines also zusammengesetzten
Heeres in Frankreich aufgehört hatte, und ein Bürger¬
heer errichtet worden war, ging das in Jahrhunderten
von der Landeshoheit erworbene Bcstenernngsrecht in nicht
vollen zweien Menschenaltern dort unbestritten verlo¬
ren; denn erst von dem Zeitpunkte an, wo der Grnnd-
sah, keine andern als die verfassungsmäßig bewilligreit
Stenern zu bezahlen, die Masse der Steuerbaren durch¬
drungen hatte, erhielten die Landstände sdie Depmirten-
Kannner,) das Übergewicht über die Landeshoheit. So¬
gar die Dvnastie siel, weil sie die in der Natur der
Dinge und insbesondere in dem Wesen des Heeres oder
der bewaffneten Macht vorgegangene Veränderung nicht
erkannte, auch nicht erkennen konnte, indem ihr, vermöge
der Erziehung und des Hoslebens, der zum Erkenntnisse
des Grundes der Verhältnisse nothwendige klare und un¬
befangene Blicke mangeln mnßte. Beklage und bedauere
man daher die Bonrbonen, aber man verdamme sie nicht;
sie tharen weiter nichts, als einen alten Streit, in wel¬
chem die Landeshoheit, — wahrscheinlichzum Heile der
Humanität und Eivilisation — früher gesiegt, nachher
unterlegen hatte, wieder ausnahmen, und erkannten, daß



die Verhältnisse und mit ihnen die Kampfmittel sich ge¬

ändert hatten.

Daß in England das Heer noch immer nach dem

älrern Prinzip zusammengesetzt ist, widerstreitet den obi¬

gen Folgerungen ans geschichtlichen Ereignissen keineswe-

ges; dieß umständlich zu beweisen würde zu weit führen,

daher genüge die Bemerkung, daß der Grundsatz, keine

andern als verfassungsmäßig bewilligte Stenern zn be¬

zahlen, die Masse der Steuerbaren in England längst

durchdrungen hat, und das Parlament, eifersüchtig ans

die Bewahrung seiner Rechte, nie Geld genug zur Er¬

richtung eines so starken stehenden Heeres bewilligt, daß

es jenen Rechten gefährlich werden könnte.

H. 6.

Vei der Untersuchung des Besteuerungsrechtes, so

wie jedes politischen Rechts, würde dasselbe höchst unsi¬

cher und ungewiß werden, wenn man es von einer lan¬

gen Vergangenheit herleiten wollte. Betrachtet mau die

Dinge, wie sie sind, so muß man zugeben, daß die Land¬

stände oder die Laudeshohheiten ein polirisches Recht be¬

sitzen, wovon dieser Besitz eine gerauine Zeit hindurch

unbestritten geblieben ist, und daß derselbe so lange ein

rechtmäßiger bleibt, als er nicht durch Uebereinknnst oder

durch freiwillige Opfer von eurer oder der andern Seite,

oder durch Gewalt, geändert wird. So ist die Wirklich¬

keit nach der Geschichte, was auch Theorien dagegen sa¬

gen mögen; aber es ist ein Beweis steigender Humani¬

tät und Herrschaft der Vernunft, daß in neuerer Zeit

jener Besitz manchmal ohne Gewalt, durch Uebereinkuuft,

freiwillige Opfer, Gnade oder Staatsklngheit der Lan¬

deshoheit, Aendernngen erfahren hat.

Erwägten die Menschen billig, wie schwer dem Ein¬

zelnen die Verzichtleistnmg auf ein Privilegium wird, so

würden sie die Landeshoheit darüber nicht so scharf ta¬

deln, daß sie sich nicht sonderlich beeilt ein Recht freiwil¬

lig zu opfern, welches sie im Laufe der Zeit erworben,

und mit dessen Hülse sie den Staat groß gemacht, bür-
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gerliche Freiheit, Kunst und Wissenschaft verbreitet hat.

Die Landeshoheit ist nicht zu tadeln, wenn sie den Ent¬

schluß zu einen; freiwilligen Opfer einzig und allein von

der Staatsklngheit abhängig macht, und diese fragt nnr

darnach, ob der Besitz des Rechtes noch zur Erhaltung

oder Vermehrung der Staatskräste im gleichen Maße wie

früher nothwendig, ob eine ernsibafte Bestreitung des

Rechtes zu besorgen ist, ob die Gewaltmittel zur Be¬

hauptung desselben noch völlig hinreichend sind.

H. 7.

Bis zun; Anfange der französischen Revolution hat¬

ten in den meisten Gebietsrheilen, welche setzt die Rhein¬

provinz bildet;, die Landstände das Recht der Steuerbe¬

willigung. Daß dasselbe noch in: siebzehnten Jahrhun¬

dert vollständig ausgeübt wurde, ist ans den beiden Re¬

zessen ersichtlich, welche 1672 und IlillO zwischen den

Landeshoheiten und den Ständet; von Jülich und Berg,

und denen von Eleve und Mark zu Staude kamen. All-

mählig wurden, saus Ursachen, deren Darstellung hier

zu weit führen würde,) die Stände schwach, und die

Steuerbewilligungcn eine leere Form; das Recht der

Stande bestand also nur grundsätzlich und nicht mehr

tharsachlich, als die französische Revolution ausbrach, und

in ihren Folget; alle Verhältnisse ii; der Rheinprovinz ge¬

waltsam veränderte. Das linke Rheinufer ward mit

Frankreich in; Jahre 1801 vereinigt, und dieser größere

Zheil der Rheinproviuz erhielt dadurch die französische

Verfassung von; 13. December 1799.

Nach dieser Verfassung konnte keine Steuer ohne

Bewilligung der gesetzgebenden Versammlungen ausge¬

schrieben werde:;; die Departements-Bedürfnisse mußten

zun; Theil außerdem durch den Deparrementalrath, der

von den Höchstbestenerten erwählt wurde, vorgängig be¬

willigt worden seyn. Für Gemeinde-Bedürfnisse konnten

ebenfalls keine Stenern angeschrieben werden, die nicht

von den gesetzgebenden Versammlungen bewilligt worden

waren. Schwere Strafe war über den Beamten ver-



fügt, welcher versuchen würde, uicht gesetzmäßig bewil¬
ligte Steuern einzugehen.

Diese Einrichtung bat bis zur Vertreibung der Fremd¬
herrschaft gedauert. In der That hat aber Napoleon,
wie von ihm uicht anders zu erwarten war, die Verfas¬
sung mehrfach verlebt, nickt zu gedenken, daß er durch
feinen Einfluß die Geldbewilligungen der gesetzgebenden
-Versammlungen meistens zu einer leeren Form zu ma¬
chen wußte. Indessen durfte sich kein Beamter unter¬
steben, den Herrn nachzuahmen; wo Veletznng der Ver¬
fassung stattfand, da geschah es durch kaiserliche Dekrete,
denn Napoleon wußte sehr wohl, daß wenn die Präfek-
ten die Macht hatten, in Uebereinstimmung mit den De-
partemenral- und Gemeinderärben, oder durch Einfluß
auf dieselben, für allerlei Eommnnal-Zwecke Stenern
auszuschreiben, so viel mehr Mittel zur Erfüllung seiner
größern Zwecke ihm entgingen.

H. 8.
So war das Bestenernngsrccht am linken Rhein¬

ufer, als dasselbe größrenryeils mit Preußen vereinigt und
die Rheinprovinz gebildet wurde. Der am rechten Rhein¬
ufer liegende Theil dieser Provinz hatte meistens eilten
Bestandtheil des Großherzogthnms Berg gebildet; in
demselben waren die Einrichtungen denen in Frankreich
ahnlich, jedoch das Besteuernngsrecht der Landeshoheit
größer.

Die Rheinprovinz ist daher ein durch Eroberung
mit Preußen vereinigtes Land, und als solches hat das¬
selbe nicht das mindeste Recht, bei der Eteuerbewillignng
mit der Landeshoheit zu konkurrireu. Mau hat dieß
Recht ans Zusagen der Landeshoheit herleiten wollen.
Sehen wir, wie es sich damit verhalt, und was etwa,
wenn auch nur entfernt, als Zusage, oder Versprechen
betrachtet werden könnte.

1) Die Noten Preußens bei den Wiener Verhand¬
lungen der Jahre 1814, 1815. Wirklich stimmte Preu¬
ßen (am 31. September 1814) dahin, daß die Land-
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stände das Recht der Berwilligung der Landesabgabcn
haben sollten, oder doch (im Februar, April und Mai
1815) daß die Landstaude das Recht der Bewilligung
bei neuen Steuern, oder bei Erhöhung der schon vor¬
handenen einzuräumen sei.

Daß dieß bei den damaligen Verhandlungen die
Ausübt des preußischen Kabinets oder der Landeshoheit
war, verpflichtet diese letztere zu nichts, denn Ansichten
können einseitig geändert werden, so lange sie noch nicht
m Verpflichtungen übergegangen sind.

2) Die Bestimmungder deutschen Bundesakte,daß
in allen deutschen Staaten Laudstäude bestehen sollen.

Da die Rechte der Landstände nicht festgesetzt wor¬
den sind, so entsteht für die letztern kein Anspruch auf
das Recht der Stmerbewilligung.

3) Der Aufruf des Königs vom 5. April 1815
an die Rheinländer bei der Besitznahme der Rheinpro¬
vinz. In diesem Aufrufe sind manche, seitdem redlich
erfüllte, Zusagen einhalten; außerdem findet sich darin
folgende Stelle:

„Ich werde Euch nicht durch öffentliche Abgaben be¬
drücken. Die Steuern sollen mit Eurer Zuziehung
regnlirt und festgestellt werden, nach einem allge¬
meinen auch für meine übrigen Staaten zu entwer¬
fenden Plane."
Eine Zuziehung bei Ausschreibung der Steuern ist

hier freilich zugesagt; darunter läßt sich allerdings das
Recht der Steuerbewilligungverstehen, eben so gut aber
auch eine Berathuug einiger Eingesesseneu,oder auch der
Provinzialstäude. Es ist aber weder vernünftig noch
recht, ein Versprechen,durch welches die Landeshoheit
freiwillig Rechte opfert und den llnrerthaneu einräumt,
im weitesten Sinne des Wortes verstehen zu wollen.

4. Die Verordnung vom 22. Mai 1815, in wel¬
cher folgende Stellen enthalten sind:

1. Es soll eine Repräsentationdes Volkes gebil¬
det werden."

„H. 4. Die Wirksamkeit der Landesrepräsentanten er-
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erstreckt sich auf die Berathung über alle Gegen¬
stände der Gesetzgebung, welche die persönlichen und
EigenthumS-Rechteder Staatsbürger, mit Ein¬
schluß der Besteuerung betreffen.
Auch durch diese Verordnung hat die Landeshoheit

von dem Besteuerungsrechte nichts vergeben, sondern nur
eine Berathung der LandeSrepräscntarion vorgeschrieben.
Wo aber in der Landeshoheitalle Staatsgewalt, die
ausübende wie die gesetzgebende, vereinigt ist, scheint un¬
zweifelhaft zu seyn, daß die Landeshoheit daS vollkom¬
menste Recht hat, nach Gutbesiuden eine Verordnung
wie die obige so gut wie jede andere aufzuheben, abzuän¬
dern oder nicht zur Ausführung kommen zu lassen.

5. Die allerhöchste KabiuetSordre vom 17. Januar
1820 über die Regulirung deS StaatSschuldenwesenS, in
welcher festgesetzt wird, daß kein neues Anleihen deS Sta¬
tes ohne Zuziehung und Mitgarantie der künftigen reichS-
ständischcn Versammlung gemacht werden soll.

Abgesehen davon, daß dieß nur eilte, vorzüglich
den StaatSkredit bezweckende,gesetzliche Vorschrift ist,
aus welcher kein Recht sür die llnterthanen erwachst, und
die in dieser Beziehung aufgehoben oder abgeändert wer¬
den könnte, ist auch die Vorschrift ohne wesentliche Wir¬
kung, weil die Seehandlung statutgemäß unter Garantie
deS Staates die Geldgeschäfte desselben betreibet;, folg¬
lich Staatsanleihen unrer ihrem Namen machen kann.
Dieß ist im Jahre 1822, und noch ganz kürzlich ge¬
schehen.

6. DaS Gesetz vom 5. Juni 1823 über die Errich¬
tung der Provinzialstände,in welchem eS heißt:

„Wir werden ihnen, so lange keine allgemeinen stän¬
dischen Versammlungen Statt finden, die Entwürfe
solcher allgemeinenGesetze, welche Veränderungen
in den Steuern zum Gegenstaudehaben, so weit
sie die Provinz betreffen, zur Berathung vorle¬
gen lassen;

2
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„die Kommunal-Angelegenheiten der Provinz ihren

Beschlüssen, unter Vorbehalt nnsrer Genehmi¬

gung und Aufsieht, überlassen."

Insofern Bezirks-Straßen, Provinzial-Bettel- und

Irrenhäuser und durch ähnliche Einrichtungen verursachte

Ausgaben als Konunnnal-Angelegenheiten der Provinz

zu betrachten sind, so hat die Laudeshoheit durch jeneS

Gesetz wirklich eine Konkurrenz am Vermilligungsrechtc

der Stenern eingeräumt; bei allgemeinen Steuern ist nicht

mehr als Berathnng verordnet.

Wäre die vorstehende Auslegung des Ausdruckes

„Kommunal - Angelegenheiten die richtige, so hätten die

Provinzialstände das Stener-Verwillignngsrecht in dem

Maße, wie während der französischen Herrschaft der De-

partemcntalrath.

Dies; ist jedoch noch sehr zweifelhaft, da jener Aus¬

druck füglich und ungezwungen auch eine andere Ausle¬

gung zuläßt, welcher die Landeshoheit jederzeit, ohne das;

Jemand mit Grund darüber sich zu beklagen Ursache

hat, eintreten lassen kann.

Der Zweifel ist um so gegründeter, als bisher den

rheinischen Provinzialständen noch kein vollständiges Pro¬

vinzial-Budget zur Beschlußnahmc vorgelegt worden ist,

und als beträchtliche Provinzial-Ausgaben, ohne Beschlnß-

nahme der Provinzialstände gemacht worden sind, z. B.

die kostspielige Anlage des Irrenhauses zu Siegbnrg.

H. 9.

Das Bestenernugsrecht gebort also; nach der im

vorigen H. aufgestellten Untersuchung, in Beziehung auf

allgemeine Landes-Abgaben, der Landeshoheit ganz

allein, und nur bei Provinzial-Steucrn möchte ein sehr

zweifelhaftes Recht der Provinz zur Theilnahme an jenen

Statt finden.

Das einzige Steucrbewillignngs-Recht, was nach

dem noch in Kraft befindlichen französischen Gemeinde-

Gesetze die rheinischen llnterthanen besitzen, besteht bei
Gemeinde-Steuern.
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Nach der französischen Verfassung gehörte, wie ich
oben bemerkte, zur Erhebung der Gemeinde-Stenern,
die Genehmigung der gesetzgebenden Versammlungen;
folglich war, da die ganze gesetzgebende Macht bei der
Vereinigungder Rheinprovinz mit Preußen ans die Lan¬
deshoheit allem überging, nur die Genehmigung der letz¬
tern erforderlich. Durch allerhöchste Kabinctsordre vom
4. Dezember 1826 wurden die Minister des Innern und
der Finanzen delegirt, diesen Theil der landeshoheitlichcn
Macht auszuüben, oder es wurde denselben die Gesetz¬
gebung der Gemeinden, aus die Antrage der Municipal-
Vorstande, überlassen; die Ministerien haben wol theil-
weise die Bezirksregierungen snbdelegirt, so daß diese den
größten Einfluß auf die Besteuerung der Gemeinden
ausüben.

Es scheint keincsweges die Absicht der Landeshoheit
zu seyn, bei einer Aufhebung des französischen Gemeinde-
Gesetzes die Rechte der Gemeinden zu schmälern; viel¬
mehr laßt sich eine Ausdehnung dieser Rechte, nach den
bei der preußischen Staatsregierung vorherrschenden An¬
sichten, und nach dem Vorbilde der Städteordnung von
1808, erwarten. Nichts destoweniger besitzt die Landes¬
hoheit, als allein gesetzgebende Gewalt, das vollkom¬
menste Recht, durch gesetzliche Vorschriften das den Ge¬
meinde-Vorständen noch zustehende Stenerbewillignngs-
Recht eben sowohl aufzuheben, wie früher durch den Ge¬
neral-Gouverneur Sack der Departementalrathaufgelö-
set, und dessen Stcuerbewilligungs - Besngniß auf die
Landeshoheit -oder ihre Delegirten jahrelang vollständig
übertragen worden ist.

H. 10.

Meine Ansicht, daß das Besteuerungsrechtüber¬
haupt in der Rheinprovinz, (und auch ohne Zweifel in
den übrigen Provinzen des preußischen Staats,) nach den be¬
stehenden Verhältnissen einzig und allein der Landesho¬
heit gehört, ist auch vollkommen die der Staatsregicrnng.

2*
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Denn als im Jahre 1827 zur Sprache kam, ob
eine, von den früheru bergischen Ständen zu einem be¬
sondern (später weggefallenen) Zwecke dem Grundsteuer-
Kontingente zugeschlageneSumme von dein letztern wie¬
der abzusetzen sey, sprach das Staatsministerium die,
hrruach allerhöchst ebenfalls bestätigte, Meinung aus,
daß durch die Bejahung der in Rede stehenden Frage
eine Beschränkung deS unbedingt und unbestritten
dem Landesherrn allein zustehenden Besteue-
rungSrechts zugegeben werden würde.

Dagegen scheint unzweifelbast nach dem Inhalte des
H. 8, daß, — wenn nicht königliche Worte ans eine die
laudeshoheitliche Würde beleidigende Weise gedrehet und
gezwungen ausgelegt werden sollen, — den sämmtlicheu
Provinzialstäudeu, und insbesondereden Rheinländern
eine Zusage des Rechts der Berathung sowohl bei allge¬
meinen Landes- als bei Provinzial-Sreueru gemacht wor¬
den ist; der königliche Ausruf vom 5. April 18 !5 und
das, die Provinziatständeschaffende Gesetz vom 5. Juni
1823 sprechen die Zusage am deutlichsten aus.

Eben so unzweifelhaft ist, daß bis jetzt die Zusage
in den meisten Fällen nicht zur That geworden ist.

Indessen an und für sich ist die Erfüllung nicht
au eine Frist gebunden, mau muß deshalb annehmen,
daß jene vor sich gehe, sobald als möglich, das heißt,
sobald als ausführbar; und in dieser Hinsicht dürste nicht
zu läugnen sevn, daß die Ausführbarkeit bei dem derma¬
ligen Organismus der Staatsbehörden in vielen, oder gar
den meisten Fällen nicht Statt findet. Die Gründe sind
im 3 enthalten.

Die Provinzialstände, und namentlich die rheini¬
schen, scheinen dieß eingesehen zu haben, da wegeil un¬
terbliebener Zuziehung zur Berathung von Stenergesetzen
wenig oder gar keine Bitten, Beschwerden oder Anträ¬
ge, trotz der großen Anzahl derselben, in den Verhand¬
lungen vorkommen.
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H. 11.
So wie mit dem Bestenernngs-Rechte, el'en so ver¬

hält es sich auch mit dem Rechte, die Unterthanen zum

Militärdienste heranzuziehen, welches auch eine Art von

Besteuerung, und zwar eine der schwersten ist.

Die Laudeshoheit konnre nach der zur Zeit der fran¬

zösischen Herrscbaft geltenden Verfassung, ohne Verletzung

dieser letzten?, keine Mannschaft ausheben, als mit Be¬

willigung der gesetzgebenden Versammlungen. Jetzt hat

die Landeshoheit unbedingt und unbestritten allein das

Recht der Militär-Aushebung, zugleich mit dem Bestene-

rnngs-Rechte, und ans gleiche Weise wie dieses, erlangt.

Drittes Kapitel.

DaS Budget, oder der Einnahme- und AuSgabe-Etat.

H. 12.

In Frankreich wird den Kammern jahrlich das Bud¬

get vorgelegt. Dasselbe enthält in einem starken -O.nart-

bande demillirte Nachweise aller mnrhmaßtichen Einnah¬

men und Ausgaben. Auf diese Weise können die Depu-

tirten den ganzen Staats - Organismus und die ganze

Verwaltung übersehen und eine Ansicht darüber gewin¬

nen, ob eine Steuer füglich verändert, vergrößert, ver¬

mindert oder abgeschafft werden kann, ob Ausgaben, die

nicht in Vorschlag gebracht sind, etwa vorzuschlagen, an¬

dere zu unterdrücken, zn verkleinern sehn möchten, und

ob überhaupt Ersparnngen im Staatshanshalte vernünf¬

tigerweise gemacht »Verden können.

Die Nachweise, welche die Regierung liefert, sind

so klar und vollständig, daß für die an Gründlichkeit

gewöhnten Deutschen, »venu sie bei Lesnng der französi¬

schen Debatten über das Budget dies; letztere, so wie die

französischen Depntirten, zur Hand hätten, die ltnwissen-

heit kaum begreiflich seyn würde, welche die letztern, und
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zwar diejenigen der Ultra-Opposition seit zwei Jahren,
bei dieser Gelegenheit znwcilcn an den Tag legen.

H. 13.
In Prcnßcn soll das Budget alle drei Jahre pu-

blizirt werden. Die allerhöchste Kabiuctsordre vom 17.
Januar 1820 enthalt darüber folgende Bestimmung:

„Damit Jedermann von dem wahren Zustande der
Finanzen des Staats vollständig unterrichtet werde,
und sich überzeuge, daß nichts mehr an Abgaben
gefordert werde, als das dringende Bedürfniß für
die innere und äußere Sicherheit, so wie zur Erfül¬
lung der zum wahren Vortheilc und zur Erhaltung
des Staats eingegangenen Verpflichtungenunum¬
gänglich nothwendig gnacht, so soll der erwähnte
Haupt-Finanz-Etat, nach erfolgter Prüfung und
Feststellung, zur öffentlichen Kenutuiß kommen, und
auch mit dieser Kundmachung von drei zu drei Jah¬
ren fortgefahren werden."

Dieser so bestimmten Vorschrift ungeachtet, ist seit
1829 der Haupt-Fiuauz-Etat erst dreimal, nämlich 1821,
1829, 1882, bekannt gemacht worden.

Die allgemein bekannte Ordnung und Sparsamkeit
im preußischen Staatshaushalte muß indessen eine bessere
Ueberzeugung darüber gewähren, daß nicht mehr, als
das dringende Bedürfniß, au Abgaben gefordert werde,
als aus dem Inhalte der Bekanntmachungentnommen
werden kann. Denn diese führt nur die Haupt-Rubriken
dcr Ausgaben an, etwa ein Dutzend. Es kann aber z.
B. Niemand daraus, daß er die Gesammt-Ausgaben
des Ministeriums des Innern, welche 1829 zu 4,888,999
Thlr. angegeben wurden, kennt, die Uebcrzeugung ent¬
nehmen, ob dieß zn viel oder zn wenig für dle mancher¬
lei Vcrwaltnugszweige jenes Ministeriums, oder ob noch
eine Ersparung bei denselben auf zweckmäßige Weise
möglich ist.

Eben so wenig kann man sich vollständig von
dem Zustande der Finanzen durch den Etat unterrichten,



25

theils wsil die Einnahmen nur in einigen Haupt-Rubri¬
ken, sz. B. Eingangs-, Ausgangs- und Durchgangs-
Abgaben, Verzehrtingsstenern von inländischen Erzeug¬
nissen, Schifffahrts- und andern Kommunikations-Abga-
hen, und Stempelsteuer, in Einer Rubrik mit 18,738,9A)
Rthlr.) aufgeführt werden, theils weil die Erträge man¬
cher Stenern nicht im Etat enthalten sind, und end¬
lich, weil die Geld-Operationen, welche der Saat ver¬
mittelst der Seehandlung macht, neben dem Etat her¬
gehen. Wäre nicht der gute Finanzzustand des preußi¬
schen Staates ans andern Kennzeichen ersichtlich und
gleich des letzteren Rechtlichkeit in der Erfüllung einge¬
gangener Verpflichtungen,allgemein bekannt, und un¬
zweifelhaft, so würde durch den zur Oeffel tlichkeit gelan¬
genden Hanpt-Finanz-Etat wenig Sraats-Kredit erlangt
werden; wie denn in der That die Unterlassung der Pu¬
blikation von 1821 bis 1829 auch nicht im mindesten
daraus eingewirkt hat.

Gewöhillich vergleicht man, um die Steuerhöhe und
den Umfang der Staats-Einnahmen und Ausgaben zu
ermessen, die Haupt-FinauzEtars, so wie diese in Preu¬
ßen und Frankreich veröffentlicht werden; diese bieten in¬
dessen keinen richtigen Vergleichnngspunkt dar, weil ibre
Elemente ganz verschieden von einander sind. Die Ver-
schiedenarügkeit besteht vorzüglich in Folgendem.

1) Ä>n Preußischen Budget ist der Reinertrag der
Stenern angegeben; im französischen der Brutto-Ertrag,
und zwar in dem Maße, daß sogar Leistungen, welche
nicht als Steuern zu betrachten sind, vorkommen. So
z. B. sind in der, als Revenüe von der Post-Verwal¬
tung ausgeführten Summe die sämmtlichenAusgaben
derselben, Transportkosten inbegriffen, enthalten; in dem
Ertrage der Tabaks-Regie sind ebenfalls die sämnulichen
Fabrikaüons-Kosten und der Einkaufspreis des rohen
Materials begriffen.
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2) Das preußische Budget cuthält von Provinzial-
uud Koninuinal-Steuern nichts; das französischedage¬
gen umfaßt sammtliche Departements-Steuern und den
größern Theit der Gemeinde-Steneriu

3) Im preußischen Budget sind manche Steuern
nicht aufgeführt; im französischen sind sie alle, mit Aus¬
nahme eines Theils der Gemeindesteuern, enthalten.

4. Im französischen Budget sind einige Ausgaben
für Leistungen enthalten, die in Preußen nicht dem Staate
zur Last fallen, gleichwohl auf andere Weise von den
Unterihauen zu tragen sind. Wenn z. B. in einem
Staate die Departements-Straßen-Arbeiten bezahlt, in
dem andern durch persöuliche Dienste der Unterthancn
besorgt werden, so muß der Werth dieser letztern, um
für den Vergleich der Steuern beider Staaten eine rich¬
tige Basis zu gewinnen, als Steuer angeschlagen wer¬
den; nach dem nämlichen Grundsatze muß das Wegegeld,
daS auf andern als Staatsstraßen in dem einen Staate
entrichtet wird, als Steuer berechnet werden, weil im
andern Staate die Kosten des sämmtlichcn Kunststraßen-
baues demselben zur Last fallen. Hierbei bleibt die Fra¬
ge: in welchem Staate wird für die Steuer am meisten
geleistet? wie bei allen andern Steuern, einer besoudern
Untersuchung vorbehalten; eine Frage, welche zur Prü¬
fung aller Verwalkungszweige führt, und deren Beant¬
wortung der Gegenstand eines höchst nützlichen Werkes
werden kann. Ich liefere dazu im gegenwartigennur
Aufforderung,Beitrage und Fragmente.

H. 15.

Will man daher nicht in den Fehler vieler, und
sogar angesehener, wohl unterrichteterhoher Beamten
vorfallen, welche den im H. 14 berührteil Vergleich an¬
stellen, ohne den Vcrgleichuugspunkt zu besitzen, so muß
man vor allen Dingen denselben auffinden.

Ich werde zu diesem Behuf versuchen, von Preu¬
ßen und Frankreich, so wie auch von der Rheinprovinz
unrcr französischer und unter preußischer Herrschaft, einen
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Einnahme-Etat aufzustellen, in welchem die Elemente
nicht verschiedenartigsind.

Departements- oder Provinzial-Stenern rechne ich
den Staatsstenern gleich, wie sie denn auch, dem Zwecke
und theilweise dem Ursprünge nach meistens schwer zu
unterscheidensind. Je mehr z. B. die Rheinprovinz zum
Bau von Departements-Straßen beiträgt, desto weniger
braucht anS allgemeinemStaatSsond dazu verwendet zu
werden.

Gemeinde-Stenern führe ich besonders ans, weil sie
weit weniger als Provinziell- oder Departemental-Stenern
den StaatSstenern gleichein Indessen ist die Veranschla¬
gung der Gemeinde-Stenern, um eine Vergleichnng an¬
zustellen, nothwendig, denn je mehr unter der einen Ru¬
brik gesteuert wird, desto weniger steuerbar bleibt der Un-
terthan unter der andern.

Viertes Kapitel.
Vergleich ungs - A crhältnissc.

H. 16.
Von der Rheinprovinz werde ich, wie vorhin be¬

merkt, einen Einnahme-Etat der französischen,so wie der
preußischen Herrschaft aufstellen.

Einmal werde ich den Etat, gegenüber demjenigen
der andern preußischen Provinzen, und des gesammten
Staates liefern.

In einem andern Erat sollen die Einnahmen wah¬
rend der französischen und während der preußischen Herr¬
schaft mit einander verglichen werden; in diesem Etat
werden jedoch die Einkünfte der Domainen nicht, fon¬
dern nur die Stenern aufgenommen.

Auch wird dieser Etat, obgleich das frühere und
das dermalige Steuer-Verhältnis; der Rheinprovinz dar¬
stellend, nicht auf diese letztere, sondern auf den Re-



26

gicrnngsbezirk Aachen gerichtet seyn. So wie das Re¬
sultat sich für diesen Bezirk herausstellt, ist eS, der
Hauptsache nach, iu der ganzen Provinz, wenig¬
st e u s a in linke u R h e iuufe r. Es fehlte mir au Ma¬
terial, die frühem Steuern der gauzeu Provinz zu er¬
mitteln; dagegen besaß ich es für den Regierungsbezirk
Aachen, besonders da das verdienstvolleWerk des Herrn
von Rennau über die administrativen Verhaltnisse dieses
Bezirks mir als trefstiche Vorarbeit zu Statten kam.

H. 17.
Wohl weiß ich, daß die Zulage-Centimenzu di¬

rekten Stenern am rechten Rheinnfer anders als am lin¬
ken sind; dennoch habe ich angenommen, daß sie dort
wie hier bestanden, und solchergestalt wissentlich etwas
Unrichtigesangegeben. Es ist geschehen, erstlich, weil
mir das erforderliche Material zur genauen Kenntniß der
mancherlei Verschiedenheitenin den Zulage-Centimenam
rechten Rheinnfer nicht zur Hand war; zweitens, weil
meine Verfahrnngswcise wenigstens für das linke Rhein¬
nfer, als dem größern Theile der Rheinprovinz, das
Stcnerverhaltniß richtig darstellt, und ein einsichtsvoller
Bewohner des rechten Rheinnfers darnach leicht ermesseil
kann, ob er weniger oder mehr als sein Mitnnterthan
des linken Rheinnfers zn steuern hat: drittens, weil die
etwaigen Differenzen, ans den Durchschnitt der Gesammt-
stener der preußischen Monarchie berechnet, wegen ihrer
Geringfügigkeit fast gar nicht in Betracht zn ziehen sind.
Nach dieser Crlanterung wird mir die wissentliche Unrich¬
tigkeit nicht zum Vorwurf gereichen.

5- 18.
Als Zeitpunkt bei der Berechnung der Stenern habe

ich angenommen:
Bei der srühcrn französischen, für di¬

rekte Stenern den ungefähren Durchschnitt des Zeitrau¬
mes der französischen Herrschast, jedoch eher ein mehr als
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ein weniger dieses Durchschnitts; für die indirekteil Steu¬

ern vorzüglich den Ertrag im Jahre 1811.

L. Bei den dermaligen preußischen Steu¬

ern fast durchgängig das Jahr 1838, weil ich für das¬

selbe die meisten nnd sichersten Materialien zusammen¬

bringen konnte. Auch wird seitdem keine erhebliche Ver¬

änderung in dem Stencrwesen stattgefunden haben, und

jenes Jahr also ziemlich richtig das jetzige Verhältnis;

darstellen.

<?. Bei den jetzigen französischen Stenern

das den Kammern vorgelegte Budget pro 1833.

Wo ich geuöthigt bin, die Stenern vor andern als

den vorstehenden Zeitpunkten herzuleiten, da werde ich

es angeben.

Die obigen Zeitpunkte sind in sofern günstig ge¬

wählte, als sie dazu beitragen, die frühcru französischen

Stenern nicht unter dem wirklichen Betrage zu veran¬

schlagen; denn das Jahr 1811 war bei der so erhebli¬

chen indirekten Steuer das einträglichste während der

Dauer des französischen Kaiserreichs.

H. 19.

Obgleich hie und da manches aus amtlichen Quel¬

len entnommene Material zur Berechnung der Steuern

in Preußen dem Drucke übergeben worden ist, so hat es

dennoch nicht überall ausgereicht, und ich habe in sol¬

chem Falle die Stenern nach Muthmaßnngen und erhal¬

tenen schriftlichen oder mündlichen Mittheilungen so nor-

mirt, wie es uns am wahrscheinlichsten war. Die auf

diese Weise nothweudig entstehenden Jrrthümer sind un¬

absichtlich, und Berichtigungen werde ich, wird das Pub¬

likum dankbar aufnehmen.

H. 30.

Die Bevölkerung des Negiernngs-Bezirks Aachen,

nach der dermaligen Begränznng desselben, nehme ich

für den Zeitraum der französischen Herrschaft, mit v.

Reiman, zu 305,000 Seelen an. Die erste Volkszäh-
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lung unter preußischer Herrschaft ergab zwar 307,324
Seelen; indessen wurde, ebenfalls nach v. Reiman, das
Mehr von 2,324 Seelen durch die im Jahre 1816 er¬
folgte Gränzberichtigung des Bezirks eingebüßt.

So nehme ich auch mit v. Reiman an, daß die
Bevölkerung des französischen Kaiserreichsvor dem Jahre
1814 43 Millionen betrug.

Die Volkszahl der Rheinprovinz und ihrer Ilnter-
abtheilungen im Jahre 1828 ist der rheinischen Statistik
entnommen worden. Es ist biernach die Bevölkerung
der Rheiprovinz 2,172,545, und des Regierungsbezirks
Aachen 347,232 Seelen.

Bei den übrigen preußischen Provinzen ist die Be¬
völkerung des Jahres 1828 nach dein ministeriellen Me¬
moire vom 18. Mai 1830, welches sich bei dem Land¬
tagsabschiede für Westphalenbefindet, angenommen wor¬
den. Da in diesem Memoire jedoch die Volkszahl von
Westphalen und der Rheinprovinz nicht einzeln, sondern
zusammengenommen angeführt wird, so habe ich die Be¬
völkerung der crstern Provinz dadurch ermittelt, daß ich
diejenige der andern von der durch den Minister für
beide Provinzen angegebenen Gesammtzahl in Abzug
brachte.

Frankreichs Bevölkerung betrug nach der Zahlung
von 1826 31,851,545 Seelen; der Ueberschuß der Ge¬
burten betrug im folgenden Jahre 200,000; ein Resul¬
tat spaterer Volkszahlungwar mir nicht bekannt, und so
durfte ich die Bevölkerung des Jahres 1832 nach der
Wahrscheinlichkeit füglich auf 324 Millionen normiren.

H. 21.

Die Bodenfiachcn habe ich wie folgt angenommen:
des Regierungsbezirks Aachen nach dem Resultate des
Katasters; der Rheinprovinz nach der rheinischen Stati¬
stik; der übrigen preußischen Provinzen nach Mühell,
mit Weglassung des Flächenraums der Gewässer; von
Frankreich nach der allgemeinenAnnahme zu 10,087
O.uadratmeilcn.
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H. 22.

Unter eiitem Morgen Boden stäche oerstehe ich überall

den preußischen (oder Magdeburger) Morgen, davon 22222

in einer preußischen, und 21490 in einer geographischen

O..Meile einhalten sind. Ein solcher Morgen ist gleich

0,255 französischen Hectaren; es gehen also ziemlich ge¬

nau 4 Morgen ans eine Hectare. Dies; letztere Ver¬

hältnis; wird, seiner Einfachheit wegen, bei Reduktionen

von mir angenommen.

Ein französischer I?oct«l!ti-t: (von 100 Illtres) ent¬

halt 85,^5 Bereiner O.nart, deren 04 ans einen Eimer

gerechnet worden. Dies; ergiebt ziemlich nahe daS Ver¬

hältnis; von 8 Ilootoliwos -- 4 Eiiiter, welches ich, eben¬

falls der größern Einfachheit wegen, bei vorkommenden

Berechnungen zu Grunde lege.

100 französische Kilogrammen rechne ich gleich 214

Pfund preußisch.

Ich nehme ferner an, daß 3 Zentner Wein oder

Branntwein mit 2 Eimern gleich zu rechnen sind, ein

Verhältnis; welches der Wirklichkeit sehr nahe kommt.

Die Rednkrion deö französischen Geldes in preußi¬

sches nehme ich nach dem, seiner Zeit in der Rheinpro¬

vinz gesetzlich festgestellten, und auch von v. Rennau zu

Grund gelegten, Verhältnis; an, wonach 5 Franks 1 Rthlr.

7 gGr. 6 Pf. (oder 1 Rthlr. 9 Sgr. 4^ Pf.) betragen,

also 80 Franks ---- 21 Rthlr. sind.

Fünftes Kapitel.

Maßstab zum Vergleiche der Steuer-Höhe und anderer siaatö-

wirthschaftlicheu Verhältnisse.

H. 23.

Der allgemein übliche Maßstab Stenern mit einan¬

der zit vergleichen, ist die Berechnung, wie viel Stenern



50

in einem und in dem andern Staate auf den Kopf der
Bevölkerungfallen.

Allerdings ist dieser Maßstab von großem staatS-
wirthschaftlichen Interesse, doch allein angewandt nicht
im geringsten branchbar, die Höhe der Stenern zn cr¬
messen. Um dieß mit Einem hervorstechendenBeispiele
zn beweisen, nehme ich an, daß in der durch Reichthnm
und allgemeine Wohlhabenheit ausgezeichneten Stadt
Frankfurt a. M. 12 Rthlr., und in der armen Fabrik¬
stadt Montjoie 4 Rthlr. an Steuern auf jeden Kopf
der Bevölkerung fielen. Wie augenfällig unrichtig wurde
nun der hierauf gebaute Schluß seyn, daß in Frankfurt
die Steuern dreimal höher, als in Montjoie wären!
Da höchst wahrscheinlich auf den Kopf in der erster»
Stadt wenigstens sechs mal so viel Revenuen von Ka¬
pitalen, sunter welchem Ausdrucke hier Besitzthum jegli¬
cher Art verstanden wird,) und von Erwerb fallen als
in Montjoie, so würden, bei dem vorhin vorausgesetzten
Steuer-Verhältniß, die Bewohner Frankfurts nur halb
so hoch wie die von Montjoie besteuert sevn.

Was aber im Vergleiche zwischen Frankfurt und
Montjoie stattfindet, Ungleichheit der Kapitale und Er¬
werbsmittel, daS findet auch von Staat zn Staat, und
von Provinz zn Provinz statt. Daraus folgt denn, daß
die Höhe der Stenern nur nach dem Reich¬
thum und den Erwerbsmitteln der Bewohner
eines Staates oder einer Provinz geschätzt
werden kann.

H. 24.

Die Summe des Rcichthums und der Erwerbsmit¬
tel eineS Landes ist höchst schwierig, vielleicht unmöglich,
mit hoher Wahrscheinlichkeit aggropinativ zn ermitteln,
obgleich nicht zn verkennen, daß derjenige, welchem die
von aufgeklärten Regierungen gesammelten statistischen
Nachrichten zn Gebote stehen, umfassendere und richtigere
Resultate in dieser Art, als ich mit nur höchst beschränk-
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ttn Hülfsmitteln zu einein Vergleichnngs-Maßstab der
Höhe der Steuern, auszustellen im Stande ist.

H. 25.
Indessen in zwei Staaten, wo die beiderseitigen

Verhältnisse des Erwerbs ans den Grnndgütcrn zn den
übrigen Erwerbsquellen wahrscheinlich nicht sehr verschie¬
den von einander sind, lieferte schon die Ermittlung
des Reinertrages der Grnndgüter, so wie des
Werth es der letztern einen brauchbaren Maßstab für
die Höhe der Steuern.

Preußen und Frankreich dürften in dem vorstehend
bezeichneten Verhältnis in der That nickt sehr verschieden
seyn. Findet in dieser Hinsicht ein wesentlicherUnter¬
schied statt, so scheint derselbe unzweifelhaft darin zn be¬
stehen, daß der Erwerb ans den Grundgütern im Ver¬
hältnisse zn andern Erwerbsquellen in Frankreich kleiner
als in Preußen ist, oder umgekehrt,— waS einerlei ist, —
daß die letztern im Verhältnisse zum erikern in Frankreich
größer als in Preußen sind. Ein Unterschied dieser Art,
wenn ancb nicht sehr erheblich, dürfte allerdings nicht zn
leugnen seyn. Ich vermnthe dieß ans folgenden Gründen.

1) Preußen hat keine einzige große Handelsstadt,
wie Paris, Marseille, Bordeaux :c., und in solchen
Städten ist besonders der Geldreichthnmein mit dem
Grundbesitz in einige Konknrenz tretendes Kapital, und
der Erwerb ans dem Großhandel höchst wichtig.

2) Da Preußen keine andere, als Ostsee-Häfen be¬
sitzt, und der Handel derselben wegen mehrerer Schwie¬
rigkeiten noch zn keinem beträchtlichen Umfang heran¬
wachsen konnte, so ist die Rhederei, dieses so bedeutende
Kapitale in Anspruch nehmende Erwerbsmittel,dort Ver-
gleichnngsweisegegen Frankreich, nicht erheblich.

Möchte aber auch jener Unterschied stattfinden, so
bleibt dennoch der von den Grnndgütern hergenommene
Maßstab ein branchbarer, und zugleich gewährt ein sol¬
cher den Vortheil, daß lins darnach die Steuern eher
höher, als sie wirklich sind, in Frankreich erscheinen;
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und wir also UNI so weniger zu besorgen haben, das;
nach dem nämlichen Maßstabe die preußischen Steuern,
verglichen gegen die französischen, höher, als sie sind,
die Grundgürer in Preußen dagegen im Vergleiche zu
denen in Frankreich in einem kleinern Werthe, als sie
ihn haben, dargestellt werden.

tz. 26.

Außer dem Werthe der Grundgüker läßt steh auch
das beträchtliche und leicht zu veranschlagende Kapital,
welches in dem Werthe deS Viehes steckt, als Maßstab
mit benutzen.

Gern hätte ich, um noch größere Theile des Na¬
tional-Vermögens zum nämlichen Zwecke gebrauchen zu
können, den Werth der Ackergeräthschaften und der Haupt¬
produkte des Bodens veranschlagt, wie dies; Ehapral für
Frankreich gethan hat. Aber es fehlte mir für die Werth¬
schätzung dieser Gegenstände in Preußen an den erfor¬
derlich en H ü lfs g n e ll en.

Ich beschränke mich daraus, als Maßstab für
die Höhe der Stenern, und für andre staats-
w irts s ch aftliche Verhältnisse d e n R e i n e r t r a g
der Grundgüter und den Werth dieser letz¬
tern, so wie denjenigen deS Viehes zu ermit-
t e l n. Diesen vereinigten Werth nenne ich das Haupt-
Narional-Vermögen.

H. 27.
Zum Verständnis; meines Werkes ist vorzüglich wich¬

tig, wohl einzusehen, weshalb jener Maßstab gewählt
worden, und auch wie und was damit gemessen werden
kann; ich gebe deshalb noch einige Erläuterungendar¬
über.

Der Reinertrag der Grundgüter zeigt zuvörderst,
in welchem Maße die so wichtige Grundsteuer erhoben
wird; dies; zu übersehen ist um so nützlicher, als gerade
die Vertheiluug dieser Steuer dem meisten Tadel un¬
terliegt.
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2) Indem nachgewiesen wird, wieviel Reinertrag
von Grundgütern auf den Kopf der Bevölkerung fällt,
werden die Eigenthums-Verhältnisseund die Wohlha¬
benheit eines Staates oder einer Provinz ziemlich erkenn¬
bar, weil die Benutzung der Grundgürer, oder eigentlich
die Kultur des Bodens oder der Ackerbau das beträcht¬
lichste aller Erwerbsmittel ist.

Dieß Erwerbsmittel ist so erheblich, daß selbst in
dem Lande, wo der auswärtige Handel den größten Um¬
fang erreicht hat, in England, angenommen wird, daß
in jenen: Handel nicht einmal der achte Theil der Kapi¬
tale steckt, welche im Ackerbau beschäftigt werden. In
Preußen sowohl wie in Frankreich wohnt nur der vierte
Theil der Bevölkerung in den Städten z in den letztern
wird außerdem mehr Ackerbau betrieben, als auf dein
Laude städtische Gewerbe.

4) Daher steckt in dem Werthe der Grundgütcr der
bei weitem größte Betrag des National-Vermögens, in
Preußen sowohl wie in Frankreich, zumal, da in jenem
Werrhe auch derjenige der Gebäude mit begriffen ist,
also einer Menge Kapitale/ welche anders als zum Ak-
kerbau benutzt werden.

5) Wird dem Werthe der Grundgüter derjenige
des Viehes hinzugezählt, so hat man um so gewisser
das wirkliche Haupt-National-Vermögen, und zugleich
ein so größeres Maß zum Vergleiche von Steuern und
andern staatswirthschastlichenVerhältnissen.

6) Das Verhältnis des Reinertrages der Grnnd-
güter zu allen Steuern, wenn solche auch nicht von je¬
nem zu entrichten sind, gicbt, nach den unter 2 und 3
angegebenen Erläuterungen, schon einen Maßstab für die
Höhe der Stenern.

7) Abgesehen von dem unter 5 aufgestellten Ge¬
sichtspunkte, wird das Verhältnis; des Werrhes des
Viehes zu Steuern und zu den Eigenthnms-Verhältnis¬
sen für einen oder den andern Leser von Interesse seyn.

5
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Sechstes Kapitel.

Rcincrirag der Grunbgüter. Kataster der westlichen Provinzen;
insbesondere des RegierungsbezirkesAachen.

G. 28.

Es ist schmierig den Reinertrag der Grnndgüter nach
einem und dein nämlichen Maßstabe in den östlichen und
westlichen preußischen Provinzen und in Frankreich zu er¬
mitteln. Nur Annäherung an die Wahrheit ist möglich,
jedoch auch hinreichend. Ich werde bei meinen Veran¬
schlagungen die schon weit gediehenen Resultate der Ka¬
taster-Arbeitenin der .Rheinprovinz und in Westphalen,
insbesondere den vollendeten Kataster des Regierungsbe¬
zirkes Aachen zum Grunde legen.

H. 29.
Bereits während der französischenHerrschaft waren

die Kataster-Arbeitenam linken Rheinufer begonnen wor¬
den; es war Napoleons Absicht, ganz Frankreich kata-
striren zu lassen, und ans diese Weise die Klagen über
ungleiche Vertheilnng der Grundstener zwischen den De¬
partementen wie zwischen den Gemeindeil wirksam zu be¬
seitigen.

Die Absicht und das Unternehmen waren eines gros¬
sen Mannes würdig; seine fortdauernden Kriege und die
damit verbundene außerordentliche Anwendung der Staats¬
kräfte hinderten jedoch ein schnelles Fortschreiteil der Ka¬
taster-Arbeiten. Diese sind theuer, denn die Katastri-
rung einer O.nadratmcile kostet, je nachdem wenig oder
viele Parzellen vorhanden sind, 3 bis 6009 Rthlr.

Die preußische Staatsregierung nahm Napoleons
Unternehmen ans, verordnete, daß die Kataster-Arbeiten
fortgesetzt, und nicht nur aus die ganze Rhcinprovinz,
sondern mich auf Westphalen ausgedehnt werden sollten,
um zur Ausgleichungder Grundsteuer zwischen beiden
Provinzen und ihren Unterabtheilungcn zu führeil.
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Rasch ward nun die Arbeit gefordert. Nach einer
Bekanntmachung deS Finanzministersvom 7. November
1831 sim cölnischen Amtsblatte) waren 410880 Wohn¬
häuser und 13,050204 Morgen Land schon damals ka-
tastrirt. Im Regierungsbezirk Aachen war die Arbeit
ganz vollendet; die Resnltate derselben sind in der Ersten
Tabelle nachgewiesen.

Eine so umfassende Arbeit wie der Kataster, bei
welcher so viele Personen an verschiedenen Pnnkten zu¬
gleich beschäftigt sind, ist natürlich manchen Irrthümern
und Mängeln unterworfen. Es haben darüber vielsei¬
tige Verhandlungen der rheinischen und westphälischen
Provinzialständestattgesunden, deren wesentlichster Punkt,
(wenigstens so weit es hier daraus ankommt,) darin be¬
steht, daß die Reinertrage zu hoch abgeschätzt sehn sollen.
Die bekannt gewordenen Kataster-Verhandlungenweisen
in dieser Beziehung Folgendes nach.

1) Der Reinertrag der unter der französischen Ver¬
waltung katastrirtcn Fluren hat durchschnittlich um weni-
nigstens 20 Prozent höher gestellt werden müssen, damit
eine Parität mit den spätern Abschätzungenunter preu¬
ßischer Verwaltung bewirkt werde.,

2) Ans gleiche Weise hat der Reinertrag der unter
französischerVerwaltung katastrirten Gebäude noch weit
mehr, mitunter bis auf ungefähr das Doppelte, erhöht
werden müssen.

3) Das preußische Kataster soll in zwiefacher Hin¬
sicht die Reinerträge überschätzen, indem ans der einen
Seite der Ertrag an Korn :c. zu hoch, auf der andern
die Knlturkosten zu niedrig angenommen wurden.

4) Die Norm, für Unterhaltnngs-Kostender Ge¬
bäude nur den vierten The-l des Brutto-Ertrages der¬
selben in Abzug zu bringen, soll zu niedrig angenommen
sehn. Als Beleg wird angeführt, daß selbst nach dem
Grundsteuer-Gesetze des vormaligen Königreiches West-
phalen bei Abschätzung des Miethwerths der Gebäude
die Hälfte desselben für Unterhaltungskosten in Abzug
gebracht wurde.
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5) Die, aus den ersten Verwaltnngs-Beamten nnd
angesehenen Eingesessenen zusammengesetzte, obere kontrol-
lirende Behörde der Kataster-Arbeiten hat fast einstim¬
mig erklart, daß die Reinertrage um ein Drittel zu hoch
abgeschätzt waren.

6. Selbst die mit der Leitung der Kataster-Arbei¬
ten Seitens der Staatsregicrung beauftragten Beamten
geben nach, daß die Reinertrage nm den vierten Theil
zu hoch abgeschätzt sind.

Beharrlich haben die Provinzialständeder westlichen
Provinzen die Herabsetzung eines Drittels der Abschätzung
der Reinerträge nachgesucht; eben so beharrlich ist das
Gesuch bisher von der Staatsregicrung abgeschlagen wor¬
den, unter der Bemerkung, daß die Abschätzung ja nur
zur Parifikation der Grundsteuer in den westlichen Pro¬
vinzen dienen solle, und für diese in jeder andern Hin¬
sicht ja unpräjudizirlich seh, wenn die Reinerträge wirk¬
lich zu hoch normirt sehn sollten. Die Provinzialstände,
besonders diejenigen von Westphalen, scheinen aber die
Geschichte der Stenern zu kennen, (nach welcher wirklich
nur gar zu leicht ein Präjudiz entsteht, und die Provinz
allemal am schlimmsten wegkommt, welche sieh nicht vor
einem solchen hütete,) und deßhalb lassen sie das Gesuch
bis jetzt noch nicht fallen.

H. 30.
Aus allen diesen Verhältnissen geht hervor, daß die

Katastral - Reinerträge, um sie der Wahrheit nahe zu
bringen, füglich und wenigstens tun den vierten Theil
herabzusetzen sind; ich nehme dicß Verhältnis? als Basis
meiner Berechnungen an.

H. 31.
Hiernach ist der Reinertrag des Regierungsbezirkes

Aachen, der nach dem Kataster, (wie in Tabelle 1 nach¬
zugehen,) 2,701030 Rthlr. beträgt, in runder Summe
zu 2,026400 Rthlr. zu normiren.

Behufs der Vergleichnugen des finanziellen Zustan-
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des jenes Bezirks »nährend der französischen Herrschast
muß aber berücksichtigt werdeil, daß unstreitig seit den,
Aufhören der letztern der wirkliche Reinertrag zugenom¬
men hat, und daß die obige Veranschlagung schon ans
dieser Zunahme beruht, weil die meisten Abschatzungen
gemacht worden sind, als schon die Zahl der Hausereine Vermehrung, uud die Bodeu-Kultur eine Ausdeh¬
nung erfahren hatte. Deßhalb nehme ich für jene
Vergleicht!ngen den Reinertrag während der franzö¬
sischen Herrschast nm 5 Prozent niedriger zu 1,925100
Rthlr. an.

H. 3?.

In H. 29 ist gezeigt worden, welch ein beträchtli¬
cher Theil der westlichen Provinzen gegen Ende des Jah¬
res 1831 schon katastrirt worden war. 'lntcr den ka-
tastrirten Theilen erfolgte daraus eine Ausgleichung
der Grundsteuer, uud diese letztere, der Prinzipal-Summe
nach, betrug alsdann 12H°^ vom steuer-
p l i eh tigcn Katast r a l - Reinertrage. Schwerlich wird
man von der Wahrheit sich wesentlich bei der Annahme
entfernen: daß wenn der Kataster ganz beendigt gewesen
wäre, und die steuerfreien Karastral - Reinerträge
in die Berechnung des durchschnittlichen Verhält¬
nisses der Steuer zum Gesammt - Reinertrage
mit hineingezogen würden, dieses Verhältnis; 12 Prozent
sehn werde.

Da nun, als jene Ausgleichungerfolgt war, die
Prinzipal-Summe der Grundsteuern in der Rheinpro¬
vinz 1,999357 Rthlr. betrug, so müßte, nach dem Ver¬
hältnis; von 12 der Steuer zu 100 zu des Katastral-
Reiuertrages, dieser letztere für die Rheinprovinz sich ans
16,001303 Rthtr. belaufen.

Nach Abzug eines Viertels von dieser Summe nehme
ich daher den wirklichen Reinertrag in runder Summe zu
12,496000 Rthlr. an.
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H. 33.
Da Westfalen mit der Rheinprovinz, wie in H. 29,

32 bemerkt worden ist, in einem Katastral- nnd Grund¬
steuer-Verbände steht, so kann der Reinertrag der Grnnd-
güter jener Provinz nach dem nämlichen Fuße wie in
dieser ermittelt werden.

Die Prinzipal-Summe der Grundsteuer betrug nach
der im vorigen H erwähnten Ausgleichung in Westfa¬
len 1,258630 Rthlr.; der Katastral-Reinertrag würde
sich also aus 10,488582 Rthlr. stellen, so daß nach Ab¬
zug eines Viertels von dieser Summe der wirkliche Rein¬
ertrag in runder Summe zu 7,866000 Rthlr. zu nor-
miren ist.

Siebentes Kapitel.
Reinertrag der Grundgütcr; Fortsetzung. Abschätzung der östli¬

chen Provinzen.

H. 34.
Sie viel mir bekannt, ist nirgends in den östlichen

Provinzen ein eigentliches Kataster angefertigt, noch da¬
mit bis jetzt angefangen worden. Abschätzungen sind
wohl in den Theilen, welche früher zum Königreich West¬
falen gehörten, für die Umlage der damaligen skönigl.)
westfälischen Grundsteuer vorgenommen worden, auch
mag es deren sonst noch geben; solche Abschätzungenbe¬
ruhen aber auf so verschiedeuartigen Grundsätzen, und
die Materialien sind so zerstreut, daß das, was mir be¬
kannt geworden, nicht zur Anlage eines allgemeinen Maß¬
stabes sür die Abschätzung der Provinzen zu benutzen war;
doch diente es immerhin dazu, meine Meinung über die
Ertragsfähigkeitdes Bodens einzelner Provinzen zu be¬
richtigen und festzustellen.

Um nun zu einer der Wahrheit einigermaßen sich
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nähernd«! Abschätzungder östlichen Provinzen zu gelan¬
gen, werde ich die Bodenflächen, hinsichtlich des Ertra¬
ges, nach Maßgabe meiner Ansicht über die Kultur und
die Fruchtbarkeit der abzuschätzenden Provinz, so wie
über den Verkaufswerth ihrer Produkte, in Parität mit
mehr oder weniger ertragsreichen Kreisen des Regierungs¬
bezirkes Aachen stellen; der Kataster dieses Bezirkes (nach
Tabelle 1,) giebt hierüber Ausweise. Ich ermittle als¬
dann den m uth maß liehen Katastral - Ertrag nach
denjenigen der Kreise des Regierungsbezirkes Aachen, die
ich zum Vergleiche gewählt habe.

Auch die Gebäude der östlichen Provinzen schätze
ich auf den Grund des Katasters von der Rheinprovinz
und Westphalen, und insbesondere deS Stadtkreises Aa¬
chen ab. Die Gebäude einzelner großer Stüdte werde
ich in der Regel besonders, sonst aber diejenigen der
Städte und des Landes zusammengenommendurchschnitt¬
lich abschätzen. Solchergestalt wird auch für die Ge¬
bäude der muthmaßlichc Katastral - Reinertrag ermittelt,
und zwar nach dem Maßstabe des Rheinisch-Westfä¬
lischen Katasters.

Nach dem nämlichen Grundsahe wie bei der Ab¬
schätzung von der Rheinprovinz und Westphalen, werde
ich von dem ans vorstehendeWeise ermittelten mnthmaß-
lichen Katastral-Rheinertrage, sowohl der Bodenflachen
als der Gebäude, den vierten Theil für zu hohe Schät¬
zung abziehen. Bei dieser Verfahrungsweisehoffe ich
die Abschätzung der östlichen Provinzen mit derjenigen
der westlichen in Uebereinstimmung zu bringen.

Von den Bewohnern der östlichen Provinzen wer¬
den diejenigen, welche den Regierungsbezirk Aachen ge¬
nau kennen, mir schwerlich den Vorwurf machen, daß
ich ihre Bodenflächen zu hoch geschätzt hätte. So schlechte
Heiden wie die Kreise Malmedy und Montjoie unter
dem Namen des Veens haben, finden sich nur höchst
selten in den östlichen Provinzen, in welchen man unter
der Benennung „Heide" häufig Waldungen versteht, die
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außer dem Ertrage an Holz manchmal sogar noch Weide
liefern.

Zum Verständnis der Abschätzungen der Gebäude,
und zur Vermeidung der Ansicht, als wenn etwa der
muthmaßliche Kamstral - Reinertrag im Verhältniß zum
rheinisch - westphälischen Kataster zu hoch angenommen
seyn könnte, muß ich aus einige Ergebnisse dieses Kata¬
sters besonders aufmerksam machen.

Nach den vom Finanzministeram 18. Mai 1880
den westphälischenProvinzialständenmitgetheilten Resul¬
taten der Zusammenstellungen des rheinisch-westphälischen
Katasters ergab sich: daß, einschließlich der Bodenstächen,
die Wohnhäuser in 107 Städten durchschnittlichzu 27
Rthlr., aus dem Lande durchschnittlich zu 4^ Rthlr. und
die sämmtlichen katastrirten Wohnhäuserder Städte und
des Landes durchschnittlichzu 8 Rthlr. 13 Sgr. abge¬
schätzt waren.

Nach der Bekanntmachung des Finanzministers vom
7. November 1831 lim cölnischen Amtsblatt) waren da¬
mals 410880 Wohnhäuser abgeschätzt zu einem Reiner¬
trage von 3,624349 Rthlr.; dieß crgiebt einen Durch¬
schnitt von 8 Rthlr. 25 Sgr.

Nach Tabelle 1 ist der durchschnittlicheKatastral-
Reinerrrag der Wohnhäuser im Regierungsbezirk 'Aachen
8 Rthlr. 19 Sgr., und derjenigen des StadtkreisesAa¬
chen 70 Rthlr. 7 Sgr. Es ist hierbei zn berücksichtigen,
daß ohne Zweifel keine der größern Städte der Monar¬
chie verhältnismäßig so viele arme und im höchsten
Grade schlecht und eingeschränkt wohnende Menschen ent¬
hält wie Aachen. Außerdemzeigt schon die flüchtigste
Beobachtung,wie viel kleiner die Wohnhäuserin Aachen
sind, als z. B. in Berlin und Magdeburg.

Die Anzahl der Wohnhäuser in den östlichen Pro¬
vinzen nehme ich aus den Grund der Angaben von Müt-
zell an, jedoch unter ungefährer Berücksichtigungder Zu¬
nahme, welche seit jenen Angaben stattgesunden hat.



61

H. 35.

Wer die Provinz Sachsen in verschiedenen Richtun¬

gen durchreiset, und auch den Regierungsbezirk Aachen

genau kennt, wird keinen Augenblick anstehen, jene bin¬

st chrl ich der Fruchtbarkeit weit über diesen zu stellen. Ver¬

mittelst der Eibe und der Saale haben die meisten Theile

der Provinz einen wohlseilen Transport des l.ieberstustes

ihrer landwirtschaftlichen Produkte nach Hamburg, wo¬

durch der Werth der leStern wesentlich erhöhet wird, so

daß die Provinz Sachsen in dieser Beziehung dem Re¬

gierungsbezirk Flachen nicht nachsteht. Daher überschätzt

mau schwerlich den Reinertrag Sachsens, wenn man den¬

selben demjenigen des Regierungsbezirks Aachen mit Aus¬

schluß des Kreises Malm.edh gleichstellte.

Diesen Kreis ausgeschlossen, ergiebt der Regierungs¬

bezirk Aachen auf 1,305049 Morgen einen Katastral--

Reiuertrag von 2,088533 Kthlr-; Durchschnitt 48 Sgr.

sviernach ergeben an Reinertrag in Sachsen:

9,841338 Morgen n 48 Sgr. 15,746140 Rthlr.

Für Wohnhäuser rechne ich:

3100 in Magdeburg n 90 Kthlr. 279000 —

203000 außerdem n 7 — 1,421000 —

Summe des muthmasst.Katast.-Rcrtr. 17,446140 Rthlr.

Nach Abzug eines Viertels von diesem Betrage stellt

sich der Reinertrag in runder Summe auf 13,034000 Rthlr.

H. 36.

Die große Kultur und die Ergiebigkeit des größcrn

Tbeiles des Bodens in Schlesien sind bekannt; der

Sandboden einiger Kreise wird durch die ausgezeichnete

Fruchtbarkeit anderer reichlich aufgewogen, so daß im

Durchschnitt Schlesien mit Recht eine fruchtbare Provinz

genannt wird. Der Werth der Produkte wird durch

mannichfache Industriezweige, welche in der Provinz blü¬

hen, und durch die Wasterverbindung mit der Ostsee

gehoben.
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Unter diesen Verhältnissen werden die Schleper sich
nicht über eine Ueberschähung ihrer Bodenssächen beschwe¬
ren, wenn ich dieselben mit dem Regierungsbesirk Rü¬
chen, nach Ausschluß zweier der ergiebigsten Kreise, der
Landkreise Aachen und Jülich, gleich stelle.

D'eser so redusirte Regierungsbezirk enthalt 1,367836
Morgen, welche 1,542194 Rrhlr. an Katastral-Reiner-
trag liefern; Durchschnitt 334 Sgr.

Darnach ergeben in Schlesien an Reinertrag:
15,475279 Morgen 5 334 Sgr. 17,435481 Rthlr-

Für Wobnhäuscr rechne ich:
3800 in Breslau k 200 Rthlr. 760000 —

348000 außerdem — 6 — 2,088000 —
Summe des mnthmaßl.Katasi.Reinertr. 20,283481 Rthlr.

Nach Reduktion eines Viertels stellt sich also der
Reinertrag in runder Summe auf 15,213000 Rthlr.

H. 37.
Brandenburg enthalt wenig sehr fruchtbare Bo¬

denstächen; diese sind durchschnittlich eher unfruchtbar zu
nennen. Indessen erhalten Kultur und Produktion durch
den Konsums einer großen Hauptstadt, durch Wasserver-
biudungen mit der Ost- und Nordsee, und durch meh¬
rere nicht unbeträchtliche Fabrikzweige einen größer!: Werth,
als sie unter ungünstigemUmstanden haben würden.

Gleichwohl oergleiche ich die braudenburgischen Bo-
deuflachen nur mit denen oon fünf unfruchtbaren Kreisen
deS Regierungsbezirks Aachen, nämlich Eupen, Heins¬
berg, Malmedy, Moutjoic und Schleiden.

Diese fünf Kreise haben zusammen einen Flächenraum
oon 945730 Morgen mit einem Katastral-Reiuertrage von
647461 Rrhlr.; Durchschnitt 20z^ Sgr.

An Reinertrag ergeben also in Brandenburg:
16,102631 Morgen k 20^ Sgr. 11,030302 Rthlr.
Für Wohnhäuser ist hinzuzurechnen:

7500 in Berlin ü 500 Rthlr. 3,750000 —
168500 außerdem — 7 — 1,179500 —
Summe des muthmaßl. Katast. Reinert. 15,959802 Rthlr.
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Diese, «m ein Viertel redncirt, ergeben an Reiner¬
trag in runder Snmine 11,970000 Rthlr. P

H. 38.
Der Werth der Bodenfläche im südlichen Theile von

Pommern ist zwar geringer, als der durchschnittliche

°) Nachdem die vorstehende Berechnung bereits angelegt und in
die Tabellen übergegangen war, kam mir noch die sowohl im Jahre

1829 als auch 1831 in Berlin erschienene „Statistische Ucbcrsicht der

Bevölkerung, der Kommunal-Einnahmen und Ausgaben von Berlin"

zu Gesicht.
Tcmnach hatte Berlin zu Ende des Jahres 1829 7342 Häuser,

also etwas weniger, als meine obige Annahme.
Dagegen war der Miethwcrth der Häuser, ohne Veranschla¬

gung der königlichen Gebäude und derjenigen, welche der
Kommun, den Kirchen, Schulen und frommen Stiftungen

gehören, 4,405340 Rthlr. Die Anzahl der nicht veranschlagten Häu¬
ser ist 341.

Im Jahre 1828 hatten:

709 Häuser einen Miethwcrth von 8 bis 100 Rthlr.
3284 — — — — 101 — 500 —

1995 — — — — 501 — 1000 —

1231 — ----- — — 1001 — 4000 —

21 — — — — 4001 — 11500 —

In dem rheinisch-westphälischcn Kataster, folglich auch in meiner

Veranschlagung des Reinertrages, sind die gesetzlich steuerfreien Boden-

stächen und Häuser hcgriffcn. Würde nach diesem Grundsätze der Mieth¬
wcrth jener 341 gesetzlich steuerfreien Häuser in Berlin, der höchst wahr¬

scheinlich im Durchschnitt 1500 bis 1000 Rthlr. für jedes, nach dem

vorstehenden Auszüge, betragen dürfte, dem angegebenen Micthwcrthe

von 4,405340 Rthlr. hinzugerechnet, so müßte dieser auf ungefähr 5

Millionen Rthlr. sich belaufen. Oben nahm ich nach dem Verhältnisse

des rheinisch-wcsiphälischcn Katasters 3^ Millionen Rthlr. an, also um

25 Prozent weniger. Und doch dürfte schwerlich in Berlin der Mieth¬

wcrth in dem Verhältnis; hoch abgeschätzt seyn, wie derselbe nach dem
rhcinisch-wcstphälischcn Kataster in Aachen und andern großen Städten

angenommen worden ist.

Dicß mag als ein Beleg dienen, wie sehr ich mich vor Ucberschä-

tzung der Reinerträge der östlichen Provinzen gehütet habe, um auch

nicht dem kleinsten Vorwurfe ausgesetzt zu seyn, daß ich die lieber«

bürdnng, welche die westlichen Provinzen in der Grundsteuer erleiden,
zu grell darstellen wolle.
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Werth der brandenbnrgischen Bodenflache; desto höher
ist dagegen der Werth des ergiebigen Bodens, welcher
sieh zwei bis vier Meilen breit an der ganzen Ostseekü¬
ste der Provinz, mit geringer Ausnahme, entlang zieht,
so wie des Landes an den Ufern der Oder. Deshalb
stelle ich diese Provinz bei Berechnung des Reinertrages
der Bodenstächc mit Brandenburg gleich.

Es ergeben also in Pommern an Reinertrag:
«,666222 Morgen k 20« Sgr. 7,991636 Rthlr.

Dazn sind zu rechnen:
98099 Wohnhäuser u, 7 Rthlr. 686099 —

Summe des mnthmaßl. Katast. Rcinertr. 8,677636 Rtblr.
Reinertrag nach Abzug eines Viertels von diesem

Betrage, in runder Summe; 6,508099 Rthlr.
39.

Die Provinz Preußen ist fast überall ostlich der
Weichsel, so wie in den Danziger Niederungen äußerst
fruchtbar, und übertrifft dort durchschnittlich die Provinz
Brandenburg in der Güre des Bodens. Nimmt man
indessen auf Klima und andere ungünstige Verhältnisse
Rücksicht, so wie ans die sandigen Flächen westlich der
Weichsel und südlich der Danziger Niederungen, so muß
man den Werth der Bodenfiächen weit niedriger veran¬
schlagen , als in Brandenburg. Ich nehme daher an,
daß die Provinz Preußen in Hinsicht jenes Wertstes mit
den drei unergiebigsten Kreisen des Regierungsbezirks
Aachen, nämlich mit Malmedy, Montjoie und Schlei¬
den gleichzustellen ist.

Diese drei Kreise enthalten 781952 Morgen mit
einem Katastral-Reinertragc von 349645 Rthlr.; Durch¬
schnitt für den Morgen 13h Sgr.

Es ergeben also in der Provinz Preußen an Reinertrag:
24,194045 Morgen ü 13 h Sgr 10,806673 Rthlr.

Für Wohnhäuser ist hinzuzurechnen:
9499 in Königsb.u. Danz.lt 75 Rthlr. 795900 —

215900 außerdem — 1 , 182509 —
Summe des mnthmaßl. Katast. Rcinertr. 12,694173 Rthlr.
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Nach Abzug eines Viertels von diesem Betrage er-
qiebt sich der Reinertrag in rnilder Smnmc zu 9,521000
Reichsthalcr.

H. 40.
Posen hat, mit Ausnahme des vortrefflichen Kn-

javiens und eitles Theils der Netze- und Warthe-l!fer,
einen wenig fruchtbaren Boden; ans jene wirkt daS Kli¬
ma fast so nachtheilig als in Preußen, lind die geogra¬
phische Lage der Provinz ist nur wenig günstiger als dort.

Bei diesen Verhaltnissen normire ich den Reinertrag
der Bodenfiächen nicht höher, als denjenigen der Kreise
Malmedy und Montjoie, der allernnergiebigsten des Re¬
gierungsbezirks Aachen, deren Bodenstächezu mehr als
dem dritten Thcile ans beinahe völlig ertraglosen mora¬
stigen Heidelt besteht.

Diese beiden Kreise sind zu einem Reinerträge von
171476 Rrhlr. katastrirt worden, und enthalten 460972
Morgen; Durchschnitt IIP? Sgr. für den Morgen.

In Posen ergeben hiernach all Reinertrag:
11,572551 Morgen « 11P? Sgr. 4,301130 Rthlr.

Es ist hinzuzimehmen:
für 11 2,700 Wohnhäuser ü 5;- Rth lr. 019850 —
Summe des muthmaßl. Katast. Reinertr. 4,920000 Rthlr.

Nach Abzug eines Viertels bleibt ein Reinertrag in
runder Summe von 3,691000 Rthlr.

Achtes Kapitel.

Reinertrag der Grundgütcr; Fortsetzung. Ab¬

schätzung von Frankreich.

H. 41.
Damit der Reinertrag der Grnndgüter Frankreichs

so viel als möglich in dem nämlichen Verhältnisse,wie
das für die preußischen Provinzen angenommene,abge-
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schätzt werde, ist nothwendig, mehrere Evolutionen jenes
Reinertrogs anzuführen, und Vergleichnngspunkte mit
dem rheinisch-westindischenKotaster auszusuchen.

H. 43.
In einem bekannt gewordenen Berichte des franzö¬

sischen Finanzmiuisters vom Jahre 4813 schätzte derselbe
den Reinertrag der Grundgüter zu 1454 Millionen Fr.,
und zwar: die Bodenstächen zu 1131, und die Gebäude
zu 333 Mill. Fr.

Ehaptal führt mehrere Schätzungenan, eine zu
1486, eine andere zu 1334, eine dritte zu 1636 Mill.
Fr. (ausschließlich Korsika) au.

H. 43.
Die Abschätzung zu 1626 Mill. Fr. beruhet auf

Untersuchungen,welche Chaptal für sehr gut geleitet
erachtet, und die der französischeFinauzminifter 2 o u i s
durch gleichzeitig von ihm in die Departemente gesandte
Sachverständigeanstellen ließ. Es wurde als Grund¬
lage der Vergleichuugenund Untersuchungenangenommen:

1) Die Kataster-Arbeiten, so weit solche gediehen waren;
3) Das Verhältniß der Pachterträge zu den frühern

Abschätzungen;
3) Die an der Grundsteuer bewilligten Abschreibungen;
5) Kaufkoutrakte, der notorisch bekannte Verkaufswerth

der Grundstücke, der Zinsfuß der hypothekarischen
Schulden;

5) Das wirkliche Verhältniß des Reinertrags zur
Grundsteuer.
Der äußerst unterrichtete Baron Ch. Dnpin nimmt

in seinem berühmten Werke über die produktivenund
kommerziellen Kräfte Frankreichs diese Schätzung von
1636 Mill. Fr. an.

H. 44.
Chaptal selbst schätzt den Reinertrag der Boden¬

stächen Frankreichs auf 1478,762666 Fr.; rechnet man
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für Gebäude 332 Mill. (nach H. 42.) hinzu, so stellt
sich Chaptals (schützung auf 1810,702000 Fr.

Diese Abschätzung bietet manche Vergleichspunkte
mit dem rheinisch-mestphälischenKataster dar. Ich stelle
die Elemente jener mit Resultaten aus diesen, so wie der
preuß. Finanzministersolche in dem schon mehrcrwühu-
Memoire vom 18. Mai 1830 den westphalischen Pro¬
di,,zialstünden mittheilt, hier übersichtlich neben einander.

Natur der Bodcuflächcu.

Cliaxtal» Schä¬
tzung des Rein¬

ertrages i»o

Katastral-Nein-
crtrag i,'.Rhein»
provinz oIcst-

Ackerland
Wiesen
Weiden
Holzungen (in Frankr. ^Hochstamm.)
Weinbau-Land
Baumgarten
(6e,uüsegarten
Wild- und Oed-Landereien
Dito und verschiedener Boden
Verschiedene Kulturen
Kastaniengarten
Grundflachen der Gebäude

Das Verhaltniß der Hanpttheile des Bodens stellt
sich, nach Chaptals Angaben, und nach denen des
prenß. Finanzministcrs, folgendermaßen heraus:

Morgen. phgl. tzrorttz-ö-g
Sgl'. Sgr.

60 67
200 78

20 43
40 17

200 158
80s

240s
136

4
10

100 29
40

160 118

In den katastr.

In Frankreich.Natur dcr Bodcuflacheii. Prozent.
Bodenffächcn v.
Nheinprouinz u.

Wcstphalen.
Prozent.

Ilckerland 50H 41/
Wild- und Oed-Landcreien 8/ 13/
26iesen 7H 6/
Weiden 7 ,7 5/
Holzungen (in Frankr. ^ Hochstamm.) 15/ 17
Weinbau-Land 4/ 0/
Baum- nnd anderes Gartenland 2/ 1,^
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Vergleichtman daS Verhältnis; der Bodenflachcn
mit dem der 'Abschätzuugs- und Katastral-Reincrträge,
so scheint kein Zweifel obzuwalten, daß Chaptal nach
einem niedrigern Maßstabe abschätzte, als in den westli¬
chen Provinzen Preußens katastrirt worden ist.

Das Ackerland nimmt den beträchtlichsten Theil der
Bodenstächeein; in Frankreich, wo es über die Hälfte
derselben beträgt, ist dasselbe ohne Zweifel von großen»
Werthe, als in den katastrirten Thcilen der Rheinprovinz
und Westphalenstheils wegen der durchschnittlich größern
Fruchtbarkeit, theils weil diese letztere und die klimatischen
Verhältnisse die Kultnrkosten niedriger stellen, endlich,
wegen der durchgängig höhern Getreidepreise. Gleich¬
wohl nimmt Chaptal 7 Sgr. weniger für den Mor-
gcr an, als das rheinisch-westphälischeKataster.

Bei andern Bestandtheilen der Bodenstächesehen
wir freilich bei Chaptal meistens höhere Taxen. Diese
sind aber durch den größer» Werth, wie mir schein^
auch fast überall begründet. So z. B. sind die Kultnr¬
kosten beim Weinbau so viel kleiner und die quantitati¬
ven Erträge so viel größer in Frankreich als in der Rhein-
provinz, daß es wol ganz richtig ist, den Reinertrag hö¬
her als hier anzunehmen, ungeachtet der Werth des Pro¬
ducts dort viel geringer als hier ist, und zwar vorzüg¬
lich in Folge des in Preußen ans ausländische Weiuc
gelegren Einfuhrzolles. Würden aber die Wirkungen
der Zölle bei der Normirung des Reinertrages des Ackerlan¬
des im vollen Maße berücksichtigt, so müßte derselbe,
nach den Folgen des in Frankreich herrschendenCereal-
svstcms, beträchtlich höher als in der Nheinprovinz und
Westphalenveranschlagt werden.

Hiernach kann angenommen werden:
Daß das Ackerland in Frankreich ohne Berück¬

sichtigung der durch das Cereal-System hervorge¬
brachten theuern Getreide-Preise, wenigstens zu
75 Sgr. nach dem Verhältnis; von 67 Sgr. in der
Rheinprovinz und Westphalen abgeschätzt werden
müßte, daß aber nach dem nämlichen Verhältnisse
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wenigstens 90 Sgr. zu norniircn wären, wenn nian
die Folgen jenes Svstemes berücksichtigte;

2) Daß die übrigen Theile der BodenstächeFrank¬
reichs in der Abschätzung von Chaptal wenigstens
nicht höher, höchst wahrscheinlich aber niedriger ver¬
anschlagt sind, als wenn solche nach dem Verhält¬
nis? des rheinisch - westphälischen Katasters abge¬
schätzt worden wären;

3) Daß demnach, um die Parität mit diesem Verhält¬
nis; herzustellen, die BodcnflächeFrankreichs noch
um zwei bis dreihundert Mill. Franks mehr zu
schätzen seh, als dieß von Chaptal geschehen ist.

H. 45.

Auch die Gebäude sind zu 332 Mill. Franks ohne
Zwe ifel nach einein niedrigen: Maßstabe geschätzt, als
in der Rhcinprovinz und Westphalen katastrirt worden ist.

Hier sind, wie weiter oben schon angeführt wurde,
die städtischen Wohnhäuser einschließlich der Bodenstächcn
im Durchschnitt zu 27 Rthlr. oder 103 Fr. katastrirt
worden; man wird also 100 Fr. ausschließlich der Bo-
denfiächen annehmen können. Im H. 37. ist gezeigt
worden, in welchem hohen Grade die sehr großen Städte
wie Berlin zu dem Reinertrage von Gebäuden beitragen;
der Durchschnitt würde daher beträchtlich höher zu stehen
kommen, wenn in den katastrirten .Ländertheilenein sol¬
ches Verhältnis mir eingewirkt hätte.

Ein anderer zu berücksichtigender Umstand ist, daß
der Werth der städtischen Gebäude wegen der Bauart
in Frankreich überhaupt größer als der in der Rhcinpro¬
vinz und Westphalenseyn dürste.

Endlich muß noch angeführt werden, daß, wie der
H. 29. schon bemerkt, der früher unter französischer Ver¬
waltung ermittelte Katastral-.Reinertrag von Gebäuden
beträchtlich erhöhet werden mußte, um die Parität mit
dem unter preußischer Verwaltung geleiteten Kataster zu
bewirken, und daß gleichwohl die Schätzung der Häuser

4



Neuntes Kapitel.
Der Werth des NieheS.

H. 47.
In der zweiten Tabelle gebe ich eine Uebersicht des

Viehstandes nnd des Werthes desselben.
Zur Erläuterung der Tabelle einige Worte.

zu 332 Mill. Fr. zun? großen Theil auf dem Maßstabe
des französischen Katasters beruhet.

Alle diese Umstände begründen daher die Meinung,
daß der Reinertrag der Hanser in Frankreich sich auf
mehr als 332 Mill. Fr. belaufen müßte, wenn dieselben
nach dem Maßstabe des rheinisch-westphälischen Kata¬
sters abgeschätzt würden.

H. 46.
Ans dem Vorhergehendenist zu folgern, daß der

allerhöchsten Wahrscheinlichkeitnach, der Reinertrag der
Bodenflächenund Hanser in Frankreich sich ans 2166
bis 2266 Mill. Fr. stellen müßte, wenn dort wie in
der Rheinprovinz nnd Westphalen unter preußischer Ver¬
waltung, katastrirt würde.

Um so unbedenklicherkann daher, als Paritat mei¬
ner Schätzung des Reinertrages der Grundgüter in der
Rbeinprovinz nnd Westphalen, die H. 43. erörterte Ab¬
schätzung für Frankreich zu 1626 Mill. Fr. angenommen
werden. Und um so weniger ist diese zu hoch normirt,
da in derselben alle die Erweiterungender Kultur und
der Baulichkeiten nicht begriffen sind, welche in fünfzehn
FriedensjahrenStatt gefunden haben.

In jener Abschätzung ist Korsika nicht begriffen,
weshalb dieselbe von 1626 auf 1628 Mill. Fr. zu er¬
höhen ist. Diese betragen in runder Summe 427,356666 s
Reichsthaler.
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Der Bestand des Viehes im Jahre 1828 und des«

sen Werth sind nach der rheinischen Statistik für den

Regierungsbezirk Aachen und die Rheinprovinz angegeben.

Der Bestand in den andern preußischen Provinzen

war mir für das Jahr 1828 nicht genau bekannt. Müt-

zell giebt denselben pro 1816 und 1821 an; bei Fer«

ber findet sich die Angabe des Schasviehes pro 1825.

Aus diesen verschiedenen Nachweisen geht eine fortwäh¬

rende Znnahme des Bestandes fast aller Viehgattungen

hervor. Es ist kaum zu begreisen, daß die Zunahme;

wenn auch nicht überall in gleich starker Pro¬

portion, bis zum Jahre 1828 fortdauerte. Auf dieser

Basis beruhen meine Angaben des Vieh-Bestandes in

jenen Provinzen, so daß derselbe also nur muthmaßlich

normirt worden ist. Die aus diese Weise natürlich ent¬

standenen Abweichungen von der Wirklichkeit sind jedoch

von unerheblichem Einstufst bei der Berechnung des Haupt-

National-Vermögens, zu welcher ich vorzüglich die Ver¬

anschlagung des Vieh-Wertstes benutze.

Die zur Berechnung deS letztern von mir angenom¬

menen Preise sind:

n) In der Rheinprovinz nach der in der rheinischen

Statistik enthaltenen Veranschlagung;

b) In den übrigen preußischen Provinzen nach un¬

gefährem Verhältnis? jener Veranschlagung in der Rhein¬

provinz, unter Berücksichtigung der durch die Güte des

Viehes und durch die Oertlichkeit hervorgebrachten Ver¬

schiedenheit der Preise;

«) In Frankreich nach Chaptal> unter Berück¬

sichtigung des Umstandes, daß die Aufnahme des Be¬

standes 1812 gemacht worden, und Korsika nicht in der¬

selben begriffen ist. Chaptals Veranschlagung stellt

sich auf 1530,141476 Fr., oder 401,662137 Rthlr.;

füglich konnten daher 420 Millionen Rthlr^ angenommen
werden.

Die Werthangaben lassen Einwendungen zu, die

aber gegen jede andere Werthschähung auch zu machen

sind. Ich folgte deßhalb gern der von amtlicher Seite

4*
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ausgehenden Veranlassung der rheinischenStatistik, und
für Frankreich dem wohlunterrichteten Chaptal. Hin¬
sichtlich des Einflusses, den die Jrrthümer ans meine Ver-
gleichnngen ausüben, verweise ich ans das oben Gesagte.

In der Rheinprovinz giebt es zwar veredelte Seba-
fe, dennoch sind solche in der Tabelle in der Rubrik
Landvieh enthalten, und zwar vorzüglich deshalb, weil
der Werth in der rheinischen Statistik im Durchschnitt
angenommen worden ist. llebrigens würde, was man
hier veredelte Schase nennt, in Schlesien und Sachsen,
mit wenigen Ausnahmen, zum Landvieh gerechnet
werden.

Zehntes Kapitel.
Das Haupt-National- Verm ög cn.

H. 43.
Im fünften Kapitel ist bemerkt worden, was ich

unter Haupt-National-Vermögen verstanden haben will:
den Werth der Grnndgüter und denjenigen des Viehes
zusammengenommen.

Den erstem ermittle ich durch die Annahmen des
Satzes, daß die Grnndgnter zwanzig Mal den Reiner¬
trag Werth sind, was durchschnittlich in Frankreich und
Preußen wirklich der Fall sehn dürfte, in sofern die Grund¬
steuer unberücksichtigt bleibt, wie sie es bei dieser Veran¬
schlagung bleiben muß.

Dieses Verhältnis, nach dem im 6., 7. und 8. Ka¬
pitel ermittelten Reinertrag der Grnndgnter und dem in
der zweiten Tabelle angegebenen Werthe des Viehes,) zu
Grunde legend, ergeben sich in runden Summen fol¬
gende Betrage des Haupt-National-Vermögens:

Für die Rbeinprovinz 270,863000 Rthlr.
— Westphale» 171,563000 —
— Sachsen 283,337000 —
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Für Schlesien
— Brandenburg
— Pommern
— Preußen (Provinz)
— Posen
—- das Königr. Preußen
— Frankreich

331,595000

263,845000

147,399000

235,148000

87,833000

1780,483000

8967,000000

Rthlr.

Zweite Abtheilung-
Das Stenerwesen der Rheinprovinz unter

französischer Herrschaft.

Eilst es Kapitel.
Die Eintheilnng der Steuern.

H. 49.
Die Steuern können in direkte und indirekte

im Allgemeineneingetheilt werden. Der ersten: waren
in Frankreich vier, nämlich: Die Grundsteuer, die
Personal- und Mobiler--Steuer, die Patent-
stener und die Thür- und Fenster-Steuer.

Theilwcise könnte auch die Bergwerks-^) teuer
zu den direkten Steuern gezahlt werden; da aber der
größere Theil jener Abgabe eher zn den indirekten Steuern
gezahlt werden muß, so rechne ich dieselbe ganz zn den
letztern, um so mehr, als mir keine Nachweise darüber
vorliegen, wie viel auf direkte und wie viel auf indirekte
Besteuerungsweise eingekommenist.

'Außer dieser Eintheilung ist auch derjenigen in
Staats-, Departements- und Gemeinde-
Steuern zu erwähnen.
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Die Staats-Steuern, oder die, welche eigentlich für
die allgemeine Staatsverwaltung dienen sollten, bestan¬
den vorzüglich in der Prinzipal - Summe der direkten
Stenern und in den indirekten Stenern; von den letzten:
wurden für die Departemente keine erhoben, wohl aber
für Gemeinden, worüber weiter unten das Nähere.

Departements-Stenern wurden vermittelst Zulage-
Centimen zu der Principal-Summe der direkten Stenern
und zugleich mit dieser erboben. Im folgenden Kapitel
wird darüber weitere Aufklärung gegeben.

Die Gemeinde-Stenernbestanden vorzüglich in Zu¬
lage-Centimen zu direkten Stenern; nur in wenigen Ge¬
meinden gab es außerdem besondere indirekte Stenern.
Das 12. und 26. Kapitel werden hierüber weitern Aus¬
schluß enthalte!?.

Zwölftes Kapitel.

Die Zulage-Centimen zu den direkten Steuern, ins¬

besondere im sehcmaligen) Roer-Departement.

H 50.
Zum Vcrstandniß der nachfolgendeil Darstellung der

frühern französischen Stenern ist es nothwendig, vorab
das Wesen der Zulage-Centimen zu den direkten Stenern
zu erörtern. Bei dem ehemaligen Roer-Departement,
dessen frühere Beftandtheile jetzt größkentbeils zu den Re¬
gierungsbezirken Aachen, Köln und Düsseldorf gehören,
»verde ich die Anzahl und den Ursprung der Zulage-
Centimen nachweisen. So wie es sich mit denselben in
diesem Departement verhielt, so oder doch ähnlich verhielt
es sich damit auch in den andern Departementeil am lin¬
ken Rhcinnser.

Die Prinzipal-Summen der indirekten Stenern He¬
liosen sich im Roer-Departement (welches 617287 Ein¬
wohner hatte, und in 4 Arrondisscments oder llnterprä-
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fektnren, 42 Kantone und 993 Gemeindenoder Mairien
eingetheilt war,) nach der Veranlagung für 1813 oder
1814:

Die Grundsteuer auf 3,796478 Fr.
— Personal- und Mobilien-Steuerauf 492160 —
— Patentstener ans 327516 —
— Thür- und Fenster-Steuer ans 308446 —

H. 51.
Zur Grundsteuer wurden folgende Zulage-Centimen

erhoben:
1) 17 Centimen für unveränderliche und veränder¬

liche Ausgaben (Depeuses llxes et vnrmdles), und zwar
9 Centimen für die erstern und 8 Centimen für die letz¬
tern Ausgaben. Diese 17 Centimen wurden gleichmäßig
in ganz Frankreich umgelegt. Den Ertrag der 9 Centi¬
men betrachtete man nicht gerade als einem jeden Depar¬
tement besonders ungehörigen Fonds, vielmehr wurde mit
dem lleberschnß eines Departements das Defizit eines
andern ausgeglichen. Der Ertrag der 8 Centimen ge¬
hörte aber ganz den Departementen, ohne Uebertragung
des Defizits oder Ueberschussesvon einem Departement
auf das andere.

2) Ein Maximum von 4 Centimen gleichmäßig in
ganz Frankreich. Das Gesetz überließ den Departemen¬
ts-Rüthen zu bestimmen, ob sie ganz, theilweise, oder
gar nicht erhoben werden sollten; deßhalb hießen diese
Zulage-Centimen: llentimos knoultntils.

3) 2 Centimen für Ausfälle und Nachlässe, in
Frankreich non vnlours, in Preußen Remissionen genannt.
Diese Zulage - Centimen kommen gleichmäßig in ganz
Frankreich zur Erhebung.

4) 1^ Centimen »lach dem irrste vom 20. Oktbr.
1803 für die Kosten des Katasters. Nach dem Gesetze
vom 27. Januar 1808 wurden diese Zulage-Centimen
vom 1. Jan. 1808 an aus 3^ erhöhet.

5) 68250 Fr., (es waren 84000 Fr. ans Grund¬
steuer und Personal- und Mobiliar-Steuer zusammen,)
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oder 2-z-Vo Centimen, nach dem kaiserlichen Dekrete vom

10. Sept. 1804, als Beitrag zu den Kosten der inner¬

halb sechs Jahren auszuführenden Knnststraßc von Aa¬

chen nach Moutjoic, mit einer VerbindnngS-Straße nach

Stollberg. Diese Austage wurde jedoch nicht in der

Maße, swie ich eS oben, der Einfachheit wegen, in dem

Durchschnitts-Satze von 2/^ Centimen annehme,) vom

ganzen Departement getragen, sondern war folgenderma¬

ßen vertheilt:

wurden auf daS ganze Departement, und

z? wurden aus daS Arrondifsement Aachen gleichma¬

ßig untergelegt;

^ trugen die Städte Aachen, Montjoie und Stoll¬

berg außerdem bei.

Nach jenem Dekrete gab der Staat den dritten Theil

der Gesammtkosten her, welche zu 756000 FrkS. abge¬

schätzt waren.

6) 4 Centimen, nach dem Gesetze vom 10. Mai

1806, wahrend der Jahre 1807—1817 für den Bau

deS Nord-Kanals, welcher den Rhein mit der Maas

verbinden sollte.

7) 81250 Fr. scS waren 100000 Fr. ans Grund¬

steuer und Personal-und Mobiliar-Steuer zusammen,)

oder 2^? Centimen, nach dem Gesetze vom 16. Sept.

1807 und dem kaiserlichen Dekrete vom 25. Nov. 1810,

bis zum Jahre 1814 einschließlich, für Ausbesserung und

Unterhaltung der Rheindämmc.

Ans ähnliche Weise wie die sub 5. angeführte An¬

lage, war auch jene Summe nicht gleichmäßig ans daS

Departement vertheilt; cS trugen dazu bei:

25 Prozent gleichmäßig das ganze Departement;

2? Prozent das Arrondifsement Köln;

5 Prozent daS Arrondifsement Krefeld;

20 Prozent das Arrondissement Kleve;

47z Prozent die Gemeinden deS Departements, welche

unmittelbar an den Rhein gränztcn.

8) 2z Centimen, nach dem Gesetze vom 27. De¬zember 1809, während der Jahre 1809 bis 1813,
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für den Bau der Kunstsrraßc von Aachen nach Duis¬
burg.

9) 2 Centimen nach dein kaiserlichen Dekrete vom
14. Juli 1812, wahrend der Jahre 1813—1817, für
die Erbauung eines Präfektur-Gebäudes zu Aachen.

19) 57147 Fr. (es waren 71369 Fr. ans Grund-
siener und Personal- und Mobiliar-Steuer zusammen,)
oder 2^Z5 Centimen, nach dem Antrage der Departemcn-
talräthe und dem kaiserlichen Dekrete vom 7. Januar
1813, während der Jahre 1813—1813 für Neubau und
Unterhaltung von Departemeutal-Straßen.

11) 43416 Fr. (es waren 53435 Fr. auf Grund¬
steuer und Personal- und Mobilar-Steuer zusammen,)
oder 1/?ö Centimen, nach dem kaiserlichen Dekrete vom
13. August 1313, während der Jahre 1814, 1815 als
Veitrag zu den Unterhaltungskosten der Straßen drit¬
ter Klasse.

12) 12931 Fr. (es waren 14872 Fr. auf Grund¬
steuer und Personal- und Mobiliar-Steuer zusammen,)
oder /ö? Centimen, nach dem kaiserlichen Dekrete vom
13. August 1813 während des Einen Jahres 1813 für
die Vollendungs-Kosteu der Kunststraße von Aachen nach
Lüttich.

13) 5 Centimen für Gemeinde-Bedürfnisse.
52.

Zur Personal- und Mobiliar-Steuer bestanden fol¬
gende Zulage - Centimen:

1) 17 Centimen für veränderliche und unveränderliche
Ausgaben, ganz so wie bei der Grundsteuer; (H.51.snb 1.)

2) 4 Centimen knoultutiks, ebenfalls wie bei der
Grundsteuer; (H. 51. snb 2.)

3) 2 Centimen für nvn vnleurs oder Remissionen,
ebenfalls wie bei der Grundsteuer; (H. 51. 8nd 3.)

4) 15759 Fr. oder 3 Centimen für die Er¬
bauung der Straßen nach Montjoie und Stollberg, ver¬
theilt in der nämlichen Weise wie bei der Grundsteuer;
(H. 51. «üb 5.)
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5. 4 Centimen für den Bau des Nord-Kanals,

wie bei der Grundsteuer; fH. 51. sud 6.)

6) 18750 Fr. oder 8^? Centimen für Rheindäm-

inc; in der nämlichen Art wie bei der Grundsteuer fH.

51. sud 7.) vertheilt.

7) 24 Cenriinen für die Straße von Aachen nach

Dl'.isburg, wie bei der Grundsteller; fH. 51. suk 8.)

8) 2 Cenlinzen für die Erbauung eines Präfektur-

Gebändes, wie bei der Grundsteller; sH. 51. snb. 9.)

9) 14213 Fr. oder 2ch?^ Centimen für Departemen¬

ts-Straßen, wie bei der Grundsteuer; (H. 51. snd 10.)

10) 10019 Fr. oder 2-1-4? Centimen für die Stra¬

ßen dritter Klasse, wie bei der Grundsteuer; (H. 51.

sub> 11.)

11) 2841 Fr. oder Centimen für die Straße

von Aachen nach Lüttich, wie bei der Grundsteuer (H.

51. Lud 12.)

12) 5 Centimen für Gemeinde-Bedürfnisse.

H. 53.

Zur Patentsteuer wurden folgende Zulage-Centimen

umgelegt:

1) 5 Centimen für non volours oder Remisstonen

und zwar gleichmaßig in ganz Frankreich.

2) 24 Centimen für die Straße von Aachen nach

Duisburg, wie bei der Grund- und Personal- und Mo-

biliar--Stc!'.er; fH. 51. «ub 8. H. 52. sub 7.)

Bei der Patentftener bestand noch die besondre Ein¬

richtung, daß aus der Prinzipal-Summe der zehnte

Theil oder 10 Centimen vorweg den 5 Zulage-Centimen

für Remissionen hinzugezahlt wurden, und daß alsdann

diese 15 Centimen folgende Verwendung erhielten. Cs

wurden nämlich 2 davon für die Kosten der Anfertigung

der Stcuerrollen bestimmt, und die übrigen 13 flössen,

nach Abzug der Abschreibungen und Nachlässe, den Ge¬

meinden zu.

Mau darf annehmen, daß von diesen 13 Centimen

wenigstens 2 gar nicht bezahlt, sondern durch Remissio-
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neu absorbirt wurden, die bei der Patentsteuer um so
leichter zu erlangen waren, als der Aussall nicht den
Staatskassen zur Last fiel. Für die Gemeinden verblieben
hiernach im Durchschnitt 41 Centimen von der Prinzi¬
pal - Summe.

54.
Zur Thür- und Fenster-Steuer bestanden folgende

Zulage-Centimen:
1) 10 Centimen für non vnlenrs oder Remissionen

und für die Kosten der Stenerrollen.
3) 3^ Centimen für die Straße von Aachen nach

Duisburg, wie bei den drei andern direkten Steuern;
sH. 51 sub 8, H>. 53 sud 7, H. 53. sub 3).

Man darf annehmen, daß von den Centimen für
Remissionen wenigstens 3, wegen der vielen bei dieser
Steuer vorkommenden unbeibringlichen Posten, niemals
zur Erhebung kamen.

H. 55.
Außer den in den vorstehenden HH. aufgeführten

Zulage-Centimenwurden deren auch noch für Erhebnngs-
kosten bei der Grund-, der Personal- und Mobilar¬
und der Thür- und Fenster-Steuer empfangen. Diese
Centimen betrugen von der Prinzipal-Summe und dem
Betrage der Zulage-Centimen etwa 4 bis 5, und kön¬
nen durchschnittlichzu 4? normirt werden.

Bei der Patcntsteuer wurden für Erhebungskosten
keine Zulage-Centimen umgelegt.

H. 56.
Die Verwendung der Zulage-Centimen für nou

vnlonrs oder Remissionen bei der Grund-, Persoual-
uud Mobiliar-, und Thür- und Fenster-Steuer ward
durch das kaiserliche Dekret vom 11. Mai 1808 dahin
bestimmt, daß der von dem Ertrage, nach Abzug der
Ausfalle, verbleibende Rest zu einem Drittel dem Pra-
fekten jedes Departements, zum andern Drittel den: Mi-
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nister des Innern, und zum lebten Dritte! den Finanz-

minister zu geeigneter Verwendung überlassen wurde.

H. 57.

Die Verwendung der Zulage-Centimen für unver¬

änderliche Ausgaben, (VeponZes llxes,) und für verän¬

derliche Ausgaben, s!)6ponses vnrinbles,) so wie der

4 Centimen l'neultntils ist am besten ans dem Departe¬

ments-Budget ersichtlich. Deshalb folgt hier ein Aus¬

zug aus dem, im Jahre 1813 vom Departcmentalrath

des Roer-Departements für 1814 votirten Budgets.

Unveränderliche Ausgaben.

Besoldungen der Verwaltungs - Beamten 39500 Frs.

Besoldungen des General-Empfängers und

der Arrondissements-Empfänger 31394 -

Besoldungen der Justiz-Beamten 152517 -

!Z. Veränderliche Ausgaben.

Präsektur-Kosten 60540 -

Unterstützungen:

für Anlegung von Baunsschulen 2000 -

für Hebammen-Lehrinstiturc 5000 -

Kosten der Unterpräfekturen 2400 -

Unterhaltungs-Kosten der Zuchthaus-Ge¬

fangenen zu Vilfoerde 46500 -

Kosten der Departements-Gefängnisse 114640 -

Beitrag für das Bettler-Depot zu Brau¬
weiler 30000 -

Für Kasernen der Gensdarmerie 8000 -

Kosten der Tribunäle 18120 -

Unvorhergesehene Ausgaben, z. B. Prämien

für Todtnng der Wölfe, außerordentliche

Unterstützungen, u. dergl. 11500 -

Summe der Ausg. unter den Rubriken ^ u. II. 543711 Frs.

Die unveränderlichen Ausgaben allein betragen

223411 Frs., die Einnahme dagegen aus den 9 Zu¬

lage-Centimen zur Grundsteuer und Personal- und Mo-
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bilar-Steuer 295972 FrS.; also bleberschuß für die
Staatskasse: 72561 Frs.

Die veränderlichenAusgaben allein betragen 320300
FrS., die Einnahmen dagegen auS den 8 Zulage-Centi-
,nen zur Grundsteuer und Personal- und Mobilar-Steuer
263086 Frs.; also Defizit: 57214 FrS. Dieß rührte
daher, daß der Departementalrath außerordentliche Ge-
fängniß-Banten rotirt hatte; das dadurch cutstehende De¬
fizit sollte durch ein Anleihen, daS in den nächsten Jah¬
ren anS dem Ertrage jener 8 Centimen zurückzuzahlen
war, gedeckt werden.

E. Fakultative Ausgaben, oder Verwendung des Ertra¬
ges der 4 Centimen Facultatifs.

Für den KultuS 25125 Frs.
Für Gesangniß-Bauten 68333 -
Zuschuß zu den GeuSdarmerie - Kasernen-

Bauten 5495 -
Dem Departements-Baumeister 1000 -
Zuschuß zu den VerwaltnngSkosten 11000 -
Für Taubstumme 2000 -
Zur Verbesserung der Pferdezucht 3000 -
Für außerordentliche und unvorhergesehene

Ausgaben 15590 -
Summe 131543 FrS.

Der Ertrag der 4 Centimen Facultatifs zur Grund¬
steuer und Personal- und Mobilar-Stener ist jener Sum¬
me gleich.

H. 56.
Mit Ausschluß der 5 Zulage-Centimen, welche zur

Grund- und Personal- und Mobilar-Steuer für Ge¬
meinde-Bedürfnissegeschlagen wurden, und mit Aus¬
schluß der Zulage-Centimenfür ErhebungStosten,haben
die sämmtlichen Zulage-Centimen betragen müssen:

bei der Grundsteuer,
im Jahre 1806, 26,° ^
- - 1811, 38,"
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im Jahre 1813, 42,"
- - 1814,41,26;

bei der Personal- und Mobilar-Stener,
im Jahre 1806, 26/°
- - 1811, 36,"
- - 1813, 41,-8
- - 1814, 40,-';

bei der Patentsten er,
im Jahre 1806, 5
- - 1811, 7^
- - 1813, 74

- 1814, 5;
bei der Thür- und Fenster-Steuer.

im Jahre 1806, 10
- 1811, 124

- - 1813, 124
- - 1814, 10.

Völlig unrichtig würde es seyn, hei Herausstellung
des Verhältnisses der frühern französischenzu der spatern
preußischen Besteuerung, die Zulage-Centimen gerade
ans den letzten Jahren der Herrschaft Napoleons zum
Maßstäbe zu nehmen, denn in diesen Jahren war es,
wo er mehr und mehr in verzweifelteKriege und durch
diese in Geldverlegenheit gerieth. Vielmehr erscheint es
durchaus angemessen, zu jenem Zweck den. Durchschnitt
der Jahre 1805 —1813 anzunehmen, während welcher
die französischen Einrichtungen völlig in den Rhein-De¬
partementen eingeführt waren.

Hiernach stellt sich, mit dem im Anfange dieses H.
bezeichneten Ausschlüsse, die Anzahl der Zulage-Centi¬
men höchstens:
auf 35 Centimen bei der Grundsteuer;
- 34 - - - Personal-und Mobilar-Steuer;
- 7 - - - Patentstener;
- 12 - - - Thür- und Fenster-Steuer.

Diese Sätze werden iir den folgenden Kapiteln den
Steuer-Berechnungen zum Grunde gelegt.
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H. 59.
Die Uebersicht der in vorstehenden dargestellten

Bestenernng vennittelst der Zulage-Centimengiebt zu ei¬
nigen nicht zu übergehenden Bemerkungen Veranlassung.

Die erste, welche sich jedem denkenden Leser auf¬
drängen wird, ist, daß die Provinz unter französischer
Herrschaft grundsätzlich vermittelst des Departemental-
rathö einen weit größern Einfluß ans die Verwaltung
ausübte, als unter preußischer Herrschaft vermittelst der
Provinzialstände. Ich sage grundsätzlich, denn in der
Ausübung war der Einfluß weniger groß, obgleich im¬
merhin noch ungleich erheblicher, als derjenige der preu¬
ßischen Provinzialstände.

In der Ausübung seiner Rechte scheint der Depar-
tementalrath durch die damalige Regierung eines großen
Mannes und glücklichen Feldherrn, Eigenschaften,mit
welchen bisher die volle gesetzliche Freiheit noch allezeit
unverträglich gewesen ist, soweit eingeschränktgewesen zu
seyn, daß die durch das Gesetz vorgeschriebene Verwen¬
dung der Zulage-Centimen nicht gehörig gesichert, und
das Ausschreiben von solchen, die nicht mehr hätten um¬
gelegt werden sollen, nicht verhindert werden konnte.
So hörten die Arbeiten am Nord-Kanal auf, als Hol-
laud mit Frankreich vereinigt wurde, nichts desto weni¬
ger wurden^nach wie vor die für diesen Zweck ausgesetz¬
ten 4 Zulage-Centimen erhoben. So auch war iu 6
Jahren der Beitrag des Roer-Departements zn dem
Straßenbau von Aachen nach Montjoie und Stollberg
aufgebracht; gleichwohl dauerte nach Ablauf der Frist
die Umlage fort.

Aucb die schnelle und beträchtliche Zunahme der
Zulage-Centimen ist auffallend. Daß in dieser Hinsicht
die andern Rhein-Departemente (und ohne Zweifel auch
Alt-Frankreich,) mit dem Roer-Deparrement fast ganz
ans gleichem Fuße behandelt wurden, geht daraus her¬
vor, daß während der Verwaltung des General-Gou¬
vernements des Nieder- und Mittel-Rheines, (nach dem
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Abzüge der Franzosen,) die Anzahl der Zulage-Centi¬
men zur Grundsteuer, nm dieselben in den Rhein-
Departemcnten gleich zn stellen, einschließlich der
5 Centimen für die Gemeinden und einer Erhöhung des
Rcmissions-Fonds von 2 ans 4 Centimen, zn 48 be¬
stimmt wurde; ohne diese Erhöhung von 2 Centimen
und ohne diejenigen für die Gemeinden mußte also der
Durchschnitt 41 gewesen seyn, folglich nur wenig unter
dem Beitrage des Roer-Departements. (Vicl. v. Rei-
man, 116).

Ans diesen verschiedenen Umstanden stellt sich als
nicht zn bezweifelndeThatsache heraus: daß die franzö¬
sische Kaiser-Regierungbei ihren fortwährenden und stei¬
genden Geld-Bedürfnissen, unter verschiedenen Mitteln
sie zn befriedigen, auch das anwendete, den Departe¬
menten mehr und mehr Staats-Ausgaben auf¬
zubürden, und selbst, unter dem Vorwand e
von wirklichen Departemental-Ansgaben, Gel¬
der für die allgemeine Staatskasse erheben
zn lassen.

Inwiefern diese Umstände der Rheinprovinz auch
unter preußischer Verwaltung, bei Feststellung der Grund¬
steuer, nachtheilig geworden sind, wird in der dritten Ab¬
teilung sich zeigen.

Dreizehntes Kapitel.
Die Grundsteuer.

H. 60.
Die französische National-Versammlung hob von

1789 bis 1791 die mancherlei Stenern, welche in sehr
verschiedenerWeise auf dem Grundbesitze lasteten aus,
schätzte den Reinertrag der sämmtlichen Grnndgüter zu
1440 Mill. Frs., (welche Schätzung, wie wir im ach-
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ten Kapitel gesehen haben, von mehrern spätern Ermitt¬
lungen so sehr beträchtlich nicht abweicht,) und dekretirte
durch daS Gesetz vom 16. Äpril 179! eine allgemeine,
selbst die Domänen treffende, Grundsteuer zu 4 deS
Reinertrages, also zu 246 Vkill. FrS. Zugleich gestat¬
tete daS Gesetz, 26 Zulage-Centimen sür Departemental-
nud DistriktS-Bedürsnisse, also noch 48 Null. FrS., und
folglich im Ganzen 288 Mill. FrS. zu erheben.

Zwar wurde auch gleichzeitig die Erhebung von 5
Zulage-Centimen für Remissionen verordnet; doch ton¬
nen diese bei Veranschlagungder Gesammtsumme hier
nicht in Betracht kommen. Denn daS Gesetz setzte fest,
daS derjenige, dessen Steuer-Gurte in der Priuzipal-
summe sich aus mehr als 4 deö Reinertragesbelause, die
Herabsetzung der Steuer bis ans dies; Verhältnis? recht¬
mäßig verlangen könne; und nun gab es so viele Remis¬
sionen, daß jene 5 Zulage-Centimen ohne Zweifel mehr
als absorbirt wurden. So z. B. wurde schon 4 Monat
nach der ersten Steuer-Umlage siebzehn Departementen
ein Nachlaß von 3,436466 FrS. bewilligt.

H. 61.
BemerkenSwerth ist, daß die französische National-

Versammluugschon 1791 den Grundsatz aussprach:die
Grundsteuersolle nicht über den fünften Theil des Rein¬
ertrages der Grundgüter betragen; sdenn die Bestimmung,
das; die Prinzipal-Summe nicht über ^ des Reinertrages
sich belausen dürfe, stellt das Verhältnis?, unter Hinzu¬
rechnung der 26 Zulage-Centimen, aus den fünften
Theil;) noch mehr, das? sie dies? Maß der Grundsteuer
nur deshalb so hoch stellen zu können glaubte, weil sie
mit den direkten Steuern, (der Grund-, der Personen-
und der Pateutsteuer,) die beträchtlichsten StaatSbedürf-
nche zu befriedigen vermeinte, und die meisten indirekten
Steuern abschafft.

Nachdem die Erfahrung längst die Täuschungen,
welchen sich die National-Versammluugin ihrer Jugend¬
lichkeit über daS Steuerwesenhingab, in Beziehung aus

3
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die Bedürfnisse großer Staaten zerstört hat, nnd die in¬
direkten Stenern so erheblich geworden sind, ist gleich¬
wohl dreißig Jahr spater (durch das Gesetz vom 30.
Mai 1830,) von der preußischen Staatsregiernng jenes
Maß der Grundsteuer abermals, jedoch mir der weirern
betrachtlichenErhöhung festgestellt worden, daß bei dem¬
selben nur die Prinzipal-Summen, nicht die Zulage-
Centimen für Bezirks- soder Departements-) und Ge¬
meinde-Bedürfnisse zu veranschlagen seyn sollen.

63.
Wie hoch die National-Versammlung die Grund¬

steuer bestimmt hatte, und wie schwer es war, diese zu
erschwingen, geht zur Genüge ans der häufigen Reduk¬
tion derselben hervor. Ein kurzer Abriß der wettern Ge¬
schichte der französischen Grundsteuer ist hier an rechter
Stelle.

Im Jahr 5 der Republik wurden die Zulage-Cen¬
timen von 20 ans 15, und somit die ganze Steuer von
288 Mill. aus 276 Mill. Ars. herabgesetzt.Dieß war
jedoch nur der kleinere Theil der damals erfolgten Re¬
dnkrion; der größere derselben bestand darin, daß die mit
Frankreich nun vereinigten Länder von der Grundsteuer
26 Mill. Ars. übernahmen,und daß diese Summe den
am meisten überlasteten französischen Departementenzu
gut kam. Die neu vereinigten Länder waren: Nizza,
Monaco, Bruntrutt, die Enklaren von Elsaß und Lo¬
thringen, ganz Belgien.

Im Jahre 6 der Republik wurde die Prinzipal-
Summe um 12 Mill., im folgenden Jahre um 18 Mill.
heruntergesetzt; jene Summe kam also von 240 auf 210
Mill. herab; die Anzahl der Zulage-Centimenblieb un¬
verändert. Außer dieser bedeutenden Reduktion erfolgte
eine kleine dadurch, daß einige neuerdings mit Frankreich
vereinigte Gebietsrheile 250000 Fr. an Grundsteuer über¬
nahmen, um welche Summe das übrige Frankreich ent¬
lastet wurde.

Die Prinzipal-Summe blieb im Jahre 8 der Re-
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publik unverändert, doch wurden die Zulage-Centimen

wieder auf 20 erhöhet.

Im folgenden Jahre wurden die Staatswaldungen

von der Grundsteuer entlastet; dagegen ward die Prin-

zipal-Summe auf 205 Mill. Fr. herabgesetzt, ungerech¬

net 7^ Mill., welche den neu vereinigten vier Rhein-

Departementen, sdie jetzt dem größern Theile nach zur

Rheinprovinz gehören,) aufgelegt wurden. Es betrug

also die Prinzipal-Summe für das wiederum vergrößerte

Frankreich 212^ Mill.^Fr.

Diese Prinzipal-(summe ward bis zum Jahre 12

der Republik, ungeachtet der abermals durch die Verei¬

nigung von Piemont erfolgten Gebiets - Vergrößerung,

bis auf 206,908000 Fr. vermindert; dagegen wurden

die Zulage-Centimen allmahlig vermehrt.

Nun erfolgten schnell nacheinander noch betrachtli¬

chere Gebiets-Erweiterungen, durch die Vereinigung von

Genua, Parma, Piacenza, Wesel, Fließingen, Nord-

brabant, Holland, Wallis, Toskana, Rom und einem

großen Theile von Nord-Deutschland. Für dieses große

Reich betrug, wie wir aus dem Steuer-Gesetze vom 20.

Marz 1813 ersehen, die Prinzipal-Summe der Grund¬

steuer 241,884000 Fr.

Die Zulage-Centimen, diejenigen für die Gemein¬

den und für Erhebungskosten ungerechnet, mögen sich,

wie im vorigen Kapitel gezeigt worden ist, auf etwa 41,

folglich die Gesammtsteuer nach diesem Maßstäbe auf

341 Mill. Fr. belaufen haben. Bei dieser Veranschla¬

gung bleiben die außerordentlichen Zulage-Centimen, wel¬

che Napoleon nahe am Ende seiner Regierung dekretirte)

und welche in der Rheinprovinz gar nicht zur Erhebung

gekommen sind, außer Betracht.

Nach dem Friedensschlüsse von 1814, als Frank¬

reich fast ganz in die frühern Granzen zurücktrat, war

die Prinzipal-Summe der Grundsteuer 172,132000 Fr.

Wahrend der Restauration der Bourbone von 1815

bis 1830 wurde die Grundsteuer wieder herabgesetzt; die

Prinzipal-Sunrine derselben war nach dem, auf die frü-
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Hern Sähe beruhenden, Budget von 1832 154,794459

Fr., wobei die besondere Umlage der beträchtlichsten Er¬

hebungskosten wegfiel.

Au bemerken ist noch, daß während der Geldver¬

wirrung in Frankreich bis zum Jahre 1796 die Grund¬

steuer während mehrerer Jahre in dem schlechten: Pa¬

piergelde entrichtet worden ist; als damals die Geldzah¬

lung wieder eintrat, mußte manchen Departementen ein

sehr beträchtlicher Nachlaß bewilligt werden.

H. 63.

Die den Rhein-Departementen auferlegte Grund¬

steuer betrug, wie in vorigem H bemerkt worden ist, 7^

Milk. Fr. Diese 'Auslage ersolgte schon im Jahr 1798,

vor der Vereinigung mir Frankreich, und zwar einseitig

von der französischen Regierung. Nachdem die Depar¬

temente vereinigt wurden, (1861) ward jener Betrag als

Prinzipal-Summe der Grundsteuer beibehalten.

Belgien war bei der Vereinigung früher mit einem

Beitrage von 26 Mill. Fr. zur Grundsteuer, der Prin¬

zipal-Summe nach, belegt worden, und nahm Theil an

den Reduktionen, welche vom Jahre 6 bis 13 der Re¬

publik (1798—1865,) stattfanden. Die Rhein-Depar¬

temente dagegen erlangten erst im Jahr 1865 den Zu¬

tritt ihrer Deputirten in die gesetzgebenden französischen

Versammlungen, und erhielten deßhalb keinen Antheil an

jenen so erheblichen Steuer-Verminderungen.

Zwar reklamirren die Departemcntalräthe und die

Deputirten der rheinischen Departemente gegen die no¬

torische Grnndsteuer-Ueberbürdnng dieser letz¬

tern, aklein vergeblich; die Steuer-Reduktionen waren

einmal repartirt, und für eine weitere Ausgleichung wur¬

den die Rheinländer ans die Beendigung des Katasters

vertröstet. Dazu kam der Drang und die Noch der Er¬

eignisse bis zum Ende der französischen Herrschast, und

so ging das Land an Preußen über, belastet

mit eilt er Grundsteuer, welche notorisch viel
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höher war, als in Belgien und in den alt-

f r a n zösis ch e n D e p a r t e,il ente n.

H. 64.

Nach v. Rennau, 416,) betrug im Regie¬

rungsbezirk Aachen die Prinzipal-Summe der Grund¬

steuer: 292528 Rrhlr.

Dazu: nach H. 58 35 Zulage-Centimen 162385 —

4? Prozent Erhebungskosten 17771 -—-

Summe 412684 Rrhlr.

Reebnet man noch die 5 Zulage-Centimen für Ge¬

meinde-Bedürfnisse und die hierauf fallenden Erhebungs-

kosten hinzu, so stellt sich der Gefammtbetrag der frü¬

hern französischen Grundsteuer im Regierungsbezirk Aa¬

chen auf 4279K8 Rthlr.

Vierzehntes Kapitel.

Die Personal- und Mobilar - Steuer,

H. 65.

Als die Grundsteuer von der französischen Natio¬

nal-Versammlung eingeführt ward, sH. 66,) dekretirte

dieselbe gleichzeitig eine Personal-Steuer, welche 66 Mill,

Fr. eintragen sollte.

Dies; erwies sich in der Ausführung als unmöglich.

Deshalb ward durch das Gesetz vom 3. Nirose, Jahres

7 der Republik, in Verbindung mit der Personal-Steuer

eine Mobilar-, Luxus- und Bcsoldungs-Sreuer eingeführt.

Die beiden letztern Steuern gingen ein, und es

blieb, nach dem Gesetze vom 24. April 1866, nur die

Personal- und Mobilar-Steuer bestehen.

Die Personal-Steuer traf jeden Einwohner, der

bürgerliche Rechte besaß, und nicht notorisch arm junii-

8'out) war. Sie betrug den Werth eines dreitägigen
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Tagelohns, welches nach der Oertlichkeit ans taglich ^
bis Fr. bestimmt wurde.

Jeder Gemeinde ward ein, nach dem Maße ande¬
rer Stenern und der Bevölkerung normirtes Kontingent
an Personal- und Mobitar-Steuer ausgelegt. Soviel
von diesem Kontingente durch die Personal-Steuer nicht
aufkam, mußte durch die Mobilar-Steuer aufgebracht
werden. Es gab bei der Vertheilnng dieser letztern kein
Maximum des Beitrags, wie bei der preußischen Klas¬
sensteuer, und deshalb steuerten in einzelnen Fällen sehr
reiche Personen zur Mobilar-Stener mehr, als jetzt zur
Klafsenstener ungeachtet durch die letztere im Ganzen
weit mehr eingeht.

H. 66.
Nach dem Eintritt der preußischen Verwaltung ward

die Personal-und Mobilar-Stener nach den frühern
Grundsätzen bis zum Jahre 1820 erhoben.

Die Prinzipal-Summe betrug, (nach v. Rennau
I'uA. 114,) etatsmäßig für 1816 289646 Fr.

Wegen der Gränzberichtigung des Re¬
gierungsbezirkes Aachen müßten nach dem
Bcvölkerungsverhälruiß 2^ Prozent von vor¬
stehender Summe abgezogen werden; da aber
der durch jene Berichtigungverlorene Theil
der Einwohner schwerlich den Durchschnitts-
Satz zur Steuer beigetragen hat, so ziehe
ich nur 1^ Prozent ab, mit 3595 —
Es bleiben 236051 Fr. oder 61963 Rthlr.
Dazu: 34 Zulage-Centimen (nach 58) 21067 —

4? Prozent Erhebungskosten 3736 —
Summe 86766 Rthlr.
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Fünfzehntes Kapitel.
Die Patentsieucr.

H. 67.
Auch diese Steuer, welche die Gewerbe treffen soll,

ward durch die französische National-Versammlung am
17. Marz'1791 dekretirt.

Die Steuer ging zwei Jahr spater wieder ein, ward
aber durch das Gesetz vom 4. Thermidor Jahres 3 der
Republik anss neue eingeführt, und, nach verschiedenen
abändernden gesetzlichen Bestimmungen, durch das Ge¬
setz vom 1. Brümaire Jahres 7 der Republick, so ein¬
gerichtet, wie sie am linken Rheinnser bestanden hat.

Unter zweierlei Gestalten war die Pateutsteuer zu
entrichten, als fester slixo) Steuersatz, und als propor-
tiouellc, nach der Oertlichkeit und nach dem Umfange
des Gewerbes zu bestimmende, Abgabe.

Für den festen Steuersatz bestanden sieben verschie¬
dene, nach der Bevölkerung der Gemeinden festgesetzte,
Abtheilungen,nämlich:
die 1. für Städte von 100000 Seelen und darüber;
— 2. — — — 50 bis 100000 Seelen,
— 3. — — — 30 — 50000 —
— 4. — — — 20 — 30000 —
— 5. — — — 10 — 20000 —
— 0. — — — 5 — 10000 —
— 7. — — —weniger als 5000 — und für

das Land.
In jeder Abtheilung waren sieben Klaffen mit ver¬

schiedenen Steuersätzen;diese gingen in der ersten Klasse
von 40 bis 300 Fr. in der siebenten von 3 bis 20 Fr.

Ein Verzeichnis; von ungefähr 550 Gewerben be¬
stimmte die Klasse, in welche jedes gehörte, und sehte
für einige Gewerbe einen, ausnahmweiseüberall ohne
Berücksichtigungder Abtheilungen zu entrichtenden, glei¬
chen Steuersatz fest.
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H. 68.

Die Patentstener ist bis zum Jahr 18Z1 am lin¬
ken Rheintifer nach den französischen Gesetz-Bestimmun¬
gen erhoben worden.

Nach v. Reiman, s?ng'. 114,) betrug im Regie-
rungsbezierk Aacben diese Steuer etatsmästig pro 1816
122904 Fr. Diese Summe ist wegen der seit Ausstel¬
lung des Etats erfolgten Gränzberichtigung ans 122860
Fr. zu rednziren ss. H. 66).

In der durch v. Reiinan angegebenen Etats summe
sind die Zulage-Centimen enthalten, deren im Jahr 1816
5 ausgeschriebenworden sind. Die Prinzipalsnmmebe¬
trägt daher, (nach der Veranschlagung von 122860 Fr.
für Prinzipal-Summe und Zulage-Centimen) 116952 Fr.
Nach H.58 bestanden an Zulage-Centimen 7
Davon kamen nach H. 53 wegen Remis¬

sionen nicht zur Erhebung 2
bleiben Zulage-Centimen 5, oder 5848 —

Zusammen 122800 Fr.
Die Gemeinden erhielten nach H. 53 11 Cen¬

timen der Prinzipal-Summe, also 12865 Fr.
Rest 109935 —

oder 28858 Rthlr.

Sechszehntes Kapitel.
Die Thür- und Fen st er- Stcue r.

H. 69.
Diese Steuer ward durch die Gesetze vom 4. Fri-

maire, 18. Ventose und 6. Praireal Jahres 7 der Re¬
publik eingefübrt. Sie wurde nach der Anzahl der Fen¬
ster und der äußern Thören eines Hauses normirt, und
die Steuersätze waren nach dem Verhältniste der Bevöl¬
kerung der Gemeinden graduirt.
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70.
Bis zum Jahre 1821 ward die Thür- und Fen¬

ster-Steuer am linken Rheinnfer beibehalten.
Die Prinzipalsnmme betrug im RegierungsbezirkAa¬

chen, nach v. Rennau sl'ng', 114,) etatsmaßig 130093 Fr.
Davon sind nach dem im H. 66 aufgestellten

Grundsätze 1? Prozent in Abzug zu brin¬
gen mit 1951 —

Rest 128142 Fr.
oder"33637 Rrhlr.

Nach HH. 54, 53 sind hinzuzurechnen:
10 Zulage-Centimen, mit 3365 —

und für Erhebnngskosten 4Z Prozent 1665 —
Summe 38666 Rthlr.

Siebzehntes Kapitel.
Zölle und Schiffahrts-Abgaben.

H. 71.

Unter den Schifsahrts-Abgaben sind hier nur die¬
jenigen von der Sce-Schiffsahrt zu verstehen, da Kanal-
und Flnß-Schifffahrts-Gelder spater unter einer andern
Rubrik aufgeführt werden.
Zölle und Schifffahrts-Abgaben trugen im

Jahre 1811 in Frankreich ein, (nach dem
Monit. v. 13. März 1813, Etat Nv. 3.) 108,230218 Fr.

Davon sind abzuziehen:
n) für zurückerstattete, unrichti¬

gerweise bezahlten Rechte 291413 Fr.
d) für Strafgelder (da diese

auch b. Normirnng d. preuß.
indirekten Abgaben außer
Anschlag bleiben,) 262809 —
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c) für Tabakszoll (da dieser bei

der Tabakssteuer aufgeführt

wird,) 644774 —

1,198996 —

Rest 107,031222 Fr.

Beiläufig ist hier zu bemerken, daß der, im Moni-

teur in dem oben erwähnten Etat ausgeführten 23 Mitt.

Fr. für ?rc»cluit8 extrnorlliuniros von einem Raube im

Großen herrührten; soviel ertrugen nämlich 1811 die

seiner Zeit von Napoleon angeordneten Konfiskationen

von Kolonial- und englischen Waaren in den von Fran¬

zosen besetzten Ländern. In jedem Fall gehörten dergl.

außerordentliche Einnahmen so wenig zu den Sreuern des

Inlandes, wie Kriegs-Kontributionen, welche ein Staat

vom andern bezieht.

Die Zölle haften zu einem großen Theil auf dem

Luxus der großen Städte. Da die Rheinprovinz keine

Städte wie Paris, Amsterdam, Lyon, Bordeaux, Ham¬

burg, Brüssel, Rom, Turin enthält, so hat der Bewoh¬

ner der Rhcinprovinz schwerlich zu jener Steuer eben so

viel beigetragen, als im Durchschnitt der Bewohner des

damaligen Frankreichs. Gleichwohl nehme ich dieß letz¬

tere Verhältnis; an, um die frühern französischen Stenern

nicht zu niedrig zu schätze». Es fallen daher nach dem

Bevölkcrnngs-Verhältniß auf den Regierungsbezirk Aa¬

chen 759175 Fr., oder 199283 Rthlr.

Achtzehntes Kapitel.

Die B i c r st c u c r.

Die Besteuerung des Biers wurde zuerst durch das

Gesetz vom 24. Februar 1805 in den Rhein-Departe¬

menten unter französischer Herrschaft eingeführt. Die

Steuer betrug nur 40 Centimen vom Hektoliter; Braue-
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reim für dm eigenen Gebrauch waren steuerfrei, auch

waren noch einige andere Erleichterungen in der Steuer-

Entrichtung festgestellt.

Durch das Gesetz vom 24. April 1806 ward die

Steuer erhöhet, indem zu der bestehenden Abgabe noch

eine andere vom Verkaufspreise hinzugefügt wurde, näm¬

lich 5 Prozent beim Du gros-Verkaufe und 10 Prozent

beim Detail-Verkaufe.

Das Gesetz vom 25. November 1808 hob die frü¬

hern Steuersatze auf, und ersetzte sie durch eine einzige

überall gleiche Abgabe von 2 Fr. vom Hektoliter. Die

Steuerbefreiung der Brauereien für eigenen Gebrauch ward

zu 18 Hektoliter für eine Familie festgesetzt; die andern

früher bestandenen Steuer-Erleichterungen wurden erhal¬

ten, oder naher bestimmt.

Die Erhebung der Bierstener gehörte zum Ressort

der Verwaltung der Droits röuuis.

H. 73.

Nach v. Reim an (p. 133.) brachte dir preußische

Braumalzsteuer zu 20 Sgr. von: Zentner Malzschrot im

Regierungsbezirk Aachen ein:

Im Jahre 1820 34177 Rthlr.
— — 1821 36873 —

— — 1822 41479 —

Der Verbrauch mußte daher, nach dem gewöhnlich

Hund auch von v. Reim an angenommenen Verhaltnisse

von 1? Quart auf 1 Pfd. Malzschrot sehn:

Im Jahre 1820 8,458807 Quart

— — 1821 9,126068 —

— — 1822 10,266052 —

Es ist aber dieser Verbrauch in den frühern Jah¬

ren der französischen Herrschast ohne Zweifel weit kleiner

gewesen, und zwar deßhalb, weil das Bier früher, we¬

gen der höhern Gctreideprcise, thcnrer war, und weil

mit der Bevölkerung auch der Bier-Verbrauch zugenom¬

meil hat. Wie wesentlich der crstcre Umstand einwirkt,

ist schon ans der Zunahme des Verbrauchs von 1820
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bis 1822 ersichtlich, da dieß die Uebergangs-Periode zu

derjenigen der sehr wohlfeilen Getreidepreise war.

Man darf deßhalb annehmen, daß der Bier-Ver¬

brauch früher um 15 Prozent kleiner auf den Kopf der

Bevölkerung gewesen ist.

Für den Zweck der Steuerbercchnung kann übrigens

nicht die Angabc des Verbrauchs im Regierungsbezirk

Aachen benutzt werden, da dieser Bezirk, bei der in Rede

stehenden Berechnung nur den Durchschnitt der Rhein¬

provinz darstellt; es ist also der Verbrauch der letztern

zur Basis anzuwenden.

Nach der rheinischen Statistik ertrug die Branmalz-

stencr im Jahre 1828 in der Rheinprovinz 234500 Rrhlr.;

der Verbrauch wäre also, nach dem obigen Verhältniß

der Steuer zum Quantum des Bieres, 58,038750 Quart

gewesen.

Wird dieses O.nantnm, nach dem oben ausgespro¬

cheneu Maßstabe, um 15 Prozent, und demnächst nach

dem Bevölkerungs-Verhältniß (nämlich 2,173545 See¬

len in 1828 gegen 1,845645 Seeleu vor 1816,) redu-

zirt, so ergiebt sich der srübere Verbrauch unter franzö¬

sischer Verwaltung zu 41,432407 Quart für die Rhein¬

provinz und zu 6,925769 Quart für den Regierungs¬

bezirk Aachen.

H. 74.

Berechnete man, wie viel vom Hektoliter die Bier¬

steuer in der Rheinprovinz von 1801—1813, nach der

aus H. 72. hervorgehenden Datier und Höhe der Steuern,

im Durchschnitt betragen hat, so dürfte sich nur wenig

über 1 Fr. ergeben. Noch niedriger stellt sich die Steuer

dadurch, daß dabei die französische Gesetzgebung mehr

Besreinngeu als die preußische gestattete.

Dennoch will ich, die erstem Jahre der französi¬

schen Herrschaft weniger berücksichtigend, die Steuer nach

dem Gesetze von 1808 zu 2 Fr., zugleich aber anneh¬

men, daß der vorstehenden Verhältnisse wegen im Durch¬

schnitt der vierte Thcil des Bieres nicht zur Versteuerung



77

gekommen sey. Es sind daher, statt der in H. 73. an¬

gegebenen 6,925769 Quart, 5,194327 Quart oder

60871 Hektoliter zu 2 Fr. zu berechnen, wonach der

Betrag der Biersteuer im Regierungsbezirk Aachen sich

aus 121742 Fr. oder 31956 Rrhlr. stellt.

Neunzehntes Kapitel.

Steuern von Wein, Branntwein und Obstwein,

soielio vt i»oirv.)

H. 75.

Diese Steuern, welche den größeru Theil der Ein¬

nahmen der Verwaltung der Droits rennis bildeten, wur¬

den durch das Gesetz vom 24. Januar 1805 zuerst ein¬

geführt; die wesentlichsten Bestimmungen destelben wa¬

ren folgende:

n) Der jährlich erzeugte Wein und Obstwein wurde

inveutarisirr, und es war beim Verkaufe davon au

Steuer zu entrichten:

40 Centimen vom Hektoliter Wein,

16 — — — Obstwein.

Diese Sterier hieß Droit ll'invoutnire.

b) Den Verkaufern oder Produzenten wurde für eige¬

nen Gebrauch auf jede Familie 9 Hektoliter Wein,

respektive 18 Hektoliter Obstwein bei der Steuerbe¬

rechnung gutgethan.

e) Wer Branntwein — gleichviel welchen, — brannte

oder destilline, hatte eine Lizenz zu lösen, die jähr¬

lich 10 Fr. kostete,

cl) Nur vou Korn- und Kirschbranntweiu war außer¬

dem ein Blasenzins zu 40 Centimen vom Hektoli¬

ter Blasen-Inhalt zu entrichten.

Durch das Gesetz vom 24. April 1806 wurden diese

Steuern in folgender Weise vermehrt:

e) Beim Dngi-os-Verkauf mußten 5 Prozent, und
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k) beim Detail-Verkauf 10 Prozent vom Verkaufs¬
preise bezahlt werden;

F) Die Abgabe sub l. verminderte sich ans die Halste,
wenn der Verkäufer selbst zugleich der Produzent
war.

Endlich hob das Gesetz vom 25. November 1808
das Droit d'iuvontniirossub n. b.) mit Ausnahme der
sich bei der Verifikation der Vorräthe ergebenden Rück¬
stände, aus, schaffte die durch das Gesetz vom 24. April
1806 eingeführtenSteuersatze gänzlich ab, und führte
dagegen vom 1. Jan. 1809 an folgende Stenern ein:

1) Das Droit de detail, welches überall 15 Pro¬
zent vom Verkaufspreise betrug.

2) Das Droit de mouveinent, welches zu entrich¬
ten war, wenn die Getränke von einem Orte nach dem
andern versandt wurden; doch war der Transport inner¬
halb eines und desselben Kantons, wenn nicht das Ei¬
genthum zugleich wechselte, frei. Die Steuer betrug:

Bei Versendungen in Fässern.

an) Obstwein, überall 15 Centimen vom Hektoliter;
bb) Branntwein, (einschließlich Liqneur und Spiritus,)

überall 1 Fr. 20 Centimen vom Hektoliter;
ee) Wein trug die Steuer in vier verschiedenen Sät¬

zen, zu deren Feststellung die Departemente in vier
Klaffen abgecheckt waren; es war zu entrichten in
den Departementen:

erster Klasse 30 Ce

Die Klassen scheinen nach dem Durchschnitts-Werthe
des verbrauchten Weins in einem Departementeingerich¬
tet zu sehn; denn das Roer-Departement und die belgi¬
schen Departemente stehen in der vierten, das Saar-, so
wie das Rhein- und Mosel-Departement in der dritten,
dagegen die südlichsten französischen Departemente in der
ersten Klasse.

zweiter
dritter
vierter

40
50
80
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k. Bei Versendungen in Flaschen.

ckck) Branntwein, (einschließlich Ligueur und Spiritus,)
überall 5 Fr., und

eo) Wein, überall 3 Fr. vom Hektoliter.
3) Das Droit ck'entrvo, oder eine (nicht mit dem

Mnnicipal - Oktroi zu verwechselnde,) Eingangs- oder
Verbrauchs-Steuer in Städten und Flecken, welche über
2090 Einwohner hatten, und zwar in folgender Gradation:

Städte und Flecken von: von Wein,
da» Hektoliter

Fr. Cent.

voll Obstwein,
das Hektoliter

Fr. Cent.

von Branntwein
das Hektoliter

Fr. Cent.

2 bis 4000 Einwohn- — 30 — 15 — 90
4 6000 — — 40 — 20 1 30
6 — 10000 — — 60 — 30 1 80

10 — 15000 — — 80 — 40 2 40
15 — 20000 — 1 — — 50 3 —
20 — 30000 — 1 50 — 75 4 50
30 — 50000 — 2 — 1 — 6 —
50000 u. mehr — 2 50 1 25 7 50

Von Wein in Flaschen, Branntwein von 22 und
mehr Graden in Flaschen, und von Ligueur waren die
doppelten Steuersahe zu entrichten.

H. 76.
Im Jahr 1811 trugen, nach dem Moniteur vom

13. März 1813, (Etat wo. 6.( ein:
Das Droit clo cketnil (H. 75. sud 1.) 63,577813 Fr.
Das Droit clo mouvomont (H. 75. sub 2.) 12,388544—
Das Droit ck'eutroe (H. 74. sub 3.) 11,280732—-
Die Abgaben für Lizenzen (H. 75, v.) 352440—>
Der Blasenzins (H>. 75; ä.) 742888—-

Snnnne 88,342417 Fr.

5. 77.
Uni zur Berechnungder Steuern eine richtige Basis

zu ermitteln und um die Richtigkeit der von mir im Ver-
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folge angewendeten zu zeigen, ist nothwendig, das Ver¬

hältnis? des Verbrauchs von Wein, Obstwein und Brannt¬

wein zu untersuchen.

Frankreich, in seiner jetzigen Begränzung, prodn-

zirte (nach Ehaptal) im ersten Dezennium dieses Jahr¬

hunderts jahrlich im Durchschnitt 35^ Mill. Hektoliter

Wein. Nach Eh. Dupin (Mouiteur von 1828, pnK.

1043.) hatte seitdem der Weinbau in der Art zugenom¬

men, daß 7 Prozent mehr Flachenraum als früher dazu

benutzt wurden. Darnach kann man die Zunahme der

Wein-Produktion aus 6 Prozent, folglich das jäbrliche

Erzengniß zu 37,630000 Hcktolirer, oder 50,173000

Eimer, oder 3211072000 Quart schätzen.

Nach Angabe des franz. Finanzministers, sim Mo-

nitenr von 1828. pug. 1041.) werden 1,090000 Hekto¬

liter Wein in das Ausland versendet, und, nach Eba-

ptal, 5,400000 Hekrolirer zur Bereitung von Brannt¬

wein oder Spiritus verbraucht.

Der Wein-Verbrauch Frankreichs, mit einer Be¬

völkerung von 31,600000 Menschen, (nach der Zählung

von 1826,) beträgt daher jährlich 31,140000 Hektoliter,

oder 41,520000 Eimer, oder 2657,280000 Quart.

Nach vorstehenden Verhältnissen ist der jährliche

Wein-Verbranch von Frankreich, in der jetzigen Be¬

gränzung, in den Jahren 1801—1813 ans 29 Mill.

Hektoliter, oder 38,666667 Eimer zu normiren.

Eh. Dupin giebt an, (Monitenr von 1828, puA.

1043, daß Bordeaux, welches 93500 Einwohner hat,

jährlich 249333 Eimer, oder 15,957312 Quart Wein

verbrauche.

Der Wein-Verbranch der östlichen preußischen Pro¬

vinzen ist ans Fcrbers Angaben nachzuweisen. Nach

den letztem beträgt die inländische Wein-Produktion jähr¬

lich ungefähr 50000 Eimer, und die Einsuhr vom Aus¬

lande und von den westlichen Provinzen jährlich 135000

Zentner, oder 90000 Eimer; der jährliche Verbrauch ist

also 140000 Eimer, oder 8,960000 Quart, bei einer

Bevölkerung von ungefähr 9 Mill. Einwohner.
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Diese 9 Mill. Einwohner der östlichen preußischen

Provinzen verbrauchen mithin 6,997312 Quart Wein we¬

niger, als die 93500 Einwohner von Bordeaux.

In der Rheinprovinz wurde, (nach den Angaben

von Ferb er und der rheinischen Statistik) an Wein

producirt:

Im Jahr 1824— 1825
— 1326
— 1827
— 1828

206931 Eimer
362245 —
711113 —

880340

Summe der Wein-Produktion

in 5 Jahren 2,301444 Eimer.

Nach langjähriger Erfahrung kann in der Rhein¬

provinz auf 5 mittelmaßige und zum Theil, (dein Quan¬

tum nach,) so ergiebige Jahre, wie die vorstehenden, Ein

Jahr gerechnet werden, wo der Wein völlig mißräth;

deßhalb ist jener fünfjährige Ertrag als ein sechsjähriger

bei Berechnung des Einjährigen Durchschnittes zu be¬

trachten, welcher letztere sich mithin auf 383574 Eimer

beläust.

Dieses Quantum wird, da Westphalen keinen Wein¬

bau hat und, an die Rheinprovinz angränzend, mit die¬

ser im engern Zollverbande steht, von den beiden west¬

lichen preußischen Provinzen verbraucht, abzüglich des

ausgeführte!: und zuzüglich des eingeführten Quantums.

Ausgeführt werden: Nach den östlichen Provinzen 10000

Eimer, nach dem Auslände 3600 Eimer, zusammen

13600 Eimer; eingeführt dagegen 17658 Zentner, oder

11772 Eimer. Rheinprovinz und Westphalen verbrau¬

chen also jährlich 381776 Eimer.

Der meiste Wein wird immer in den Gegenden ge¬

trunken, wo er wächst; deßhalb ist der Weinverbrauch in

Westphalen ohne Zweifel stärker als in den östlichen Pro¬

vinzen, und kleiner, als in der Rheinprovinz. Die An¬

nahme, daß ein Bewohner Westphalens doppelt so viel

Wein, als ein Bewohner der östlichen Provinzen, folg¬

lich im Durchschnitt 2 Quart verbrauche, dürfte daher
6
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Annahme der jährliche Weinverbranch Westphalens, nach
der Bevölkerung von 1828, auf 39323 Eimer.

Für die Rheinprovinz verbleibt hiernach der jahrliche
Wein-Verbranch, nach dem Verhältnis; der Jahre 1824
—1828, 343453 Eimer oder 21,916992 O.nart.

Nach diesem Verhältniß nnd demjenigen der Be- t
völkernng, (welche hier, ungeachtet im Regierungsbezirk
Aachen weit weniger Wein als im RegierungsbezirkCob-
lenz nnd Trier getrunken wird, deshalb angewendet wird,
weil der ersterc Regierungsbezirk die Steuer-Verhältnisse
des linken Rheinnfers durchschnittlich darstellt,) ist der
Wein-Verbranch des Regierungsbezirks Aachen, um das
Jahr 1828, zn 54733 Eimern zu normiren.

Zur Zeit der französischenHerrschaft mußte nach
vorstehender Berechnung nnd nach dem Bevölkernngs-
Verhaltniß der Wein-Verbrauch des Regierungsbezirks
Aachen 48076 Eimer betragen; (nämlich 347232 gegen
305000 Seelen gerechnet.

Nach Ehaptal werden in Frankreich, in seiner je¬
tzigen Begranzung,) 1,100000 Hektoliter Weinbrannt¬
wein erzeugt; E. Dnpin dagegen giebt, (im Moniteur
von 1828 png. 1044.) nur 850000 Hektoliter, unter der
Bemerkung an, daß außerdem noch dieses D.nantnms
an Kornbrannrwein prodnzirt werde. Darnach betrüge
die Branntwein-Produktion in Frankreich im Ganzen
nur 906667 Hektoliter.

Im Mittel beider Angaben kann man füglich 1,005000
Eimer annehmen. Indem ich dies; O.nantliin zugleich als
jährlichen Verbranch in Frankreich bei der Stenerberech-
nnng betrachte, bleibt das, ohnehin auf letztern nur höchst
unerheblich einwirkende, mir nicht bekannte Verhältnis; ^
der Ausfuhr unberücksichtigt.

Nach der rheinischen Statistik beträgt die Brannt¬
wein - «Steuer der Rheinprovinz etatsmäßig pro 1829
584500 Rthlr. Wie ich im H. 140. zeigen werde, kom¬
men, bei Berechnung der Steuer zn 1? Sgr. vom O.nart,
21 Prozent des wirklichen Branntwein-Erzeugnisses nicht
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zur Besteuerung, die Defraudation zu 8 Prozent mitge-

gerechnet. Demnach betragt die Produktion in der Rhein¬

provinz 14,797468 Quart, oder 231219 Eimer, lind

nach dem BevölkerungS-Verhältnis im Regierungsbezirk

Aachen 36953 Eimer.

Dieses letztere Quantum nach der geringen Bevöl¬

kerung, welche der Regierungsbezirk Aachen unter fran¬

zösischer Herrschaft hatte, rednzirt, stellt sich für densel¬

ben auf 32458 Eimer.

Die ganze preußische Monarchie produzirte (nach

F erb er) im Jahre 1827 125 Mtl. -Quart Brannt¬

wein, und wahrscheinlich 1828 um 5 Prozent weniger,

also 118Z Miil. O.uart. Hiernach produzirte die Mo¬

narchie, mit Ausschluß der Rheinprovinz, 103,952532

Quart Branntwein.

Die Ausfuhr und die Einfuhr von Branntwein

durften sich gegenseitig in Preußen so ziemlich lompensi-

ren, und deshalb können vorstehende Verhaltniste füglich

als Maßstab des Verbrauchs betrachtet werden.

Frankreich produzirt und verbraucht (nach Chaptal)

jährlich 9,724487 Hektoliter, oder 12,965933 Eimer

Obstwein.

Waö die Rheinprovinz an Obstwein produzirt, ist

zu unerheblich, um bei der Steuerberechnung Berücksich¬

tigung zu verdienen.

AnS diesen verschiedenen Verbrauchs - Verhältnissen

ergiebt sich, daß im Durchschnitt jeder Mensch jährlich

verbraucht,
au Wein:

in Frankreich 84 Quart

in Bordeaux 170^ —

in den östlichen preußischen Provinzen 1 —

in der Rheinprovinz 19 —

an Branntwein:

in Frankreich 2,P Quart

in der Rheinprovinz 9-P- —

in den übrigen preußischen Provinzen bP-ch —



96

an Obstwein:
in Frankreich 26! Ouart.

H. 78.
Bei Betrachtnng der im vorigen H. dargestellten

Verbrauchs-Verhaltnissemnß einleuchten, daß es durch¬
aus irrig sehn würde, den Beitrag deS Regierungsbe¬
zirks Aachen zur srühern französischen Wein-, Obstwein-
und Branntwein-Steuer nach dem BevölkernngS-Ver¬
haltnisse dieses Bezirks zu Frankreich zu veranschlagen.
Vielmehr erscheint es weit geeigneter, die Steuer nach
dem Verhältniß des Verbrauchs zu ermitteln; — und
darnach werde ich verfahren.

Zuvor sind aber einige Schwierigkeiten zu beseitigen,
welche der Anwendungdieses Maßstabs entgegentreten.

Im H. "76. ist zwar nachgewiesenworden, wieviel
im Jahre 1811 im damaligen Fra n k r e i ch die Steuer
eingetragen hat; der im 77. ermittelte Maßstab des
Verbrauchs stellt aber nur das Verhältniß des Regie¬
rungsbezirks Aachen zum jetzigen Frankreich, oder
zum srühern Frankreich nach dermaliger Be¬
grün zun g, heraus. Materialien zur Ermittelungdes
Verbrauchs aller der Ländertheile, die damals auch zu
Frankreich gehörten und seitdem davon getrennt worden
sind, fehlen.

Zur Herstellung der Gleichmäßigkeit der Verhält-
nißzahlen ist als wahrscheinlichanzunehmen, daß zu der
im H. 76 angegebenen Stenersnmme Frankreich nach der
dcrmaligen Begrenzung und der RegierungsbezirkAachen
zusammen 4, und alle übrigen damals mit Frankreich ver¬
einigten Länder 4 beigetragen haben. Diese letztern ent¬
hielten, der Bevölkerung nach, ungefähr den dritten Theil
des damaligen Frankreichs, die reichen Niederlande mit
ihren vielen großen Städten, mehrere an Wein sehr er¬
giebige Länder, die wohlhabende und mit Wein geseg¬
nete Rheinpsalz, und einen großen Theil des mit Brannt¬
weinbrennereien wohlversehenen Norddentschlands. Schwer-
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lich überschätze ich den Ertrag dieser Länder bei Normi-
ruiig desselben zn einem Sechstel.

Die zweite Schwierigkeitbei der Anwendung des
von mir zur Berechnungder Steuer gewählten Maßsta¬
bes besteht darin, daß die im Jahr 1811 eingegangene
Stenersumme nicht unter den Steuer-Rubriken für jedes
der drei Getränke besonders angegeben worden sind, wäh¬
rend die ermittelten Verbrauchs-Verhältnissenur aus je¬
des einzelne passen.

Um hier die Parität der Verhältnisse herbeizuführen,
ist nothwendig, Wein, Obstwein und Branntwein aus
Ein Werth-Verhältnis? zu bringen, bei welchem die ver¬
schiedenen Steuersätze der Droits che monvement und
ch'entree, so wie der, bei dem Droit che chetnil so sehr
einwirkende, Werth der Getränke berücksichtigt werden.
Deshalb nehme ich an, daß Obstwein sich zu Wein ver¬
halte, wie 1 zu 5, und daß Weiir und Branntwein
gleich zu rechnen sind.

Endlich werde ich, weil das Droit clo inouveiuent
sowohl, als das Droit chk chetnil wegen der theuern Wein¬
preise in der Rheinprovinz höher war, als durchschnitt¬
lich in Frankreich, zur Kompensation dieses UmstandeS
der nach vorstehenden Grundsätzen für den Regierungs¬
bezirk Aachen zu berechnenden Steuer noch 25 Prozent
hinzuzählen.

H. 79.
Nach den in den HH. 76—78. aufgestelltenGrund¬

lagen folgt hier die Berechnung des Steuer-Beitrags
deS Regierungsbezirks Aachen.

Die Gesammt-Steuer betrug 88,342417 Fr., von
welchen nach Abzug eineS Sechstels 73,618686 Fr. zur
Berechnung bleiben.

Frankreich verbrauchte:
Wein 38,666667 Eimer,
Branntwein 1,340006 —
Obstwein: 12,965983 E., 5 f. 1 gerech n. 2,593196 —

42,599863 Eimer.
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Der Regierungsbezirk Aachen verbrauchte;
Wein 48076 Ein?cr

Brainnweiu 32458 — 80534 —

Es kamen also von 42,680397 Eimern

73,618680 Fr. cur Steuern ein, folglich von 80534 Ei¬

mern, unter Hinzurechnung von 25 Prozent, im Regie-

giernngsbezlrr Nachen 173640 Fr. oder 45582 Rthlr.

H. 80.

Vielleicht wird hie und da die vorstehende Veran¬

schlagung der stärksten von den zur Verwaltung der

Droits rännis gehörenden Steuern für zu niedrig erach¬

tet. Es sind dieselben, wegen der damit verbunden ge¬

wesenen vexatorischen Erhebnngsweise und Kontrolle, in

so üblem 'Andenken am Rheine geblieben, daß man ge¬

wohnt ist, sieh eine sehr hohe Besteuerung zu denken,

wein? von Droits rcniuis die Rede ist. Indessen durste

bei einer genauen Erwägung der Umstände sich ergeben,

daß ich wahrscheinlich den Steuer-Beitrag nicht zu nie¬

drig, sondern im Gegentheil zu hoch normirt habe; ich

mache ans einige, in dieser Beziehung zu berücksichtigende

Umstände aufmerksam.

1) In den 13 Iahren, während welcher das linke

Rheinnser zu Frankreich gehörte, bestand die Steuer in

den ersten 4 Jahren gar nicht, Ein Jahr nur sehr milde

und niedrig, 3 Jahre etwas höher, und 5 Jahre am

höchsten. Die höchste durchschnittliche Besteuerung

jener 13 Jahre dürfte also kaum diejenige der 3 Jahre

jnach den? Gesetze von 1806,) erreichen; gleichwohl ist

die höchste der 5 Jahre (nach dem Gesetze von 1808,)

zun? Maßstab genommen worden.

2) Gerade das Jahr 1811, nach welchem die Rech¬

nung aufgestellt ist, lieferte während der ganzen Periode

der französischen Herrschaft den größten Steuer-Ertrag

bei der Verwaltung der Droits roniiis.

5) Die große?? Städte waren für die Steuer an?

ergiebigsten. In der Rheinprovinz gab es bis 1813 keine
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Stadt mir 50000 Einwohnern, (Köln Haid' vielleicht
diese Bevölkerung, galt aber nicht dafür, sie zu haben,)
und mir zwei Städte hatten 50000 Einw.

4) In Frankreich (nach dermaliger Begräuzung,)
wurde das llroit chentrsio sH. 75. snb 3.) in 1439
Städten erhoben; es hatte, nin gleichmäßig zn sevn,
nach dein Verhältnis; der Bevölkerung in dem am linken
Rheinufer liegenden Theile der Rheinprovin; in 70 Städ¬
ten zur Erhebung kommen müssen, es waren aber in
diesem Theile nicht einmal 40 Städte, in welchen dies;
nach den gesetzlichen Bestimmungengeschehen konnte.

5) Ich habe angenommen, das; ans den Kopf der
Bevölkerung der Verbrauch des Weins und Branntweins
während der französischenHerrschast eben so stark gewe¬
sen ist, wie im Jahre 1828, eine ohne Zweifel irrige
Voraussetzung, durch welche aber die Berechnung der
Steuer sich höher stellt. Die Zunahme des Wein-Ver¬
brauchs scheint ans derjenigen der Weinschenkenund des
stärkern Besuchs derselben ersichtlich zn seyn; die Zunah¬
me des Branntwein-Verbrauchs ist übrigens erheblicher,
wozu vorzüglich die erst in neuerer Zeit in der Rhein¬
provinz allgemein gewordene Bereitung des Kartossel-
Branntweins, und das während der französischen Herr¬
schaft erlassene Verbot der Kornbranntwein - Bereitung
mitgewirkt haben mag.

0) Die Defraudation der Wein- und Branntwein-
Steuern war zur Zeit der Franzosen-Herrschaft sehr
groß, und weit beträchtlicher,als bei der dermaligen
preußischenBesteuerung. Freilich mag man das Desrau-
diren in Frankreich so gut wie in der Rheinprovinzver¬
standen haben, und insofern wirkt jener llmstand nicht
auf meine Berechnung der Steuer ein; aber derselbe er¬
klärt, weßhalb der Ertrag der letztern, trotz der hohen
Steuersätze und des von mir so hoch normirten Ver¬
brauchs des Regierungsbezirks Aachen nicht höher sich
herausstellt.
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Zwanzigstes Kapitel.
Die Salz-Steuer.

H. 84.
In Frankreich waren die Salinen nur zu einem

kleinen Theile Staats-Eigenchum; nur in den Departe¬
menten jenseits der Alpen gab es Salz-Siedereien für
alleinige Rechnung des Staates. Außerdem mar der¬
selbe in einer für die Salzsiederei konzesstouirten Han¬
delsgesellschaft— Dowpagnie des Kniines de l'Dst,—
in der Art betheiligt, daß nach Maßgabe des Ertrages
die Gesellschaft mehr oder weniger Pacht zu entrichten
hatte. Daher übte die Regierung eine Aufsicht auf diese
Anstalt aus, und legte über dieselbe den gesetzgebenden
VersammlungenRechnung ab. Die übrigen Salzsiede¬
reien waren Privat-Eigenthum.

H. 82.
Die Salzsteuer betrug, nach dem Gesetze vom 24.

April 1806 20 Centimen vom Kilogramm. Die Erhö¬
hung derselben auf das Doppelte nach dem kaiserlichen
Dekrete vom 11. November 1813 kommt, da fast gleich¬
zeitig die französischeHerrschaft endete, bei dieser nicht
in Betracht.

Die Erhebung der Steuer ressortirte von der Zoll-
Verwaltung, doch bestand bei der t-ompkigniedes sa-
lines lle l'Dst eilte Ausnahme, indem bei dieser die
Verwaltung der Droits reunis die Aufsicht hatte, und
die Gefalle erhob.

H. 83.
Im Jahre 1811 verkaufte die Dompaguie

des Salines de I'Dst im Jnlande 31,963980 Ko.
Die Staats-Salinen in den Departemen¬

ten jenseits der Alpen 31,935009 Ko.
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Bei der Zoll-Verwaltung betrug die Einnah¬
me an Salzsteuer 47,520,27? Fr.; es
waren also 237,601135Ko.

und überhaupt 301,500124 Ko.
Salz im Jahre 1811 versteuert worden, (was im Mo-
niteur vom 13. Marz 1813 nachgesehen werden kann.)
Darnach kommt aus den Kops der Bevölkerung ein Ver¬
brauch von 15 Pfd. versteuertem Salz.

Indessen war die Versteuernngswcise so eingerichtet,
das; manchmal von starkern Parthien auf einmal die
Gefalle entrichtet wurden, die erst nach und nach in den
Verbrauch übergingen, so daß der Ertrag etiles einzelnen
Jahres nicht als Maßstab gelten kann. In der That
ist auch höchst unwahrscheinlich, daß damals so viel Salz
versteuert worden sey als jetzt, wo auch nicht mehr als
ungefähr 15 Pfd. auf den Kops der Bevölkerung kom¬
men; denn mit der Zunahme der meisten Konsumtions-
Artikel dürfte auch der Salz-Verbrauch zugenommen ha¬
ben, und außerdem war bei der französischen Salzsteuer-
Einrichtung die Defraudation leichter und häufiger, als
bei der preußischen Salz-Regie.

Deßhalb kann die, ohnehin allen Glauben verdie¬
nende (bei der Diskussion des Salzstcuer-Gesetzesvom
17. Dezember 1814 erfolgte) Angabe des französischen
General-Direktors der Steuern, daß in den sechs Jah¬
ren der Besteuerung nach dem Gesetze vom 24. April
1806 durchschnittlich 13 Pfd., das heißt 6^ Kilogr.
(oder 13xV-5 Pfd. preuß. Gewicht) auf den einjährigen
Verbrauch Eines Menschen kommen, unbedenklich als
richtig angenommenwerden; unter dem Verbrauche ist
natürlich nur der von versteuertem Salze zu versteheil.

Der Regierungsbezirk Aachen mir 305000 Einwoh¬
nern verbrauchte, zu 6^ Kilogr. auf den Kopf, 1,982500
Kilogr.; die Steuer davon zn 20 Centimen beträgt
396500 Fr. oder 104081 Rthlr.



90

Ein nnd zwanzigstes Kapitel.
Die Dab ak s - Ste ue r.

H 84.

Nach dein Gesetze vom 22. Brüinaire Jahres 7

der Republik waren Tabaks-Bau, Tabaks-Handel nnd

Tabaks-Fabrikation freie Gewerbe; die Einsuhr von fabri-

zirtem Tabak war verboten; rober ausländischer trug ei¬

nen Einfuhrzoll von 3V Fr., respektive 20 Fr. von 100

Kilogr., wenn die Einfuhr auf französischen Schiffen er¬

folgte. Der Tabaks-Fabrikant hatte 40 Centimen vom

Kilogr. fabrizirten Tabak zu entrichten; doch war die

Kontrolle dieser lctztern Steuer sehr oberflächlich.

Das Gesetz vom 10. Floräal Jahres 10 der Re¬

publik veränderte vorstehende Stenern nicht wesentlich,

verschärfte aber die Kontroll-Maßregeln.

Das Gesetz vom 24. Februar 1805 crhöhete die

Eingangsrechte von 100 Kilogr. rohen Tabaks auf 100

Fr., respektive 80 Fr., wenn die Einfuhr in französischen

Schiffen erfolgte. Zu der Fabrikations-Steuer kam noch

eine Abgabe beim Detail-Verkauf zu 10 Centimen vom

Kilogr.

Durch das Gesetz vom 24. April 1806 ward die

Fabrikations-Steuer auf 80 Centime, die Detail-Verkaufs-

Steuer auf 20 Centime erhöhet.

Endlich ward durch ein kaiserliches Dekret vom 29.

Dez. 1810 die Regie, vom 1. Juli 1811 anfangend,

eingeführt, und zugleich verordnet:

1. Daß von der Regie nur zu -'z- des zu fabriziren-

den Tabaks ausländische Blätter verordnet werden

sollten;

2. Daß bis zum 1. Juli 1811 alle Tabaks-Vorrärhe

der Händler und Kaufleute vom Staate gegen den

abzuschätzenden Werth übernommen werden sollten;

3. Daß bis dahin eine Fabrikations-Abgabe zu 1 Fr.
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30 Cent, und eine Detail-Verkaufs-Stener zu 1 Fr.

10 Cent. vom Kilogr. zu entrichten sei, letztere je¬

doch nur dann, wenn die erstere uicht schon bezahlt

war; beide Abgaben wurden nur nach Maßgabe des

wirklich erfolgten Verkaufs entrichtet.

Schon früher war die Regie in den Departementen

jenseits der Alpen eingeführt worden.

So hat denn, abgesehen von dem Zolle ans aus¬

ländische Blätter, in der Rheinprovinz die Tabaksteuer

folgendermaßeu bcstandeu:

vom Anfange der französischen Verwaltung bis zum

Jahre 1800 40 Centimen Fabrikations-Stener;

von 1805 bis 1800 eine Detail-Verkaufs-Steuer

von 10 Centimen;

von 1800 bis Ende 1810 eine Fabrikations-Stener

von 80 Centimen, und eine Detail-Verkanfs-Steuer von

20 Centimen;

vom 1. Januar bis 1. Juli 1811 eine Fabrika-

tionsstener von 1 Fr. 30 Cent., und eventuell eine De-

tail-VerkaufsSteuer von 1 Fr. 10 Cent.;

vom 1. Juli 1811 bis zum Abzüge der Franzosen,

also während 2^ Jahren die Regie.

Die Steuer wie auch die Regie gehörte zur Ver¬

waltung der llroits !vuuis.

H. 85.

Offenbar sollte durch die Regie eine größere Steuer-

Einnahme als die frühere erzielt werden, theils durch

höhere Verkaufspreise, theils durch Unterdrückung des

Unterschleifs.

Die Erhöhung der Abgabe um 30 Centimen wäh¬

rend der ersten 6 Monate von 1811 hat zum größern

Theil die höhere Steuer dargestellt, welche vermittelst der

Regie beigebracht werden sollte. Schwerlich würde diese

von Napoleon, dem Feinde des Gewerbzwanges, einge¬

führt worden seyn, wenn mau für möglich erachtet hätte,

eine so hohe Tabaks-Steuer ohne großen Untcrschleif auf

die Daner zu erheben. Den Unterschleif zu verhüten.
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war daher Hauptzweck der Tabaks-Regie, und ist eS
noch iu Frankreich; was über diesen Gegenstand wah¬
rend des Ministeriums von Martignac verhandelt wor¬
den ist, bestätigt diese Ansicht vollkommen.

Nicht zu bezweifeln ist daher die Tharsache, daß,
wenigstens bis zur Einführung der Regie, weit mehr
Tabak in Frankreich verbraucht, als versteuert
wurde.

Wegen des, vorzüglich durch die Besteuerungbe¬
wirkten, hohen Preises des Tabacks wurde aber auch
früher weit weniger verbraucht, als jetzt. Für den da¬
maligen Steuerbetrag erhalt man jetzt eine mittelmaßige
Qualität Tabak, welche gerade am meisten verbraucht wird.

Ans diesen Umständen ist die gewiß richtige Fol¬
gerung zu ziehen, daß der jetzige Verbrauch des Tabaks
nicht im geringsten als Maßstab zur Normirnng des
Steuer-Beitrags der Rheinprovinz anwendbar ist.

Ans der andern Seite kann dieser Beitrag auch
nicht gerade nach dem Bevölkerungs-Verhältnißdes srü-
hern Frankreichs ermittelt werden, weil die Rheinländer
mehr Rauchtabak konsnmiren, als die Franzosen. Zwar
umfaßte Frankreich damals Länder, z. B. Holland und
einen Theil von Nord-Deutschland, wo mehr oder eben
so viel, als in der Rheinprovinz Tabak geraucht wird;
demnach muß angenommen werden, daß in dieser, nach
dem Bevölkernngs-Verhältnisse,mehr Tabak verbraucht
und versteuert wurde, als durchschnittlich in Frankreich
nach der Begränznng von 1811; als wahrscheinlichdarf
die Differenz zu ? bis ^ normirt werden.

Ungefähr um diese Differenz war der Absatz des
versteuerten Tabaks im allgemeinen in den ersten 6
Monaten des Jahres 1811 stärker, als sonst. Der
franz. Minister sagt in dieser Beziehung bei der Rech-
nnngs-Ablage pro 1811, sMoniteur vom 18. März
1813,) daß zwar die Regie etwas zur Erhöhung der
Einkünfte der Droits rouuis beigetragen habe, die Re¬
sultate der letztern 6 Monate von 1811 aber noch nicht
von Bedeutung hätten seyn können, weil die Pri-
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vatleute sehr mit Tabak versorgt gewesen wa¬
ren. Dieß war sehr natürlich, denn die Privatleute ver¬
sorgten sich in der wahrscheinlich übertriebenen Erwartung
der höhern Tabakspreise der Regie, so viel sie konnten,
mit verteuertemTabak.

Deßhalb nehme ich an, daß die Differenz des grö¬
ßern Absatzes von versteuertem Tabak wahrend der ersten
6 Monate von 1811 jene Differenz des Mehrverbrauchs
der Rheinprovinz kompensire, und lege den Absatz in je¬
nen Zeitraum zum Grunde der Berechnung des Ver¬
brauches im Regierungsbezirke Aachen.

Auch die im nämlichen Zeiträume eingegangene
Steuer werde ich zur Normirung des Beitrages des Re¬
gierungsbezirkes Aachen anwenden. Jedoch wird, was
die Regie in den Departementen jenseits der Alpen ver¬
kaufte, nach dem Ertrage des ganzen Jahres 1811 ver¬
anschlagt; außerdem werde ich annehmen, daß des
verbrauchten Tabaks aus ausländischen Blättern fabricirt
worden sei, und den Einfuhrzoll getragen habe. Die
Regie fabrizirte, wie in H. 84 angegeben ist, nur
des abgesetzten Auantiuns aus ausländischenBlättern;
mithin dürfte die Annahme von vor Einführung der
Regie hoch genug seyn.

Solchergestalt wird die Veranschlagung des Beitra¬
ges des Regierungsbezirkes Aachen nicht auf die lebten
2? Jahre, wo die Steuer vermittelst der Regie am höch¬
sten seyn sollte, und auch nicht ans den Zeitraum bis
1811, wo die Steuersätze noch nicht am höchsten waren,
sondern im Mittel ans die 6 Monate gegründet, wo,
mit Ausnahme der jenseitigen Alpeu-Departcmente, die
Regie noch nicht eingeführt, vor derselben aber die Steuer
am höchsten, und der Absatz während der hohen Tabaks-
Besteuerung am beträchtlichsten war. Es scheint einleuch¬
tend zu seyn, daß auf diese Weise die Veranschlagung
zun: wenigsten den Beitrag herausstellenmuß, welchen
der RegierungsbezirkAachen zur Tabaks-Steuer von 1806
bis 1813, das ist, während des Zeitraumes, wo dieselbe
hoch war, geleistet hat.
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H. 86.

Der Verbrauch des versteuerten Tabaks uud der Er¬

trag der Steuer pro 1811, uach deu im vorigen H. auf¬

gestellten Grundsätzen, lassen sich aus deu Nachweisen

berechnen, welche der Mouireur von: 13. März 1813

enthält. Zuvörderst ist der Verbrauch festzustellen.

Bei der Regie in deu jenseitigen Alpen-Departe¬

menten wurden im ganzen Jahre 1311 1,630715 Kilsgr.

abgesetzt.

Im übrigen Frankreich, jedoch mit Ausschluß der

holländischen und norddeutschen Departemente wurde vom

1. Januar bis 30. Juni 1811 entrichtet:

die Fabrikations-Steuer von 1,947576 K-l.

die Detail-Verkaufs-Steuer von 4,695876 —

Also wurden verbraucht 6,643452 Kil.

Nach diesem Vcrhältniß war der Verbrauch im ganzen

Jahre 13,286904 Kilogr.

Der Verbrauch in den holländischen und norddeut¬

schen Departementen läßt sich nur durch eine etwas kom-

plizirtc Berechnung ermitteln, da der Mouiteur denselben

nicht besonders aufführt.

Es wird nämlich der Gesammt-Ertrag der Steuer

mit alleinigen? Ausschluß desjenigen der Regie in den

jenseitigen Alpen-Departementen, für deu Zeitraum vom

1. Januar bis 30 Juni 1811 zu 8,897365 Fr. ange¬

geben. Berechnen wir um? die Steuer des O.uautums,

welches, (wie oben angeführt,) innerhalb des nämlichen

Zeitraumes in Frankreich, mit Ausschluß der jenseitigen

Alpen - Departemente uud der holländischen nud

norddcuts ch e n D e p a r t e in e n t e, abgesetzt war, so ergiebt

sich, — für 1,947576 Kilogr. die Fabrikatious-Stener

zu 1 Fr. 30 Cent., und für 4,695876 Kilogr. die De¬

tail - Verkaufs - Steuer berechnet, — die Summe von

7,697313 Fr. Da mit alleinigem Ausschluß der jensei¬

tigen Alpen-Departemente die Steuer 8,897365 Fr. ein¬

getragen hatte, so muß die Differenz von 1,200052 Fr.



sr>

der Steuer-Ertrag ans den holländischen nnd norddeut¬
schen Departementen seyn.

Nun kann man annehmen, daß in den letztem dcr
von Fabrikanten, und der von Detail-Händlern ver¬
steuerte Tabak sich eben so gegen einander verhalten ha¬
ben, wie oben, nämlich daß von 6,643452 Kil. 1,947576
Kilogr. die Fabrikations-Steuer, und 4,695876 Kilogr.
die Detail- Verkaufs - Steuer getragen haben. Da
nach diesem Verhältnis; die Steuer für 6,643452 Kilogr.
7,697313 Fr. beträgt, so mußten für 1,200052 Fr.
1,035749 Kilogr. versteuert worden seyn, welches mithin
das in den holländischen nnd norddeutschenDepartemen¬
ten innerhalb der ersten 6 Monate von 1811 verbrauchte
versteuerte O.uantum ist.
Für das ganze Jahr 1811 betrug folglich dasselbe in

diesen Departementen 2,071498 Kilogr.
Dazu nach obigen Ermittlungen

der Absatz in:
den jenseitigen Alpen-Departementen 1,630715 —
dem übrigen Frankreich 13,286904 —
Der Gesammt-Vcrbrauch von versteu¬

ertem Tabak in Frankreich bestand
also in ^ 16,989117 Kilogr.

Die Steuer von diesem O.antum beträgt:
Fabrikations- und Detail-Verkaufs-Stener in den ersten

6 Monaten von 1811 8,897365 Fr., folglich im gan¬
zen Jahre ^ 17,794730 Fr.

Gewinn oder Fabrikations-Steuer von
1,630715 Kilogr., welche von bcr
Regie in den jenseitigen Alpen-De¬
partementen abgepelzt wurden ü 1 Fr.
30 Cent. 2,119930 —

Von dem Gesammtabsatze trugen
der Einfuhrzoll, folglich 2,265180
Kilogr. ü 100 Fr. von 10 Kilogr. 2,265180 —

Gesammtberrag der Steuer iu Frankreich 22,179840 Fr.
Von dieser Summe fallen nach dem Bewohner-
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Verhältiiisse ans den Regierungsbezirk Aachen 157322

Fr. oder 41297 Rthlr.

H. 87.

Es dürfte zweckmäßig scyn, auf noch einige Um¬

stände aufmerksam zu machen, durch welche die Wahr¬

scheinlichkeit verstärkt wird, daß die Tabak-Steuer vor¬

stehend reichlich hoch veranschlagt worden ist.

Der von mir angenommene Verbrauch von ver¬

steuertem Tabak stellt sich zu ^ Pfd. auf den Kopf der

Bevölkerung; der französische Minister giebt diesen Ver¬

brauch in den jenseitigen Alpen-Departementen, wo die

Regie schon länger bestand, und ohne Zweifel deßhalb

der Untcrschleif kleiner als bei der andern BesteuerungS-

weise in Frankreich war, zu 11z Unzen oder ^ Pf. an.

In einem Steuer-Berichte deS französischen Finanz-

Ministers im Moniteur vom 15. November 1816 wird

angegeben, daß in den Jahren 1812 und 1813 von der

Regie jährlich 10 Millionen Kilogramme Tabak abgesetzt

worden sind.

In dem nämlichen Berichte wird nachgewiesen, daß

der Gewinn der Tabaks - Regie vom 1. Juli 1811

bis zu Ende deS JahreS 1814, also in 3^ Jahren,

79,651000 Fr. jährlich im Durchschnitt also 22,800000

Fr. betragen habe. Der Minister sagt, erst durch wei¬

tere Verbesserungen in der Verwaltung seh eine Vermeh¬

rung deS Gewinnes bis zu 30 Mill. Fr. zu hoffeil,

(welche Hoffnuug auch später durch die Wirklichkeit noch

übertroffen worden ist.)
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Zwei und zwanzigstes Kapitel.
Verschiedeiie zum Ressort der Verwaltung der

Droits rvuuis gehörige Steuern.

H. 88.
Ein Zehntel des städtischen Uetrois.

In denjenigen Städten, deren Patrimonial-Ver¬
mögen, nebst den Zulage-Centimen zn den direkten Sten¬
ern, zur Deckung der Kommnnal-Bedürfnisse,nicht hin¬
reichte, wurde zu diesem Behuf, und unter der Benen¬
nung Octroi, eine Abgabe von Getranken, Oel und
Brennmaterialien erhoben. Von derselben bezog der
Staat das in der Ueberschriftbenannte Ein Zehntel, und
daraus folgte, daß Städte obiger Art auch noch durch
eine Staatssteuer mehr belastet waren, als besser dotirte.
Schwerlich hat die Rheinprovinz, flinken Rheinnfers,)
im Durchschnitt mehr dazu beigetragen, als der Regie¬
rungsbezirk Aachen, und so kann der wirkliche Ertrag in
lehterm angenommen werden.

Nach v. Rennau ff^nA'. 60,) trug die Steuer in
den Städten des Regierungsbezirkes Aachen, welche frü¬
her zum Roer-Departemente gehörten, ein: 26150 Fr.
Außerdem trugen sie ein:
in Eupen 3465 —-
in Malmedy mnthmaßlich 1385 —
Ertrag im ganzen Bezirke 31000 Fr.

oder 8137Rthlr.
In den meisten Städten der Rheinprovinz, wo IIa-

troi bestand, ist die Steuer erst bei Einführung der preu¬
ßischen Verbrauchs-Steuer eingegangen.

H. 89.
Wasserzölle und Abgaben von Kommunikations-Anstalten.

Die Zölle der Sce-Schiffarth ressortirten von der
Zollverwaltung,und sind mit den Zöllen in H. 71 an-

7
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gegeben worden. Unter obige Rubrik gehören deßhalb
nur folgende Staats-Revenüen, welche iin Jahr 1 8 - l
(nach dein Monitenr vom 13. Marz 1813/) eintrugen:
Dnnmix clu eontro ot clos etniigs 447046 Fr.
Droits spooinnx, nämlich: iinviAntion in-

torieure, octroi cla rliiii, dnos et ptissn-
ges ck'enu, eoiitridntiorrs cke Illessingue
»eeettes «liver-ses, welche zusammen, nach
Abzug von 2499 Fr. für zurückerstattete
Abgaben, eintrugen 7,143 617 —

Summe 7,143617 Fr.
Davon fallen nach dem Bewohner-Verhältnis;aus

den RegierungsbezirkAachen 53841 Fr. oder 14131 Rthlr.

H. 90.
Spielkarten-Abgabe.

Diese brachte im Jahr 1811, (nach den; Monitenr
vom 13. März 1813,) 737520 Fr. ein, von welchen
ich den Beitrag des RegierungsbezirkesAachen nach dem
Bewohner-Verhältniß zu 5231 Fr. oder 1373 Rthlr.
normire.

H. 91.
Stempel bei den Droits reu»!s.

Diese Abgabe ist nicht mit der eigentlichen Stem¬
pel- und Einregistrirnngs-Stener, die im folgenden Ka¬
pitel aufgeführt wird, zu verwechseln. Sie trug im Jahre
1811, (nach dem Monitenr vom 13. März 1813,)
1,148136 Fr. ein.

Wegen des erheblichen Minderertrags der Stenern
von Wein, Branntwein und Obstwein in der Rheinpro¬
vinz, im Vergleiche gegen das übrige Frankreich, (Vick.
Kap. 19,) kann der Beitrag des Regierungsbezirkes Aa¬
chen füglich um ein viertel niedriger, als das Bewohner-
Verhältniß ihn herausstellt, also zn 6108 Fr. oder 1603
Rthlr. normirt werden.
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H. 9?.
Abgaben von Privat-Postwagen.

In Frankreich war und ist noch dir Personen- und
Güter-Beförderung durch Postwagen Privat-Gewerbe,
welches der Staat entweder gar nicht oder nur nebenher
bei Gelegenheit der Brief-Befördernng betreibt.

Die Abgabe betrug 19 Prozent von: Brntto-Ertrage
des Personen-Fnhrgeldes, von? Güter-Transport weniger,
und brachte im Jahr 1811, (nach dem Monitenr vom
13. Marz 1813,) 2,754966 Fr. ein. Davon fallen
nach dem Bewohnerverhältniß aus den Regierungsbezirk
Aachen 19549 Fr. oder 5129 Rthlr.

H. 93.
Kontroll-Abgabe dos Feingehalts der Gold- und Silber-Gcrathe.

Es war bei dieser Abgabe, die (nach dem Moni¬
tenr vom 13. Marz 1813,) brutto nur 1,139447 Fr.
im Jahre 1811 eintrug, nicht sowohl auf eine Steuer-
Erhebung abgesehen, als vielmehr darauf, den Gewer¬
ben einen «üblichen Dienst zu leisten, nämlich den Fein¬
gehalt der goldnen und silbernen Gerüche zu konstatiren,
und daß dieß geschehen, durch Stempelung kenntlich zu
machen. Der Zweck war der nämliche, welcher in eini¬
gen Gegenden bei Leinwand durch die Leggen erreicht
wird, gegen eine Gebühr das Ellenmaaß amtlich konsta¬
tiren zu lassen. Wie in diesem Falle der Konsument
eine Bürgschaft für das Maß erhält, so in jenem für
die O.nalität.

Uebrigens tragen augenfälligdie größten Städte am
meisten zu jener Abgabe bei, weßhalb für den Regie¬
rungsbezirk Aachen nur die Hälfte der sich nach dem
Bewohnerverhältnißherausstellenden Summe mit 4941
Fr. oder 1961 Rthlr. höchstens zu normireu ist.

H. 94.
Verschiedene kleine Abgaben oder Einnahmen.

Für: Ggncw Lügi-mw, nrrivG trunsmis und re-
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eettes exlrnolckinniros,— Eiiinahmcil, welche zum größern
Theile keine Stenern zu seyn scheinen, was ich jedoch >
wegen llnerbeblichkeit des Gegenstandes unberücksichtigt
lasse, — giebt der Monitenr den Ertrag im Jahr 1811
zu 194648 Fr. an, von welchen nach dem Bewohner-
verhälmiß ans den Regierungsbezirk Aachen 1381 Fr.
oder 362 Rthlr. fallen.

Drei und zwanzigstes Kapitel.
Einregistrirnngs-, Stempel-, Gerichtsschrciberei¬

lt n d Hypothekeil - Gc b ü hren.

H. 95.
Diejenige Besteuerung,welche nach dem preußischen

Stempelgesetze von 1822 als Werth-Stempel erhoben
wird, ist der Hauptsache nach, was die französische Ein¬
registrirnngs-Abgabe. Der Unterschied beider Stenern
besteht besonders in Folgendem:

n) die französischenSteuersätzesind bis zum Theil
höher, als die preußischen;

b) gegen die französische Steuer wird in vielen Fal¬
len ein nützlicher Dienst, die erfolgende Einregistrirnng
der Akten, geleistet, die preußische dagegen ist nichts als
Steuer;

v) die französische Steuer hangt mit der Justiz-Ein¬
richtung enge zusammen, die preußische nicht;

ck) die französische Steller wird von den Beamten
nach Vorlage der Akten normirt, die Bestimmung des
preußischenWerth-Stempels wird in vielen Fällen den
Steuerpflichtigen selbst überlassen, und wenn diese irren,
sind sie straffällig.

Der französische Stempel wurde in der Art entrich¬
tet, daß manche Akten und Verhandlungen auf Stem¬
pel-Papier geschrieben werden mußten.
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Die Gebühren der Gerichtsschreiber wurden zugleich

mit den Einregistrirnngs-Kosten der Urtheile erhaben.

Diese verschiedenen Abgaben - Erhebungen standen

sund stehen nach) in Frankreich unter einer bescmdern

Verwaltung, welcher anch die Führung der Hvpalheken-

Bücher, und die Empfangnahme der deßsallsigen Ge¬

bühren ablag.

H. 96.

Nach dem Eintritt der preußischen Verwaltung wur¬

den diese Abgaben bis zur Einführnug des preußischen

Stempel-Gesetzes im Jahr 1822 in beinahe unveränder¬

ter Weise, mit der Madifikatian sorterhoben, daß:

1) die unbedeutende gleichwahl dem Gefühl wider¬

strebende Steuer van Erbschaften in direkter ehelicher Des¬

zendenz abgeschafft wurde, und daß

2) die Erbebung der Spielkarten-Abgabe, welche

früher van der Verwaltung der droits rennis ressartirte,

mit jener der Einregistrirungs-Abgaben vereinigt wurde.

Da salchergestallt diese Stenern in beinahe unver¬

änderter Weise nach dem Aufhören der Fremdherrschaft

fortgedauert haben, da ferner der Regierungsbezirk Aa¬

chen amtlich zur Publizität gebracht Warden ist, und end¬

lich kein s^rund zu der Vermuthnng varliegt, daß in den

andern Bezirken der Rheinpravinz flinken Rhcinusers) c

denn Ertrage durchschnittlich nach dem Bewahnerverhalr-

niß ein wesentlicher llnterschied stattgefunden habe; —

sa können die gedachten Steuern unbedenklich nach dem

Ertrage derselben unter preußischer Verwaltung, für die

Periode der französischen Herrschaft im Regierungsbezirk

Aachen narmirt werden.

.Er. v. Rennau giebt die Etats-Summe für 1816

zu 435256 Fr., oder 114254 Rcblr., für 182V—1822

zu 162220 Rthlr. an, bemerkt aber 138): „daß

die stete Erwartung einer dem Enregistrement bevorste¬

henden Veränderung wahrend der letzten Jahre auf die

Revcnücn nachthcilig eingewirkt habe, und daß daher die
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Etats-Summe pro 1820— 1822 nicht zu erfüllen gewe¬
sen fem"

Es fragt sich, ob die Etats-Summe für 1816 oder
die spätere für 1820—1822 zur Veranschlagung des frü¬
hem Ertrages wahrend französischer Herrschaft zu benutzen
ist. Die Nicht-Erreichung des Etats hat höchst wahr¬
scheinlich darin ihren Grund gehabt, daß von 1816 bis
1820 der Steuer-Ertrag außerordentlich groß ausge¬
fallen, und der spatere Etat von 1820—1822 darauf
gegründet gewesen ist.

Diese ungewöhnliche Starke dieser Einnahme rührte
von der beträchtlichen Domänen-Veräußerung in den
Jahren 1816—1820 und von der Einträglichkeit dersel¬
ben, in Folge der damals sehr hohen Preise der Grund-
guter, her. Auch während der französischen Herrschaft
sind wol in einen: einzelnen Jahre viel Domaineu ver¬
kaust worden, aber durchschnittlich in diesem Zeiträume
nicht so viele wie in jenem, und außerdem zu weit nie¬
drigem Preisen; letztere hatten theilweise in dem vielfa¬
chen Mißtraun gegen die dauernde Rechtskraft der dama¬
ligen Besitztitel mehrerer Domaineu ihren Grund.

Deshalb scheint unbedenklich von den beiden Etats-
Summen, welche v. Rennau angibt, diejenige für 1816
die richtigere zur Normimug der frühern französischen
Steuer zu sehn.

Hierauf berechnet sich dieselbe für den Regierungs¬
bezirk Aachen wie folgt:
Etats-Summe für 1816 114254 Rtblr.
Hinzuzurechnen: wegen Modifizirung der

Erbschasts-Steuer 4000 —
Summe 113254 Rthlr.

In Abzug zu bringen: die in H. 80 be¬
rechnete Spielkarten-Abgabe 1373 Rthlr.

Rest GZWlGPchlE
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Vier mid zwanzigstes Kapitel.
Verschiedene Steuern.

H. 97.
I'rolevl!iuvi>s, oder Norerhebuiigeuvon Kouimuiial. Einkünften.

Die unter dieser Rubrik von deil Geuieiudeu zu lci-
stenden Beiträge waren meistens zu eigentlichen Kommn-
nal-Zwecken bestimmt, und gehören insofern, obgleich
in die Staats- oder Departements-Kassenfließend, nicht
hierher; denn es ist, hinsichtlich der Besteuerung einerlei,
ob eine Gemeinde-Ausgabe, (z. B. für den Unterhalt
eines Kantons-Boten, für die Kosten der Gesetzsamm¬
lung :c.,) direkt demjenigen zufließt, der den Werth der¬
selben leistete, oder ob dieß durch den Kanal des Prä-
sekten oder des Bezirk-Empsangers geschieht. Eins mag
vielleicht zweckmäßiger seyn, als das andere, doch darauf
kommt es bei Nonnirnng der entrichteten Stenern nicht
an. Deshalb werden von jenen I'Gleveuwus unter
Bemerkung der Beiträge des Regierungsbezirkes Aachen,
hier nur die aufgeführt, welche als Staatsstenern zu be¬
trachten seyn dürften; die sind folgende:

1) Ein Zehntel des städtischen Ootruis.
Diese Steuer wurde in H. 68 nachgewiesen.

3) Fünf Prozent von den gewöhnlichen
Gemeinde-Einkünften für die Reserve-Kom-
p agni e.

Diese Steuer trug im Regierungsbezirk Aachen un¬
gefähr 33990 Fr. ein, und wurde noch in den ersten
Iahren der preußischen Verwaltung nach französischem
Fuß erhoben.

3. Ein Prozent von den gewöhnlichen Ge¬
meinde-Einkünften für das Invaliden-Haus.

Diese Steuer mußte, nach Maßgabe der vorherge¬
henden, 4499 Fr. einbringen.
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4) Zehn Prozent von den Einkünften,
welche die Gemeinden auS ihren Grundgütern
bezogen, für den Kultus.

Der Ertrag wurde vorzüglich für Zuschüsse zum Ge¬
halt der höhereu Geistlichkeit verwendet, und l'elief sich
auf ungefähr 11000 Fr. Diese Steuer ward auch in
den erstem Jahren der preußischen Verwaltung noch er¬
hoben.

5) Beitrage zu den Kosten der Bettler-
Depots; (für das Roer-Departement die Anstalt zu
Brauweiler.)

Diese Beiträge können zu 18000 Fr. veranschlagt
werden.

H. 98.
Gemeinde-Beiträge zur Besoldung der Geistlichen.

Ich lasse die Frage hier uuerörtert, ob diese Bei¬
träge grundsätzlichals Staatssteuern zu betrachten sind.

So viel ist wenigstens gewiß, daß der Staat, we¬
nigstens in der Rheiuprovinz, einen großen Theil dieser
Besoldung trägt, so daß die vorstehende Frage sich nur
noch nm den übrigen Theil, soweit dieser nicht durch
Pfründen gedeckt ist, drehet. Abgesehen hiervon, ist die¬
ser Theil dcßhalb hier und auch weiterhin' bei den preu¬
ßischen Stenern, unter den Staatsstenern aufzunehmen,
weil in Frankreich seit der Restanration die Besoldung, wel¬
che die Geistlichen aus Staats- oder Departemental-Kassen
beziehen, so beträchtlich erhöhet worden ist, daß jene
Beiträge der Gemeinden nur höchst unbeträchtlich zu sehn
brauchen; daher, wenn solche hier nicht aufgenommen
würden, der Vergleichnngs-Maßstab nicht unwesentlich
verrückt sehn dürfte.

Zu den oben rnbrizirten Beiträgen gehören erstens
die im vorigen H. snd 4 angeführten poolövoiuons.

Zweitens fetzten die Mnnicipal-Räthe in den Bud¬
gets häufig den katholischen Pfarrern eine Besoldnngs-
Znlage, und den Vikaren oder Kaplänen, welche von
Staatswegen überhaupt nicht besoldet waren, ein kleines
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Gehalt aus. Indessen konnte, da ohne Gesetz keine
Steuer irgend einer Art von den Departemeutal-Behör-
den ausgeschrieben»Verden durste, bei so beschrankter Ge¬
meinde -Besteuerung nicht so viel wie jetzt in die Bud¬
gets sür den vorbemerkten Zweck aufgenommen werden;
deßhalb ist der auf diese Weise im Regierungsbezirk Aa¬
chen geleistete Beitrag nur zu einem Fünftel des derma¬
ligen zu 2400 Rthlr. zu veranschlagen.

Da aber offenbar die vom Staate und von den
Gemeinden bewilligten Besoldungen und Zulagen nicht
zum anständigen Unterhalt der Geistlichenausreichten,
so wurden durch freiwillige Beitrage, welche durch die
angelegentliche und einflußreiche Verwendung des Prä-
fekren und der Maires (Bürgermeister)manchmal einige
Aehulichkeit mit Steuern erhielten, weitere Zulagen auf¬
gebracht. Diese will ich, weil dieselben jetzt fast überall
durch so viel größere regelmäßige Gemeinde-Beiträge er¬
setzt worden sind, hier als Steuern betrachten, und den
muthmaßlichen Betrag derselben für den Regierungsbezirk
Aachen zu 4000 Rthlr. anschlagen.

Hiernach waren die Gemeinde-Beiträge zur Besol¬
dung der Geistlichen:

Ul-äleveiiwns11000 Fr. oder 2883 Rthlr.
Außerdem nach den Gemeinde-Budgets2400 >—
Freiwillige Beiträge 4 000 —

Summe 9288 Rthlr.

H. 99.
Gemeinde-Beiträge zu den Kosten der Reserve-Kompagnie des In¬

valide»-Hauses und der Tcpartcineutal-Bcttlcr-Dcpots.

Diese Beiträge wurden vermittelst der im H. 97.
augeführtenUrällvenwnÄ geleistet, und betrugen nach
den daselbst befindlichen Angaben:

für die Reserve-Kompagnie 22000 Fr.
—- das Invaliden-Haus 4400 —
'— das Bettler-Depot 18000 —

Summe 44400 F r.
oder 11655 Rthlr.
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H. 100.
Bergwerks-Stcucr.

Diese Steuer wurde durch das Bergwerks-Gesetz
vom 31. April 1811 eingeführt; ihr Ertrag sollte die
Kosten der vom Staate angestellten Bergwerks-Behörden
decken. Die Abgabe war:

10 Fr. vom O. Kilometer der Oberflache,
5 Prozent des durch Schätzung zu ermittelnden Rein¬

ertrages.
Die preußische Verwaltung hat diese Abgaben nnter

der einzigen Abänderung,daß der Reinertrag nicht dnreh
Schätzung, sondern durch Rechnungslage ermittelt wird,
bestehen lassen.

Der Steuer-Ertrag ist, nach der rheinischen Stati¬
stik, etatsmäßig pr» 1839 43540 Rthlr. in der Rhein¬
provinz. Der höchsten Wahrscheinlichkeitnach war der¬
selbe früher wenigstens nach dem Verhältnisse der Bevöl¬
kerung kleiner, und hiernach darf für die Periode der
französischen Herrschaft 16 Prozent weniger, also die
Summe von 35764 Rthlr. angenommenwerden, von
welchen, nach dem Bevölkernngs Verhälrniß ans den Re¬
gierungsbezirk Aachen 5893 Rchlr. kommen.

Fünf und zwanzigstes Kapitel.
Monopole, mit Ausschluß der Tabaks - Regie.

H. 101.

Münz - Regal.

Die Einkünfte von diesem Zweige der Staatsver¬
waltung wurden während des Kaiserreichs mehrere Jahre
hindurch zu 1 Milk. Fr. angegeben, welche Summe in-
deflen schwerlich als Reinertrag betrachtet werden darf.
Denn in dem, den französischenKammern vorgelegten
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Budget für 183Z wird genau nachgewiesen, — und die

Nachweisen werden in Frankreich jetzt viel genauer, als

zur Zeit des Kaiserreiches geliefert, — das; die Münze

nur einen Ueberschuß von 100000 Fr. aufbringt. Das

Münz-System ist aber in Frankreich unverändert geblie¬

ben; nur wurde ohne Zweifel vor 20 Jahren mehr Geld

als jetzt geprägt. ,

Diese Umstände berücksichtigend, darf der frühere

Reinertrag auf 500000 Fr. geschäht werden, von wel¬

chen auf den Regierungsbezirk Aachen nach dem Bevöl-

kerungsverhältniß 3540 Fr. oder 031 Rthlr. fallen.

H. 102.

Lotterie-Verwaltung.

In Frankreich bestand keine Klassen-Lotterie, son¬

dern das für die Moralität verderblichere Lotto, jedoch

nur in den größten Städten; es gab damals in der

Rheinprovinz weniger kaiserliche Lotterie-Kollekteure, als

es deren jetzt königliche giebt.

Unter diesen Verhältnissen wurde außerhalb der gro¬

ßen Städte, wo die Ziehungen waren, das Lottospiel

wenig betrieben, und es darf deshalb angenommen wer¬

den, daß die Rheinprovinz, dem Bevölkerungs-Verhält-

uiß nach, höchstens mit einem Viertel zu den Lotterie-

Revenüen beitrug.

Nach dem Moniteur vom 13. März 1313 war der

Reinertrag der Lotterie:

im Jahre 1810 19,118881 Fr.

— — 1811 16,531084 —

— — 1812 12,000000 —

-— — 1813 nach sehr übertriebner

Vorausschätzung 15 Mill., wofür

höchstens zu veranschlagen 12 ,000 000 —

Reinertrag in vier Jahren 59,649965 —

Einjähriger Reinertrag im Durchschnitt 14,912491 Fr.

Nach den: in: nämlichen Moniteur befindlichen Etat

Rv. 6. betragen die Empfangs-Gebühre:: und Verwal¬

tungskosten, in runder Rechnung, 40 Prozent; der ein-
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jährige Brutto-Ertrag ist daher 20,877487 Fr. Davon

fallen, nach dem oben angegebenen Verhältnis, auf den

Regierungsbezirk Aachen 37024 Fr. oder 9747 Rthlr.

H. 403.

Post-Verwaltung.

Nach dem Monitenr vom 43. März 4843, (Etat

Ro. 4.) betrugen die Einnahmen 29,449059 Fr., die

Ausgaben 46,409234 Fr., der Reinertrag 43,009825 Fr.

Zu den Einnahmen trug Paris mit seinem Arrondisse-

ment, — der Bevölkernng nach ungefähr der fünfzigste

Theil des damaligen Frankreichs,— ungefähr den sechsten

Theil bei, weßhalb unbedenklich vorausgesetzt werden darf,

daß die Rhein-Departemente in einem geringem, als dem

Bevölkcrnngs-Verhältniß beisteuerten. Diese Differenz will

ich, die gewerblichen Verhältnisse dieser Departemente be¬

rückst einigend, auf nur 40 Prozent veranschlagen, und

nach dem solchergestalt festgestellten Verbältniß den Bei¬

trag des Regierungsbezirks 'Aachen zu 83054 Fr. oder

24800 Rthlr. normiren.

H. 404.

Schicßpulvcr-Rogie.

Das Gesetz vom 43. Frnktidor Jahres 5 der

Republik bestimmte, daß der Pulver- und Salpeter-Han¬

del unter Regie gebraebt werden sollte, ohne Zweifel

mehr ans Rücksichten der Kriegsverwaltnng, als der Fi¬

nanzen; denn der lleberschuß wnrde mehrere Jahre hin¬

durch, und auch 4844, nur zu 500000 Fr. in den

Budgets angegeben.

Nach dem Bevölkernngs-Verhältniß hiervon auf den

Regierungsbezirk Aachen 3546 Fr. oder 934 Rthlr.
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Sechs und zwanzigstes Kapitel.
Dio Gemeinde-Steuern.

H. 105.
In den H. 51. 52. ist bemerkt worden, daß für

Gemeinde-Bedürfnissezur Grund- nnd zur Persoual-
nnd Mobiliar-Stener 5 Zulage-Centimen erhoben wurden.

Die Prinzipal-Summe der Grundsteuer betrug (nach
H. 64.) 292528 Rrhlr. im RegierungsbezirkAachen; die

5 Zulage-Centimen ergaben mithin 14626 Rthlr.
Dazu: 4^ Prozent Erhebnugskosten 658 —

Summe der Grundsteuer 15284 —
Die Priuzipal-Summe der Personal- und Mobiliar-

Steuer war fuach H. 66.) 61963 Rrhlr; die
5 Zulage-Centimen betrugen 3093 Rthlr.
Dazu: 4^ Prozent Erhebungskosten 139 —

Summe der Personal- und Mobilar-Steucr 3237 Rthlr.
Nach 68. erhielten die Gemeinden 11 Centimen

von der Prinzipal - Summe der Patent - Steuer mit
12865 Fr., oder 3375 Rthlr.

H. 106.
Als indirekte Steuer ward nur in einigen Städten

das Ocrroi erhoben, über dessen Natur im H. 88. das
Erforderliche bemerkt worden ist. Nach dem nämlichen

betrug ein Zehntel desselben im Regierungsbezirk
Aachen 8137 Rthlr., folglich das Ganze 81370 Rrhlr.

Dazu: 5 Prozent Erhebungskosten 4068 —
Brutto-Ertrag des Octrois 85438 Rthlr.

H. 107.
Von den in den vorstehenden aufgeführten

Stenern müssen die Gemeinde-Beiträge in Abzug ge¬
bracht werden, welche schon unter den Staats-Steuern



ausgeführt worden sind, weil sonst die nämlichen Steuern
doppelt berechnet wurden.

Die in Abzug zu bringenden Beiträge sind:
des OctroiS suach G. 88.) 8137 Rthlr.

I°i'älbv>!»ni!8 für den Kultus suach H. 98.) 2888 —
Für die Besoldung der Geistlichen nach den

Budgets (nach H. 98.) 2499 —
Für die Reserve-Kompagnie, das Invaliden-

Haus und die Departemente!-Bettler-
Depots, (nach H. 99.) 11655 —

Summe 25089 Rthlr.

H. 108.
Hiernach kommen an Gemeinde-Steuern des Re¬

gierungsbezirks Aachen zur Berechnung:
Zulage-Centimen zur Grundsteuer

suach H. 105.) 15284 Rthlr.
Zulage-Centimen zur Personal- und

Mobiliar-Steuer suach H. 105.) 3237 —
Antheil auderPateutsteuersuachH.105.) 3375 —
Städtisches Oktroi suach H. 106.) 85438 —

Summe 107334 Rrhlr.
In Abzug zu bringen:

die im H. 107. angegebenen Beitrage 25080 —
Rest 82254 Rthlr.
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Dritte Abtheilung.
Die Staats-Revenüen und Gemeinde-Steuern

der preußischen Monarchie.

Sieben und zwanzigstes Kapitel.
Die Grundsteuer.

H. 409.
Da6 kölligliche Edikt über die Finanzen vom 27.

Oktober 1840 enthielt folgende Bestimmungen:
n) Alle Stener-Exemtionen sollten wegfallen, da

solche weder mit der natürlichen Gerechtigkeit, noch mit
dem Geiste der Verwaltnng in benachbarten Staaten,
(unter denen damals ohne Zweifel die nach französischen
Grundsähen organisirteu Länder verstanden wurden,) län¬
ger vereinbar wären.

b) Alle bis dahin von der Grundsteuer frei geblie¬
benen Grundstücke sollten ohne Ausnahme damit be¬
legt werden.

e) Auch die Domainen sollten die Grundsteuer
tragen.

Das königl. Edikt deutete den bisherigen steuerfreien
Gutsbesitzern an: „Sie würden nun künftig nicht mehr
von dem Vorwurfe getroffen werdeen, sich den öffentlichen
Lasten ans Kosten ihrer Mitunterthanen zu entziehen; die
Grundsteuer käme dem Aufwände nicht gleich, den sie
haben würden, wenn man die ursprünglichenRitterdienst-
Verpflichtungen von ihnen fordere; es solle freie Benut¬
zung des Grund-Eigcnthums Statt finden; endlich, die



Grundsteuer würde schon in einem großen Theile der
Monarchie von den Gutsbesitzern getragen."

Jene gesetzlichen Bestimmungensind nicht ausge¬
führt worden, und Ermahnungen, wie die vorstehenden,
selbst anS königlichem Munde, finden in der Regel nie
und nirgends willigen Eingang; denn wie weit auch die
Herrschast der Verminst vorgeschritten seyn mag, so ist
cS damit doch nicht so weit gekommen, daß eine zahl¬
reiche Klasse steuerfreier Staatsbürger anS Rücksicht für
allgemeine Grundsätze der Billigkeit und der StaatS-
wirthschast ganz freiwillig aus die Steuerbefreiungver¬
zichten sollten. Diese Verzichtleistung erfolgt in der Re¬
gel nur durch die Macht der Umstände, denen, um nicht
noch Schlimmereszu erfahren, nachgegeben wird, oder
durch Gewalt, oder durch die Kraft einer Regierung, die
in ihrem Willen nicht schwankend, sondern folgerecht
und fest ist, und die Macht zur Ausführung desselben
besitzt. Deshalb werden billigdenkende Steuerpflichtige
nicht die Steuerfreien ob ihrer Hartnäckigkeitverdammen,
vielmehr nur auch hier bestätigt finden, das; Menschen
menschlich denken und handeln. Auf der andern Seite werden
aber die billigdenkenden Srenerbefreieteunicht die Ban-
nal-Ausdrücke:revolutionäre Tendenz, Untergrabung des
monarchischenPrinzips, Demogagie und dcrgl. mehr de¬
nen an den Kopf werfen, welche die Ausführung und
Befolgung der Bestimmungen und Ermahnungen des
königlichen Ediktes vom 27. Oktober wünschen.

Um jeder Mißdeutung vorzubeugen, muß hier be¬
merkt werden, daß, wegen der Nicht-AuSführung der
allegirten Bestimmungen, die preußische Staatregierung
durch die außerordentlichen Anstrengungen und durch die
Kriegsunruhcn der Jahre 1811—1815 gerechtfertigt er¬
scheint, und daß damals in der Darbringung von Opfern
zur Rettung des Staates die Steuerfreien mit den Steuer¬
pflichtigen auf edle Weise wetteiferten. Damals that Je¬
der seine Pflicht.

Das Gesetz vom 30. Mai 1820 enthielt folgende
Bestimmungen über die Grundsteuer:
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1) Um die Reform der Steuer-Gesetzgebung zu vol¬
lenden, sei vor Allem eine Revision der Grundsteuer in
sämmtlichenProvinzen noihwendig,die aber, wegen der
damit verbundenen Schwierigkeit, der Berathung der
Stände vorbehalten bleibe.

Z) Bis dahin solle die Grundsteuer in jeder Pro¬
vinz nach den bisher angewendeten Grundsätzen und
Vorschriften erhoben werden.

Z) Doch solle die Grundsteuer den fünften Theil
des Rheinertrages nirgends übersteigen, wobei indessen
die Bezirks- und Gemeinde-Stenernunberücksichtigt blie¬
ben. (Pul. H. 61).

4) Die Domainen-Grundstückeund Forsten sehen
steuerpflichtig.

Von diesen gesetzlichen Vorschriften sind die sub 1
und 4 nicht ausgeführt worden, denn es wurde nicht
zur Revision der Grundsteuer in sämmtlichcn Provinzen,
weder mit noch ohne Berathung der Stände, geschritten,
und die Domainen, wo sie steuerfrei waren, wnrden nicht
mit Grundsteuer belegt.

Die dritte Bestimmung, wenn sie irgendwo eine
Anwendung gesunden haben sollte, ist ohne Zweifel auch
befolgt worden.

Am vollständigsten ist die zweite Bestimmung zur
Ausführung gekommen, denn es ist, der Hauptsache nach,
in der Grundsteuer-Erhebung und Vertheilung seit 18Z0
so geblieben, wie es eben war; nur die Fortschritte des
Katasters und der Ausgleichungin den westlichen Pro¬
vinzen machen eine wesentliche Ausnahme.

H 110.
In der Rheinproviuz, da dieselbe fast ganz aus

Gebietsthcilcn besteht, die früher zu Frankreich oder zum
GroßherzogthumBerg gehörten, ist die Grundsteuer,mit
wenigen Ausnahmen, aus französischen Fuß eingerichtet.

«Steuerbefreiungen finden Statt bei Staatsforsten,
öffentlichen Gebäuden, Pfarrgütern, und vertragsmäßig
für die mediatisirten Standcsfürsten.

3



Die Rheinprovinz steht mit Westphalen, wie schon
im sechsten Kapitel angeführt worden ist, in einem ge¬
meinschaftlichen Grmidsteuer-Ansgleichmrgs-Verbande. Die
Ausgleichung erfolgt aber nur nach der Prinzipal-Sum¬
me, und nicht nach den Zulage-Centimen, wie sehr auch
ein großer Theil der letztern den Charakter von Staats¬
stenern haben mag. In beiden Provinzen wird, wie in
dergleichen Fallen gewöhnlich, behauptet, man habe sie
gegen die andre überlastet. Wahrscheinlich ist die Differenz
nach der Prinzipal-Summe nicht erheblich, die Rhein¬
provinz kommt aber in den Zulage-Centimenschlimmer
weg, als Westphalen.

5 111.

Zur Benrtheilnng der Grundsteuer der Rheinpro-
vinz ist besonders nothwendig, das Verhältnis; der Zu¬
lage-Centimen genau zu untersuchen; auf diese Weise
schließt sich die Darstellung der preußischen Grundsteuer
an jene der französischen,(im 12. und 13. Kapitel,) an.

Von den ans die Prinzipal-Summe, welche überall
nach vorgefundenem Maßstabe bestehen blieb, erhobenen
Zulage-Centimen wurden im Jahr 1829 15P^P mit der
Prinzipal-Summe vereinigt, und diese dadurch vergrö¬
ßert, die Zahl der Zulage-Centimen aber vermindert.
Meine Berechnungen werden auf die frühere Prinzipal-
Summe, welche vor dieser Veränderung bestand, ge¬
gründet.

Die Geschichte der Zulage-Centimen am linken Rhein¬
ufer — ausschließlich derjenigen für Gemeinde-Bedürf¬
nisse und Erhebungskosten, — ist in der Kürze folgende.

Nach dem Eintritt der Verwaltung der alliirten
Mächte im Jahre 1814 fand das General-Gouvernement,
(wie in H. 59 schon angeführt wordeil ist,) die Anzahl
der Zulage-Centimen zu 41 im Durchschnitt vor. Es
erhöhet? dieselben aus 43, die unter folgenden Rubri¬
ken ausgeschriebenwurden:
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17 Centimen für Verwaltungskosten;
4 — — den Kultus, :c.;
3H- — — den Kataster;
4 — — den Remissionssonds;

14^ —- — bauliche Zwecke.
43 Centimen zusammen.

Nach diesen, Fuße wurden die Zulage-Centimen bis
zu Ende des Jahres 1820 erhoben.

Der allerhöchsten Kabinetsorder vom 31. Januar
1819 gemäß, sollten diejenigen Zulage-Centimen wegfal¬
len, welche für bauliche Zwecke bestimmt gewesen waren
und die ursprünglicheBestimmungverloren hatten. Hier¬
nach wurden sie für 1821, 1822 um 5ß vermindert,
folglich zu 37^ ausgeschrieben. Die Staatsregierung er¬
kannte auf diese Weise an, daß von 1816—1822 5^
Zulage-Centimen, (beiläufig 82883 Rthlr. allein für den
RegierungsbezirkAachen,) unter der Rubrik von Depar-
tcmental-Zwecken,die gar nicht mehr vorhanden waren,
in die Staatskassen geflossen waren. (Man vergleiche
tz. 59).

Nach der allerhöchsten Kabinetsorder vom 17. Sept.
1822 wurden die Zulage-Centimen festgestellt auf:

17 für Verwaltungskosten;
4 — den Kultus :c.;
5^- — den Kataster;
2 — den Remissionsfonds;

16^ — Bezirksstraßen.
38^ Centimen zusammen; sie wurden mithin um

1? wiederum erhöhet.
Die Zulage-Centimen steigen nun fortwährendbis

1829.
Im Jahr 1828 waren es folgende:

21 für die Verwaltung des Innern;
2 — Remissionen;
8^- — den Kataster;

16? — Straßenbau;
3^ — die Irren-Anstalt zu Siegburg.

45/^ zusammen.
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Im Jahr 1828, nachdem in Folge der allerhöch¬
sten Kabinetsordcr vom 7. April 1828 von den Zulage-
Centimen 15^? mit der Prinzipal-Summe vereinigt
worden waren, betrugen dieselben auf die solchergestalt
ueugebildete Prinzipal-Smnme 27//ö, folglich auf die
ältere 46P-^. Eine kleine Erhöhung liegt schon darin,
daß für den Remissionsfonds auf der neuen, wie auf der
alten Prinzipal-Summe 2 Zulage-Cenrimeuzur Erhe¬
bung kommen. (Viel. Aachener 'Amtsblatt 1829. Pag'.
323).

Außer den angeführten Zulage-Centimen sind die
Erhebungskosten zu 4;- Prozent, wie unter französischer
Verwaltung, zu normiren.

H. 112.
Die Berechnung der Grundsteuer werde ich auf die

im Jahr 1828 erhobenen Zulag-Ceutimengründen, die
im vorigen H. angegeben worden sind; über die Natur
der letztern, und über die Berechnungmöchten ein Paar
Worte hier am rechten Orte sehn.

Ich nehme die Zulage-Centimen für die ganze Rhein-
proviuz so an, wie sie am linken Rheiuufer bestehen, be¬
ziehe mich deßhalb auf H. 17, und bemerke nur noch,
daß insbesondere die 19^ Centimen für BezirkSwege am
rechten Rheinufer nicht überall erhoben werden, wogegen
ich die dort vorkommenden Dienste für den nämlichen
Zweck nicht veranschlage.

Aus den Straßen, welche aus dem Fond der Zu¬
lage-Centimen für BezirkSwege gebaut oder unterhalten
werden, wird kein Wegegeld erhoben. Indessen kann
die Landeshoheit,nach dem derselben zustehenden, (im
zweiten Kapitel dargestellten,) Besteueruugsrechte, jeder¬
zeit solche BezirkSwege für Staatsstraßen erklären und
die Wegegelds-Erhebuug darauf einführen, ohne daß deß¬
halb die Zustimmung oder die Berathung der Provin-
zialstande erforderlich ist. So ward von der StaatSre-
gicrung noch kürzlich die Kunststraße von Aachen nach
Montjoie zur Staatsstraße erklart, und das Wegegeld



117

daraus eingeführt, unter der Bemerkung, daß dagegen
die Straße von Monyoie nach Trier aus Staatsfonds
erbaut werden solle.

Die 21 Zulage-Centimen sind die ans der franzö¬
sischen Grundsteuer-Einrichtungherrührenden17 Centi¬
men für vöpensos lixos et variables und die 4 l?eu-
times iacnltmiks. sH. 57).

Die Zulage-Centimenfür die Vollendnng des Ka¬
tasters sind im Einverständniß mit den Provinzialständen
zu 8^- festgesetzt worden.

Hinsichtlich der 3'^- Zulage-Centimenfür die Ir¬
ren-Heilanstalt zu Siegburg ist nichtrhcinlandischcnLesern
bemerklich zu machen, daß es am Rhein nicht so viel
Geisteskranke giebt, als man denken sollte, wenn man
berechnet, daß in einem Jahre für die provinzielle Irren-
Anstalt 62700 Rthlr. aufgebracht werden. Es befinden
sich in derselben nur 60 bis 80 Irren, die unentgeldlich
unterhalten und behandelt werden, und außerdem noch
einige, für welche Seitens der Angehörigen eine Vergü¬
tung der Kosten erfolgt. Das Dienstpersonalist fast
eben so groß wie die Anzahl der Irren. Den Provin¬
zialständen war die Verwaltung thener und irrig vorge¬
kommen, und die Veitrage dafür sind seitdem herabge¬
setzt worden, doch innner noch erheblich genug. Dem
Philantropen, der nicht zugleich Staatswirth ist, machen
dergleichen schöne, großartige und kostspielige öffentliche
Anstalten Freude; der philantropische Staatswirth fragt
bei denselben aber, ob nicht das Mittel mehr Nachtheil
bringt, als der Zweck im kleinen Einzelnen Gutes schafft,
klnd da dürste in Beziehung ans jene Irren-Anstalt
kaum zu bezweifeln seyn, daß eine erhebliche Vermehrung
einer ohnehin hohen Grundsteuer unrer den 2 Millionen
Menschen, welche die Folgen jener Vermehrung tragen,
viel mehr Wohlsevn hindert oder Elend befördert, als
durch eine so kostspielige Heilanstalt Elend vermindert wird.

H. 113.
Die Zulage - Centimen für Gemeinde-Bedürfnisse,
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unter der französischen Verwaltung nur 5, steigen schnell
unter der preußischen.

Abgesehen von dem größern wirklichen Bedürfnisse
der Gemeindenfür Tilgung der Schulden, Einrichtung
der Schulen liegt in der Natur der Verhaltniste, daß
viel leichter Stenern für Gemeinden auskommen, wenn die
Ausschreibung von den Bezirks-Behörden, wie in Preu¬
ßen, genehmigt oder auch provozirt werden kann, als
wenn, wie in Frankreich, die obcrn Staatsbehörden nur
die Genehmigung ertheilen können. Denn diese haben
stets die höhern Staatszwecke mehr vor Augen, als Lo¬
kal-Beamte; die Bezirksregiernngcn,zumal bei dem iu
Preußen vorherrschenden administrativenGeiste, wollen
in ihrer Weise und mit der besten Absicht, schön ver¬
walten; die Staatsregicrung aber will regieren, und
das Finanzministerium weiß sehr wohl, daß je höher die
Gemeinde-Grundsteuer, desto drückender diejenige für den
Staat wird. Deshalb dürfte vielleicht zu bezweifeln seyn,
daß für den höhern Staatszwcck ersprießlich sey, das
Besteuerungsrecht der Landeshoheit, noch weiter hinab
als ans das Finanzministerium zu delegiren.

Die Zulage-Centimen auf die Grundsteuer für die
Gemeinden sind, dem Vernehmennach, in der Rhcin-
provinz allmählig von 5 bis über 25 im Jahre 1828
im Durchschnitt erhöhet worden; man kann solche füglich
zu 25^ annehmen.

H. 114.
Das Verhältnis der Zunahme der sämmtlichenGrund-

steuer-Zulage-Centimen, die Erhebungskosten ungerechnet,
stellt sich nach 110113 folgendermaßen:

Zulage-Centimenbei vollendeter französischer Orga¬
nisation im Jahre 1806: 32; beim Aufhören der fran¬
zösischen Herrschast im Jahr 1814: 46; also Zunahme
43^ Prozent;

Zulage-Centimen im Jahr 1828: 70; Zunahme
während der preußischenHerrschaft: 54, Prozent;

Zunahme von 1806—1828: 121Z Prozent.
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Prinzipal-Summe und sammtliche Zulage-Centimen
gerechnet, — die Erhebungskosten unberücksichtigt, — cr-
giebt sich eine Zunahme der Gcsammt-Grnndstener:
von 10^ Prozent wahrend der französischen Herrschaft

1806—1813;
von 171 Prozent wahrend der preußischen Herrschast

1804—1828;
von 29^ Prozent wahrend des Zeitraums 1806—1828.

Berechnet man die Gesannnr-Grnndftener,einschließ¬
lich der Erhebnngskosten, ans den Reinertrag, so wie sol¬
cher im sechsten Kapitel ermittelt worden ist, so ergiebt
sich: daß in der Rheinprovinz, (wenigstens am
linken Rheinuser,) die Grundsteuer den vier¬
ten Theil des Reinertrages beträgt.

H. 115.
Betrag der Grundsteuer im RegierungsbezirkAachen.

Nach dem Aachener Amtsblatt von 1829, I'ng-.
328, 329 hatte im Jahr 1828 die Prinzipal-Summe
der Grundsteuer, wenn schon damals von den Zulage-
Centimen 15 damit vereinigt gewesen waren, 337467
Rthlr. betragen müssen; die Prinzipal-Summe hat also
ohne diese Zulage-Centimen betragen 293042 Rthlr.

Dazu nach H. III:
45^ Zulage-Centimen 133171 —
4^ Prozent Erhebungskosten 19180 —

Summe 445393 Rthlr.
Berechnet man noch die 25^ Zulage-Centimen für

Gemeinde-Bedürfnisseund die daraus fallenden Erhe¬
bnngskosten, so ergiebt sich die Gesammt-Grnndsteuerzu
523650 Rthlr., das ist 22^ Prozent mehr, als dieselbe
im Durchschnitt wahrend der französischen Herrschast,
(nach H. 64,) betragen hat.

H. 116.
Betrug der Grundsteuer in der Rhcinproviuz.

Nach der rheinischen Statistik betrug die Prinzipal-
Summe etatsmäßig pro 1829, einschließlich der verei-
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nigten 15P^ Zulage-Centimen,1,999357 Rthlr., folg¬
lich ohne diese Centimen 1,739156 Rthlr.

Dazu nach H. III:
45^ Zulage-Centimen 783986 —
4^ Prozent Erhebungskosten 1136 3 1 —

In rnnder Summe 2,638769 Rrhlr.

H. 11^.
In den übrigen Provinzen werde ich die Grund¬

steuer für die Staatssorsten nicht normiren, weil dieß bei
der Rheinprovinz nicht geschehen, und weil auch bei der
frühern französischen Grundsteuer für die Besteuerungder
Staatssorsten nichts mit in Anschlag gebracht ist.

Dagegen werde ich die Besteuerungder andern Do¬
mänen-Grundstücke,ungeachtet dieselben in den östlichen
Provinzen steuerfrei sind, normiren, um die Parirät der
Verhaltnisse mit der Rheinprovinz zu erwirken.

Die in dem ministeriellen Memoire vom 18. Mai
1836, (beim westphatischcnLandtags-Abschiede,) enthal¬
tenen Angaben lege ich im Wesentlichen meinen Berech¬
nungen zum Grunde. Auch der Fiuanzmiuisterveran¬
schlagt daselbst die im Falle der Besteuerung die Do-
mainen treffende Grundsteuer, und zwar zu 12^ Pro¬
zent vom wirklichen Reinerträge.

Die Provinzial-Zuschlagezur Grundsteuer veran¬
schlage ich nach den mir darüber aus den Provinzen zu¬
gekommenen verschiedenen Mitrheilungeu, folglich nicht
nach amtlichen Duellen; bei Verschiedenheitder Angaben
habe ich die, welche mir die wahrscheinlichstezu sehn
dünkte, angenommen, und mich vor einer zu niedrigen
Veranschlagung gehütet, um nicht zu dem Tadel Veran¬
lassung zu gebeu, daß die Grundsteuer im Verhältnis;
gegen die Rheinprovinzzu niedrig normirt worden sey.

Was für Remissionssonds ausgebracht wird, gebe
ich nach dem mehrerwahnten ministeriellen Memoire vom
18. Mai 1836 an. Die östlichen Provinzen sind in der
Aufbringungdieses Fonds meistens günstiger gestellt, als
die westlichen.
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Da die Erhebungskosten, wie in der Rheinprovinz,

auf die Grundsteuer gesetzmäßig geschlagen werden sollen,

so werde ich sie ebenfalls zu 4^ Prozent berechnen.

Zum weitern Verständniß meiner Rerechmlngen fuhrt

der Inhalt der HH. 118 —120.

H. 118.

Die Provinz Westphalen, meistens ans cbemaligen

Theiten des Großherzogthums Berg, des Königreichs

Westphalen und der norddeutschen französischen Departe¬

mente zusammengesetzt, hatte neben der allgemeinen fran¬

zösischen Organisation auch die Grundsteuer nach fran¬

zösischem Fuß erhalten, und ans diese Weiße eine weit

höhere Grundsteuer, als früher in der Provinz im All¬

gemeinen erhoben worden war.

Die Franzosen mir ihrer Arroganz, mit dem Kon¬

tinental-System, mit ihrer indirekten Besteuerung, mit

der Konskription hatten sich so verhaßt gemacht, daß das

National-Gefühl machtig erwachte. Jubelnd sah man

sie abziehen, und mit ihnen jene Einrichtungen, zugleich

aber auch die Gleichheit vor dem Gesetze, den einfachen

Verwaltungs-Organismus, die französische Justiz-Ein¬

richtung aufhören; die französische Grundsteuer aber
blieb.

Mit dieser besteht denn ganzlich oder fast überall

in Westphalen, ans ähnliche Weise wie in der .Rhein¬

provinz, die Einrichtung der Zulage-Centimen; die Steuer¬

freiheit der Sraatsforsten und die Besteuerung der übri¬

gen Domänen; die Steuerfreiheit der öffentlichen Gebäude

des Staats und der Pfarrgüter, so wie diejenige der den

mediatisirten Standesfürsten gehörigen Güter.

119.

Von den östlichen Provinzen gehörten nur einige

Theile von Brandenburg und Sachsen zum frühern Kö¬

nigreich Westphalen. Diese Theile haben, wie die Pro¬

vinz Westphalen, von den französischen Einrichtungen nur

die Grundsteuer beibehalten. Diesen Rest des sranzösi-
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sehen Wesens wünschen, wie aus den provinzialftändi-
schcn Verhandlungen ersichtlich ist, die frühern Stencr-
Privilegirten, als gute Patrioten, ebenfalls abgeschafft
zu sehen. In der That erscheint es hart, gerade nur des¬
halb eine anderweitig nicht aufgehobene Steuerbefreiung
zu verlieren, weil man das Unglück hatte, während eini¬
ger Zeit dem gemeinsamen Vaterlande entrissen und einer
Fremdherrschaft unterworfen gewesen zu sehn. Auch
scheint auf die Bitten jener Privilegirten, so lange nicht
nach den Vorschriften des Edikts vom 27. Okt. 1810
die Besteuerung ohne Ausnahme eingeführt ist, eine ver¬
nünftig genügende abschläglicheBeantwortung ihre
Schwierigkeit zu haben.

Außer jener französischen Grundstener-Einrichtnng in
einigen Theilen von Sachsen und Brandenburg besteht
in Schlesien thcilweise eine eigentliche allgemeine Grund¬
steuer, jedoch sehr mangelhaft eingerichtet, da die Fest¬
stellung noch von den Jahren 1742 und 1779 herstammt.

H. 120.
Mit Ausnahme der im vorigen H. angeführten

Grundsteuer-Einrichtungenstellen dieselben fast überall
in den östlichen Provinzen Ungleichheit der Steuerweise,
Exemtionen, und überhaupt ein wahres Chaos dar. Dicß
ist schon ersichtlich ans den verschiedenen, (bei Schimmel-
Pfennig nachzusehenden,)Benennungen die der Abgaben,
welche unter die Rubrik: Grundsteuer nach der Staats-
bnchhaltung gehören. Hier die meisten dieser Benennun¬
gen: General-Hufenschoß; Fourage-Gelder; Servis;
Ritterdienst-Gelder; Allodifikationszins; fixirte Trank-
steucr; Mennoniten - Enrollements - Befreiungs - Gelder;
Real-Schuhgeld; Mühlen-Kontributiou; Lahnen-Gelder;
O.uartgclder; freiwillige Opfer; Rauchsaugs-Gelder;
O.uittuugs - Groschen; Haussteuer; Lehnpferde - Gelder;
Herzogs-Getreide-Zinsen; fixirte Zinsen; Landeshaupt¬
manns-Gefälle; Ackerstenern; Mundgnts-Steuer; Miliz¬
gelder ; Aecise - Grundsteuer; Militär-Beguartirnngs-Kon-
kurrenz-Steuer; Rations- und Portions-Gelder; Kaval-



12?

lerie-Geld; Hofgerichts-Hebungen; Physikats-Beitrag; nck

Lxtrnorckinmin ; Grund-Urbende und Gerichts-Gelder;

Ritter-Akademie-Gelder; Marsch- nnd Fuhrtosten; For-

tifikations - Steuer; Magazins - Geld; Kreis - Eppensen;

Grundgelder; ordinäre und extraordinäre Kontribution;

Rekognitionsgelder; Jndenschutzgelder; Tribunals-Steucr;

Lazareth-Steuer; Gicbelschoß; Fundschoß; Erbenzinsen;

Augment; Kontribution ohne Multiplikation; Schock-

Steuer ; Aua tcmber - Steuer; Straßenbaudienst - Surro¬

gatgelder; Dienstgeld; Donativ-Geld; Doppelsteucr;

Abschoß; Juden-Kopssteuer; O.nartiergeld; Offizier-

Hafer.

Schon die Benennung der Abgaben läßt schließen,

und die gründliche Darstellung ihres Ursprungs, welche

Schimmelpfennig liefert, benimmt jeden Zweifel, daß

manche derselben keinesweges die Natur einer Grund¬

steuer, andere nicht einmal irgend einer wahren Staats¬

steuer haben. Abgaben dieser letztern Art sind nichts mehr

oder weniger als Prestationen und Servituten, in deren

Genuß der Staat sich befindet nnd zu welchem derselbe

in der Regel durch den Besitz von Domainen gelangt

ist. Selbst in der Rheinprovinz kommen die nämlichen

Verhältnisse vor, und es ist Niemand eingefallen, sich

darüber zu beschweren, daß die Grundsteuer neben sol¬

chen Prästationen und Servituten und ohne Berücksichti¬

gung derselben entrichtet werden muß; nur über die herbe

Weise, in welcher die Bezirks-Regierungen dergleichen

Rechte aufgesucht und geltend gemacht haben, ist von

den Provinzialständen Beschwerde geführt worden.

Bei Berechnung der Grundsteuer der östlichen Pro¬

vinzen will ich den Theil jener Abgaben, welcher zwar

Steuer, aber nicht Grundsteuer ist, unberücksichtigt las¬

sen, und dafür nichts in Abzug bringen. Dagegen muß

derjenige Theil, welcher gar nicht als Steuer, sondern

nur als Domainen-Reveuüe betrachtet werden kann, ver¬

anschlagt werden. Für denselben kann wenigstens abge¬

rechnet werden: für Schlesien 5 Prozent, für Sachsen,

Brandenburg und Posen 10 Prozent, für Pommern
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und Preußen 12^ Prozent von der Summe, die für
jede dieser Provinzen als Grundsteuer in den EtatS der
StaatshauShaltnng aufgeführt wird.

121.
Nachdem im H. 116 die Grundsteuerder Rhcinpro-

vinz berechnet worden, folgt hier, nach den in 117
—120 enthaltenen Prämissen, die Berechnung der Grund¬
steuer der übrigen Provinzen, so wie der ganzen Mo¬
narchie.

1) Westphalen.
Hanptbetrag 1,258630 Rthlr.
Für den Remissionsfonds 19920 —
Provinzial-Znschläge 175450 —
4^ Prozent ErhebnngSkosten 65430 —

In runder Summe 1,519400 Rthlr.
2) Sachsen.

Hanptbetrag: 1,661788 Rthlr. und nach
Abzug von 10 Prozent für Domai-
nen-Gefälle 1,495610 Rthlr.

Wegen steuerfreien Domainen 176114 —
Provinzial-Znschläge 18276 —
4^ Prozent ErhebnngSkosten 76050 —

ssi runder Summe 1,766000 Rrhlr.

3) Schlesien.
Hauptbetrag: 2,182541 Rrhlr. und nach

Abzug von 5 Prozent für Domai¬
nen-Gefälle 2,073414 Rthlr.

Provinzial-Znschläge 76586 —
4^- Prozent Erhebungskosten 96750 —

In runder Summe 2,246400 Rthlr.

4) Brandenburg.
Hanptbetrag: 845045 Rthlr. und nach



Abzug von 10 Prozent für Domai-
nen-Gefälle

Für den Remissionsfonds
Wegen steuerfreier Domainen
Provinzial-Zuschläge
4z Prozent Erhebungskosten

760540
14667

161570
63223
45000

Rthlr.

Summe 1,045000 Rthlr.

5) Pommern.

Hanptbetrag: 485524 Rthlr. und nach
Abzug von 12z Prozent für Domai-
nen-Gefälle

Für den Remisstonsfonds
SlZegcn steuerfreier Domainen
Provinzial - Zuschläge
4z Prozent Erhebungskosten

424834
553

78742
15871
23400

Rthlr.

Summe 543400 Rthlr.

6) Preußen (Provinz).

Hanptbetrag: 966216 Rthlr. und nach
Abzug von 12z Prozent für Domai¬
nen-Gefälle

Wegen steuerfreier Domainen
Provinzial-Zuschläge
4z Prozent Erhebungskosten

845439
62825
31736
42300

Rthlr.

Summe 982300 Rthlr.

7) Posen.

Hanptbetrag:471247 Rthlr. und nach
Abzug von 10 Prozent für Domai¬
nen-Gefälle 424122 Rthlr.

Wegen steuerfreier Domainen 50510 —
Provinzial-Znschläge 15368 —
4z Prozent Erhebungskosten 22050 —

In runder Summe 512000 Rthlr.
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8) Königreich Preußen.
Gesamintbetragnach vorstehenden und

nach den Angaben im 116. 11,253566 Rthlr.

H. 122.
Es könnte gegen die vorstehende Berechnung der

Grundsteuer von Rheinländern eingewendet werden, daß
die außerordentlichenSteuer-Nachlasse oder Unterstützun¬
gen, welche den Grundbesitzern in eil,igen östlichen Pro¬
vinzen bewilligt worden sind, oder bewilligt sehn sollen,
in Anschlag gebracht werden müßten. Denn — würden
sie fortfahren — es könnten dergleichen, ohne ganz au¬
ßerordentliche Unglücksfälle, in der Rhcinprovinz nicht
vorkommen, und es setz nicht möglich, daß einzelne Guts¬
besitzer oder eine ganze Klasse derselben sich anhaltend
in sehr zerrütteten Vermögens - Verhältnissen befänden,
da beim Eintritt der letzteren die Grundgüter zum Ver¬
kaufe gelangten und den Eigcuthümer wechselten. Die
westphälischen Provinzialstände haben bei ihren Klagen
über zu hohe Grundsteuer ein Gleiches gethan. Beson¬
ders aber pflegt man sich, hinsichtlich jener außerordent¬
lichen Unterstützungen, auf die Provinzen Pommern und
Preußen zu berufen.

In Pommern wurde nämlich von den ritterschastli-
chen Gutsbesitzern eine Privat-Zettelbank errichtet, die
durch das ihre Errichtung sanktionirende Gesetz vom 15.
August 1824 sehr wesentliche Privilegien erhielt. Es
wurde der Bank gestattet, gegen den kleinen Fonds von
25666 Rthlr., auf welchen sich die ganze Baareiulage
der ritterlichen Aktionaire belief, und gegen hypothekari¬
rische Verpfändung der schon so ziemlich verschuldeten
Güter dieser Aktionäre, für eine Million Rthlr. Bank¬
zettel in Umlauf zu bringen, um auf diese Weise den
Unternehmern wohlfeiles Geld zu schaffen. Da eine auf
solchen Prinzipien beruhende Zettelbank ohne Hülfe des
Staats kreditlos seyn würde, war in jenem Gesetze be¬
willigt, daß ihre Bankzettel in der Provinz Pommern
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bei Zahlungen in die Staatskassenfür voll bis zum vier¬
ten Theil der zu zahlenden Betrage angenommen werden
sollten. Trotz dieses so großen Privilegiums) vermittelst des¬
sen der Staat ans indirekte Weise einen großen Theil der
Bankzettel verbürgte, soll doch die Bank kurze Zeit nach
ihrem Bestehen noch ein zinsloses Darleihen vom Staate
von 4 oder 500066 Rthlr. erhalten haben, ohne welches
sie ihre Geschäfte fortzusetzen nicht im Stande war.

In der Provinz Preußen erhielten die Gutsbesitzer,
dein Vernehmen nach, an außerordentlichen Unterstützun¬
gen: im Jahre 4824 2 Mill. Nthlr., von welchen seit¬
dem 4 Mill. zurückgezahlt sehn soll; im Jahre 4826
H Mill. und im Jahre 4832 ebenfalls ? Mill. Rthlr.

Indessen ist unverkennbardie Gewährung solcher
außerordentlichen Unterstützungeil doch nur eine Abwei¬
chung von allgemeinen Grundsätzen, eine Ausnahme von
der Regel, hervorgerufen durch den guten Willen der
Staatsregiernng zum Helsen, oder durch die politische
Klugheit der Bittsteller, welche ihre Sache als eine An¬
gelegenheit des allgemeinen Staatswohls darzustellen wuß¬
ten. Denn es ist eine nothwendige Folge der Absonde¬
rung der Unterthauen in besondere Klassen oder Provin¬
zen, ohne allgemeine Zentral-Verbindung, daß sich die
politische Klugheit der besonder» Klassen von Untertha¬
uen oder auch der Provinzialständedadurch äußert, vom
Ganzen oder vom Staate so viel Begünstigungen wie
möglich zu erhalten. Ich bin weit entfernt, dieß als
Vorwurf für die Staatsregiernng, oder für die einzelnen
Klassen von Unterthailen oder die Provinzialstände zu
äußern. Denn die Staatsregiernng, da kein Staatskanz-
ler oder erster Minister angestellt ist, welcher nach Einem
System das Ganze nach allgemeinen Grundsätzenzu lei¬
ten hat, kann, der Natur der Sache nach, große Abwei¬
chungen von diesen letzteren manchmal nicht umgehen;
die einzelnen Klassen von Unterthauen, oder die Provin¬
zialstände, wenn sie dergleichen zu erlangen suchen, rhun
unter den obwaltenden Verhältnissen, was ihres Amts
ist, und je mehr sie für besondere Interessen erreichen,
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für desto politisch klüger sind sie zu achten. Es wird

deschall? bald einmal eine Provinz oder Stadt, bald ein¬

mal eine andere in ihrem Interesse eine große Abwei¬

chung von den allgemeinen Grundsätzen der Staatsver¬

waltung erlangen, wie denn auch wirtlich die Rheinpro-

viuz uicht leer ausgegangen ist. So wurde, wie aus

dem Landtags-Abschiede für Schlesien von 1839 hervor¬

geht, ein betrachtlicher Theil des Kapitals der rheinisch-

westindischen Kompagnie aus Staatsfonds übernommen;

so erhielt der mezikauische Bergwerks-Verein zu Elberfeld

aus ähnliche Weise eine erhebliche Unterstützung. Ganz

besonders ist aber der Aushülfe an Korn zu gedenken,

welche in dem Notlstahre 1816—1817 der ganzen Rhein¬

provinz, und abermals bei theuren Kompressen im Jahre

1881 einigen hülfsbedürftigen Städten zu Theil gewor¬

den ist. Ohne hier untersuchen zu wollen, ob in allen

vorstehenden Fällen der Rheinprovinz ein wirklicher Nut¬

zen aus den empfangenen Unterstützungen erwachsen ist,

beweisen sie doch zur Genüge, daß deren O.uelle für die

Rheinländer so wenig wie für die Bewohner der östli¬

chen Provinzen verschlossen bleibt, wenn das wahre Be¬

dürfnis wirtlich vorhanden ist, oder mit provinzieller po¬

litischer Klugheit täuschend scheinbar dargestellt wird.

Deshalb war ans die den Gutsbesitzern der östli¬

chen Provinzen gewährten außerordentlichen Unterstützun¬

gen oder Remissionen bei Veranschlagung der Grund¬

steuer keine Rücksicht zu nehmen.

H. 123.

Oberflächlich betrachtet, scheint gleichgültig zu semi,

ob die Domänen steuerpflichtig sind oder nicht, ob eine

Staatsrevenüe ans denselben umer der Rubrik der Grund¬

steuer oder der Domainen-Erträge erfolgt. Solches ist

aber nicht gleichgültig, und zwar aus folgenden Gründen.

1) Sind die Domänen im ganzen Staate gleich-

m äßig mit den ü brigen G r undg ü t e r n grundsteuer¬

pflichtig, so trägt der «Vtaat auch zu den Kommunal-

oder Provinzial-Zuschlägen bei, wie es geschehen würde,
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wenn die Domänen Privatleuten gehörten. Der Staat
aber als Besitzer hat mit diesen letztern bei den Zwecken
der Kommnnal- oder Provinzial-Zuschlägegleiches In¬
teresse. Die gleichmäßige Besteuerung der Domänen ist
daher in der Billigkeit und Gerechtigkeit begründet.

3) Durch eine solche Besteuerung wird den Staats¬
behörden das eigentliche Maß der Grundsteuer recht an¬
schaulich gemacht. Dieß ist wiederum in zweierlei Hin¬
sicht heilsam; erstens werden sie dann um so mehr Acht
baben, daß die Grundsteuer nicht durch Kommunal-und
Proviuzial-Zuschläge eitle für das höhere Staats-Inter¬
esse nachtheilige Höhe erreiche; zweitens werden jene Be¬
hörden den Werth des Besitzes der Domänen nicht zu
hoch veranschlagen, wie es sonst so leicht geschieht. So
nimmt der Fiuanzminister,wie im H. 117 bemerkt wor¬
den ist, die Grundsteuer der Domänen der östlichen Pro¬
vinzen hypothetisch zu 12^ Prozent vom wirklichen Reinertrage
der Domänen an; wären sie aber nach dem Maßstabe der
Rheinprovinz abgeschätzt und besteuert, so würde die
Grundsteuer wahrscheinlichwenigstens das Doppelte be¬
tragen, theils weil diese allgemein höher als 12 st Pro¬
zent vom wirklichen Reinertrage ist, theils weil die Ka-
tastral-Abschätzungen schwerlich den Umstand berücksichti¬
gen, daß eine Staatsverwaltung in der Regel kostspieli¬
ger als eine Privawerwalt'.mg ist. Darin hat es denn
auch wahrscheinlich seinen vorzugsweisenGrund, daß
nach dem Verhältnis; der vorhandenen Domänen am
meisten in der Rheinprovinz von denselben verkauft wor¬
den ist.

3) Je gleichmäßiger allgemeine Grundsätze ange¬
wendet werden, desto gleichmäßiger und einfacher ist auch
die Verwaltung.

H. 124.
Betrachtet man den Ursprung der dermaligen Grund¬

steuer der Rheinprovinz,nach der in diesem und im 12.
und 13. Kapitel enthalteneu Darstellung, so dringen sich
folgende Haupt-Resultate ans:

9
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1) Die Grundsteuer ward von vorn herein zu An¬

sang dieses Jahrhunderts in den Rhein-Departementen

höher uormirt, als im übrigen Frankreich. Gleich¬

wohl war

2) Die französische Grundsteuer ursprünglich hoch

nonnirt, weil durch direkte Steuern die meisten Staats-

bedürfuisse herbeigeschafft werden sollten.

3) An der Herabsetzung der Grundsteuer in Frank¬

reich partizipirteu die Rhein-Departemente nicht.

4) Unter der Rubrik von Departements - Zwecken

wurden den Departementen mehr und mehr eigentliche

Staats - Ausgaben aufgebürdet.

5) Ist einmal auf vorstehende Weise die Steuer

vermehrt worden, so hat auch der vermehrte Betrag fort¬

bestanden. Selbst die preußische Verwaltung hat ahnli¬

che Grundsatze befolgt. Beiläufig erwähne ich in dieser

Hinsicht (unter Beziehung auf H. 10.,) daß ein früher-

hin zur Steuer des Herzogthums Berg ausgeschriebe¬

ner, zur Schleifung der Festungswerke von Düssetdorf

bestimmter, Zuschlag zur Grundsteuer nach einer Ent¬

scheidung der Staatsregieruug vom Jahre 1827, nicht

wieder abgeschrieben worden ist, ungeachtet der Zweck

völlig aufgehört hatte.

Die vorstehenden Bemerkungen finden zun: großen

Theile auch auf die Provinz Westphalen Anwendung.

Acht und zwanzigstes Kapitel.
Die Personen- oder K l a ss e n sie u er.

H. 125.

Die Klassensteuer wurde durch das Gesetz vom 30.

Mai 1820 eingeführt, und erhielt durch die Kabinets-

ordern vom 5. Sept. 1821, 3. Mai und 18. Juni

1828 einige Modifikationen. Die wesentlichsten sind fol-
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gende. Das ursprüngliche Maximum des jahrlichen Bei¬

trages ward von 48 Rthlr. auf 144 Rthlr. erhöhet, und

die Steuerbefreiung wegen jugendlichen Alters der Steuer¬

pflichtigen , welche sonst mit dem 14. Jahre aufhörte,

ward bis auf das 16. verlängert. Diese letztere Bestim¬

mung trat erst am 1. Januar 1829 in Kraft, und

findet daher bei der Normirung des Steuer - Beitrags

für 1828 keine Anwendung.

Das Minimum des jahrlichen Beitrages ist ein

halber Rthlr.

In denjenigen Städten, wo die Mahl- und Schlacht¬

steuer erhoben wird, besteht keine Klassensteuer.

H. 126.

Die Erhebung der Klasscnsteuer bot, wie bei allen

Personen-Steuern, anfangs viel Schwierigkeiten dar,

welche aber von den emsigen und einsichtsvollen preußi¬

schen Finanz-Behörden völlig überwunden zu seyn schei¬

nen. Denn der Finanzminister sagt in seinem Steuer-

Berichte vom 24. Februar 1829: „daß der Reinertrag

der Klasscnsteuer schon um ein Geringes die Summe

übersteigt, aus welche bei Entwersung des Klassensteuer-

Gesetzes gerechnet ward.

Wirklich mag für die Bezirks- und Kreis-Behör¬

den mühsam gewesen seyn, die Steuer-Erhöhungen zu

erwirken, welche, nach vorstehender Aeußerung des Fi¬

nanzministers, von 1820 bis 1828 eingetreten seyn

müssen.

Auch den rheinischen Provinzialständen müssen diese

Steuer-Erhöhungen bemerklich geworden sevn, denn in

der wahrscheinlich irrigen Voraussehung, daß dieselben fort¬

während stattfinden würden, trugen sie wiederholentlich dar¬

auf an, daß für die Rheinprovinz ein bestimmtes Klasseu-

ftcuer-Kontingcnt festgesetzt werde'. Nachdem der (Steuer-Er¬

trag das vom Finanzmiuister angegebene, oben erwähnte

Maß erreicht hatte, ist dem Gesuche, nach Inhalt der aller¬

höchsten Kabinetsordre vom 1. Dezember 1828 gewill-
9 "
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fahrt worden; und die Klassensteuer ist in der Rheinpro¬
vinz nun nicht mehr eine O.ualitätS-Steuer, hei wel¬
cher der Mehr- oder Weniger-Ertrag den Staatskassen
zu gut oder zur Last kommt, sondern eine zwischen den
Bezirken, Kreisen und Gemeinden zu repartirende Steuer.

Das Kontingent ist, vom Jahre 4830 an, zu
4,443433 Rthlr., einschließlich des Remissionssonds und
der Erhebuugskostcn festgesetzt worden, in der Art, daß
zuerst für 1832 und dann alle drei Jahre das Kontin¬
gent nach dem Verhältnisse der sich ergebenden Zu¬
nahme oder Abnahme der 'Anzahl der besteuerten Per¬
sonen vermehrt oder vermindert werden soll. Diese
Anzahl muß der Regel nach zunehmen, einmal wegen
der wachsenden Bevölkerung, ferner weil die Steuerver-
theiler jeder Gemeinde,, nun da solche ein festes Kontin¬
gent auszubringen hat, ein Interesse haben, die höchst¬
mögliche Zahl Personen zur Besteuerung heranzu¬
ziehen. ES ist daher nach dieser Einrichtungeine fort¬
währende Zunahme deS Kontingenteswahrscheinlich; wie
denn auch wirklich schon daö für 4832—4334 größer
als daS von 4829—1834 ist.

H. 427.

Nach den: Regulativ wegen der Klassensteuervom
2. Juni 4829 (Aachener Amtsblatt 1829, png'. 308.)
betrug, abzüglich der Beiträge der 45- und 46-jährigen
Besteuerten, die im Jahre 1828 in der Rheinprovinz
veranlagte Summe 4,143433 Rthlr. Diese Beiträge
dürsten zu 2 Prozent, dagegen der Betrag der unbei-
briirglichen Steuern zu veranschlagen sehn; es muß also,
um die im Jahre 1828 wirklich erhobene Steuer zu er¬
mitteln, jener Summe Ein Prozent zugerechnet werden,
Der Beitrag der Rheinprovinzist daher für 1828 zu
4,454564 Rthlr. zu normiren.

Der Beitrag des Regierungsbezirks Aachen im Jahr
4829 war 169045 Rthlr., folglich für 4828, nach vor¬
stehendem Verhältniß 170,705 Rthlr.
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H. 128.
Die Beiträge der übrigen Provinzen für 1829 sind

aus den, vom Fittanzminister den westphalischenProvin-
ziatständen, in dein Memoire vom 18. Mai 1830 mit-
gerhcilten Notizen ersichtlich, und berechnen sich nach den
im H. 127 aufgestellten Grundsätzen, wie folgt.

Im Jahre 1829 betrug die Klasfenstcuer für:
Westphalen 675672 Rthlr., 1828: 682429 Rthlr.
Sachsen 820121 — — 828322 —
Schlesien 1.410642
Brandenburg
Pommern
Preußen (Pr.)
Posen

759679
515690
992581
481641

1,424748
767276
520848

1,002507
486457

Hiernach betragt, unter Hinzurechnung deS Beitrags
der.Meinprovinz, die Klassensteuer im Königreich Preu¬
ßen 6,867150 Rthlr.

Nenn uud Zwanzigstes Kapitel.
Die Gewerbstcuer.

H. 129.
Das Gesetz vom 3V. Mai 1820 hob die verschie¬

denen in der Monarchie bestehenden Gewerb-Stenern,
mithin auch die französische Patentsteuer, auf, und führte
eine gleichmaßige Gewerbsteuer ein.

Die Steuersätze sind nach Maßgabe der Bevölke¬
rung, Gewcrbsamkeit und Wohlhabenheitder D.rte ver¬
schieden; diese lehtern sind zu dem Ende in vier Abthei¬
lungen gesetzt worden.

Die erste enthalt 11 Städte, darunter 4 der Rhein¬
provinz; die zweite 133 Städte, darunter 27 der Rhein¬
provinz; die dritte die Städte, welche nicht zu den vor¬
hergehenden Abtheilungen gehören, und wenigstens 1500
Einwohner haben; die vierte endlich enthält die übrigen'
Städte, die Flecken und zugleich auch das platte Land.
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Die Gewerbe sind nicht, wie bei der französischen
Patentsteuer, Behufs der Feststellung der Steuersähe
einzeln aufgeführt, sondern unter einige Rubriken gebracht
worden. Die vorzüglichstender letztern sind:

1) Handel mit kaufmannischen Rechten;
2) Handel ohne kaufmännischeRechte;
3) Gast-, Speise- und Schenkwirthschaft;
4) Bäckergcwerbc;
5) Fleischergewerbe;
6) Brauerei;
7) Brennerei;
8) Handwerker;
9) Müllergewerbe;

10) Schifffahrts-, Frachtfuhr-, Lohnfnhr- und Pfer¬
deverleiher - Gewerbe;

11) Gewerbe, welche umherziehendbetrieben werden.
Die Distinktion der Rubriken sub 1 und 2 ist aus

Bestimmungen des preußischen Landrcchts hergenommen,
und dem rheinischen Rechte durchaus fremd.

Hinsichtlichder 11. Rubrik ist hier zu bemerken, daß
die nach derselben früher Statt gefundene Besteuerung von
Kausteuten, welche zur Aufsammlung von Bestellungen rei-
seten, kürzlich für die Inländer abgeschafft worden ist.

Zur Normirung der Steuersatze ist ein Mittelsah
für jede Rubrik festgesetzt worden, welcher im Durch¬
schnitt von den unter eine Rubrik gehörigen Steuerpflich¬
tigen eines Ortes aufgebracht werden muß; zugleich ist
der anzuwendende niedrigste Steuersatz, so wie die Ab¬
stufung vom Mittelsalze ab- und aufwärts, bestimmt
worden. Z. B. in der ersten Rubrik, erste Abtheilung,
ist der Mittelsatz 30 Rthlr., der niedrigste 12. Die Ab¬
stufung von 30 an gerechnet ist abwärts: 24, 18, 12;
aufwärts: 36, 48, 60 u. s. w. mit 12 Rthlr. Erhöhung.
Die Abstufungen dürften, nach Maßgabe der Erfahrung,
zu groß sehn, um die Steuer im richtigen Verhältnis;
verrheilen zu können.

Die zu jeder Rubrik gehörigen Steuerpflichtigen
wählen aus ihrer Mitte die Steuervertheiler.
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Die Steuersätze der Gewerbetreibenden der ersten
8 Rubriken sind anS nachfolgender Tabelle zn entnehmen.
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2Ô

20

M 4-° 4°

'^zs

S

K

»«r

K

4-

>2>

»2>

>2>

0d

2d

>>?

>>-

4-- <D

s 4^° ^>2

4^ »>?

52> >>? Sd

uo

s

W

c?'

K

^ >A 5?

Z>-S«
(O-L

-A Z.s

S 'F
. ? ? s iS'
s ^ --
!? ^
"Ks

Z ä

Z'
-s

- «2^
GS

>
' 6^- t-:
.

^ Z ^ A.
-'Z

c?>̂ ^
" s R Z.

^ ?.
! ^

S S:
A Z.^ -'

S ??^ s:

W

c»



156

Da6 Gewerbesteuer- Gesetz hat anerkanntermaßen
große Mangel. Es ist aber auch wirklich die Abfassung
eines guten Gewerbstener-Gesetzes eine schwer zn lösende
Ausgabe, um so schwerer, wem; der Ertrag, im Ver¬
gleiche gegen die frühere französische Patentsteuer, so er¬
heblich größer seyn, und dennoch manches Gewerbe,
z. B. die ausübende Arznei- und Wnndarznei-Kunst,
von der Steuer ausgeschlossenbleiben soll.

Nach Ferbers Angaben hat der Steuer-Ertrag von
1824 bis 1828 betrachtlich zugenommen; die Zunahme
beträgt für die Rheinprovinz 31-f-, in den übrigen Pro¬
vinzen durchschnittlich 14 Prozent. Mit Recht erkennt
Ferber in diesem künstelnde eine erfreuliche Zunahme der
Gewerbe, doch kann diese nicht allein als die Ursache
desselben betrachtet werden; denn die Steuer hat auch
dadurch nicht unerheblich zugenommen,daß die Staats¬
behörden , wenigstens in der Rheinprovinz, daraus ge¬
sehen haben, aus der zweiten Rubrik der Gewerbetrei¬
benden mehr und mehr Personen in die erste zu versehen.

Der Ertrag der Steuer war, (nach Ferber,) im
Jahre 1823:

H. 130.

H. 131.

im Regierungsbezirk Aachen
in Rheinprovinz
— Westphalen

59333 Rthlr.
387072 —
156748 —
244951 —
377453 —
332586 —
106638 —
211204 —
118761 —

1,935413 —

— Sachsen
— Schlesien
— Brandenburg
— Pommern
Preußen (Provinz)
Posen
jm Königreich Preußen
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Beiläufig wird hier bemerkt, daß in dem Staats-

Eiuuahme-Etat für 1329 der Rei>:ertrag der Gewerbe¬

steuer zu 1,736000 Rthlr. veranschlagt worden, die

Veranlagung aber (nach dein oft erwähnten ministe¬

riellen Memoire vom 18. Mai 1830,) zu 1,996882

Rthlr. im nämlichen Jahre erfolgt ist. Die Differenz

betragt 13 Prozent, und beweiset die Wahrheit der mini¬

steriellen Angabe in dem Finanz-Berichte vom 24. Fe¬

bruar 1829: „daß jede überspannte Veranschlagung der

Einnahme-Titel sorgfältig vermieden sey.

Dreißigstes Kapitel.
Zölle, oder Ein-, AuS- und Durchgaugs-Abgabcn.

H. 132.

Das in Preußen jetzt bestehende Zoll-System wurde

durch das Gesetz vom 26. Mai 1318 begründet, und

durch mehrere spätere Verordnungen modifizirt oder wei¬

ter ausgebildet.

Es wurde dadurch ein großes Gut, welches Frank¬

reich durch die Revolution erlangte, die Aufhebung der

Binnenzölle, der freie Verkehr im Jnnlande, ans ruhi¬

gem und gesetzlichem Wege für die Nation erworben.

Die Aufgabe ein gutes Zollgcsetz zu schaffen, war

für Preußen, wegen der Zerstückelung der Gebietstheile

und wegen der vechältnißmäßig so großen Gränzstreckcn,

weit schwieriger, als für Frankreich zu lösen. Dessen

ungeachtet hat die preußische Zoll-Einrichtung, von dem

System der Besteuerung und der Prohibitionen nicht ein¬

mal zu reden, wesentliche Vorzüge vor der französischen;

dahin gehört besonders, daß die Waaren nicht an den
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Grünzen, sondern erst am Bestimmung!?-Orteversteuert
zu werden brauchen, oder das Niederlage-System im
Innern, zu dessen Einführung nur erst ganz neuerlich in
Frankreich Schritte gemacht worden sind.

Jede menschliche Einrichtung hat ihre Mangel, und
auch das preußische Zollwesen ist nicht frei davon; doch
dürften die Mangel weniger in den ausgesprochenen
Grundsätzen, als darin zu finden sehn, daß die ge¬
setzlichen Steuer-Bestimmungen zum Theil
mir jenen im Widerspruche stehen.

Ich gehe nach diesen Vorbemerkungen zur Darstel¬
lung der Zoll-Besteuerungüber.

H. 133.

Alle drei Jahr wird ein allgemeinerZoll-Tarif,
oder die Erhebnngsrollepnblizirt.

Die Zölle sind zur Hülste in Silber-Kurant, zur
andern Halste in Pistolen zu 5 Rthlr. zu entrichten. Doch
ist diese lastige Bestimmung durch die neueste Erhebnngs-
Rolle, von 183Z angerechnet, abgeschafft, die Steuersätze
sind alle in prenß. Kurant zahlbar festgestellt, und durch¬
schnittlich in dem Verhaltniß der hieraus entstehenden
Differenz erhöhet worden.

Vorzüglich sind die preußischen Zölle daraus berech¬
net, dem Staate von den aus dem Auslände eingehenden
Verbrauchs - Artikeln eine betrachtliche Revenüe zu ver¬
schaffen; denn die zur Fabrikation erforderlichen auslan¬
dischen rohen Materialien sind entweder zollfrei, oder nur
unerheblich belastet, die stärksten Abgaben ruhen ans Kon-
snnitions-Artikeln, welche nicht zum nothwendigenLebens¬
unterhalt dienen, und in Beziehung auf Fabrik- und
Manufaktur-Waaren sprach das Gesetz den allgemeinen
Grundsatz ans: „daß die Abgabe in der Regel 10
Prozent vom Werthe nicht übersteigen, wohl
aber geringer sehn solle, wo es, unbeschadet
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der inländischen Gewerbsamkeit, geschehen
könn e."

Die preußische Staatsregierung sah, gleich der eng¬
lischen nnd der jetzigen französischen, den besten Grund¬
satz sehr wohl ein, vermochte aber nicht, sich ans der
Höhe desselben zu behaupten; sie wich vielmehr, (unge¬
achtet sie nicht die Schwierigkeit hatte, ein Parlament,
oder eine Depntirten - Kammer überzeugen, oder durch
maßige Zollsatze eine Menge von, durch ein früheres
Prohibitiv-Syftem hervorgerufene, Fabrikationszwcigen be¬
mächtigen zn müsse«?,) bei der Feststellung der Steuer¬
sätze den Ansprüchen der Fabrikanten oder Monopolisten.
Indessen sind die Zölle auf Fabrik- und Manufaktur-
Waaren zun« Theil später herabgesetzt worden; freilich
sind aber auch nach nnd nach diese Waaren größtcntheils
viel «vohlfeiler geworden, so daß im Durchschnitt die
Steuer vom Werthe noch so hoch «nie früher seyn dürste.

Die Eingangszölle der höchstbesteuerten Fabrik- und
Mannsaktnr-Waaren sind per Zentner, wie folgt:

Bezeichnung der Waaren.

Nach der Erhe¬

bungsrolle von

1818

Rthlr.

1828

Rthlr.

1) Baumwollenwaaren.
n) «reiße einfarbige, und mehrfarbig gewebte,

ingleichen halbbaumwollene, mit Wolle, Haa¬
ren oder Leinen gemischt, (Viel, unten sub
3 nnd 5,)

b) andere baumwollenegewebte Fabrikate

2) Kurze Waaren.
n) grobe
b) feine

3) Lcinenwaaren.
n) graue Packleinwand
b) ungebleichte Leinwand, Zwillich und Drillich

43z
57

20z75z

50

10
50
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Bezeichnung der Waaren.

Nach der Erhe-
buiigsrcllc von
1816
Nthlr.1828

Rthlr.
e) die nämlichen Artikel gebleicht, gefärbt oder

gedruckt
ck) Bänder, Batist, Borten, Franzen, Gaze,

Strumpfwaaren :c.
an) halbleineneWaaren, mit Baumwolle oder
Seide gearbeitet fVick. 1,)

4) Seidenwaaren.
n) seidene Zeuge aller Art
d) halbseidene ckitto

5) Wol lenwaaren.
n) Tücher von ^ Breite oder darunter, Strümpfe,

Bänder, Schnüre, Teppiche
d) Tücher von H Breite und darüber, Kasimir,

Vigogna und Merinos
an) Teppiche ans Wolle oder andern Thier

haaren, desgleichen mit Leinen gemischt
db) Flanelle, Moltons, Frießdecken, Zeuge

ans Wolle und Leinen
e<?) alle übrige wollene Zeuge

ZZ 10

20

20

167
755

224

4A

100
50

20

10
30

Da die aus hohe Eingangszölle von Fabrik- unk
Manufaktur-Waaren gerichteten Wünsche der Fabrikair
tcn befriedigt worden waren, so haben auch die ähnlichen
Wünsche der Landwirthe wegen der landwirtschaftlichen
Erzeugnisse, von welchen anfangs nur ein niedriger Ein¬
fuhrzoll zu entrichten war, später billigerweise Gewäh¬
rung gefunden. Für die westlichen Provinzen ist derselbe
von den vorzüglichsten landwirthschaftlichen Produkten,
wie folgt.
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Nach der Erhebuugs-

Bezeichnung der BesteucrnngS- Maß der rolle von

Gegenstände. Quantität 1818 1828

Th- Sg, Pl- Th- Sg. Pf-

Waizen Scheffel— 1 10 5
—

Roggen, Gerste, Bnchwaizcn '— —
7^ 5

—

Erbsen, Bohnen, Linsen, Spelz —
1 3

—
5

—

Leinsaat — —
1 10 1 —

Hafer —-
4 5 —

Rübsaat —-
1 1 —-

Kleesaamen — —
1 10 5

—

Wein.
n) Franken-, Pfälzer- und
Rheinweine Eimer 4

—

b) andere Weine >—
6 20

—

nn) Wein ohne Unterschied Zentner 6 -—

Oel in Fässern — — 15 1
—

Pferde und Esel Stück 1
—

1 10
—

Ochsen —
20

—
5

— —-

Kühe — —
10 3

— —

Rinder —
10

—
2

— —

Schweine —
2 6 1

— —

Hammel — —
2 6

—
15 —-

Andres Schafvieh, Ziegen, Käl¬
ber, Spanferkel — —

2 6
—

5 —

Folgendes sind, nach der Erhebungsrollevon 1828,
die EingangSzöllederjenigen Gegenstände, welche den
größern Theil, ohne Zweifel zwei Drittel der Zoll-Ein¬
künfte liefern.
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Bezeichnungder Gegenständeder Besteuerung. Maß der
Qucinlilcit

Zollsatz.
Rthlr.

W e i n.
n) in die östlichen Provinzen eingehend
b) - — westlichen — —

Gewürze
Häringe
Kaffee nnd Kakao

Zentner

Tonne
Zentner

8
6

6

2
6
3
4

40

8

4

Sirup

Zucker:
n) Brod- oder Hut-, Kandis-, Bruch- oder

Lumpen- und weißer gestoßener Zucker
b) gelber Zucker, oder brauner Farin nnd

Zuckerinehl
e) roher Zucker oder Zuckerinehl für in-

ländischeSiedereien zum Raffiniren
Taback:

n) nnbcarbeteiter oder Tabaksblatter — 4
b) Tabaksfabrikate — 40

Thee — 10

Von nur sehr wenigen Gegenständen wird Ans-
gangszoll erhohen; der von Schafwolle zu 3 Rthlr. vom
Zentner ist der erheblichste.

Die Dnrchgangszoll-Satze sind nach den Gegen¬
ständen und nach den Straßenzngen sehr verschieden,
theils maßig, theils sehr hoch. Indessen wird bei Fest¬
stellung der Satze offenbar der Grundsatz befolgt, diesel¬
ben nicht so hoch zu normiren, daß dadurch der Tran-
sito-Verkehr des Staates wesentlich beeinträchtigt werden
könnte.

H. 434.
Der Ertrag der Zollgefälle läßt sich ermitteln theils

aus verschiedenen von Ferber gelieferten, aus amtlichen
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Quellen geschöpften Angaben, theils aus einer nicht in
den Druck gekommenen Nachweisealler in den Jahren
1823—1836 ein-, ans- und durchgeführtenGegenstände,
welche daselbst nach den einzelnen Positionen der Erhe-
bnngsrolle ausgeführt sind. Diese Nachweise giebt ein
erfreuliches Zeugnis; der zunehmenden Gewerbsamkeit im
preußischen Staate, und ich nehme daher keinen Anstand,
daraus die Berechnungder Zoll-Erträge herzuleiten; um
so weniger, als durch Fcrbers Werk über den gewerbli¬
chen Znstand der preußischen Monarchie, und durch die
rheinische Statistik ganz gleichartige Notizen durch den
Druck zur Publizität gelangt sind.

H. 135.

Berechnet man, nach der vorstehend erwähnten Nach¬
weise, die Zoll-Beträge der einzelnen Positionen nach
dem Einjährigen Durchschnitt der fünf Jahre 1833 bis
1836, so ergeben sich in runden Summen folgende Re¬
sultate.

An Eingangs-Zöllen gingen ein 7,765000 Rthlr.
An Ansgangs-Zöllen 450000 —

Durchgeführt wurden ungefähr
3,300000 Zentner. Davon beträgt der
Zoll 1 Sgr. bis 2 Rthlr. vom Zent¬
ner; ich nehme durchschnittlich 7? Sgr.
an, also 575000 —

Für die durchgeführtenGegenstän¬
de, welche nicht nach Zentnern, sondern
nach Scheffeln, Stückzahl, Klaftern,
Schiffslasten und Tonnen angegeben
werden, nehme ich den Transite-Zoll
an zu 10000 —

Da die Hälfte des Betrages in
Pistolen zu 5 Rthlr. entrichtet wurde,
ist auf vorstehende Summen das Gold¬
agio zu 6 Prozent zu berechnen mit 528 000 —

Summe 0,338000 Rthlr.



Für außergewöhnliche, so wie für die
regelmäßigen Zoll-Ermäßigungender
auf den Messen zu Frankfurt a. O.
und Naumburg verzollten Manufak¬
tur-Waaren und Zoll-Vergütungen
an fremde cnklavirte Landestheilebrin¬
ge ich ich Abzug 328000 —

Die Zölle brachten also 9,000000 Rchlr.
jährlich im Durchschnitt während der Jahre 1822 bis
1826 ein.

H. 136.
Die im vorigen H. berechnete Zoll-Einnahme muß

bis zum Jahr 1328 sehr beträchtlich gestiegen sevn; dies;
wird durch Zusammenstellungen von mehrern Verhältnis¬
sen nach der Nachweise über die Jahre 1822 —1826
und nach den von Fcrber gelieferten Notizen völlig au¬
ßer Zweifel gestellt.

Nach Zentnern wurden eingeführt:
im Einjährigen Durchschnitt der Jahre

1822-—1826 3,566600
im Jahre 1827 3,820378
— — 1823 4,050564

Der Waaren-Ausgang nach Zentnern betrug:
im Jahre 1825 ' 2,554872
— — 1826 2,842557
— — 1827 3,996749
— — 1823 3,683309

Durchgeführt wurden nach Zentnern:
im Einjährigen Durchschnitt der Jahre 1822

bis 1826 2,300000
im Jahre 1827 2,508787
— — 1823 2,954640

Es ergiebt sich mithin, nach dem Einjährigen Durch¬
schnitte der Jahre 1822—1826, mit dem Jahre 1828
verglichen, eine Zunahme bei den nach Zentnern berech¬
neten Gegenständen: von 13 k Prozent von dem Ein¬
gänge, und von 28z Prozent von dem Durchgänge
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die Ausfuhr nach Zentnern hatte aber von 1825 bis

1828 um 44-z- Prozent zugenommen.

Hierauf allein laßt sich indessen keine wohlbegrüu-

dete Wahrscheinlichkeit - Berechnung der Zunahme der

Zoll-Erträge anlegen. Deßhalb wird in der dritten Ta¬

belle die Zu- oder Abnahme der Einfuhr von 15 Ge¬

genständen, und der Ausfuhr Eines Gegenstandes von

1822—1828 dargestellt« Die erstem liefern ungefähr

dreiviertel der Gesammt-Einnahme für die ganze Ein¬

fuhr, und der andre zwei Drittel der Gesammt - Ein¬

nahme für die ganze Ausfuhr. Zu bemerken ist, daß

bei zwei Gegenständen die Einfuhr von 1827 und 1828

von Ferber nicht angegeben, und deßhalb auch in der

Tabelle nicht aufgeführt worden ist; der Vergleichungs-

pnnkt ist deßhalb dabei von 1826 statt von 1828 her¬

genommen.

Berechnet Man den Zoll-Ertrag der in der Tabelle

enthaltenen 16 Gegenstände, (unter Berücksichtigung der

in derselben nicht angegebenen Unterabtheilungen von

Wollenwaaren, Tabak und Zucker,) so ergicbt sich/ daß

jener Ertrag im Jahre 1828 über 27 Prozent größer

gewesen ist, als im Einjährigen Durchschnitt der Jahre
1822—1826.

H. 137.

Die in den vorstehenden HH. dargestellten Verhält¬

nisse zusammengehalten, läßt sich mit großer Wahrschein¬

lichkeit annehmen, daß die Gesammt-Zolleinnähme im

Jahr 1828 mindestens um 27 Prozent mehr betragen

haben, als im Einjährigen Durchschnitt der Jahre 1822

-1826; die Differenz ist folglich 2,430000 Athlr.

Für Niederlage-, Zettel- und Verbleibungs-Gelder

sind außerdem 70000 Rthlr. zu vcrauschlageu.

Diese Beträge zu der im H. 135 crmittelteu Sum¬

me gerechnet, stellen den Gesannnt-Ertrag der Zölle für

die Monarchie zu 11^- Mill. .Rthlr. heraus.

Die Staatsregiernng hatte, (wie Benzenberg in sei¬

ner Schrift über Preußens Geldhaushalt 1'u-z. 204 an¬

führt,) bei der Einführung des neuen Zoll-Systems die
10
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daraus entspringende Einnahme nur zu 6 Mill. Rthlr.
veranschlagt;der Erfolg ist daher innerhalb 10 Iahren
weit über die Hoffnungen hinaus gegangen, ein sicheres
Merkmal nicht nur, daß die Herstellung des freien Ver¬
kehrs im Innern, verbunden mit einigeil andern Verbes¬
serungen des innern Zustandes, wohlthätig eingewirkt
hat, sondern auch, daß die Besteuerung, einiger Män¬
gel ungeachtet, im Wesentlichen höchst zweckmäßigein¬
gerichtet ist.

H. 138.
Es ist wahrscheinlich, daß die Rheinprovinz in ei¬

nen! etwas geringem Verhältnis; als denjenigen der Be¬
völkerung zu den Zoll-Einnahmen des Staates beilragt;
theils weil Berlin ohne Zweifel einen guten Thcil der¬
selben liefert, theils weil zu der beträchtlichen durch die
Wein-Einfuhr beigebrachten Summe die Rheinprovinz
verhältnismäßig wenig zahlt. Wegen des ganz engen
Zollverbandes mit Westphalen und des fast bei allen
Artikeln bestehenden freien Verkehrs mit den östlichen
Provinzen lasse ich jedoch jene Wahrscheinlichkeit dahin
gestellt sehn, und vcrtheilc den Zoll-Ertrag nach dem
Bewohnerverhältnißans die Rheinprovinz; um so mehr,
da ich dasselbe Verhältniß bei den Zöllen für die Zeit
der französischen Herrschaft angenommen habe, ungeach¬
tet gegen diese Repartition ähnliche Grunde gelten.

Demnach betragen die Beiträge zu den Zöllen für
die Rheinprovinz 1,963119 Rthlr., und für den Regie¬
rungsbezirk Aachen 313759 Rthlr.

Ein und dreißigstes Kapitel.
Die Wrann t wein - Steuer.

H. 139.
Diese Steuer ward durch das Gesetz vom 8. Fe¬

bruar 1819 angeordnet, und dahin festgesetzt, daß die-
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selbe von einem Quart Branntwein 1 ggr, 3 Pf. st
Sgr. 6-^ Pf.) betrugen solle; diese Abgabe ward nach
dein Blasen-Inhalt, 4 Quart des letztern für ein Qnart
Branntwein gerechnet, erhoben.

Durch die allerhöchste Kabinetsorder vom 20. No¬
vember 1820 nnd das Regulativ des Finanzministers
ward, nnter Beibehaltung des Steuersatzes von 1 ggr.
3 Pf. für das Quart Brauntweiu, festgesetzt, daß künf¬
tig die Steuer nach dem Raum-Inhalt der Maisch-Bot-
tiche in der Art entrichtet werden solle, daß 25 Quart
dieses Inhalts für 1 Quart Branntwein gerechnet, oder,
— was das nämliche ist, — daß von 20 Quart des
nämlichen Inhalts 1 ggr. (1 Sgr. 3 Pf.) an Steuer
entrichtet wurde.

Durch die allerhöchste Kabinetsordcr vom 10. Ja¬
nuar 1824 wurde die Steuer dahin erhöhet:

n) daß von 20 Quart Raum-Inhalt der Maisch-
Bottiche 1 Sgr. 6 Pf. zu entrichten war, dagegen

b) dieser Steuersatz bei landwirtschaftlichenBren¬
nereien, unter einigen nahern Bestimmungen,auf 1 Sgr.
4 Pf. ermäßigt wurde.

Außer dieser Branntwein-Steuer besteht eine andre
bei Destillation des Branntweins; sie beträgt 1^ Sgr.
von 4 Quart Blasenraum.

H. 140.

Der Ertrag der Branntwein-Steuer im ganzen Kö¬
nigreiche läßt sich nach der Quantität ermitteln, welche
in demselben bereitet wird.

Ferber giebt die letzten: für das Jahr 1827 zu 125
Mill. Quart an, unter der Bemerkung: „daß diese An¬
gabe durch eine sehr genaue Berechnung ermittelt sei, die
sich auf den Ertrag der Branntwein-Steuer gründe und
alle eintretende Verhältnisse genau berücksichtige. (S.
Ferber 173.)

Leider hat der so gut unterrichtete Verfasser die „ein¬
tretenden Verhältniste" nicht näher angegeben, und es

40"
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bleibt mir daher nur übrig, solche hypothetisch heraus¬

zustellen.

Das wichtigste dieser Verhaltnisse dürste seyn, daß

die Art und Weise, wie die Steuer entrichtet wird,

(nämlich nach dein Ranm-Jnbalt der Maisch-Bottiche,)

in Preußen zu großen Fortschritten in der Branntwein-

Bereitung geführt hat, so daß 25 O.nart dieses Inhalts

mehr als 1 -O.nart Branntwein liesern, swelches Ver¬

hältnis; in der allerh. Kabinetsordre vom 20. November

1820 angenommen war.) Nach dem Urtheil von Sach¬

verstandigen kann die Differenz zu 15 Prozent geschaht
werden.

Ferner muß für Defraudation der Steuer immerhin

etwas gerechnet werden; ich veranschlage dieselbe zu 3

Prozent.

Die bei landwirtschaftlichen Branntweinbrennereien

bewilligte Steuer-Ermäßigung beträgt -z des zu 1?Sgr.

normirten Steuersahes, uud es wird (nach Ferbcr,) ß-

des Branntweins mit dieser Ermäßigung versteuert; die

Differenz beträgt 3 Prozent, da ich den Steuer-Ertrag

nach dem Sähe von 1 Sgr. 6 Ps. berechnen werde.

Im Ganzen sind also, Behufs der Steuer-Berech¬

nung, 21 Prozent von dem Branntwein-Erzeugnis; in

Abzug zu bringen.

Ferber gicbt an, daß im Jahr 1825 die Brannt¬

wein-Steuer 717202 Rthlr. mehr als 1827 eingetragen

habe, und daß im Jahr 1828 abermals eine Vermin¬

derung eingetreten sei. So wie bei wohlfeilem Getrei-

preisen die Produktion des Branntweins zunahm, so nahm

sie, bei den steigenden, bis 1828 wieder etwas ab. Die

Abnahme gegen 1827 veranschlage ich zu 5 Prozent.

Die Ausfuhr des Branntweins betrug 47885 Zent¬

ner, oder 31923 Eimer, oder 2,043072 O.nart, auf

welche die Steuer größtentheils zurückvergütet worden ist,

und die deshalb in Abzug zu bringen sind.

Nach Ferber sind im Jahr 1827 1,142000 O.nart

„destillirter Branntwein in vielerlei Arten erzeugt wor¬

den," ohne Zweifel Liquor, köllnisches Wasser, Spiritus :c.



149

Bei dieser Fabrikation wird mitunter der Branntwein
mehr als einmal destillirt, und bei jeder Destillation ist
der BtaseuzinS zu entrichten; bei derselben tritt theilweise
eine Verminderung der Quantität ein. Es läßt sich da¬
her die von dem destillieren Branntwein entrichtete Steuer
nur unsicher normiren; ich will als mnthmaßlich anneh¬
men, daß die Quantität desselben zum versteuerten Bla¬
sen-Raum sich verhalte, wie 3 zu 4, uud daß, — un¬
ter der Voraussetzung, daß im Jahr 1828 ungefähr eben
so viel destillirter Branntwein wie im Jahr 1827 erzeugt
sei, — mithin 1,522667 Quart Blasen-Raum versteuert
worden sind.

H. 141.
Nach den vorstehend festgestelltenVerhältnissen be¬

rechnet sich der Ertrag der Branntwein-Steuer für das
ganze Königreich folgendermaßen:
Im Jahr 1827 wurde Branntwein bereitet

125,000000 Quart.
Davon sind, Behufs der Steuer-

bcrcchnnug für 1828, in Abzug zu
bringen:

15 Prozent wegen des Verhältnis¬
ses der Produktion zum Steu¬
ersatze ;

3 Prozent wegen Defraudation;
3 — — Steuernachlaß

bei landwirtschaftlichen Bren¬
nereien ;

5 Prozent wegen Verminderung
der Produktion im Jahre 1828.

26 Proz., od. 32,500000 Quart.
Für die Ausfuhr 2,043072 —

34,543072 —
Bleiben zur Versteuerung 9 0,456928 Quarr,

Steuer-Betrag zu 1? Sgr. 4,522846 Rthlr.
Für die Destillation wurden versteuert

1,522667 Qrt. Blaseur. zu 1^ Sgr. 15 861 —
Summe 4,538707 Rtblr.
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H. 14?.
Zn der Rhcinprovinz ist, wie schon im H. 77 be¬

merkt worden ist, inich dem Verhaltniß der 'Bevölkerung
der Verbrauch des Branntweins betrachlich kleiner als in
den übrigen Provinzen.

Nach der rheinischen Statistik betrug die Brannt¬
wein-Steuer etatsinaßig für 1829 in der Rheinprovinz
584590 Rthlr., folglich nach dem Bewohncr-Verhälrniß
für den Regierungsbezirk Aachen 93419 Rthlr. Diese
Summen können füglich für 1328 angenommen werden.

Zwei und dreißigstes Kapitel.
Die Bierstcucr und die Steuer von inländischem Wein.

H. 143.
Die Bierstener wurde durch das Gesetz vom 8.

Februar 1819 eingeführt; sie betragt 20 Sgr. vom Zent¬
ner Malzsehrot.

Für die Rheinprovin; kann der Betrag nach der
rheinischen Statistik zn 234500 Rthlr. normirt werden,
welches nach dein Bewohner-Verhaltniß für den Regie¬
rungsbezirk Aachen 37479 Rthlr. herausstellt.

Der Betrag der Steuer, so wie die O.nautitat des
produzirten Biers für den ganzen Staat ist aus amtli¬
chen O.uellen, so viel mir bewußt, nicht zur Publizität
gelangt.

Es darf angenommenwerden, daß der Bicr-Vcr-
braneh in der Rheiuprovinz im Durchschnitt geringer ist,
als in den sieben übrigen Provinzen. Ich veranschlage
die Differenz zn 20 Prozent auf den ganzen Staat ge¬
rechnet, und normire mithin für diesen, im übrigen das
Bewohncrvcrhaltnißzur Basis nehmend, den Betrag der
Bierstener zn 1,648448 Rthlr.
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H. 144.
Die Steuer von inländischem Wein, oder

die Weinmost-Steuer ward durch daS Gesetz vom
8. Februar 1819 eingeführt; die Steuersatze wurden
durch da6 Gesetz vom 25. September 1820 modisizirt,
und sind durch dasselbe zu 7^, 10, 12^, 17P, 25, 35,
Sgr. von einem Eimer Weiumost, nach Maßgabe der
Dualität, festgesetzt worden. Der Durchschnitt dieser
sechs Steuersätze ist 18 Sgr.; da aber wahrscheinlich in
der Rhciuproviuz mehr Wein zu den drei niedrigen«, als
zu den drei höhen« Sätzen versteuert wird, kann durch¬
schnittlich die Steuer nur zu 16 Sg. veranschlagt werden.

Nach der rheinischen Statistik sind im Jahr 1828
839398 Eimer Weinmost versteuert worden; ich bringe
nur 600000 Eimer zur Berechnung, um die gcriugern
Erträge von 1827, 1829, 1830, 1831 einigermaßen zu
berücksichtigen. Jedoch gehe ich in dieser Berücksichtigung
nicht so weit, um den Steuer-Ertrag ««ach dein Etat poa
1829 zu normircu, welcher nach der rheinischen Statistik
nur zu 135000 Rthlr. angesetzt ist; denn wenn auch die
Weinmost-Steuer von mir für 1828 zu einem höhern
Betrage normirt wird, als sie in 1827, 1829—1831
erreicht hat, so haben dagegen in diesen Jahren andere
Steilern ein Beehr geliefert.

Die Steuer brachte mithin in der Rheinprovinz,nach
den vorstehend festgestellten Verhältnissen 320000 Rthlr.
ein, von welcher nach dein Bewohuerverhaltniß51144
Rthlr. auf den Regierungsbezirk Aachen fallen.

Die Wein-Produktion in den übrigen Provinzen
nehme ich, (mit Ferber,) zu 50000 Eimer an; wegen
der gcriugern Dualität ist die Steuer nur halb so hoch,
als in der Rheinprovinz, folglich zu 8 Sgr. zu veran¬
schlagen.

Die Steuer beträgt mithin für jene Provinzen 13333
Rthlr., und in« ganzen Königreich 333333 Rthlr.
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Drei und dreißigstes Kapitel.
Die Mahl- und Schlacht-Steuer.

H. 145.
Zugleich mit der Klassensteuer, und als Supplement

derselben, ward durch das Gesetz vom 30. Mai 1820
die Mahl- und Schlacht-Steuer, soder die Brodt- und
Fleisch-Steuer,) in 132 Städten der Monarchie einge¬
führt; darunter sind 16 in der Rheiuproviuz, zu welchen
später noch Burdseheid als siebzehnte gekommen ist. Jetzt
sind es folgende: Koblenz, Ehrenbreitstein, Wetzlar, Trier,
Saarlouis, Saarbrücken mit St. Johann, Aachen, Jü¬
lich, Burtscheid, Köln, Bonn, Deutz, Düsseldorf, Duis¬
burg, Emmerich, Kleve, Wesel.

Die Steuersätze sind:
25 Sgr. vom Zentner Waizcn;

5 — — —- Roggen und andere Getreide ar¬
ten und von Hülsenfrüchten;

1 Rthlr. von: Zentner Fleisch.

H. 146.

In der rheinischen Statistik ist angegeben, wie viel,
nach dem Etat für 1829 die Rheiuprovinz, und wie viel
jede in derselben befindliche Stadt, in welcher die Mahl-
und Schlacht-Steuer besteht, von dieser Steuer aufbrin¬
gen soll; da fast überall Zuschläge zu derselben für die
Gemeinden erhoben werden, so kann Jedermann erfah¬
ren, wie der Etat sich gegen den Ertrag von 1828 ver¬
hält. In Aachen war dieser letztere 58352 Rthlr., nach
dem Etat sollten 60700 Rthlr. aufgebracht werden; die
Differenz ist ungefähr 4 Prozent.

Die Etats sollten nach dreijährigen Durchschnitts-
Erträgen aufgestellt werden; wahrscheinlich ist jeuer für
1829 nach den Erträgen von 1825—1827 aufgestellt
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worden. Nun war im Jahre 1838 der Waizen viel
theiirer als in den vorhergegangenen Jahren, und wahr¬
scheinlich ist dadurch zum Theil der Ausfall entstanden;
denn bei steigendem Warenpreise nimmt der Verbrauch
desselben ab.

Indessen laßt sich vermnthen, daß in Aachen lokale
Ursachen zur Herbeiführungdes Ausfalls im Jahre 1828
mitgewirkt haben, und daß nicht überall derselbe so be¬
trächtlich gewesen ist, um so mehr, da doch sonst die
Etats, wie der Finanzminister in dem Finanz-Bericht
von 1829 sagt und wie sich auch aus den Berechnungen
der Steuer-Erträge aus den Berechnungen der Steuer-
Erträge zuweilen ergiebt, nichts weniger als überspannte
Veranschlagungenaufstellen. Dcßhalb nehme ich den
Minder-Ertrag im Jahre 1828 gegen die Etats-Sum¬
men für 1829 im Durchschnitt nicht zu 4, sondern zu
2 Prozent an. Diese Etats-Summen sind theils aus
der rheinischen Statistik, wie ich schon oben bemerkte,
theils aus dem mehrfach angeführten ministeriellen Me¬
moire vom 18. Mai 1830 ersichtlich.

Hiernach sind die Erträge der Mahl- und Schlacht-
Steuer folgendermaßen zu normiren:

für den Regierungsbezirk Aachen 74637 Rthlr.
— Nhcinprovinz 382690 —
— Westphalen 79925 —
— Sachsen 356451 —
— Schlesien 302026 —
— Brandenburg 700870 —
— Preußen (Provinz) 264408 —
r— Pommern 162357 —
— Posen 184356 —
-— die ganze Monarchie 2,433083 —

Den Beitrag des RegierungsbezirksAachen habe ich
nicht, wie bei andern indirekten Stenern nach dem Ver¬
hältnis; der Bevölkerung desselben zu derjenigen der
Rheinprovinzund nach dem Beitrage der letzten?, son¬
dern nach dem Verhältnisseder in jenem Bezirke auf¬
kommenden Summe berechnet, weil die Mahl- und
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Schlacht-Steuer da, wo sie erhoben wird, eine direkte
Steuer supplirr.

In der Rheinprovinzbringt die Mahlsteucr mehr
als die Schlachtsieuer ein; nach der rheinischen Statistik
beträgt crstere etatSmäßig für 1829 202500 Rthlr., letz¬
tere Steuer 188000 Rthlr. Wahrscheinlich findet ein
ähnliches Verhältniß auch in den übrigen Provinzen Statt.

ES ist zur Anstellung von Vcrglcichnngen und zur
Wahrnehmung des Einflusses, welchen Wohlhabenheit,
Lebensweise,der Ausenthalt einer Garnison und andre
Verhältnisse auf den Ertrag der Mahl- und Schlacht-
Steuer haben können, vielleicht manchem Leser willkom¬
men, zu wissen, wieviel dieselbe ans den Kopf der Be¬
völkerung in mehreren Städten beträgt; deßhalb folgen
hier darüber einige vom Jahre 1827 herrührende An¬
gaben:

Berlin 1 Rthlr. 28 Sgr.
Königsberg 1 — 11 —
Breslau 1 — 16 —
Köln 1 — 18 —
Danzig 1 — 12—6 Pf.
Magdeburg 2 — 16 —
Aachen 1 — 19 ^
Bremberg
Bosanowo

3 -— 20 —
5 >— 13 —

Stettin 2 — — — — —

Potsdam 1 — 20 — — —
Charlottenburg 3
Frankfurt a. O. 2 >— 6 —
Naumburg 1 — 11 —
Erfurt 1 — 29 — 6 —
Münster 1 — 26 —
Koblenz 2 — 11 —
SaarlouiS 3 — 3 —
Saarbrück 1 — 17 —
Trier 2 — 8 —
Düsseldorf 2 — 9 —
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Bei den vorstehenden Angaben, so wie bei allen
übrigen in diesem Kapitel, sind die Zuschlage sür die
Gemeinden nicht zur Berechnung gezogeil worden. Diese
dürften im Durchschnitt zu 35 Prozent , folglich zu 133940
Rthlr. für die Rheinprovinz, und zu 851580 Rthlr. für
die ganze Monarchie anzunehmen sehn.

H. 147.
Wenn bei der Gewerbstcnerdie Städte, Flecken

und das Land in vier Abtheilnngen gebracht, und die
Steuersätze für jede derselben verschieden festgesetzt worden
sind, (viel. 129.) so geschah es nachdem allgemeinen
Grundsatze, daß in der Regel in den größern oder wohl¬
habendem, oder gewerbreichsten Städten auch die Ge¬
werbe mehr im Großen und einträglicher betrieben werden.

Auch die französische Getränke-Besteuerung ging von
dem allgemeinen, (vielleicht unrichtigen,) Grundsätze ans,
daß die volkreichen Orte verhältnißmäßig am meisten bei¬
tragen müßten oder könnten; (viel. H>. 75.)

Die Mahl- und Schlacht-Steuer dagegen, obgleich
nicht gerade in den kleinsten Städten eingeführt, scheint
allein ans der Absicht zu beruhen, da wo die Oertlich-
keit die Erhebung zuläßt, für die Staatskassen eine grö¬
ßere Einnahme, als vermittelst der Klassenstener zu be¬
schaffen. Es ist ganz und gar nicht das Prinzip einer
Personal-Steuer nach dem Verhältniß der Steuerfähig¬
keit, welches der Klassenstener zum Grunde liegt, beibe¬
halten worden, ein Prinzip, nach welchem ohnehin die
größern und reichern Städte am meisten beitragen; son¬
dern es ist, wo es eben ausführbar war, oder wo die
Kosten der Erhebung und der Aufsicht nicht den größern
Ertrag absorbiren würden, eine Konfumtions-Stener auf
die nothwendigsten und gesundesten Nahrungsmittel an
die Stelle einer Personen- und Wohlhabenheits-Steuer,
(der Klassenstcuer) getreten und auf diese Weise gleich¬
zeitig der Grundsatz des freien Verkehrs im Innern nicht
unwesentlich beschränkt worden.

„Niemals", sagt der Finanzminister in dein, (beim
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westphälischen Landtags-Abschiede befindlichen,) die Grund¬
steuer-Vertheilungbetreffenden, Meinoirc vom 18. Mai
1810, „hat die preußische Staatsverwaltung von de»,
Grundsatze der gleichvcrtheilendenGerechtigkeit sich ent¬
fernt", und spricht aus diese Weise den Grundsah aus,
welcher sowohl die wohlwollenden Absichten, als die rich¬
tigen staatswirthschastlichenAnsichten der preußischen
Sraatsregicrnng unverkennbar zeigt. Um so größer scheint
die Aufforderung zu sehn, durch Belege zu zeigen, daß
jener Grundsatz vermittelst der Mahl - und Schlacht-
Steuer nicht zur Anwendung gekommen ist.

Daß es im Prinzip dieser Steuer nicht geschehen
ist, wurde im Allgemeinen oben schon gezeigt; es ist das
Allgemeine daher nur durch besondere Verhaltnisse naher
zu erweisen.

Von der Bevölkerung tragen zur Mahl- und
Schlacht-Steuer bei:

im Regierungsbezirk Düsseldorf 9/ ^ Prozent
— — Koblenz 4/^ —
— — Köln 18/' —
— — Trier 7/' —
— — Aachen 13/' —
in der Rhcinprovinz 10/' —
in der ganzen Monarchie 11/^ —

Diese Verhältnisse zeigen offenbar, daß die Steuer
keineswegcs auf dasjenige der Anzahl von Personen, die
im höheren Grade besteuerungsfähig sind, gegründet ist.
Wie sollte denn diese Anzahl im Regierungsbezirk Köln
viermal so groß als im Regierungsbezirk Koblenz, oder
zweimal so groß als in dein so wohlhabenden und städ¬
tereichen Regierungsbezirk Düsseldorf sehn können!

Einige Vergleichnngen von Städten, bei welchen
ich die Zahlen-Verhältnisse nach den in der rheinischen
Statistik enthaltenen Notizen annehme, ergeben eben so
auffallende Mißverhältnisse.

Es ist allgemein bekannt, daß Elberfeld eine wohl¬
habendere oder reichere Stadt ist, als Aachen; die letz¬
tere dürfte verhältnißmäßig mehr Arme haben, als irgend
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eine von den übrigen größern Städten der Monarchie.
Elberfeld hat 29255, Aachen 36759 Einwohner; wäre
in beiden Städten die Klassensteuer eingeführt, so dürs¬
te, wegen des eben angegebenenVerhältnissesder Wohl¬
habenheit, der Beitrag der beiden Städte nicht sebr ver¬
schieden seyn. Es besteht aber in Elberfeld die Klassen-
stener, in Aachen die Mahl- und Schlacht-Steuer; der
Beitrag zu ersterer für Elberfeld ist 23642 Thlr., der
von Aachen zur lehtern Steuer ist 69789 Rthlr.

Düren mit 6364 Einwohnern entrichtet 4843 Rthlr.
Klassenstencr; Burtscheid mit 4928 Einwohnern 7919
Rthlr. Mahl- und Schlacht-Steuer; Düren ist wahr¬
scheinlich eii,e wohlhabendere Stadt als Burtscheid; beide
sind Fabrikstädte, Düren jedoch weniger als Burtscheid.

Absichtlich habe ich bei vorstehendenVergleichen
Städte gewählt, die in ihren Haupt-Nahrungszweigen
sich ähnlich sind, und welche zu der Zeit, von welcher
die Angaben herrühren, keine Garnison hatten.

Die Stände der Provinz Preußen haben mehrmals
darauf angetragen, daß es den Städten gestattet werde,
anstatt der Mahl- und Schlacht-Steuer die Klassensteuer
einzuführen, ohne deßhalb mehr ausbringen zu müssen,
als nach den Grundsähen der lehtern sich herausstellt.
Die Staatsregierung, welche billige Bitten, wenn sie nur
bescheiden und gehörig motivirt vorgetragen werden, gern
anhört, hat dem wiederholtenAntrage der Provinz Preu¬
ßen gewillfahrt.

Sonst ist der Uebergaug von der Mahl- und
Schlacht-Steuer zur Klassenstencr nur gestattet, wenn
Seirens der steuerpflichtigenStadt die Verpflichtung ein¬
gegangen wird, einen eben so großen Beitrag aufzu¬
bringen.



139

Vier und dreißigstes Kapitel.
Die Salz freu er (Regie).

H. 148.
Nach dem Gesehe vom 17. Januar soll das Salz

aus den königlichen Faktoreien überall in der Monarchie
znm nämlichen Preise verkauft werden, nämlich die Tonne
von 405 Pfd. netto zu 15 Rthlr. Durch die allerhöchste
Kabinetsorder vom 3. Okt. 1826 wurde dieser Preis für
die vom Zollvcrbande ansgeschloffencnen Theile der Re¬
gierungsbezirke Erfurt und Koblenz zu 10 Rthlr. fest¬
gesetzt.

H. 149.
Nach der rheinischen Statistik sollen die Salz-De-

bits-Gelder in der Rheinprovinz etatsmäßig für 1829
1,204359 Rthlr. betragen. Dieß setzt einen Verbrauch
von 15 Pfd. auf den Kops der Bevölkerung voraus,
oder von 52,417693 Pfd. für die ganze Provinz. In¬
dessen, weil der Etat sich auf vorhergegangenen dreijäh¬
rigen Durchschnitt gründet und deshalb die durch das
Steigen der Volkszahl erfolgender Zunahme des Ver¬
brauchs nicht im vollen Maße berücksichtigt,weil ferner
die Etats überhaupt überspannte Veranschlagungen mehr
als zu niedrige vermeiden, darf angenommen werden,
daß der Verbrauch im Jahre 1828 um wenigstens Ein
Prozent stärker gewesen sey, und sich mithin auf 32842870
Pfd. belaufen habe.

In Aachen kommt der Regie (nach v. Reiman
?NA'. 140) das Salz, vermittelst der Beziehung ans
Belgien auf 6 Rthlr. die Tonne zu stehen; in andern
Theilen der Rheinprovinz dürfte die Regie wohlfeilere
Beziehnngsquellen, z. B. von den westfälischen Sali¬
nen, benutzen können. Indessen nehme ich 6 Rthlr. als
selbstkostenden Preis, mithin 9 Rthlr. Gewinn oder
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Steuer im Durchschnitt für die Rhcinprovinz an; es be¬
ttagt daher für dieselbe die Steuer 729841 Rthlr.

Davon fallen nach dem Bcvölkerungs-Verhältnis;
auf den Regierungsbezirk Aachen 116648 Rthlr.

H. 150.

In den übrigen Provinzen bringt ohne Zweifel die
Salz-Regie verhältnismäßig größcrn Gewinn, da für
die meisten der Bedarf wohlfeiler beschafft werden kann,
so daß in dieser Beziehung die Rheinprovinz wohl
die am wenigsten besteuerte sehn dürste.

Auch ist in den andern Provinzen der Salz-Ver¬
brauch gewiß nach dem Bevölkerungs-Verhältnis; größer,
weil nach diesem dort ein zahlreicherer Viehstand als in
der Rheinprovinzvorhanden ist.

Der Staats - Einnahme - Etat für 1829 stellt als
reinen Ertrag der Salz-Regie für die ganze Monar¬
chie 4,783000 Rthlr. auf.

Dieser (summe ist, nach dem im H. 149. erläuter¬
ten Verhältnis; 1 Prozent mit 47830 Rthlr. hinzuzu¬
rechnen.

Die Vcrwaltungskosten dürften zu 10 Prozent des
oben normirten Reinertrages mit 478300 Rthlr. zu ver¬
anschlagen sehn.

Die königliche Seehandlung dirigirt den Einkauf
des für die östlichen Theile der Monarchie überseeisch zu
beziehenden Salzes, und hat, wie sich, besonders bei ei¬
nem Monopol-Geschäfte, mit Grund voraussehen läßt,
dabei einen nicht unbeträchtlichen Gewinn, welcher als
Gewinn der Salz-Regie, oder als Salzstcuer anzusehen
ist; ich veranschlage denselben zu 19070 Rthlr.

Der Brutto-Ertrag der Salzsteuer für die Monar¬
chie stellt sich hiernach auf 54 Mill. Rthlr.

Nach dem ministeriellenFinanzberichte vom 24. Fe¬
bruar 1829 ist der Reinertrag der Salz-Regie seit 1829
um fast Eine Mill. Rthlr. gestiegen, und zwar in Folge
der Bevölkerungs-Zunahme, der wirksamem Maßregeln
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gegen Unterschleif, und der erzielten wohlfeiler» Einkaufs¬
und Transport-Preise.

Fünf und dreißigstes Kapitel.
Die Steuer von inländischem Tabak.

G. 151.
Diese Steuer wurde durch das Gesetz vom 8. Fe¬

bruar 1819 eingeführt, der Steuersah ist 1 Rthlr. vom
Zentner getrockneter Tabaksblätter.

Das Erzeuguiß, welches aus Grundflächen, die nicht
über 5 O.. Ruthen groß sind, gebaut wird, ist steuerfrei.

152.
Nach Ferb er wurden im Bezirk der Provinzial-

Steuer-Direktion Köln, d. h. in der Rheinprovinz, an
Tabak produzirt:

im Jahre 1825 16076 Zentner
— — 1826 20960 —
— — 1827 17075

und nach der rheinischen Statistik im Jahre 1828 1156t
Zentner, nebst dem Ertrage von 16 Morgen, also im
Ganzen etwa 11700 Zentner.

Schwerlich beträgt das steuerfreie Produkt der klei¬
nen GrundflächenHVick. H. 151.) mehr als ein Fünftel
des ganzen Produkts. Es scheint daher in der rheini¬
schen Statistik der etatsmäßige Ertrag der Tabaks Steuer
für 1829 mit 11200 Rthlr. höchst vorsichtig und sehr
niedrig geschätzt worden zu sehn.

Gleichwohl will ich, wegen Unerheblichkeit des Ge¬
genstandes, diese Summe als Steuer-Betrag der Rhein¬
provinz annehmen. Es fallen davon, nach dem Bevöl-
kerungs-Verhältniß, 1760 Rthlr. aus den Regierungs¬
bezirk Aachen.
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H. 153.

Fcrber weiset nach, daß die Tabaks-Produktion in

drei Jahren um mehr als 30006 Zentner gestiegen ist,

und gicbt dieselbe für 1827 zu 173045 Zentnern an,

unter der Bemerkung, daß nach Ausweise der Steuer-

Register in 1828 abermals eine Zunahme Statt gefun¬

den habe. Hiernach darf die Produktion des letztern

JahreS zu 185000 Zentner veranschlagt werden. Da¬

von ein Fünftel wegen steuerfreier Grundflachen in Ab¬

zug gebracht, ist der Ertrag der Steuer von inlandischem

Tabak in der ganzen Monarchie auf 148000 Rthlr. zu
normiren.

Sechs und Dreißigstes Kapitel.

Die Stempelsteuer, einschließlich der Abgabe von

Spielkarten.

H. 154.

DaS Gesetz vom 7. Marz 1822 hob die verschiede¬

nen im Staate bestehenden Stempel-Abgaben auf, und

stellte die Stempelstenern ans einen gleichmaßigen Fuß.

ES wird diesem Gesetze der Vorwurf gemacht, daß

eS von den Stencrgesetzen, welche bei der Einrichtung

des Abgaben-Wesens von 1818 bis 1822 erschienen,

das hinsichtlich der Deutlichkeit am weitigsten gelungene

sey. Wirklich wird dasselbe sowohl von den Verwal-

tungs- als den gerichtlichen Behörden auf verschiedene

Weise angewendet und interpretirt.

In wiefern die preußische Stempelsteuer von der

französischen wesentlich abweicht, ist schon im 95. in

der Kürze angemerkt worden.

Für die Papier-Fabrikanten ist die Srener-Einrich¬

tung nützlich, indem der Werth-Stempel vermittelst Kas-44
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sinnig von Stempelbogenerhoben wird. Sollte die Kon¬
trolle auf eine andre Art eben so sicher eingerichtet wer¬
den können, so wäre zu wünschen, daß eine übrigens so
völlig unnütze und kostspielige Erhebungsweise abgeän¬
dert werde.

H 155.
Die rheinische Statistik giebt für die Rheinprovinz

den etatsmäßigen Ertrag der Stempelsteller für 1839 zn
469990 Rrhlr. an. Dem Vernehmennach ist aber der
Ertrag von 1828 nicht unerheblich höher ausgefallen,
auch im folgenden Jahre nicht geringer geworden; deß-
halb normire ich, der Wahrscheinlichkeitnach, den Mehr¬
ertrag zn 4 Prozent, mithin die Stempelsteuer in der
Rheinprovinz zn 488696 Rthlr.

Nach dem Bevölkernngs-Verhältnißfallen von die¬
ser Summe 78106 Rthlr. auf den Regierungsbezirk
Aachen.

H. 156.
Es dürfte nicht anzunehmensehn, daß nach dem

Bevölkernngs-Verhältnißin der ganzen Monarchie durch¬
schnittlich eben so viel zur Stempelsteuer beigetragen werde
als in der Rheinprovinz.

Die Ursachen, welche in der letzten, Provinz eine
Mehr-Einnahme veranlassen, sind nach meiner Meinung
folgende:

1) Nach dem dort geltenden gerichtlichen Verfahren
kommen viel mehr stempelpstichtige Insinuationen, sLx-
ploits, Akten,) der Gerichtsvollzieher vor, als bei dem
in den übrigen Provinzen bestehenden Rechtsverfahren.
Es kann angenommen werden, daß der Ertrag der Stem¬
pelsteuer durch diesen Umstand um 6000 Rthlr. in der
Rheinprovinz erhöhet wird.

2) Nach der von den Staatsbehörden dem Stem¬
pel-Gesetze gegebenen Auslegung muß in der Rheinpro¬
vinz bei Prozessen außer dem Werthstempel, der Aus-
fertigungs-Stempel der Urtheile, sogar der interlokutori-
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scheu, entrichtet werden; und nach dem rheinischen soder
französischen) Prozeß-Verfahren kommen Ausfertigungen
der Urlheile viel häufiger vor, als nach dem preußischen.
Bei diesem letztern wird in den übrigen Provinzen nnr
der Werthstempelvom ganzen Prozeß, wie viel Vorbe¬
scheide auch in demselben erfolgen mögen, entrichtet.
Aehnlieh ist das Verhältnis: bei den Akten der freiwilli¬
gen Gerichtsbarkeit sden Notariats-Akten). Man könnte
wol annehmen, daß auf diese Weise die Rheinprovinz um
60000 Rthlr. zur Stempelsteuer beitragt, als sonst der
Fall sehn würde; doch kommen da, wo das Landrecht,
Provinzialrecht und Lehnsverhältnisse gelten, viel mehr
Prozesse vor, als bei dem rheinischen Rechte und den
am Rhein bestehenden einfachen: Eigenthums-Verhältnis-
sen. Es mag auf diese Weise jene Summe kompensirt
werden; deshalb bringe ich bei Normirung der Steuer
dafür nichts in Rechnung.

3) Der Grundbesitz ist in der Rheinprovinz, mit
unerheblichen Ausnahmen, freies und theilbarcs Eigen-
thnm. Die Veräußerung desselben wird nicht, wie es
mehr oder weniger in den andern Provinzen der Fall ist,
durch Lehns- und Majorats-Verhältnisse,oder auch durch
solche Verhältnisse erschwert, welche, unter dem ostensi¬
bel:: Zwecke, den Zustand der Grundbesitzer oder gar
ihren Kredit zu verbessern, den Verkauf verpfändeter
Grundgüler in höhen:: oder geringen:: Grade hindern.
Es darf die Einwirkung dieses Verhältnisses auf dci: Er¬
trag der Stempelsteuer auf 7^ Prozent, oder zu 36652
Rthlr. veranschlagt werden.

Wirkten also die sud 1 und 3 angeführtenUm¬
stände nicht ein, so würde die Stempelsteuer in der
Rheinprovinz anstatt 488696 Rthlr., nnr 446044 Rthlr.
eintragen. Diese letztere Summe als Basis genominen,
würde sich für die ganze Monarchie nach dem Bevölke-
rungs-Verhältnis ein Ertrag von 2,612936 herausstel¬
len; welchem die sub 1 und 3 angeführten aus beson¬
dern Ursachen herrührende::Mehrerträge der Rheinp-ro-
vinz mit 42652 Rthlr. zuzuzählen sind, um für die

45 *
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ganze Monarchie die Stempelsteuer festzustellen. Diese
normirt sich hiernach ans 3,655588 Rthlr.

Sieben und dreißigstes Kapitel.
Steuern, welche den Verkehr oder Transport betreffe».

H. 157.
WasscrMe und Abgaben von Kommunikations-Anstalten.
Es sind hierunter Schiffsahrts-Abgaben, B. das

Rhein-Oetroi, die Fahrgelder, Brückengelder für Schiff¬
brücken und ahnliche Abgaben zu verstehen. Dafür sol¬
len nach der rheinischen Statistik, etatsmäszig für 1839
in der Rheinprovinz 549100 Rthlr. aufkommen.

Bei der überall so betrachtlichen Zunahme des Ver¬
kehrs, welche insbesondere ans der Darstellung der Zoll-
Einkünfte ine 30. Kapitel nachgewiesen worden ist, laßt
sich mit Grund annehmen, daß der Ertrag im Jahre
1838 die vorstehende etatsmäßige Summe überstiegen
hat, letztere mag nun nach dem Durchschnitt der Jahre
1835—1837, oder 1836—1838 festgestellt worden sehn.
Der Mehrbetrag dürfte nicht unwahrscheinlich 74 Pro¬
zent betragen; ich nehme dieß Verhältnis; an, und werfe
darnach den Beirrag der Rheinprovinz mit 590383 Rthlr.,
und denjenigen des Regierungsbezirks nach dem Bevöl-
kerungs-Verhältnis mit 94343 Rthlr. aus.

Ich erachte als wahrscheinlich,das; zu diesen Abga¬
ben in den obigen Provinzen im Durchschnitt verhältnis¬
mäßig eben so viel beigetragen wird, denn in mehrern
derselben giebt es nicht nur schiffbare Flüsse, sondern auch
Seehäfen und Kanäle, die in der Rheinprovinz fehlen.
Deshalb veranschlage ich den Beitrag der ganzen Mo¬
narchie nach demjenigen der letztern Provinz und nach
dem Bevölkerungs-Verhältnis zu 3,457887 Rthlr.
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H. 158.
Wegegelder auf Staatsstraße».

Diese Steuer bestand während der französischen Herr¬
schaft am linken Rheinufer nicht; sie ward vor 12 Jah¬
ren wieder hergestellt.

Die rheinische Statistik giebt den etatmäßigen Er¬
trag der Rheinprovinz für 1829 zu 125742 Rthlr. an.
Diese Angabe dürfte ohne Zweifel nicht nach der von
den Abgabenpstichtigen entrichteten Summen, sondern
nach denen normirt sehn, welche von den Empfangsstel-
len eingehen. Diese letztem sind entweder verpachtet,
oder von königlichenEmpfangern versehen, welche, dem
Vernehmen nach, in der Regel durchschnittlich 6 Pro¬
zent vom eingegangenen Wegegeld als Remunerationin
Abzug bringen. In einem wie in dem andern Falle
kann daher angenommenwerden, daß um 6 Prozent
mehr an Wegegeld bezahlt wird, als die in die Etats
übergehenden Summen; dadurch erhöhet sich jener Be¬
trag schon ans 133286 Rthlr.

Doch kann anch diese Summe nicht als Ertrag für
1828 normirt werden, denn in diesem Jahre war das
Wegegeld vom 1. Oktober an betrachtlich, zum Theil
ans die Halste herabgesetzt, und hieraus ist bei Feststel¬
lung des Etats für 1829 Rücksicht genommen worden.
Der Finanzministcr sagt hierüber in seinem erläuternden
Berichte zum Staats-Einnahme-Etat für 1829: „Der
Sicherheit halber ist die jetzige Etats-Summe (der We¬
gegelder) so evaluirt worden, daß sich der Wahrschein¬
lichkeit nach eher ein Mehr als ein Minder gegen den
Etat erwarten läßt." Der Minister giebt das Ver-
haltniß an, nach welchem der Etat aufgestellt ist: im
Jahre 1821 sey für 489 Meilen Knnststraßen ein Rein¬
ertrag von 429900 Rthlr. angenommen worden, für
1829 nehme man, wegen des herabgesetzten Wegegeldes,
für 849 Meilen Kunststraßen einen Reinertrag von
573000 Rthlr. au. Nach diesem Verhältniß, in Ver¬
bindung mit obiger Bemerkung das Ministers, darf vor-
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ausgesetzt werden, daß für die ersten 9 Monate voi

1828 das Wegegeld um die Halste mehr eingebracht

hat, als das im Etat für 1829 angenommene Verhält¬

nis;, oder, was einerlei ist, daß dieser Etat ans 33 f-

Prozent Abnahme der Wegegelds-Einnahmen basirt ist.

Es ist, wie kaum bezweifelt werden darf, bei Aufstellung

der Provinziell-Etats für 1829 nach ähnlichen Grund¬

sätzen, wie bei dem Haupt-Staats-Einnahme-Etat ver¬

fahren worden, und die Berechnung des Wegegeldes im

Jahre 1828 ist daher für die Rhcinprovinz, wie folgt:

Für die letzten 3 Monate von 1828

galt der neue Tarif; es sind dafür P5

von 13328k Rthlr. anzunehmen mit 33321 Rthlr.

Nach dem nämlichen Maßstabe wa¬

ren für die ersten 9 Monate von 1828

eingegangen: 99965 Rthlr.; es ist aber

wegen des damals gültigen höhern Ta¬

rifs die Hälfte mehr anzunehmen, folg¬

lich 149947 —

Summe des Ertrags in der Rheinprovinz 183268 Rthlr.

Davon fallen, nach dem Bevölkernngs-Verhältnis;,

auf den Regierungsbezirk Aachen 29281 Rthlr.

Den Ertrag der ganzen Monarchie ermittle ich, nach

dem Verhältniß der Meilenzahl der vorhandenen Knnst-

straßen. Diese belief sich im Jahre 1828 ans ungefähr

180 in der Rheinprovinz, im ganzen Staate auf 840;

für letztern ist daher der Betrag des Wegegeldes auf

855240 Rthlr. zu veranschlagen.

Die Bezirks- oder Departements-Straßen, die in

der Rheinprovin; bestehen, sind nicht mit Wegegeld-Er¬

hebung belegt; dagegen werden, wie in III, i12

angegeben worden ist,) Zulage-Centimen zur Grundsteuer

erhoben.

H. 159.

Wegegelder auf Aktien-Straßen.

Dergleichen Kunststraßen, welche Privat-blntcrnchmem

gehören, gab es im Jahre 1828 in der Rheinprovinz
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nur etwa vier Meilen, nämlich die Straße von Stoll-
brrg nach Jülich, nnd von Eschweilernach Düren.
(Seitdem ist eine ahnliche Knnststraße von Aachen nach
Enpen nnd eine andre von Eschweiler nach Weiden fer¬
tig geworden.)

Das Wegegeld wird auf diesen Straßen nach dem
frühern höhern Tarif der Staatsstraßen erhoben, und
dasselbe kann für obige 4 Meilen zu 7500 Rthlr. ver¬
anschlagt werden. Diese Summe ist als Beitrag der
Rheinprovinz, und der des Regierungsbezirks Aachen
nach dem Bevölkerungs-Verhältnis;zu 1199 Rthlr. zu
normiren.

Aehnliche Straßen in den übrigen Provinzen giebt
oder gab es im Jahre 1838 nur auf so äußerst kleinen
Strecken, daß sie keine Berücksichtigung verdienen, weß-
halb für das ganze Königreich ebenfalls die Summe von
7500 Rthlr. auszuwerfen ist.

H. 160.
Thorsperr-,Pflaster- mid Brücken-Gelder.

Unter dieser Rubrik begreife tch die Abgaben, mit
welchen die Gemeinden den Verkehr belasten; auch Pri¬
vatleute erheben hier nnd da, selbst ans großen und sehr
gangbaren Straßen, Brückengelder,und diese rechne ich
auch mit unter die obige Rubrik.

Diese Abgaben haben nach Maßgabe des Betrags,
der Erhebnngsweise und der dagegen gewährten Leistun¬
gen manchmal mehr den Charakter der Erpressung und
Plackerei, als denjenigen einer verhältnißmäßigen Vergü¬
tung für die Gewährung eines erleichterten Transport¬
mittels.

Wo noch Thorsperr-Geld zu entrichten ist, da wer¬
den die Thorc in der Regel nur geschlossen, um sie ge¬
gen eine Gebühr öffnen zu können.

Wo die Gemeinden Pstastergeld erheben, da ist das
Pflaster häusig am schlechtesten; mitunter muß sogar
Pflastergeld entrichtet werden, wenn man neben einer
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Stadt vorbeifahrt, ohne nur einen, einer Knnststraße ei¬
nigermaßen ahnlichen Weg zu treffen. Manchmal, mei¬
stens sogar sind die Steuersätze enorm hoch, so daß für
den Gebranch von ein Paar Ruthen holperigen Gemein¬
de-WegeS eben so viel wie für eine ganze Meile gnte
Staatsstraße zu bezahlen ist.

Hinsichtlich deS Brückengeldesverhält es sich auf
ähnliche Weise.

Der Ursprung solcher Abgaben fällt meistens in
schon ferne Vorzeit, wo man noch keinen Begriff von
dem großen und allgemeinen Nutzen der wohlseilen und
leichten Transportmittelund eines freien Verkehrs hatte;
zum Theil sogar in jene Zeit, wo die Barone Wegcla-
gerung hielten, wo die Städte Wege-Schutz gegen eine
Bezahlung leisteten, oder unter dem Vorwande eines sol¬
chen Schutzes Abgaben erhoben.

Doch kommen Abgaben deS letzten: Ursprunges in
Preußen wenig vor, und überhaupt hat die Staatsrcgie-
rung wesentlich dahin gewirkt, die Erhebung von Sperr-,
Pflaster- und Brücken-Geldern Seitens der Gemeinden
zu vermindern.

Am linken Rheinnfer, wo die Wege in Staats-
BezirkS- und Gemeinde-Wege eingetheilt werden, und
auch in den Städten zn einer dieser Klassen gehören,
sind während der französischen Herrschast alle Wege¬
gelds-Abgaben abgeschasr worden; eS ist verdienstlich für
die StaatSregierung, daß sie die in der Ueberschrist die¬
ses H. benannten Abgaben dort nicht wieder hat auf¬
kommen lassen, um so mehr, als die Gemeinde-Behör¬
den natürlich geneigt sind, Steuern einzuführen, zu wel¬
chen Niemand anS der Gemeinde, wo sie erhoben wer¬
den, etwas beiträgt. Denn in der Regel werden die
Mitglieder einer Gemeinde durch besondere Beschlüsse
ihrer Behörden von solchen Abgaben befreit.

Alan kann nach meiner Meinung annehmen, daß
in der Rheinprovinz der achte Theil und in den übrigen
Provinzen der vierte Theil des Betrages deS Wegegeldes
von Staatsstraßen als Ertrag der in Rede stehenden Ab-
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gaben normirt werden darf. Nach diesem Verhältniß ist
zu veranschlagen:

Beiläufig wird bemerkt, daß nach dem nämlichen
Grundsabe, nach welchem die im 159 angeführten,
mir am linken Rheinnfer zur Erhebung kommenden We¬
gegelder ans Aktien-Straßen pro rata ans den Regie¬
rungsbezirk Aachen repartirt worden sind, so auch die
vorstehenden Abgaben aus diesen Bezirk zu vertheilen
waren.

DergleichenDienste und Beiträge werden in der
Rheinprovinz rechten Rheinnsers hin und wieder geleistet;
ich veranschlage dafür aber nichts, weil die für den We¬
gebau bestimmten Zulage-Centimen, obgleich solche dort
nicht besteben, gleichwohl von mir berechnet worden sind.
HH. III, 112, 158.)

Für die übrigen Provinzen ist aber, weil daselbst
solche Dienste oder Beitrage noch vorkommen, um so
mehr eine Summe als Werth derselben zu normiren, als
von der Staatsregiernng vorausgesetzt werden darf, daß
dieselbe in der Rheinprovinz nicht einem so großen Theil
der Kosten des Wegebaues außer der eigentlichen Staats-
stener den Bezirken auserlegen würde, wenn nicht in den
andern Provinzen irgend etwas Aehnliches geleistet wer¬
den müßte. Indessen sind die Beitrage dort unerhebli¬
cher, als in der Rheinprovinz, weßhalb ich die Summe
nicht höher als 250000 Rthlr. normire. Auch deßhalb
schlage ich nicht mehr an, weil wahrscheinlich ein Theil
der von mir (nach HH. 117, 120) berechneten Provin-
zial-Zuschläge zur Grundsteuer auch in den andern Pro¬
vinzen zum Wegebau verwendet wird, was insbesondere

für die Rheinprovinz
— den Regierungsbezirk Aachen
— das Königreich

22908 Rthlr.
3661 —

190904 —

in Westphalender Fall sehn dürfte.
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Ucbrigens sind die etwaigen Natural-Dienste und
Beiträge zum Gemeinde-Wegebauhier, wie bei Veran¬
schlagung der französischen Stenern, sowohl der jetzt in
Frankreich bestehenden, als der früher in der Rheinpro¬
vinz erhobenen, ganz unberücksichtigt geblieben.

H. 462.
Postschcine der Micthkutscher und Lohnfuhrleute.

Es liegt im natürlichen und regelmäßigenLaufe der
Dinge, daß wenn ein Gewerbe Monopol ist, der In¬
haber das Letztere so ausschließlichwie möglich zu machen
sucht. Diese Regel ist nicht nur auf Privatleute anwend¬
bar, sondern auch auf jede besondere Verwaltnngs-Be¬
hörde eines vom Staate monopolistischausgeübtenGe¬
werbes. Da nun die Postverwaltung in Preußen nicht
vom Finanzministerium, welches seiner Stellung nach die
Gewerbe-Verhältnisse von einem höhern staatswirthschaft-
lichen Standpunkte bewachtet, ressortirt, sondern neben
jenem ftcbt, so ist geschehen, was bei dieser Einrichtung
naturgemäß geschehen mußte: die Postverwaltung hat ihr
Gewerbe-Monopol auszudehnen gesucht; die Miethknt-
scher hatten das Unglück ihre Konkurrenten zu seyn. Die
allerhöchste Kabinetsorder vom 10. Januar 1824 setzte
fest, daß in- und ausländische Micthkutscher und Lohn¬
fuhrleute von Personen-Fuhrenauf Poststraßen Ein Sgr.
pro Pfund und Meile an die königlichenPostkassen zu
entrichten haben.

Fern sei von mir, wegen dieser Maßregel die so
einsichtsvolleund geschickte Postverwaltnng tadeln zu wol¬
len; sie that, was in ihrer Stellung klug und recht war,
sie machte das Gewerbe der Personen-Beförderung ein¬
träglicher für den Staat, und leistete auch dem Publikum
mehr, als bisher in Deutschland.

Mit den Grundsätzen der Gewcrbefreihcit und einer
gleichmäßigen Besteuerung scheint aber jene Maßregel un¬
verträglich zu scyn, es sei denn, daß sie nur eine kurze
Frist, etwa 8 bis 10 Jahr, ausgeführt wurde, um bei¬
läufig die Miethkutseher, welche in der Ausübung ihres
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Gewerbes in Preußen in der That hänsig höchst unge¬
schickt und unwissend sind, durch das Muster einer ge¬
schickten Leitung des Gewerbes zu belehren und zur Nach-
eifernng zu ermnntern.

Die Gcwerbstener der Lohnsuhrleute betragt 1 Rthlr.
für das Pferd; doch sind diejenigen jener Steuer nicht
unterworfen,welche nur Ein Pferd haben.

Unmittelbar nach Einführung der Postscheine der
Miethkutscher verminderte sich, (wie bei Ferber nachge¬
sehen werden kann,) der Ertrag der Gewerbesteuer der
Lohnfuhrleute um 12940 Rthlr., oder es wurden 12940
Pferde, welche für Personenfnhrcn benutzt wurden und
für die eine Gewerbesteuer zu 1 Rthlr. pro Pferd zu
entrichten war, weniger gebraucht; ich will annehmen,
daß noch eben so viel im Gebrauch geblieben sind. Au¬
ßerdem nehme ich an, daß 3069 einspannig zu Perso¬
nenfnhrcn benutzte Pferde im Staate vorhanden sind,
und daß durchschnittlichjederzeit 2009 Pferde von aus¬
ländischen Miethkutschern die preußischen Postftraßen be¬
fahren. Die Steuer wäre mithin von 18000 Pferden
zu entrichten; ich nehme an, daß jedes täglich nur Eine
Meile auf preußischen Poststraßen zu Personenfuhrenge¬
braucht werde.

Hiernach betrüge die entrichtete Steuer:
im Königreich 219000 Rthlr., und nach dem Bewoh-
nervcrhältniß in der Rheinprovinz 37385 Rthlr., im Re¬
gierungsbezirk Aachen 5975 Rthlr.

Acht und dreißigstes Kapitel.
Justiz - Steuern.

H. 163.
Hypotheken-mid Gerichtsschreiberei-Gebühren.

Beide Abgaben sind, mit der französischen Justiz-
Einrichtung, in der Rheinprovinz beibehalten worden.
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Nach Maßgabe deS Ertrags, den dieselben in den
ersten Jahren der preußischenVerwaltung lieferten, müs¬
sen dieselben im Jahr 1828 im Regierungsbezirk Aachen
wenigstens 775l) Rthlr. eingetragen haben; für die Rhein-
provinz ist, nach dein Bewohncrverhältniß48490 Rthlr.
zu veranschlagen.

Man nimmt allgemein an, daß allein die Hypo¬
theken-Gebühren in der Rhcinprovinz auf 100000 Men¬
schen 800 Rthlr. im Durchschnitt betragen.

Für die übrigen Provinzen sind die obigen Abgaben
in der Rubrik Gerichts-Sporteln (im H. 165,) enthalten.

H. 164.
Ettiregislnrnngs - Gebühren.

Als die französische Einregistrirnngs-Steuer ausge¬
hoben ward, ergab sich nach der in der Rheinprovinz
geltenden französischen Gesetzgebung das Bedürfnis;, auf
eine andere authentische Weise den Akten unter Privat-
Unterschrift ein sicheres Datum geben lassen zu können.
Deshalb wurde durch das Gesetz vom 25. April 1824
festgesetzt, daß dergleichen Akten ans Verlangen der Par¬
theien gegen eine Gebühr von 5 Sgr. vom Friedens¬
richter cinrcgistrirt werden sollten.

Der Ertrag dieser Steuer kann nur unerheblich sehn;
ich veranschlage denselben zu 1200 Rthlr. für die Rhcin¬
provinz, und nach dem Bewohnerverhältnißzu 192 Rthlr.
für den Regierungsbezirk Aachen.

In den übrigen Provinzen kommt diese Steuer na¬
türlich nicht vor.

H. 165.
Gerichts - Sporteln.

In der Rhcinprovinz giebt es, insofern nicht in et¬
wa die im H. 165 angeführten Gebühren als Gerichts-
Sporteln zu betrachten sind, deren weiter nicht, als in
den wenigen Kreisen am rechten Rheinnser, wo die fran¬
zösische Justiz-Einrichtung nicht, sondern die preußische
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besteht. Wegen dieser Kreise normire ich jedoch für die
Rheinprovinz keine Gerichts-Sportcln, weil nicht mir die
Anlage-Centimen zur Grundsteuer, sondern auch die in
HH. 163164 ausgeführten Abgaben so von mir berechnet
worden sind, als beständen sie wie am linken Rheinuser.

Nach der preußischen Justiz-Einrichtungsind bekannt¬
lich die Gerichte nicht nur wirkliche richterliche, sondern
auch verwaltende Behörden, welche außerdem noch einen
großen Theil der freiwilligenGerichtsbarkeit ausüben.

Als verwaltende Behörden besorgen sie:
-st daS Hypotheken-Wesen,
Ist die Aufsicht über das Vermögen der Unmündigen.

Hier will ich von den Gerichts-Sporteln nur den
Theil berücksichtigen,der durch die streitige Gerichtsbar¬
keit und durch das Hypotheken-Wesen einkommt.

In der kürzlich erschienenen Schrift: „Königthnm
und Freiheit," wird skRg'. 82) behauptet, „daß nach
höchst wahrscheinlichen Berechnungen der Betrag der Ge¬
richts-Sporteln für die kontentiöse Gerichtspstege nicht
unter 16 Mili. Rtblr. angeschlagen werden darf."

Die westphalischen Provinzialstande sind der Mei¬
nung, daß die Gerichts-Sporteln zn 26 Sgr. ans den
Kopf der Bevölkerung anzuschlagen sind, und ans dem
Landtags-Abschiedeist weder eine Berichtigung noch eine
Bestätigung dieser Meinung ersichtlich.

Um nicht in die Gefahr einer Ueberschätznng zu ge-
rathcn, will ich für die kontentiöse Gerichtspflege und
die Hypotheken-Gebührennur die Halste der von den
westphalischen Provinzialstanden angenommenen Schätzung
veranschlagen, also 16 Sgr. auf den Kopf der Bevöl¬
kerung.

Dieß betragt für das Königreich, die Rheinprovinz au¬
ßer Berechnung gelassen, in runder Summe 3,581666 Rthlr.

H. 166.
Sporteln bei Regnlirnng der gntshcrrlichcn Verhältnisse.

Die gutsherrlichen Verhältnissesind in den Rhein¬
landen nie so drückend, und der Landmann ist nie in
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dem Maß unfrei gewesen, wie eins und das andere in
andern Provinzen des preußischen Staates der Fall war.

Die französischeStaatsgewalt hat dergleichen Ver¬
hältnisse am linken Rheinnfer mit der Wurzel ausgerot¬
tet, und in der.Rheinprovinz rechten Rheinnfers meistens
abgeschafft. Das Wenige, was dort noch davon übrig
geblieben, giebt mir (aus dem im vorigen angeführ¬
ten Grunde) keine Veranlassung, dafür Regulirungs-
Sporreln auszuwerfen.

Anders verhält es sich in den übrigen Provinzen.
Die eigentliche Leibeigenschaft ist zwar schon längst ab¬
geschafft, und die Auseinandersetzung der gntsherrlichen
und bäuerlichen Verhältnisse angeordnet worden; es ist
auch bereits mit dieser Auseinandersetzung in mehrern
Provinzen ziemlich vorgeschritten,aber viel bleibt noch
übrig zu thun.

Weitschweifigkeit und Kostspieligkeit sind die Haupt-
Klagen, welche über das Verfahren geführt werden; des¬
halb bat man auch schon den unstreitig unbegründeten
Zweifel angeregt, ob wirklich die Staatsregiernng noch
immer in der ursprünglichen Absicht beharre, das bäuer¬
liche Grnndeigenthnm so bald als möglich in freies Ei¬
genthum überall umznschaffen.

Nach diesen Verhältnissendürften ohne Uebertrei-
bnng die bei der Regnlirnng zu entrichtenden Sporteln,
ans 400000 Rrhlr. veranschlagt werden.

H. 167.
Pupillen-Sporteln.

Nach der in Preußen bestehenden Gerichts-Einrich¬
tung giebt es eine eigene Pupillen-Administrativ>, unter
welcher die den Pupillen gesetzten Vormünder stehen.
Bei den Untergerichten wie bei den Obcrlandesgerichten
bildet sich nämlich ans einer Anzahl ihrer Mitglieder eine
besondere Behörde, welche bei jenen: Vormnndschafts-
Kolleginm, bei diesen Pupillen-Kollegium genannt wird.
Die Angelegenheiten der Pupillen rcssortiren, nach Maß¬
gabe des Standes der Eltern derselben, von dem einen
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oder dem andern Kollegium; außerdem ist das Pupillen-
Kollcginm die zweite Instanz der Vormnndschasts-Kolle-
gien. Für die Verrichtungen beiderlei Kollegien werden,
wenn die Pupillen einigermaßen vermögend sind, Spor-
teln berechnet, die in die allgemeine Gerichts-Sporteln-
Kasse fließen.

Der Betrag dieser Sporteln dürste zu 200000
Rthlr. zu veranschlagen sevn, an welchen die Rheinpro¬
vinz (ans dem im H. 165 angegebenen Grunde) nicht
partizipirt.

5. 168.
Beiträge der Ecmcüidcn zu den Kosten der Ecnsdarnierie, der Kreis-

Gefängnisse und der Kreis-Gcfaiigenwärtcr.

Wahrend der Dauer der französischen Herrschaft
ward von den Gemeinden keine Steuer für die Kosten
der Gensdarmerie aufgebracht. Die preußische Staats¬
regierung hat diese Steuer eingeführt, spater jedoch ab¬
geschafft; sie bestand bis zu Ende des Jahres 1828, und
deßhalb ist sie hier mit aufzunehmen.

Die Gemeinde-Beiträge zu den Kosten der Kreis-
Gesangnisse und der Kreis-Gefangcnwartcr waren wah¬
rend der französischen Herrschaft, wo dergleichen Einrich¬
tungen ans weniger großen Fuß, als jetzt gestellt zu wer¬
den pflegten, so unbedeutend, daß ich sie bei Darstel¬
lung der frühern französischen Steuern nicht einmal
besonders aufgeführt habe; sie sind also, ohne weitere
Designation in den Gemeinde-<steuern, daselbst mit ent¬
halten.

Für die Beitrage beiderlei Art können in der Rhein¬
provinz 18000 Rthlr. und nach dem Bevölkerungs-Ver-
hältniß für den Regierungsbezirk Aachen 2878 Rthlr.,
für das Königreich 105444 Rthlr. angenommrn werden.
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Nmn imd dreißigstes Kapitel.
Besondere Verwaltungs - Stenern.

H. 169.

Gemeinde-Beiträge zur Besoldung der Geistlichen.

Zu den im H. 98. angeführten Gründen, aus wel¬

chen diese Beitrage hier unter den Staatsstenern aufge¬

führt werden, kommt noch, daß von den rheinischen

Provinzialständen die Frage in Anregung gebracht wor¬

den ist, ob nicht die volle und hinreichende Besoldung

der Geistlichen ans die Staatskasten zu übernehmen sey.

Die Besoldung der katholischen Pfarrer aus Staats¬

kassen betragt am linken Rheinnfer:

1500 Fr. oder 394 Rthlr. für die Pfarrer erster Klasse,

1000 — — 263 — — — — zweit. —
500 — — 131 — — — — dritter —

Der Ertrag der Pfarrgüter, die jedoch fast überall

am linken Rheinnfer höchst unbedeutend sind, wird von

den vorstehenden, nach dem früheren französischen Fuß

normirten Besoldungen in Abzug gebracht. Die Vikare

oder Kaplane erhalten vom Staate kein Gehalt.

Nach v. Reiman (?nK. 96,) betragen im Regie¬

rungsbezirk Aachen die vom Staate zu leistenden Besol¬

dungen von 297 katholischen Pfarrern 40522 Rthlr.

Die Besoldung der evangelischen Pfarrer besteht in ei¬

nem Zuschuß zum Ertrage der Pfarrgüter von 500 bis

1000 Fr., und in jedem Fall von so viel, daß die Ge¬

stimmt-Einkünfte eines Pfarrers sich auf mindestens 400

Rthlr. belaufen.

Bei der Unzulänglichkeit der Besoldungen der ka¬

tholischen Geistlichen bewilligen die Gemeinde-Vorstände

Zuschüsse, welche für den Regierungsbezirk Aachen zu

12000 Rthlr. veranschlagt werden können.
In den übrigen Bezirken der Rheinprovinzdürste

verhältnismäßig etwas weniger beigetragen werden, weß-
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halb für diese Provinz die Summe von 45000 Rthlr.
hiermit ausgeworfen wird.

Ohne Zweifel werden in den andern Provinzen, in
welchen die Pfarreien allgemein besser als in der Rhein¬
provinz dotirt find, ähnliche Gemeinde-Beiträge viel selt¬
ner geleistet; ich werfe dieselbe nicht besonders ans und
lasse sie in den Gemeinde-Steuern ruhen.

H. 170.
Gemeinde-Beiträge zu de» Kesten der Previnzialstände.

Diese Kosten werden von den Gemeinden oder Krei¬
sen in der Rheinprovinz meistens durch Zuschlage zur
Grundsteuer aufgebracht, und belausen sich, sinsofern die
Provinzialstande alle zwei Jahr Einmal zusammentreten,)
jahrlich im Durchschnitt ans 8000 Rthlr., von welchen
»ach dem Bewohnerverhältnisz 1279 Rthlr. ans den Re¬
gierungsbezirkAachen fallen.

Ungeachtet die provinzialständische Einrichtung die
bürgerliche Gesellschaft in drei Stände, Ritter, Bürger
und Bauern, den Stand der Fürsten oder ersten Stand
ungerechnet, — theilt, Einrheilnngen, welche beiläufig
gesagt, in allen übrigen Verhältnissenin der Rheinpro¬
vinz schwer zu unterscheiden sind, werden gleichwohl die
Kosten der provinzialständischenVersammlungenin die¬
ser Provinz von der Gesammtheit der Staatsbürger aus¬
gebracht. In den andern Provinzen werden diese Kosten
von jedem Stande besonders aufgebracht, und da in ei¬
ner oder der andern Provinz ein Bauer sich mit gerin¬
ger» Diäten begnügt, als ein Ritter oder Bürger, so
wird dadurch wohl, im Vergleiche gegen die Art der Ko-
stenausbringnng in der Rheinprovinz, eine Ersparnng be¬
wirkt. Diese gleicht sich jedoch völlig dadurch wieder aus,
daß in andern Provinzen, z. B. in Preußen sder Pro¬
vinz,) die Provinzialstände zahlreicher sind. Dcßhalb
nehme ich an, daß der Beitrag jeder Provinz 8000 Rthlr.,
und folglich der des ganzen Staates 64000 Rthlr. sei.

12
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H. 1^1.

Gemeilidc-BeitrAge zu verschiedenen Militär-LcrwaltniigSkostcii.

Dergleichen Beiträge sind:

1) Für Diäten der Kreis-Ersatz- (Rekrutirungs-) Kom¬

missionen;

2) für die Kosten der Landwehr-Pferde zn den Hebun¬

gen der Landwehr-Kavallerie;

3) für die Kosten der Schießscheiben und Schießbahnen

der Landwehr, und für andre kleine durch die Land¬

wehr-Einrichtung herbeigeführte Kosten;

4) zur Besoldung der Landwehr-Feldwebel und Gefreiten.

Die erste Abgabe bestand in der Rheinprovinz un¬

ter französischer Herrschaft nicht, da die Mitglieder der

RekrntirnngS-Kominission Beamte waren.

Die Kosten der Stellung der Landwehrpferde ssub

2,) ist gesetzlich den Kreisen auferlegt worden, so auch

die mik> 3 aufgeführten Kosten.

Die Zulage sud 4 ist keine den Gemeinden oblie¬

gende gesetzliche Verpflichtung, aber die Bewilligung der¬

selben wird höhern Drees gern gesehen oder gewisserma¬

ßen provozirt. TheilS ans diesem Grunde, theilS weil

die Behörden und Bewohner der Gemeinden in häufige

Berührung mit der Stamm-Mannschaft der Landwehr

gerathen, und mit derselben in gutem Vernehmen zu ste¬

hen ein Interesse haben, wird gleichwohl die Zulage mei¬

stens bewilligt, und diese trägt deßhalb den Charakter
einer Steuer.

Man kann annehmen, daß in der Rhcinprovinz die

oben angegebenen Beiträge veranschlagt werden können:

für No. 1 zu 6000 Rthlr.
2 — 23000 —

— — 3 — 2000 —

— — 4 — 9000 —

Summe 42000 Rthlr.

Nach dem Bewohnerverhältnisse fallen davon auf

den Regierungsbezirk Aachen 6713 Rthlr.

Da nicht zu bezweifeln ist, daß die übrigen Pro-
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vinzen im immlichen Verhältnis; zn diesen Kosten beitra¬
gen, so normire ich dafür, nach dem Bewohnerverhält-
uiß, für die ganze Monarchie 246037 Rthlr.

H. 172.
Gemeinde-Beiträge zu den Kosten der Provinzial-Bettler-Depots.

Für die Rheinprovinz sind diese Depots: die 'An¬
stalt zu Brauweiler und das Triersche Landarmenhans,
und jene Beitrage können zn 40000 Rthlr. angenommen
werdet:; davon kommen, nach dem Bewohnerverhaltuiß,
auf den Regierungsbezirk Aachen 6393 Rrhlr.

In den übrigen Provinzen bestehen ahnliche Einrich¬
tungen, zn welchen ans Gemeinde-, Kreis- oder Pro-
viuzial-Fonds Beitrage geleistet werden. Ungeachtet dort
dergleichen Anstalten zun: Theil ans Dotationen Einkünfte
beziehen, kann doch um so mehr angenommenwerden,
daß die Beitrage verhaltnißmäßigeben so groß wie in
der Rheinprovinz sind, als die preußische Verwaltung
überhaupt mehr, als die französische, solche Anstalten be¬
fördert und in großartigen: Maßstabe zn administriren
gewohnt ist. Deshalb nehme ich nach dem Verhaltniß
des Betrags der Rheinprovinz und der Bevölkerung für
die ganze Monarchie 234321 Rthlr. an.

H. 173.
Kuthcdust-Steuern.

Zur Aufbringung der Kosten der baulichen Unter¬
haltung des Domes zn Kol:: wurden durch die aller¬
höchste Kabinetsordre vom 13. April 1825, swelche wört¬
lich im H. 4 nachgesehen werden kann,) folgende Steu¬
ern eingeführt:
!>) in: Erzbisthnm Köln, soweit dasselbe unter der un¬

mittelbaren Verwaltung des Erzbischofs steht, oder in
den Regierungsbezirken Köln, Aachen und Düsseldorf,
mit Ausschluß der Kreise Kleve, Duisburg, Geldern,
Kempen, ReeS,

24 Sgr. bei jeder Taufe;
12^
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5 Sgr. bei jeder Trauung;

14 — bei jedem Sterbefalle;

d) im Bisthum Trier, oder iu den Regierungsbezirken

Trier und Koblenz,

1-4 Sgr. bei jeder Taufe und Trauung und bei je¬

dem Sterbefalle;

o) iu den BiSthümern Münster und Paderborn, oder in

der Provinz Westphaleu und iu den snl» n angegebe¬

nen (zum BiSthum Münster gehörigen,) Kreisen deS

Regierungsbezirkes Düsseldorf,

14 Sgr. wie snk I».

Nach der allerhöchsten KabinetSorder vom 24. Mai

1828 soll für den BansondS der Domkirchen zu Gne-

fen, Posen und Frauenbnrg, (in der Provinz Posen,)

eine Steuer von 1? Sgr. bei jeder Taufe und Trauung

und bei jedem Sterbefalle in den Diözesen dieser Dom¬

kirchen erhoben werden; deren klmfang mir nicht bekannt ist.

Die durch die angeführten zwei KabinetSordern ein¬

geführten Stenern treffen nur die Bewohner der katho¬

lischen Konfession.

Nach den in der rheinischen Statistik enthaltenen

Notizen kamen im Jahr 1828 ans 10000 Einwobner;

365 Geburten, 70 Trauungen und 242 Sterbefalle.

Im Jahr 1828 war die Anzahl der Katholiken:

869406 im ErzbiSthum Köln, (suk> n;)

585896 im BiSthum Trier, (sub b;)

205580 in den 5 Kreisen deS Regierungsbezirkes Düs¬

seldorf, die zum BiSthum Münster gehören, (o;j

720500 (in runder und mnthmaßlicher Summe,) in der

Provinz Westphaleu, (e.)

Die Steuer muß nach diesen Verhältnissen für die

Rheinprovinz berechnet werden:

von 31736 Geburten zu 24 Sgr. 2645 Rthlr.

— 6869 Trauungen zu 5 — 1145 —

— 75334 Geburten, Trauungen und To¬

desfällen zu 14 Sgr. 3767 —

Summe 7557 Rthlr.
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Davon fallen, nach dein Bewohnerverhältniß, ans

den Regierungsbezirk Aachen 1207 Rthlr.

Für Westpbalen sind, nach den nämlichen Verhält¬

nissen, 49426 Geburten, Trannngen und Todesfälle zn

1z Sgr. zn berechnen mit 2471 Rthlr.

Für die Provinz Posen veranschlage ich den Ertrag

der Steuer muthmaßlich ans 2006 Rthlr.

Hiernach ist für die ganze Monarchie der Ertrag

ans 12028 Rthlr. zu veranschlagen.

H. 174.

Hebammen-Steuer.

Diese Steuer wurde durch die allerhöchste Kabinets-

order vom 16. Januar 1817 in der Rheinprovinz einge¬

führt; der Ertrag soll als Beitrag zn den Kosten der

Hebammen-Lehr-Justitute verwendet werden. Die Steu¬

ersätze sind: 8 Sgr. bei jeder Trauung lind 1z Sgr.

bei jeder Geburt.

Es wurden in der Rheinprovinz im Jahr 1828

17137 Paare getraut, und 79241 Kinder gebohreil; mit¬

hin betrug die Steuer in dieser Provinz 5676 Rthlr.,

von welchen nach dem Bewohnerverhältniß 907 Rthlr.

ans den Regierungsbezirk Aachen fallen.

So viel mir bekannt, besteht außer in der Rhein¬

provinz, diese <Steuer nur in den Regierungsbezirk Kö¬

nigsberg und Gumbiunen. Die Anzahl der Trauungen

wird ungefähr 12600, und diejenigen der Geburten

54250 in diesen beiden Bezirken im Jahr 1828 gewe¬

sen seyn; mithin trug daselbst die Steuer 3972 Rthlr.,

und im ganzeil Staate 9648 Rthlr. ein.

H. 175.

Sportclu der Bezirks-Regicruiigcil.

Durch das Gesetz vom 25. April 1825 wurde das

Sportelwesen der verwaltenden Behörden, welches wäh¬

rend der französischen Herrschaft gänzlich abgeschafft war,

in der Rheinprovinz wieder eingeführt, indem die Be¬

zirks-Regierungen angewiesen wurden, bei Verhandln«-
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gen mit Privatleuten nach den Grundsätzen zu ssortclu,
nach welchen dicß schon früher in den altern Theilen der
Monarchie hergebracht war.

Indessen scheinen die Bezirks-Regiernngen in der
Rheinprovinz die Sporte!-Vorschriftensehr milde auszu¬
führen, weshalb ich diese Steuer für diese Provinz nur
ans 1500 Rthlr. veranschlage, von welchen nach dein
Bewohnerverhältniß240 Rrhlr. aus den Regierungsbe¬
zirk Aachen fallen.

In den übrigen Provinzen sind die Verwaltnngs-
Behörden und die Untcrlhanen mehr an Sporteln ge¬
wöhnt, die erstern an daö Berechnen, die andern an das
Bezahlen derselben. Deshalb nehme ich für die ganze
Monarchie zwei und ein halb mal so viel an, als sich
für dieselbe nach dem Beitrage der Rheinprovinzund
dem Bewohnerverhaltinß herausstellt, folglich 21966 Rthlr.

176.
Polizei - Sporteln.

Für Sieherheits-Karten und auch mitunter für po¬
lizeiliche Atteste sz. B. Gesundheirs-Atteste,) wird jetzt in
der Rheinprovinz, was früher nuter französischer Ver¬
waltung nicht der Fall war, eine Gebühr entrichtet. Auf
welches Gesetz sich diese Steuer gründet, ist nur unbe¬
kannt; sie ist indessen bis jetzt noch unerheblich, weshalb
ich für die Rheinprovinz den Ertrag nur ans 3000 Rthlr.,
und für den Regierungsbezirk Aachen, nach dem Bewoh¬
nerverhältniß, ans 479 Rthlr. veranschlage.

In den meisten andern Provinzen ist aber das Ge¬
bühren- oder Sporte!-Wesen in viel höherin Grade üb¬
lich; ich veranschlage deshalb den Ertrag dieser Steuer
in der ganzen Monarchie acht mal größer, als nach dein
einfachen Bewohnerverhältniß,mithin zu 140592 Rthlr.

H. 128.
Verschiedene Provinziell-Steuern.

Die Provinziell-Stenern der Rheinprovinz, soder
was unter diesem Titel ausgebracht wird,) bestehen in
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pitel aufgeführt worden.

Auch in den übrigen Provinzen wird ein betrachtli¬

cher Theil der Provinzial-Steuer durch Zuschlage zur

Grundsteuer beschafft, und dieser Theil ist ebenfalls im

27. Kapitel zur Berechnung gekommen; es ist hier also

nur noch der übrige Theil zu veranschlagen, welcher durch

Zuschlage zur Klassen- und zur Mahl- und Schlacht-

Steuer, oder andere Weise ausgebracht wird; dieser kann

auf 700000 Rthlr. uormirt werden, die Erhebungskosten

mitgerechnet.

Vierzigstes Kapitel.

Verschiedene Steuern.

H. 178.

Bergwerks-Steuern.

Nach der rheinischen Statistik ist der Ertrag dieser

Steuer in der Rheinproviuz 42540 Rthlr., von welchen

der Regierungsbezirk Aachen, nach dem Bewohuerverhälr-

nisz, 0799 Rthlr. beiträgt. ssViü. 100.)

Ob und welche Abgaben von Bergwerken in den

andern Provinzen zu entrichten sind, ist mir unbekannt,

weshalb ich dafür nichts weiter hier veranschlage.

H. 179.

Stcucr» vcrschicdcncr Art.

Der Staats-Einnahme-Etat für 1829 führt eine

Summe von 575000 Rthlr für verschiedene, nicht na¬

mentlich angegebene Einnahme-Titel aus, in welcher höchst

wahrscheinlich auch einige Steuer-Erträge enthalten sind,

die nicht unter andern Rubriken in meinen Ausstellungen

vorkommen. Dahin gehören z. B. mehrere Abgaben,

welche nach der allerhöchsten Kabinctsorder vom 5. Ok-
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tober 1826 in den außerhalb des Zollvcrbandes liegen¬
den Theilen der Regierungsbezirke Erfurt und Koblenz
ausnahmweise besteben, und die sonst im Staate aufge¬
hoben sind, oder überhaupt nicht vorhanden waren.

Für den Betrag solcher verschiedenartigenSteuern
in der Monarchie veranschlage ich 140000 Rthlr.

Von dieser Summe rechne ich nur 8000 Rrhlr. auf
die Rheinprovinz, weil daselbst das Abgabenwcsen am
gleichförmigstenund regelmäßigsten ist, und folglich solche
abnorme Stenern am wenigsten bestehen werden.

Nach dem Vewohnerverhältnißfallen von dem zu
8000 Rthlr. für die Rheinprovinzangenommenen Be¬
trage 1279 Rthlr. ans den Regierungsbezirk Aachen.

Ein und vierzigstes Kapitel.
Der Ertrag der Monopole, mit Ausschluß derSalz-Regie.

H. 180.
Münz - Regal.

Der preußische Münzfuß ist im Jahr 1764, nach¬
dem im siebenjährigenKriege in der Bedrängnis des
Staates aus Noch mancher Mißbrauch gemacht worden
war, geordnet worden; es ist der Einnndzwanzig-Gul-
den-Fnß, oder 14 Thaler auf die Mark feinen Silbers.
Das Gesetz vom 80. September 1821 veränderteden
Münzfuß nicht, fondern enthielt nur andre Bestimmun¬
gen über die Ausprägung und die Eintheilnng der Schei¬
demünzen. Anstatt der frühern Eintheilnng des ZhalerS
in 24 Gulegrosehenund 288 Pfennige wurde eine an¬
dere in 80 Silbergroschen und 860 Pfennige eingeführt.
Es war ein kleiner Schritt zum Dezimal- System, wel¬
ches offenbar, (besonders wenn dasselbe auch für Mas;
und Gewicht eingeführt wird,) bequemer und vorrheilhaf-
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ter ist; es wurde mancher Beamte oder Gehülfe bei den
vielen und weitläufigen Rechnungen,die bei der Staats-
Verwaltung vorkommen, allein dnreh die Einführung des
Dezimal-Systems der Münze erspart werden können.
Daher ist schwer zu erklaren, weßhalb, da doch einmal
eine andere Münz-Eintheilnng angeordnet wurde, in
Preußen nicht die nach Dezimal-Theilen eingeführt wor¬
den ist, welche langst in Rußland und seit geraumer Zeit
bei unseru Nachbarn in Westen, den Franzosen und Nie¬
derländern besteht.

Beiläufig hier einige Bemerkungen über das Münz-
Dezimal-System, welche ich um so weuiger unterdrücken
mag, als in den seit einigen Jahren in den von Preu¬
ßen mit andern deutschen Staaten ausgesprochenen Han¬
dels- und Zoll-Verträgen die Absieht ausgesprochenwird,
ein gleichmäßiges Münz-System zu bewirken.

Am zweckmäßigstenist das Münz-Dezimal-System,
wenn die Einheit nicht so groß ist, daß der Hundertsache
Theil derselben noch zu viel Werth hat, um als letzte
Unterabtheilungdienen zu können, aber auch nicht so
klein, daß ein hundertsterTehil fast gar nicht im ge¬
wöhnlichen Verkehr als Werth eines Gegenstandesvor¬
kommt. In der erstern Beziehung ist ein Thaler zu groß
als Einheit, denn Rthlr. hat zu viel Werth für
den kleinen Verkehr, um nicht noch einer Unterein-
theilung zu bedürfen, die in den Rechnungen drei Ko¬
lumnen statt zwei erforderlich macht, und bei welcher in
der dritten Kolumne das Dezimal-Systemnicht ausführ¬
bar ist, in Thlr., welches hinwiederum ein viel zu
kleiner Werth ist, angenommenwird. Selbst der hol¬
ländische Gulden hat sich als zu große Einheit erwiesen,
da das Bedürsniß gefordert hat, ??? Gulden oder halbe
Cents zu schlagen.

Der Gebrauch einer zu großen Einheit als Münze
hat übrigens auch den Nachtheil, daß sie der Sparsam¬
keit in den kleinen Ausgaben nicht förderlich ist.

Eine in jeder Beziehung zweckmäßige Einheit für
das Dezimal-System würden die Eindrittel Thalerstücke
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sehn, welche zugleich den Vortheil darbieten, daß alle
preußische Silberinünzen alsdann zu jenem System paß¬
ten, und nnr die Scheidemünze von Kupfer eine Abän¬
derung erleiden müßte. Es würde alsdann enthalten:

4 Rthlr., unter irgend einer Benen¬
nung setwa Gulden) als Einheit) 100 Pfennige

4 Rchlr. oder 5 Sgr. 50 —
iP — — 24 — 25 —

— — 1 — 10 —
r. -z

SO 2 ^
Ich kehre nach dieser Abschweifung zum eigentlichen

Gegenstandezurück.
Daß der Sclstagschatz der preußischen Münzen höchst

zweckmäßig ist, geht aus dem Umstände hervor, daß das
preußische Geld sehr viel in andern deutschen Staaten
knrsirt, in mehrern fast ausschließlich, und daß es mei¬
stens einen höhern Werth oder Kurs behauptet, als zu
welchem es ausgeprägt ist, indem es nur sehr selten 5
Prozent gegen die im Zwanzig - Gnldenfnß gemünzten
Geldsorten verliert. Auf diese Weise arbeitet die preußi¬
sche Münze mit Gewinn für das Ausland, während in
mehrern andern Staaten gerade das Gegcntheil Statt
findet.

Aus dieser Ursache glaube ich den Reinertrag des
Münz-Regals zu überschätzen, indem ich dafür 50000
Rthlr. normire.

Davon fallen, nach dem Bevölkerungs-Verhältniß,
auf die Reinprovinz<8535 Rthlr., und auf den Regie¬
rungsbezirk Aachen 1364 Rthlr.

H. 181.

Lottcric-Verwaltung.

Es besteht jetzt in Preußen nur eine Klassen-Lotte¬
rie, von welcher die Ziehungen zwei Mal jährlich in
Berlin geschehen. Das Einsatz- und Gewinn-Kapital
beträgt für jede Ziehung 2,485000 Rthlr. in Pistolen
zu 5 Rtslr.; für beide Ziehungen zusammen, das Gold-
Agio zu 134 Prozent gerechnet, betragt daher das Um-
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satz-Kapital 5,632667 Rthlr. Von den Gewinnsien

wird gesetzmäßig ein Abzug von 154 Prozent gen-.acht.

Die Anzahl der Loose in dieser Lotterie beträgt

419600, folglich für zwei jährliche Ziehungen 838000;

für jedes ist eine Schreibgebühr von 5 Sgr. vom Käu¬

sir zn entrichten.

Im Jahr 1828 bestand noch außerdem eine kleine

Lotterie, jede mit einem Einsatz-Kapital von 150000

Rthlr. und einem Gewinn-Kapital von 145500 Rthlr.

Kurant; die Differenz der Einsätze gegen die Gewinn-

Auszahlungen betrug daher im Ganzen jährlich 40500

Rthlr., nnd die Snmme der Gewinnste war jährlich

1,309500 Rrhlr., von welchen gesetzlich 18 Prozent ein¬

gehalten wurden. Die Anzahl der Loose war bei jeder

Ziehung 30000, folglich jährlich 270000, von welchen

ebenfalls die Schreibgebühr 5 Sgr. für jedes betrug.

Man muß annehmen, daß bei beiden Lotterien im

Durchschnitt der Loose nicht abgesetzt oder in Freiloo-

sin ausgegeben wird.

Nach diesen Vordersätzen stellt sich für 1828 der

Brutto-Ertrag der Lotterie-Verwaltung folgendermaßen

heraus:

Umsatz-Kapital in zwei Klassen-Lot-

terieen 5,632667 Rthlr., zu 154

Prozent Abzug 891839 Rthlr.

Gewinn-Kapital in nenn kleinen Lot¬

terien 1,309500 Rthlr., zn 18

Prozent Abzug 235710 —

Differenz der Gewinnste gegen den

Einsatz in nenn kleinen Lotterien 40500 —

Schreibgebühr der Loose bei den zwei

Klassen-Lotterien 139667 —
Dito bei neun kleinen Lotterien 45000 —

Snmme 1,352716 Rthlr.

Ab: U-5 6 7636 —

Rest 1,285080 Rthlr.

Es ist, besonders wegen des im H. 102 angeführ¬

ten Umstandes, wahrscheinlich, daß in der Rheinprovinz
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zen in der Lotterie gespielt wird; deshalb repartire ich

ich von vorstehendem Gesammt-Ertrag nach dem Bevöl¬

kerung^-Verhältnis 219371 Rthlr. ans die Rheinprovinz

und 35061 Rthlr. ans den Regierungsbezirk Aachen.

In der oben zur Berechnung gekommenen kleinen

Lotterie war der Preis eines Looses 5 Rthlr., und da

auch Fünftel-Loose ausgegeben wurden, so konnte mit

einem Einsähe von Einem Rthlr. gespielt werden. Diese

Lotterie ward 1829 aufgehoben und durch eine andere

erseht, in welcher die Einsähe doppelt so hoch gestellt

wurden; auch diese ist späterhin abgeschafft, und allein

die große Klassen-Lotterie beibehalten worden.

Es ist höchst verdienstlich für die Finanz-Verwal¬

tung, daß sie die kleinen Lotterien ganz abgeschafft, und

auf diese Weise den weniger bemittelten Ilmerthanen, also

vorzüglich denen, welche sich durch Handarbeit ernähren,

daS Spiel erschwert hat. Dasselbe ist für sich allein be¬

trachtet verderblich, und bei jener kleinen Lotterie führe

eS außerdem für die Spielenden im Durchschnitt einen

Verlust von 23^ Prozent deS Einsatz-Kapitals mit sich.

182.

Post-Verwaltung.

Diese ist mit wesentlichen Privilegien versehen wor¬

den. Nicht nur hat sie daS ausschließliche Monopol der

Beförderung der Briese, Journale und Pakete, sondern

auch noch folgende Privilegien:

1) Die dem Privat - Gewerbe untersagte Schnell-

Besördernng von Personen vermittelst klmspanmmg;

2) Die im H. 162. angegebene Besteuerung der

Miethknrscher oder Lohnsnhrlentc;

3) Die dem Privat - Gewerbe ebenfalls untersagte

Schnell-Beförderung von Gütern vermittelst klmspan-

, wie schwer auch die Stücke sehn mögen;

Die alleinige, den Privatleuten untersagte Be¬

aller Pakete oder Stücke unter Z Zentner Ge-



in;i

wicht, die doch eigentlich nicht als kleine Pakete betrach¬

tet werden können.

Den großen staatswirthschastlichen Werth einer gu¬

ten Post - Einrichtung, die Nothwendigkeit, zur Errei¬

chung derselben die Post - Verwaltung in Preußen mit

mehr Privilegien, als solche in England und Frankreich

besitzt, auszustatten, und die Einsicht und Geschicklichkeit

der preußischen Post-Verwaltung erkennt gewiß Niemand

in höhcrm Grade an als ich, da ich die Dinge nicht

nach abstrakten theoretischen, im Allgemeinen richtigen,

Grundsahen allein, sondern nach dem Verhältnis; be¬

trachte, in welchem diese Grundsahe zum Vorhandenen,

zum Ausführbaren stehen. Aber in dieser Beziehung er¬

laube ich mir einige kurze Bemerkungen über das preu¬

ßische Postwesen.

Erstlich. Es ist eine abnorme und nachtheiligc Ein¬

richtung, daß die Post - Verwalnng eine unmittelbare

Stellung hat. Wie hoch auch der jedesmalige Ehes die¬

ser Verwaltung in seinen Ansichten als Staatsmann

steht, so heißt es die Kraft der menschlichen Natur über¬

schätzen, wenn man vorausseht, daß bei jener unmittel¬

baren Stellung der Staatsmann allemal den Chef der

Post-Verwaltnug beherrsche. <Vi<I. H. 162.)

Zweitens. Wegen der Miethkutscher und Lohnsuhrleute

beziehe ich mich auf die dießfallsige Bemerkung im H. 162.

Drittens. Das oben sub 3 erwähnte Privilegium

ist ein viel zu kostbares Mittel für den Zweck. Denn

wenn dasselbe nicht hinderlich wirkte, würden die Güter

auf allen großen Handelsstraßen in der Hälfte der jetzt

erforderlichen Zeit ohne eine sehr erhebliche Kosten-

Vermehrung befördert werden können. Wer nur etwas

von Staatswirthschaft versteht, wird auf der Stelle den

außerordentlich großen Vortheil, der auf diese Weise den

Gewerben und dem Publikum entgeht, so wie den we¬

sentlichen Einfluß einsehen, welchen dieser Vortheil auf

den Ertrag der Steuern ausüben würde.

Viertens. Die ganze Einrichtung der fahrenden Po¬

sten, als Monopol der Post-Verwalnnig, dürfte nur als
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ein Merbaral betrachtet werden, daß wir entweder in Aus¬

übung der richtigen auf den Transport anzuwendenden

staatswirrhschaftlichen Grundsatze ilicht mit Oestreich, Eng¬

land, Frankreich und Nordamerika auf gleichem Fuß fle¬

hen, sdenn nicht nur in den drei ietztern Staaten, son¬

dern auch in dem ersten ist die Post-Verwaltung für

das Fuhrwesen nicht mit so wesentlichen Privilegien wie

in Preußen ausgerüstet worden,) oder daß die Bevölke-

rnugs- und Gewerbe-Verhaltnisse in Preußen nicht ge¬

statten, sich auf den nämlichen Fnß zu stellen.Ich gehe nun zur Ermittlung des Neinertrages der
Revenuen der Post-Verwalrung über.

Es werden dafür in dem Staats-Einuahme-Etat für
1829 1100000 Rthlr. ausgeführt. Da der Etat ans
den Durchschnitt der vorhergegangenen drei Jahre sich
gründet; da, wie an andern Einnahme-Duellen schon
gezeigt worden ist, die Gewerbe und der Verkehr in je¬
ner Periode steigend waren; da der Finanzmiuisternach
seinen eignen Bemerkungen die Etats eher zu niedrig als
zu hoch normirte; — so darf angenommen werden, daßim Jahre 1828 der Reinertrag um 5 Prozent, folglich
um 55000 Rthlr. größer gewesen ist.

Als höchst wahrscheinlich ist anzunehmen, daß der

Betrag des Fahrgeldes von schweren Paketen und Gel¬

dern, welche die Post-Verwalrung für Rechnung des

Staates befördert, (und wofür in Frankreich die Staats¬

verwaltung sich an Privat-Unrernehmer unter Vergütung

des Transporrlohns wenden muß,) in dein von; Finanz-

minister normirten Reinertrage nicht begriffen ist; ich

nehme dafür, wahrscheinlich nicht zu hoch, 845000

Rthlr. an.

Der Rein-Ertrag der Post-Revcnüen stellt sich hier¬

nach für die ganze Monarchie auf 1^ Mill. Rthlr.

Auffallend ist, daß der Ertrag nicht größer ist, da

doch in Frankreich, ungeachtet dort die Post-Verwalrung

nur für die Brief- und Journal-Beförderung privilegirt

ist, beinahe dreimal mehr einkommt.

Vielleicht rührt dieser Umstand zum Thcil von
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einer etwas einfachen! Verwaltung in Frankreich her;

doch kann ich demselben nur eine kleine Einwirkung bei¬

messen, und die Haupr - 'Ursache, daß eine mit so wesent¬

lichen Privilegien ausgestattete und so umfassende 'An¬

stalt, wie das preußische Postwesen, im Vergleiche mit

Frankreich viel weniger einbringt, muß in dem Verhält¬

nis; der Bevölkerung und der Gewerbe liegen. Es scheint,

daß in Frankreich verhältnismäßig wehr städtisches Ge¬

werbe als in Preußen betrieben wird. Hinsichtlich der

Bevölkerung muß nur daraus aufmerksam gemacht wer¬

den, daß in Frankreich 3222, in Preußen 2507 und in

den östlichen preußischen Provinzen gar nur 2196 Men¬

schen aus der O.. Meile wohnen, um einleuchtend zu

machen, daß die Kosten der Post-Verwaltung, insbeson¬

dere die Transportkosten, in Preußen in einem ungünsti¬

gen! Verhältnisse zur Einnahme stehen müssen, als in

Frankreich, welches außerdem noch durch die längliche

Form der preußischen Staaten vermehrt wird.

Diese Umstände begründen übrigens die hohe Wahr¬

scheinlichkeit, daß die Rheinprovinz verhältnismäßig mehr

zn den reinen Post-Revenuen beiträgt, als im Durch¬

schnitt die übrigen Provinzen; jene hat 4574 Einwohner

auf die O. Meile, und zur Gewerbesteuer trägt jeder

Rheinländer 5 Sgr. 4 Pf., der Bewohner der andern

Provinzen nur 4 Sgr. 5 Pf. auf den Kops der Be¬

völkerung bei. Bestärkt wird jene Wahrscheinlichkeit auch

noch dadurch, daß von den Ober-Postämtern, welche

unter den zwölfen, überhaupt im Staate vorhandenen,

notorisch am meisten einbringen, zwei (Köln und Aachen,)

der Rheinprovinz, und den sämmrlichen übrigen Provin¬

zen ebenfalls nur zwei (Berlin und Memelj angehören.

Deshalb normire ich den Beitrag der Rheinprovinz

um ein Drittel größer, als derselbe sich nach dein Be-

völkerungs Verhältnis; herausstellt, also zu 344412 Rrhlr-

nnd der Beitrag des Regierungsbezirks Aachen zn

54567 Rthlr.
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Zwei und vierzigstes Kapitel.
Dic Gemeinde-Steuern.

H. 183.
lütter Gemeinde-Steuern verstehe ich nicht nur die,

welche die wirtlichen, gesetzlich konstirnirten, Geineinden
aufbringen, sondern mich die Kreitz-Stenern. Etz giebt
nämlich in Preußen ans dem Lande fast nur da konsti-
tuirte Gemeinde-Korporationen,wo sie durch die franzö¬
sische Verwaltung, wie in der Rheinprovinz, eingeführt
worden sind. Sonst besteht nur vermittelst der Kreitz-
Behörden eine Art von Gemeinde - Verband auf dem
Lande, und nur in Städten sind wirkliche Gemeinden.

H 134.
Nach v. Rciman slüi^. 144.) betrugen im Re¬

gierungsbezirk Aachen im Jahre 1822 die Gemeinde-
Stenern ungefähr 153000 Rthlr., in welcher Summe
jedoch die durchgängig nach früherer französischer Einrich¬
tung für die Gemeinden erhobenen 5 Zulage-Centimen
zur Grundsteuer nicht begriffen sind, da der Herr Ver¬
fasser dieselben in die Berechnung der für den Staat
ausgeschriebenen Grundsteuer aufgenommen hat; sVnI.
v. Rennau /chg'. 116. 117. 226.) Diese 5 Zulage-
Centimen betragen einschließlich der Erhebnngtz-Kosten
15311 Rthlr., und die Gemeinde-Stenern beliefen sich
also im Jabr 1322 im Regierungsbezirk Aachen ans un¬
gefähr 168300 Rthlr.

Notorisch sind aber die Gemeinde - Stenern seit
1322 von Jahr zu Jahr gestiegen, und den Theil der¬
selben, den Hr. v. Rennau damaltz zu 153000 Rthlr.
veranschlagte, kann man für 1328 zu 190000 Rthlr.
einschließlich aller darin enthaltenen Erhebnngtzkosten an¬
nehmen; darnach ist, mit jenen 15311 Rthlr., der Be¬
trag der sämmrlichen Gemeinde-Stenerndes Regiernngtz-
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bezirks Aachen iin Jahre 1828 zu 20531t Rthlr. zu

veranschlagen.

Diese Snmme wird, oder ward im Jahre 1828,

durch folgende Steuern ausgebracht;

u) Zulage-Centimen zur Grundsteuer, wie im H.

113 gezeigt worden ist, ein sehr betrachtlicher Theil der

Gemeinde-Einkünfte;

b) Zuschläge zur Klassensteuer;

ch Zuschläge zur Mahl- und Schlacht-Steuer, sin

Aachen und Burtscheid 50, und in Jülich 25 Prozent;)

cl) Thür- und Fenster-Steuer, wo dieselbe unge¬

fähr 6000 Rthlr. einträgt;

0) Brennmaterial-Steuer iu Aachen mit einem Er¬

trage von ungefähr 6500 Rthlr.;

1) Hunde-Steuer, welche jedoch nur in wenigen Ge¬

meinden besteht und einen sehr unerheblichen Ertrag liefert.

185.

Es ist wol nicht zu bezweifeln, daß in den andern

Bezirken der Rheinprovinz die Gemeinde-Steuern eben

so hoch sind, wie un Regierungsbezirk Aachen. Denn

nicht nur hört man dort eben so wie hier lebhafte Kla¬

gen über die Höhe und das Steigen dieser Stenern, son¬

dern es ist auch anzunehmen, daß die vormundschaftliche

Aussicht über die Gemeinde-Verwaltung so sorgfältig von

der Aachner Bezirks-Regiernng wahrgenommen wird, wie

von irgend einer andern der rhein. Bezirks-Regierungen.

Daher nehme ich die Gemeinde - Steuern für die

Rheinprovinz nach dem nämlichen Verhastniß an, wie

jene des Regierungsbezirks Aachen, und zwar:

für 190000 Rthlr. im Regierungs¬

bezirk Aachen nach dem Bevölke-

rungs-Verhältniß in der Rheinprov. 1,188786 Rthlr.

— 5 überall für die Gemeinden zur

Erhebung kommende Zulage-Centi¬

men zur Grundsteuer, einschließlich

der Erhebungskosten 90714 —

Summe 1,279500 Rrhlr.

4?
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Voil dm in HH, 184, 185 veranschlagten Gemein¬

de-Stenern, zu 305511 Rrhlr. für dm Regierungsbezirk

Aaeben und zu 1,279500 Rthlr. für dir Rbeinprovinz sind

aber, Behufs meiner Berechnung, um nicht dir nämliche

Srrnrr uutrr zweierlei Rubriken doppelt aufzuführen, dir

Gemeinde-Beiträge in Abzug zu bringen, welche bereits

unter den Staars-Steuern vorkommen, und zwar:

für den Reg. für die Rhein-

Bez. Aachen

Zu den Kosten der Gensdar-

merie und Gefängniste nach

H. 168 2873 Rthlr.

Zur Besoldung der Geistlichen

nach H. 169 12000 —

Zu den Kosten der Provin-

zialstände nach H. 170

Zu Militär - Verwaltuugsko-

steu nach H. 171

Zu den Kosten der Bettler-

Depots nach H. 172

1279

6713

provmz

18000 Rthlr.

45000 —

8000 —

42000

6393 40000 —

Summe der in Abzug zu brin¬

genden Beiträge 29263 Rthlr. 153000 Rthlr.

Zur Berechnung bleiben mithin an Gemeindesteuern

für den Regierungsbezirk Aachen 176048 Rthlr. und für

die Rheinprovinz 1,126500 Rthlr.

H. 187.

In den übrigen Provinzen dürften die Gemeinden

mehr Patrimonial-Vcrmögcn besitzen, und auf dein Rin¬

de, aus dem im H. 183 angegebeneu Grunde, die Over-

waltung wohlfeiler seyu als in der Rheinprovinz; doch

beide Umstände werden durch die viel thmrerc Gemeinde-

Verwaltung in den Städten und durch das Diäten-We¬

sen der Kreisstande völlig kompensirt, worüber im H. 233

das Nähere gesagt werden wird. Deßhalb nehme ich

an, daß in den sieben übrigen Provinzen die Gemeinde-
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Stenern sich auf 4z- Mill. Rthlr. belaufen, und zwar
ausschließlichder in HH. 161, 168, 176, 172 ange¬
führten Beiträge oder Leistungen.

Für die ganze Monarchie kommen mithin für diese
Steuern 5;626566 Rthlr. zur Berechnung, welche Summe
um so mehr der Wahrheit sehr nahe stehen dürfte, als
allgemein von den mit den preußischen Finanzen vertrau¬
ten Personen der Betrag in runder Summe ans 6 Mill.
Rthlr. geschäht wird.

Drei und vierzigstes Kapitel.
Die Einküiiftc von den Domänen, und ähnliche

Rc vcn ü en.

H. 188.

Nach dem Staats-Einnahme-Etat für 1829 betra¬
gen die Domainen - Einkünfte, ausschließlich des dem
Kron-Fideikommiß vorbehaltenen Anthcils 4,524666 Rthlr.
Dieser Antheil belänft sich auf 2,566666 —
Die Bergwerke, Hütten und Salinen

bringen nach jenem Etat ein 1,666666 —
Nach dem nämlichen Etat soll ans dem

Verkaufe von Domänen erlöset werden 1,666666 —
Summe 9,624666 Rthlr.

Als Domänen-Einkünfte müssen, nach 126,
12l, noch mehrere Revenüen, die unter dem Titel Grund¬
steuer erhoben werden, zur Berechnung kommen, und zwar:

für wachsen 166178 Rthlr.
— Schlesien 169127 —
— Brandenburg 84565 —
— Pommern 66696 —
Preußen (Provinz) 126777 —
Posen 47125 —

Summe 588462 Rrhlr.
Ab: Erhebungskosten, (ungefähr) 22641 —

Rest 565761 Rthlr.
15 *
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Iii Abzug von den Domänen-Einkünftensind die
für steuerfreie Domänen in den Provinzen Sächsin,
Brandenburg, Pommern, Preußen und Posen (im H.
12!.) veranschlagten Grundsteuer-Beträge mit 52976!
Rthlr. zu bringen.

Die Domänen-Einkünfte, diese letztere Summe ab¬
gezogen, und jene von 565761 Rthlr. hinzugerechnet,
sind demnach zu 9,660660 Rthlr. zu normiren.

H. 189.

Nach dem Staats-Einnahme-Etat für 1829 bringt
die Porzellan-Manufaktur 14060 Rthlr. ein.

Das Fürstenthum Neufchütel liefert nach dem näm¬
lichen Etat 26000 Rthlr. Revenüen-Ueberschüsse.

Es dürste aber auch angenommen werden, daß die
zwei Handels-Etablissementsdes Staates, die Seehand¬
lung und die Bank, jährlich Gewinn liesern, zumal die¬
selben mit einigen Privilegien versehen und bei den han-
delSgeschäftartigen Operationen des Staates bevorzugt sind.
Beide Institute können Scheine an den Inhaber zahlbar
ausstellen; an die Bank werden Depositen-Gelder zu
niedrigenn Zinsfuß eingeliefert; die Geschäftsführungbei
beiden Instituten soll vorzüglich seyn. Unter diesen Um¬
ständen sollte man wol voraussetzen, daß eine Ausnahme
von der allgemeinen Regel, nach 'welcher Handels-Ge¬
schäfte für Rechnung des Staates betrieben allezeit im
Durchschnitt verlustbringend sind, Statt finde.

Von der Rechnungslagebeider Institute kommt in
dem Staats-Einnahme- und Ausgabe-Etat nichts vor,
und es fehlt jeder sichere Anhaltcpunkt zur Normirung
des Gewinns derselben. Deshalb will ich annehmen,
daß derselbe in einer Summe von 573000 Rthlr. ent¬
halten sey, welche in jenen? Etat als aus verschiedenen
nicht namentlich angegebenen Einnahme-Titeln herrührend
ausgeführt wird. Außer jenen? Gewinn muß ich aber
auch annehmen, daß folgende Steuer-Erträge in der be¬
merkten Summe enthalten sind:
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Gewinn der Sechandlung an der

Salz-Lieferung, nach H. 150 190870 Rthlr.

Postscheine der Micthkutscher, nach

H. 162 219000 —

Steuern verschiedener Art, nach H. 179 140000 —

Zusammen 549870 Rthlr.

Es bleibt daher der Rest der angeführten 573000

Rthlr. mit 23130 Rthlr. als Gewinn der Seehandlnng

und der Bank zu normiren.

Die in diesem Kapitel zu berechnenden Revenuen

sind folglich:

Die eigentlichen Domänen - Ein¬

künfte nach H. 188 9,060000 Rthlr.

Einkünfte von der Porzellan-Ma¬

nufaktur 14000 —

Revenüen-lleberschüsse von Neuf-

chatel 26000 —

Gewinn der Seehandlung und
der Bank 23130 —

Summe 9,123130 Rthlr.

H. 190.

Beuzenberg ist der Meinung, man müsse, wenn

mau die Steuern einer Provinz gegen die der andern

vergliche, die Einkünfte anS den in einer Provinz befind¬

lichen Domänen, dieser als Steuer-Erträge mit anrech¬

nen. Diese Meinung ist irrig, wäre sie es nicht, so

müßten in einer Provinz die Steuern, wenn der Staat

die Domänen verkauft, erhöhet werden, und vermindert,

wenn derselbe deren kauft. Dieses einfache Beispiel scheint

völlig hinreichend zu seyn, um zu zeigen, daß die Do¬

mänen-Einkünfte, abgesehen von denn Verhältnis; dersel¬

ben zur Krone, ein gemeinsames Eigenthum des Staa¬

tes sind, ohne Bevorzugung einer Provinz und ohne

Rücksicht darauf, in welchem Theile des Staates die Do¬

mänen sich befinden. Nur die Steuern, welche die Do¬

mänen treffen, oder bei einer allgemeinen gleichmäßigen



4W

Verthcilnng Neffen würden, sind bei den Stencr-Erträ-
gen jeder Provinz zu berücksichtigen.

Dieser Bemerkung habe ich nur deshalb hier einen
Platz gegeben, weil die Bewohner der östlichen Provin¬
zen zuweilen vermeinen, die Rheinlanderkönnreit füglich
etwas höher als sie besteuert werden, weil in der Rhein¬
provinz verhältnismäßig weniger Domänen als dorr vor¬
handen sind. Daß diese Ansicht grundsätzlich irrig ist,
wird keines wettern Beweises bedürfen. Beiläufig und
ohne damit einen Anspruch ans einen größern Anthcil
an den Domänen-Einkünften für die Rhcinprovinz im
geringsten begründen zu wollen, führe ich noch an, daß
diese letztere mit verhältnismäßigkleinen Staatsschulden
an Preußen übergangen ist; auch wurden, wie schon
bemerkt, nach Maßgabe der vorhandenen Domänen, in
keiner Provinz mehr derselben als in der Rheinprovinz
von der preußischen Staatsverwaltung veräußert.

Nach dem Bevölkernngs-Verhältnißfallen von dem
im H. 189 ermittelten Ertrage der Domänen ans die
Rheinprovinz 1,557373 Rthlr.
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Vierte Abtheilung.

Frankreichs Staats-Revenüen und Gemeinde-
Steuern.

Vier und vierzigstes Kapitel.
Die direkten Steuern.

H. 19t.
Die Erhebnngskosten werden jetzt nicht mehr, wie

früherhin, besonders aus die Steuer-O.noten geschlagen,
sondern unter den Staats-Ausgaben in Berechnung ge¬
bracht.

H. 192.
Tie Grundsteuer.

Prinzipal-Summe
16 Zulage-Centimen ohne besondere

Bestimmung
19 Zulage-Centimen für unveränderliche

und veränderliche und gemeinschaftliche
Departemental-Ansgaben

1 Zulage-Centimen für Unterstützungen
Zulage-Centimen,welche die Departemen-

tal-Rärhe für Kataster-Arbeiten voti-
ren dürfen, jedoch nicht über 5

Zulage-Centimen, welche die Dep.-Räthe
für andre Dep.-Ansg.votiren dürfen,/
ebenfalls nicht über 5;

Zulage-Cent.,welche durch bes. Gesetze in l
einzelnen Departem. genehmigt sind;

1 Zulage-Centime für Remissionen

154,794459 Fr.

24.767113 —

29.410947
1,547945

5,000000

11,460000

1,547945
Sum me 228,528409 Fr.

oder in runder Summe 59,988700 Rthlr.
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H. 193.

Die Personal- Steuer.

Prinzipal-Summe 29,999999 Fr.
16 Zulage-Cent.)
19 — — ) wie bei der Grundsteuer 7,299999 —
1 - - j

fakultative Zulage-Centimennach dem
Votum der Departements - Rache,
nicht über 5 839999 —

Stimme 28,939999 Fr.
oder in runder Summe 7,357999 Rrhlr.

H. 194.

Die Mobiler-Steuer.

Prinzipal-Summe 24,999999 Fr.
16 Zulage-Cent--)
19 — — s wie bei der Grundsteuer 8,649999 —

Fakultative Zulage-Centimen nach dem)
Votum der Departements - Rache,/
nicht über e>; > 1 239999

Zulage-Centimen, die durch besonderes ^
Gesetze in einzelnen Departementengc-Z
uchmigt sind; /

1 Zulage-Centime für Remissionen 249999 —
Summe 34,119999 Fr.

oder in runder Summe 8,953999 Rthlr.

Wahrend der kurzen Dauer des Ministeriums Laf-
fitte wurde die Mobiliar-Steuer, um einen höhern Er¬
trag und eilte gleichmaßigere Vertheilung zu erzielen, in
eine O.uotitäts-Steuer umgeändert; sie war früher Re-
partitations-Steuer. sVicl. H. 65.)



Fünf und vierzigstes Kapitel.
Zölle, oder Ein- und Ausgangs - A bg abcn.

H. 197.

Die Eingangs-Rechte betragen 97,670090 Fr.
Die Ausgangs-Rechte 1,330000 -—
Verschiedene Neben-Gebühren 700000 —

Summe 99,700000 Fr.
oder 26,170250 Rl.
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Sechs und vierzigstes Kapitel.
Steuern von Getränken und Lebensmitteln.

H. 198.
Wein., Branntwein- und Obstwein-Steuer.

Droits clez inouvomout auf Wein und
Obstwein 5,000000 Fr.

Detail-Verkaufst-Abgabendavon 25,290000 —
Verbrauchst- und Detail-Vcrkanfst-Ab-

gaben von Branntwein 10,000000 —
Droits cl'ontrvk von Wein, Branntwein

und Obstwein 10,800000 —
Alleinige feste Abgabe für den Ver¬

branch in Parist 9,400000 —
Lizenzen für Destillationen 3,200000 —

Summe 63,000000 Fr.
Ab: für zurückzuerstattende Rechte 100000 —

Rest 63ch00000 F?.
oder 10,668750 Rrh.

Wegen dieser Steuern kann H. 75 nachgesehen
werden.

H. 199.
Die Bi ersten er soll 6,200000 Fr. oder 1,627500

Rthlr. eintragen. fVicl. HH. 72—74.)

H. 200.

Salz-Steuer. (KZ. 81 — 83 zu vergleichen.)

Von der Zoll-Verwaltung kommen von
dieser Steuer zur Erhebung 51,300000 Fr.

Die Verwaltung der Droits ronnis,
(welche seit der Restanration in Frank¬
reich Doutributions inäirootes ge-
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nannt werden,) bringt zur Erhe¬

bung 7,360000 Fr.

Summe 58,660000 Fr.

Ab: Nachlaß oder Skonto der Steuer 1,400000 —

Rest 57,260000 —

oder 15,030750 Rth.

H. 201.
Ein Zehntel vom städtischen Oktroi. (VüI.H. 83.)

Der Ertrag wird angegeben zu 4,510000 Fr. oder

1,183875 Rthlr. (einschließlich der für Korsika besonders

aufgeführten Summe von 10000 Fr.

Sieben und vierzigstes Kapitel.
Die Tabaks - Steuer (Regie).

H. 203.

Der Erlös vom Tabaks-Verkanf wird aus 67,300000

Fr. geschätzt.

Von dieser Summe sind in Abzug zu bringen:

der Einkaufspreis des Tabaks und die

Fabrikations-Kosten 21,313000 Fr.

die Kosten der. Zentral-Verwaltung 163000 —

Magazins-Kosten in den Departemente n 32400 0 —

Summe 21,800000 Fr.

Der Reinertrag der Regie ist mithin 45? Mill. Fr.

oder 11,843750 Rthlr.
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Acht und vierzigstes Kapitel.
Stempelsteuer, Lm ogistrouiont oder E iiireg i str i-

ruiigs - Gebührcii und Spielkarten - Abgab e.

H. 303.

Stempelsteuer 37,960000 Fr. od. 7,339500 Rthlr.

Diiregistreiueiw 141,536000 — — 37,153300 —

Siegel-Gelder

lDroitsckesoeuux) 16000 4300 —

Gebühren für Hy¬

pothekar-Akte 336000 61950 —

Summe 169,748000 Fr. odH44,558850 Rthlr.

Ab: für zurückzuer¬

stattende Steuer 900000 336350 —
Bei der Verwal¬

tung des Stem¬

pels und LnreZi-

stremonts 168,848000 Fr. od. 44,333600 Rthlr.

Dazu, von der Ver¬

waltung der Droits

reunis foder oon-
tributions iuckireo

tos.)

Spielkarten-Abgabe 505000 133562 —

Stempel 3,470000 648374 —

Summe 171,833000Fr. od.^45,103536 Rthlr.



Neuu und vierzigstes Kapitel.
Steuern, welche den Verkehr oder Tr aus port treffen.

H. 204.

Wasscrzolle und Abgaben von KomniunikationS-Anstalten.

Seeschiffahrts -Abgabcn 3,300000 Fr. od. 366250 Rthlr.
Flnßschiffahrts - Abga¬

ben, einschließlich des
Rhein -Ootrvm 4,290000— —4,126425 —

Uebcrsahrs - Kanal - Fi¬

scherei- und dergleichen

Abgab. 1,745000 Fr.

Ab: Grund¬

steuer von

Kanälen u.

Fähren 34000 —

blühe n 1,6810 00— — 441262 —

Summe 9,271000 Fr. od. 2,433637 Rchlri

H. 205.

Für Abgaben der Postwagen-Unternehmer

soder Ibixiome cln prix lles trunsports und voiture8

imbliguos) sollen 5,300000 Fr. oder 1,391251 Rthlr.
einkommen.

Fünfzigstes Kapitel.
Justiz - Steuern.

H. 206.

Gerichtsschreiberei-Geb. 3,760000 Fr. od. 986998 Rthlr.

Hypotheken-Gebühren 1,487000 390338 —

Summe 5,247000Fr. od. 1,377336 Rthlri
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Em und fünfzigstes Kapitel.
Besondere V c r w a l t n n g s - S t e u c r n.

H. 207.
An Beiträgen der Gemeinden zu Kaserni-

rnngs-Kosten werden von der Verwaltung der liroits
reullis 985000 Fr. oder 258568 Rthlr erhoben.

H. 208.
Die Abgaben für Verifizirnng des Fein¬

gehalts der Gold- und Silbergeräthe, fVicl.
H. 93,) sollen 1,350000 Fr. oder 354375 Rthlr. ein¬
tragen.

H. 209.
Für Poft-Gelder und Jagd - Erlanbniß-

schcinc werden 1,535000 Fr. oder 402938 Rthlr. auf¬
geführt.

H. 210.
Eine kleine Gebühr für die Stencrzettel der

direkten Steuern wird zu 650000 Fr. oder 170600
Rthlr. geschätzt.

Zwei und fünfzigstes Kapitel.
Bcrsch icdene Steuern,

tz. 211.
Proportionelle Bergwerks - Steuer.

Der Ertrag wird zu 210000 Fr. oder 55125 Rthlr.
angegeben.

Es scheint daß die Abgabe von der Oberfläche,
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(worüber H. 100 nachzusehen,) in der Grundsteuer mit
enthalten ist.

H. 212.
Steuer von Gemeinde-Waldungen nach dem Festgesetze und von

öffentlichen Anlagen.

Diese Stenern sind andrer Art als die Grundsteuer,
und werden im Budget nicht bei den direkten Stenern
aufgeführt. Der Ertrag wird ans 1,177000 Fr. oder
309000 Rthlr. geschaht.

H. 213.
Außerordentliche Einnahmen bei der Verwaltung der Droits riwuis, (oder

der contrchutioiis iudirectosz) verschiedenartige Abgaben.

Unter der ersten Rubrik führt daS Budget 75000
Fr. oder 19087 Rthlr ans.

Für mehrere verschiedenartige, im Budget aufge¬
führte kleine Abgaben, z. B. Beitrage zu den Kosten
der Börsen und Handelskammern, Abgaben von Mine¬
ral-Brunnen, Beitrage der Gemeinden zum Postdienste
in den Dörfern :c., normire ich 1^ Mill. Fr. oder
393750 Rthlr.

Drei und fünfzigstes Kapitel.
Der Ertrag von Monopolen, ausschließlich der

Tabaks -Regie.

H. 214.
Schießpulvcr-Regie. (Vi«t. H. 1V4.)

Der Verkauf soll einbringen 4,180000 Fr.
Der Preis des Pulvers und die Vcrkanfs-

kosten betragen 2,312300 —
Also Reinertrag 1,807700 Fr.

oder "490272 Rthlr.
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H. 215.
Das Münz-Regal soll nur 100000 Fr. oder

26250 Rthlr. als Gewinn auswerfen.

H. 216.

Lotterie-Verwaltung. sViil. H. 102.)

Die Einsätze in die fünf Lottospiele, welche noch in
Frankreich bestehen, werden zu 29 Mill., die Gewinnste
zu 21 Mill. Fr. geschätzt; es ergiebt sich daher ein Brut-
to-Gewinn von 8 Mill. Fr. oder 2,100000 Rthlr.

H. 217.
Post - Verwaltung.

Die Einnahmen wurden auf 34,290000 Fr. abge¬
schätzt. Davon sind folgende Ausgaben in Abzug zu
bringen:
Kosten der Zentral-Verwaltung 471500 Fr.
Verwaltnngs-Kostcn in den Departementen 5,178775 —
Wartegeldervon Post-Beamten 77100 —
Kosten der Estafetten, Post-Knriere, der

Paket- oder Dampfboote zwischen Frank¬
reich und England, Mexiko, Brasilien
und Buenos-Aires 9,067310 —

Kosten des Postdienstcs in den Dörfern 3,030500 —
Znrnckerstattungvon zuviel erhobenen Post¬

geldern 25000 —
Summe 17,850185 Fr.

Es stellt sich mithin der Reinertrag auf 16,439815
Fr. oder 4,315450 Rthlr.

Der im H. 212 erwähnte Beitrag der Gemeinden
zu den Kosten des Postdienstes in den Dörfern beträgt
900000 Fr.
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Vier und fünfzigstes Kapitel.
Dic Gemeinde-Stenern.

H. 218.
Die Gemeinde-Stenernsind folgende:
!>) Zulage-Centimenzu den direkten Stenern, oder

ein Ancheil an denselben; (Vick. Kap. 11, 1?;)
d) Ootrui in den Städten, wo dasselbe besteht:

(Viel. 88, 106;)
o) einige Abgaben, die für besondere Zwecke erho¬

ben werden, z. B. Abgaben von den Eintritts-Geldern
zn Schauspielen,Konzerten und Ballen, Beitrage für
Armen-Institute, Abgaben zur Unterhaltungvon Teichen,
zur AnStrocknnng von Sumpfen, n. dergl. mehr.

Auch erhalten die Gemeinden einen betrachtlichen
Theil von den durch die Gerichte ausgesprochenen Straf¬
geldern. Für diese habe ich überall nichts veranschlagt,
folglich geschieht cö mich hier nicht. Auch für die sud
e angeführten Abgaben bringe ich nichts in Berechnung,
und zwar erstlich, weil manche derselben als Beiträge
für die Armen zn betrachten sind, wofür auch bei Auf¬
stellung der preußischen Stenern nichts veranschlagt wor¬
den ist; zweitens weil der Rest jener Abgaben sich
durch die in den HH. 207 und 218 angegebenen,für
Kasernirnngs-Kosten und den Postdienst in den Dörfern
bestimmten, Gemeinde-Beiträge kompensiren dürfte, indem
ich für letztere nichts in diesem Kapitel in Abzug bringe.

Zn bemerken ist hier noch, daß das französische
Budget 5 z Mill. Fr. für den, von der Stadt Paris in
die königlichen Kassen abzuliefernden, Ertrag der Hasard¬
spiele aufführt. Gegen diesen Betrag übernimmt die
«Staatsverwaltung mehrere Ausgaben, z. B. Bauten, für
die Stadt Paris. Nicht nnr wegen dieses Umstandes,
sondern auch, weil ein ahnliches Verhältnis; in Preußen
stattfindet, und weil ich bei den preußischenSteuern die

14
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Ertrage der Hasardspiele nickt aufgenommen habe, ver¬
anschlage ich jene 5^ Mill. Fr. nicht.

H. 219.
An Gemeinde-Stenern kommen znr Berechnung:

n) Zulage-Centimen zur Grundsteuer
15,875000 Fr. od. 4,167200 Rthlr.

b) Zulage-Centimen
1,370000znr Personalstener

ch Zulage-Centimen
zur Mobilarstener

ck) Antheil an der Pa-
tentstenier

e) Zulage-Centimen
zur Thür- und Fen¬
stersteuer

kj chf- des städtischen
Ootrvigz von wel¬
chem nach 201 ^
4,510000 Fr. be¬
tragt; also chf. 40,590000

1,255000

3,734500

840000

359600

329400

980300

220500

10,054900
Summe 63,664500 Fr. od. 16711900 Rchlr.

Fünf uud flmfzigstcs Kapitel.
Die Einkünfte von den Domänen, und ähnliche

Rcvcn ü c n.

H. 220.

Der Ertrag der Domänen in Frankreich ist nicht
«ach der Summe abzumessen, welche im Jahr 1832 nach
dem Budget aufkommt, denn in der Bedrängniß der
Bedürfnisse ist Zuflucht zu einem außerordentlichenVer¬
kaufe von Waldungen genommen worden:, der 50 Mill.
Franken eintragen soll. Für den Zweck meiner Aufftcl-
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lung der Einküitftc ist »ur der gewöhnliche Ertrag zu

berücksichtigen.

H. 221.

DaS französische Budget giebt den Ertrag der Do¬

mänen und ähnlicher Einkünfte brutto an. Die Ver-

walmngskosten sind aus demselben nicht genau ersichtlich,

weil die Domänen-Verwaltung mit derjenigen des Stem¬

pels und LiwoAistrommrts vereinigt ist, und nur die For¬

sten getrennt administrirt werden. Es können daher die

Kosten, welche zur Berechnung des Netto-Ertrages in

Abzug zu bringen sind, zum Theil nur muthmaßlich an¬

gegeben werden.
H. 222.

Die gewöhnlichen Domänen-Einkünfte, von welchen

die Holzschläge, (zu 24 Mill. Fr. geschäht,) weit den

größern Theil bilden, betragen 35,807000 Fr.

In Abzug sind zu bringen:

für Äntheil an den Gehalten der Beamten,

und für .Reinisen der Empfänger

200000 Fr.

für Grundsteuer und Kosten 120000 —

für Kosten der Forstverwal-

tnng 3,124300 —

Im Ganzen 3,444300 —

Netto-Ertrag 32,362700 Fft.

oder 8,495208 Rthlr

Die 8n!in<?8 <le I'L-ü, (worüber H. 81 nachznseben

ist,) lieferten einen Brutto-Ertrag von 1,400000 Fr.

Für Verwaltungs- oder Anfsichts-Kosten

find in Abzug zu bringen 185000 —

Netto - Ertra g 1,215000 Fr.

oder 318937 Rthlr.

Die Zinsen einer Forderung von Spanien wurden

zu 2,237373 Fr. oder 587310 Rthlr. angegeben.

Die Domänen- und ähnliche Revenüen betragen

mithin zusammen 9,401455 Rthlr.

14*
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Fünfte Abtheilung.
Die beträchtlichsten Staats lasten in Preußen

und Frankreich.

Sechs und fünfzigstes Kapitel.
Die Kesten der Steuer-Verwaltung, ausschließlich

der Kosten der Zentral - Verwaltung.

In Preußen.

H. 233.
Direkte Steuern.

Die Hebegebuhren oder Gehälter der Empfänger,

die Kosten der Kreis-, Empfangs- und Regierungs-Hanpi-

Kassen, so wie die Transport-Kosten der Gelder dürften

im Ganzen zn 6 Prozent veranschlagt werden müsse».

Der Betrag ist daher von 30,050003 Rtblr., auf welche

Summe sich die direkten Steuern nach der vierten Ta¬

belle belausen, in runder Summe zn 1,303000 Rthlr.

zn normiven.

H. 334.

Die Zölle, die Stenern von Getränken und

Lebensmitteln, die Tabaks-Stener, die Stem¬

pel-Steuer und die Erhebung der Wegegelder, sin

der 4. Tabelle «ub No. 0—40, 14, 15, 17 aufgeführt,)

stehen unter Einer Verwaltung, sowohl hinsichtlich der

Erhebung, als der Kontrolle oder Beaufsichtigung. Das

nämliche Personal, welches wegen der Zölle den Granz-

Wachtdienst wahrnimmt, wird auch zur Aufsicht über die

richtige Bezahlung der andern Konsumtions-Stenern ver¬

wendet; ein Zollamt ist zugleich Steueramt für die sammt-
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lichen andern, oben genannten Steuern; doch werden für

daS Wegegeld in der Regel besondere Empfänger ange¬

stellt, und die Aufsicht über die Entrichtung desselben

liegt besondern Wege-Anfsehern ob.

Es scheint, als wenn die Wegegeld-Erhebung füg¬

lich bei dem Ressort der Bezirks-Regierungen hätte ver¬

bleiben können, welchem dieselbe erst seit einigen Iahren

genommen ist. Im Uebrigen dürfte die Erfahrung be¬

wiesen haben, daß die Verwaltung jener Stenern besser

als in irgend einem großen europäischen Staate einge¬

richtet ist; sie ist einfach und wohlfeil, ungeachtet die

Beamten gut bezablt sind. Diese lehtern stehen in der

bürgerlichen Gesellschaft hoher, und Bestechlichkeit gehört

bei ihnen mehr zur Ausnahme, als in andern S.aaten.

In jeder Provinz ist ein Provinzial-Stener-Direktor

mit ausgedehnten Befugnissen der Verwaltung vorgesebr;

früherhin waren die Bezirks-Regierungen die Oberbehör¬

den der Stenerämter. Die Anstellung der Provinzial-

Stener-Direkcoren war in Preußen der erste Versuch, bei

verwaltenden Oberbehörden, statt der Kollegialität die

Einheit einzuführen; der Versuch scheint gelungen zu sepn.

In einer dein schlesischen Landtagsabschiede beige¬

fügten Denkschrift vom lt. Februar 18A> giebt der Fi-

nanzminister au, daß die Verwaltungskosten der Zölle,

des Stempels und der Steuern von Getränken und Le¬

bensmitteln durchschnittlich 14? Prozent, die Tabaks- und

Salz-Steuer aber weniger kosten. Wahrscheinlich sind

hierbei die Kosten der Geldtransportc, vielleicht auch die

Kosten der Provinzial-Stener-Direktionen unberücksichtigt

geblieben; deshalb nehme ich die Verwaltungskosten im

Durchschnitt zu 15 Prozent an. Diese belaufen sich da¬

her von 25,955571 Rthlr., sdem Betrage jener Steuern

nach der vierten Tabelle,) in runder Summe aus 3,895999

Rthlr.

Vom Wegegeld dürften die Empfangs- und Auf-

sichtSkosten zu 12; Prozent, folglich von 855259 Rthlr.

zu 197999 Rthlr. in runder Summe angenommen wer¬

den können.
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H. 225.

Nach dem Verhältnis, in welchem der Reinertrag

der Lotterie in den, StaatS-Einnahme-Etat für 1829

veranschlagt worden ist, und nach den zun, letztem von,

Finanzmüüster gegebenen Erläuterungen, können die Ver-

walcungSkosten zu 35 Prozent vom Brutto-Ertrage an¬

geschlagen werden. Dieser belauft sich aus 1,285080

Rthlr., folglich der Betrag jener Kosten in runder Sum¬

me aus 450000 Rthlr.

H. 226.

Von den übrigen Stenern lasse ich die Ver¬

waltungskosten der Gemeinde-Stenern unberücksich¬

tigt, und vom Münz-Regal und der Post-Verwal-

tnng kommen jene Kosten nicht zur Berechnung, weil

dafür die Reinerträge angegeben sind. ES sind also noch

von den in der vierten Tabelle sub No. 16, 18—21,

23—28, 30—38, 40, 41, aufgeführte Steuern, welche

zusammen 10,054557 Rthlr. betragen, die VerwaltungS-

kosten zu normiren. Diese dürsten sich nach meiner Mei¬

nung im Durchschnitt auf 8 Prozent, folglich in runder

Summe auf 805000 Rthlr. belaufen.

H. 227.

Die Verwaltnngskosten betragen demnach:

Von Zöllen, Steuern von Getränken und Lebensmitteln,

Tabaks-und Stempel-Steuern nach H.224 3,893000 Rrh.

von Wegegeldern nach H. 224 107000 —

von dem Ertrage der Lotterie nach H. 225 450000 —

von den übrigen Steuern, mit Ausschluß

der Gemeinde-Steuern, des Münz-Rc-

gals und der Post-Verwaltung, nach

H. 226 805000 —

Summe 5,255000 Rth.

Die Verwaltungskosten der (vorstehenden) indirekten

Steuern, (in, Gesammtbetrage von 40,952046 Rthlr.)

kommen mitlstn im Durchschnitt aus 12^-Prozent zu ste-
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hen, und die sämmtlichen Steuer-Verwaltnngskosten bc-

laufen sich, nach Zurechnung der im H. 223 angegebe¬

nen, auf 6,458000 Rthl. oder 10) Prozent.

IZ. In Frankreich.

H. 228.

Direkte Stenern.

Nach dem Budget betragen die Gehalte und Re¬

misen (Tantiemen) der Steuer-Empfänger, (einschließlich

der General-Empsanger in den Departementen,) und die

verschiedenen mit dem Empfange und der Einziehung der

Gelder verbundenen Kosten zusammen 20,096400 Fr.,

oder in runder Summe 5,276000 Rthlr.z dieß stellt die

Verwaltnngskosten der direkten, in der fünften Tabelle

«üb Km 1 — 5 mir 91,355900 Rthlr. ausgeführten,

Stenern ans 5^ Prozent.

H. 229.

Indirekte Stenern.

Das französische Budget weiset die Unkosten jeder

besondern Steuer-Verwaltung oder Steuer-Direktion nach;

es sind folgende:

1) Für lilnrozistroinont, Stempel und Domä¬

nen. Es ist damit das Hypotheken-Wesen verbunden.

2) Für Zölle oder Ijounnos. Es ist damit die

Erhebung der See-SchiffahrtS-Rechte med der Salz-

stener verbunden.

3) Für die GuUribulinim imlirectes, sonst Oroits rennis

genannt. Unter dieser Verwaltung stehen: die Bier-,

Wein-, Branntwein- und Obstwein-Steuern, die Ab¬

gaben von den Postwagen, den Spielkarten, der Kon¬

trolle des Feingehalts der Gold- und Silber-Gerathe,

der innern Schiffahrt und von Ueberfahrts-Anstalten,

ein Theil der Salzstener, die Erhebung des Zehntels

vom städtischen Ootrui, endlich der Verkauf des Ta¬

baks und des SchießpnlverS.
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4) Für dir Posten.
5) Für die Lotterie.

Da in der fünften Tabelle, um soviel als thunlich
eine Gleichmäßigkeit des Prinzips bei Aufstellung der
französischen Stenern mit derjenigen der preußischen zu
bewirken, die Stenern nicht nach der im französischen
Budget befolgten Eintheilnng aufgeführt, in diesem Bud¬
get aber die llnkosten für jede der obigen Steuer-Ver¬
waltungen in der Art angegeben worden sind, daß eine
8ub-Reparation ans die einzelnen Steuern oder Abga¬
ben fast unmöglich ist, —> so werde ich die Verwaltnngs-
kostcn, in der Hauptsache, nach dem Budget für jede
Steuer-Verwaltung im Ganzen aufführen.

Außer Berechnung bleiben die Kosten der Tabaks¬
und Schießpulver-Regie, des Münz-Regals und der
Post-Verwaltung, da in der fünften Tabelle die Erträge
netto angegeben worden sind. Von den Gemeinde-Steu¬
ern führe ich die Verwaltnngskosten ebenfalls, wie bei
den preußischen, nicht auf.

Die Verwaltnngskosten des LnroKlstremeuts,
des Stempels und der Domänen ssnb. 1,j be¬
tragen 9,647750 Fr.
In Abzug sind zu bringen die im H. 222

aufgeführten, die Domänen treffenden
Kosten 320000 —

Rest 9,327750 Fr.
oder in runder Summe 2,449000 Rrh.

Dieß ergiebt, mit Ausschluß der Domänen-Revc-
nüen, 5^ Prozent Verwaltnngskosten.

Für die Verwaltung der Zölle oder Vonnnos,
(snb 2,) sind die Kosten zu 23,217698 Fr. oder l"'ndj
6,094000 Rthlr. angegeben; sie betragen ungefähr 15
Prozent, welches viel ist, da die Salzsteuer und die See-
Schiffahrts-Abgaben sich über ein Drittel der säminrli-
chen Einkünfte dieser Verwaltung belaufen.

Die Kosten der Verwaltung der t-vutributions in-
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clirootos oder Droits reunis ssub 3,) sind ausgefnbrt
,„jt 19,949900 Fr.
In Abzug sind die im H. 302 der Ta¬

baks-Regie zur Last gesehten Unkosten
zu bringen mit 324000 —

Rest 19,625600FsI
oder in runder Summe 5,152000 Rrh.

Diese Kosten betragen ungefähr 20 Prozent von den
Einkünften.

Die Kosten der Lotterie-Verwaltung, ssud 5,)
betragen:
in Paris 387500 Fr.
in den Departementen 1,874700 —

Summe 2,202200 Fr.
oder rund 594000 Rthlr.

Dieß macht ungefähr 28 Prozent von den Brutto-
Eiuknusten.

Von den in der fünften Tabelle sub No. 26—29
angeführten verschiedenen Steuern nehme ich die Verwal-
timgskosteu zu 10 Prozent, in runder Summe mit 78000
Rthlr. an.

Die Gesammt - Verwaltnngskosten der indirekten
Steuern betragen mithin 14,367000 Rthlr.

Diese Summe trifft die in der fünften Tabelle sub
Ao.7-11, 16—18, 20—24, 26—29, 33 aufgeführten,
auf 115,051933 Rthlr. sich belaufenden Stenern, von
welchen demnach die Verwaltungskosten12^ Prozent
betragen.

H. 230.
Die Verwaltungskosten der direkten und indirekten

Steuern, sHH. 228, 229,) betragen mithin, von dem
Steuer-Beträge zu 206,407823 Rthlr., 19,643000 Rthlr.
oder 9^ Prozent.



Sieben und fünfzigstes Kapitel.
Allgemeine Zivil- und Polizei-Acrwaltiings-K osien,
mit Ausschluß der Kosten der Zcntral -Vcrwa ltung,

der G ensdarmerie, so wie der technischen oder
besonder« Vcr w allungSz >v c i g c.

In Preußen.

H. 231.

In jeder der acht preußischen Provinzen ist ein
Ober-Präsident, der zugleich Chef-Präsident der BezirkS-
Regierungen seines Wohnsitzes ist, jedoch in der erstern
O.ualität eine Art von Kontrolle über die andern Bezirks-
Regierungen dcr Provinz ausübt, und einige höhern Be¬
fugnisse hat. Dnreh größere Besoldungen und Büreau-
Kosten der Ober-Präsidenten,im Vergleich mit den Chef-
Präsidenten, werden die Kosten von acht Bezirks-Regie¬
rungen etwas stärker, als von den siebzehn übrigen.

Deshalb können die Kosten von jeder der 25 Be¬
zirks-Regierungen, welche in der preußischenMonarchie
vorhanden sind, ungeachtet daS Personal seit einigen Jah¬
ren etwas vermindertworden ist, im Durchschnitt zu
60000 Rthlr. veranschlagt werden, und zwar mit Aus¬
schluß dcr Kosten, welche durch die RegiernngS-Haupt-
Kassen, durch die technischen RegiernngS-Beamtennnd
durch die den Bezirks-Regierungen überwiesene obere
Domänen-Verwaltungveranlaßt werden.

Die Kosten der Bezirks-Regierungenbelaufen sich
hiernach aus 1^ Mill. Rthlr.

Die obere polizeiliche Verwaltung der Residenz, näm¬
lich das königliche Polizei-Präsidium zu Berlin, dürste
wenigstens 25000 Rthlr. kosten.

Mithin belaufen sich die Kosten der obern BczirkS-
VcrwaltungS-Behördenim Ganzen auf 1,525000 Rthlr.
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H. 232.
Es sind 335 Kreise im preußischenStaate. Für

die Verwaltung eines jeden Kreises ist ein Landrath,
nebst einem Kreis-Sekretairangestellt; anßerdcntzchcsoldet
der Staat einen Kanzellisten. Besoldungen, Bürean-
Kosten und Reisegelder betragen für jede landräthliche
Stelle durchschnittlichwenigstens2200 Rthlr.; folglich
sind die Kosten für den ganzen Staat zu737000 Rrhlr.
zu normiren.

Auch außer der Residenz wird in mehrern Städten
die Polizei nicht von der Munizipal-Behörde, fondern
durch eigens angestellte königliche Polizei-Direktorenver¬
waltet. Meistens sind in diesem Falle die Landrache
zugleich Polizei-Direktoren, doch sind mitunter beide
Stellen getrennt. So ist es z. B. jetzt in Aachen, wo
drei Behörden, Landrath, Polizei-Direktor und Dber-
Bürgermeister, unter mannichfachen, die Verwaltung
hemmenden Kollisionen, und mit verdoppelten oder ver¬
dreifachten Kosten ungefähr die nämlichen Funktionen aus¬
üben, wie zur Zeit der französischen Herrschaft der Maire.

Für die Kosten der besondern königlichen Polizei-
Direktionen nehme ich 25000 Rthlr. an.

Die Kosten der königlichen Kreis-Verwaltnngs-Be-
hörden betragen daher im Ganzen 762000 Rthlr.

H. 233.

Die Munizipal-Verwaltung, (einschließlich der Ge¬
meinde-Polizei,)in der Rheinprovinz linken Rhcinnfers
darf nach einem noch gültigen französischen Gesehe nicht
über einen halben Frank auf den Kopf der Bevölkerung
kosten. Dasselbe scheint aber häusig völlig nnbeachter zu
bleiben, denn jene Verwaltung kostet jetzt ohne Zweifel
mehr. Man kann für die Rheinprovinz wenigstens 5 Sgr.
ans den Kopf rechnen, und nur so sicherer, als am rech¬
ten Rhemufer jeu.es Gesetz dem kostspieligen Administra-
lions-Wesen nicht in den Weg tritt. Der Betrag ist
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demnach in runder Summe zu 362000 Rthlr. zu nor-
mircn.

In den sieben übrigen Provinzen ist aber das Be¬
amten - Element, in Verbindung mit dem PeusionS-
Wesen, weit mehr in die Gemeinde-Verwaltungeinge¬
drungen, in so weit dort wirkliche Gemeinden vorhan¬
den sind.

Zur Herausstellung der Gemeinde-Verwaltnngsko-
sten jener Provinzen dürste am leichtesten eine besondere
Berechnung sür die größern und Mittlern Städte für die
kleinen Städte und sür das Land führen.

Größere und mittlere Städte sind 135 in den sieben
Provinzen. Ich will die Verwaltnngskosten im Durch¬
schnitt nur zu 4000 Rthlr. in jeder dieser Städte an¬
nehmen. Dies; ist gewiß keine zu hohe Schätzung, da
in den großen Städten der Betrag viel höuer, und in
den kleinern, Mittlern nur mitunter niedriger seyn dürste.
So belaufen sich in Naumburg an der Saale, welches
11000 Einwohcr hat, allein die Besoldungen:

des Magistrats-Kollegiums aus 4195 Rthlr.
der Magistrats-Offizianren ans 2820 —
der städtischen Osfizianrcn auf 6950 —

im Ganzen auf 13965 Rthlr.
Unter diesen Besoldungenwerden allerdings manche

für solche Dienste geleistet, welche nicht zu den in diesem
Kapitel dargestellten Verwaltungskosten gehören, z. B.
Besoldungenvon Kassen-Beamten,Kirchendienern; doch
wird die Hälfte der ganzen Summe zu jenen Kosten zu
rechnen seyn.

Es ist daher wahrscheinlich, daß in den 135 grö¬
ßern und Mittlern Städten der von mir angenommene
Durchschnitts - Satz eher unter als über der Wahrheit
ist. Der Betrag der Verwaltnngskosten ist nach demsel¬
ben 540000 Rthlr.

Für die Verwaltnngskosten der in den sieben Pro¬
vinzen befindlichen780 kleinen Städte nehme ich durch¬
schnittlich sür jede 1000 Rthlr., folglich im Ganzen
780000 Rthlr. an.
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Auf dein Lande sind in den sieben Provinzen nur
da eigenllich konstituiere Gemeinden, wo mit den fran¬
zösischen Einrichtungenauch das französische Munizipal-
Wesen ciugesübrt worden, welches bis jetzt zum Theil
bestehen geblieben ist. Sonst üben in Dörfern oder
Bauerschasten die Schulzen nur eine Art von Verwal¬
tung unter der Aufsicht der Landrärhe auS. Die Schnl-
zrn beziehen zwar nur wenig Emolnmenre;doch ist man
in jenen Provinzen, besonders in den östlichen, so allge¬
mein daran gewöhnt, Gebübren, Gehalt oder Emolu-
mente zu beziehen, das; die VerwaltuugSkosten immerhin
für daö Land in den sieben Provinzen im Durchschnitt
1^ Sgr, aus den Kops der Bevölkerung betragen dürs¬
ten. Also sind, da diese letztern sich aus 8400000 See¬
len belaust, 420000 Rthlr. zu normiren.

Die Kosten der Kreisstande, da diese einigermaßen
die Stelle von Gemeinde-Vorständenvertreten, wo eS
keine Gemeinden giebt, gehören zu den Gemeinde-Ver¬
waltungskosten.

In der Rheinprovinz erhalten die KreiS-Depntirteu,
nach dem, wie ich glaube, von ihnen selbst ausgegange¬
nen Antrage, keine Diäten; ohne diese Vergütung lauft
es aber in den andern Provinzen nicht ab. Man wird
wol 40000 Rthlr. dafür veranschlagen dürfen.

Die allgemeine Zivil- und Polizei-Verwaltung der
Gemeinden kostet daher:

in der Rheinprovinz 362000 Rthlr.
in den sieben übrigen Provinzen 1,780000 —

Im Ganzen 2,142000 Rthlr.
H. 234.

Für den ganzen Staat stellen sich die Kosten:
der oberu Bezirks-Verwaltungs-Be-

hörden, nach H. 231 auf 1,525000 Rthlr.
der königlichen Kreis-Verwaltnngs-

Behörden, nach H. 232 aus 762000 —
der Gemeinde-Verwaltung nach H.
233 auf 2,14200 0 —

Summe 4,429000 —
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In Frankreich.

H. 235.

Es betragen die Besoldungen:

der Präsekten 1,661000 Fr.

der General-Sekretare der Präfektu¬

ren, (welche Stelle jedoch ganz

neuerlich abgeschafft worden ist) 241200 —

der Präfektur-Räthe 455400 —

die Bureau-Kosten der Präfekte betragen 2,889000 —

Mieche, Steuern und sonstige Kosten

der Präsektnr - Gebäude belaufen

sich auf 250000 —

Von einer Summe von 2,897000 Fr.,

die für verschiedene Departcmental-

Bauk'n verwendet wird, können für

Bauten an Präfekturen angenom¬
men werden 203400 —

Summe der Kosten der Präfekturen 5,700000 Fr.

oder 1sÄ6000Rthh

H. 236.

Die Kosten der llntcrpräfekturen sind:

Besoldungen drr llnterpräsekte 844000 Fr.

Bnreaukosten derselben 1,165000 —

Summe 2,009000 Fr.

oder 527360Rlhh

§. 237.

Tue Gemeinde-Verwaltung ist in Frankreich viel

wohlfeiler, als in Preußen, nicht weil eS etwa keine Ge¬

meinden gäbe, (eS giebt deren ungefähr 38000,) sondern

weil die Verwaltung einfach ist, und von den vermögen¬

dem und angesehenem Bewohnern als Ehren-Zimt ohne

Besoldung wahrgenommen wird. Zu den, an der Spitze

dieses Kapitels mbrizirtcn Kosten gehören daher nur: die

Besoldung der untern Polizei-Angestellten, und in eiui-



gen Städten der Polizei-Kommissare, die Diäten oder
Gehalte der Maine-Schreiber und Diener, und über¬
haupt die Bnreankosten.

Diese Ans gaben erreichen bei weitem nicht im Durch¬
schnitt das Maximum von 50 Centimen aus den Kopf
der Bevölkerung; vielmehr kann der Durchschnitt nicht
höher als zn 35 Centimen angenommen werden. Mit¬
hin betragen die Kosten der Gemeinde - Verwaltung
11,375000 Fr. oder 3,985940 Rthlr.

H. 338.
Die Kosten der Civil- und Polizei - Verwaltung

sind also:
Präsektur-Kostennach G. 335 1,496000 Rthlr.
llnterpräsektur-Kostennach H. 336 537360 —
Gemeinde-Verwalt.Kostennach H. 337 3,985940 —

Summe 5,009300 Rthlr.

G In Preußen und Frankreich.

H. 339.
Auf den Kopf der Bevölkerung betragen die Kosten:

in Preußen, in Frankreich,
Der Bezirks- oder Depar-

temental-Vcrwaltung3 Sgr. 7 Pf 1 Sgr. 4 Pf.
Der Kreis- oder llnter-

präfektur-Verwaltung 1 — 10 — 6 —
Der Gemeinde-Verwalt.5 - — — 3 — 9 -—

Summe 10 Sgr. 5 Pf. 4 Sgr. 7 Ps.
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Acht nnd fünfzigstes Kapitel.
Dic Kosten der Justiz-Verwaltung, ausschließlich der

Kosten der Gefängnisse und der Gerichtslokale, so

wie der freiwilligen Gerichtsbarkeit.

In Preußen.

H 240.

Nach dem StaatS-AuSgabe-Etat für 1829 kostet die

Justiz-Verwaltung ausschließlich der GerichtSsporteln

1 ,823000 Rthlr.

Dieser Summe sind hinzuzurechnen:

a) die GerichtSsporteln nach H. 165 3,518000 —

d) die Pupillcn-Sporteln nach H. 167 200000 >—

«) die Sporteln bei Regulirung der

gutSherrl. Verhältnisse nach H. 166 400000 —

ä) die CinregistrirungS-Gebühreu in

der Rheinprovinz, nach H. 164 1200 —

e) von den Hypotheken- und Ge-

richtSschreiberei - Gebühren in der

Rheiuprovinz, die nach H. 163

48490 Rthlr. betragen müssen nach

dem im H. 206 enthaltenem Ver¬

hältnis; stark zwei Drittel sür Ge-

richtSschreiberei-Gebühren berechnet

werden, also 33800 —

Summe 5,976000 Rthlr.

H. 241.

In der Rheinprovinz kostet die Justiz-Verwaltung,

bei der dort im Wesentlichen noch bestehenden französi¬

schen Rechtspflege, verhältnismäßig um vieles weniger,

als in den übrigen Provinzen.

Nach dem von der preußischen Staatsregierung an¬

genommenen, von der frühern französischen geerbten
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Grundsätze werden die Zulage-Centimen zur Grundsteuer
ZINN Theil unter dein Titel der Justiz- oder Verwaltungs-Kosten erhoben, wie im 1). und 27. Kapitel gezeigt
worden ist. Der Fiuanzminister sagt in der, beim west-
phalischen Landtagsabsehiede befindlichen Denkschrift: daß
der für die Justiz - Verwaltung bestimmte Antheil der
Beischlage (zur Grundsteuer,) nach einer genauen Be¬
rechnung 5,^ Prozent ausmache. Dieß würde die
Summe von 116800 Rthlr. ergeben, aber in der Wirk¬
lichkeit werden die Kosten der Justiz - Verwaltung viel
größer sehn, und es ist zu vermachen, daß der Finanz¬
minister nur den Antheil verstanden hat, welcher von den
Zulage-Centimen der Grundsteuer nach den früherhin zur
Zeit der französischen Herrschaft befolgten Grundsätzen,
oder nach den Departcmental-Budgets, zur Justiz-Ver¬
waltung verwendet worden ist.

In Frankreich kostet jetzt, wie weiter unten nachge¬
wiesen wird, die Jnftizpflegc 5^ Sgr. auf den Kops der
Bevölkerung; nach diesem Verhältnis? wäre für die Rhein¬
provinz 400000 Rthlr. anzunehmen. Indessen sind die
Besoldungen der Gerichtsbeamten höher, und es besteht
für die Rheinprovinz allein ein Kassationshos in Berlin,
wahrend für ganz Frankreich auch nur Ein solcher vor¬
handen ist.

Berechnet man die Besoldungenund Büreaukosten,
die erstern nach den bekannten Normen, die letztern nach
der Wahrscheinlichkeit, so ergeben sich für den Regierungs¬
bezirk Aachen, in welchem kein Appellationshos vorhan¬
den ist, (da der in Köln für die ganze Rheinproviuzin-
stallirt ist,) folgende Justiz-Verwaltungs-Kosten:

für die Friedensgerichtc ungefähr 12000 Rthlr.
für das Landgericht, oder das Tribu¬

nal erster Instanz, ungefähr 25000 —
für das Handelsgericht ungefähr 1800 —

Summe 83800 Rthlr.
Man darf annehmen, daß mit Hinzuziehung der

Kosten der Kriminal-Prozesse die sämmtlichenJustiz-
16
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Verwaltnngs-Kosten sich auf 50000 Rthlr. im Regie¬
rungsbezirk Aachen belaufen.

Alle diese Verhältnisse berücksichtigt,wird man der
Wahrheit sehr nahe scnn, wenn man einnimmt, daß ein¬
schließlich der Einregistrirnngs- und Gerichtsschreiberei-
Gebühren sH. 240 sub ck und e,) und einschließlich des
Antheils, welcher von den Kosten der Zentral-Verwal-
tnng des Justiz-Ministeriums auf die Rheinprovinz zu
rechnen ist, für diese letztere die Jnstiz-Verwaltnngs-Ko-
sten 50000 Rthlr. betragen. Dieß macht ans den Kopf
der Bevölkerung 6 Sgr. 1k Pf.

Für die übrigen Provinzen würden die nämlichen
Kosten alsdann 5,476000 Rthlr., und ans den Kopf
der Bevölkerung 15 Sgr. 7 Pf., also 8 (sgr. 8 Pf.
mehr als in der Rheinprovinz, betragen.

Die Differenz ist aber in der Wirklichkeitweit grö¬
ßer, als dieselbe ans den Steuer- oder Verwaltnngsko-
sten-Verhältnissen hervorgeht.Denn die Einfachheit und
Bündigkeit der Gesehe bewirkt, daß der Privatmann bei
Verträgen und andern im bürgerlichen Leben vorkommen¬
den Verhältnissen in der Rheinprovinz weniger des Bei¬
standes eines Rechtsgelehrren bedarf, und daß viel weni¬
ger Prozesse vorkommen,als in den übrigen Provinzen.

Ilm zu benriheilen, in wiefern das Gerichtswesen,
je nachdem dasselbe eingerichtet ist, mehr oder weniger
eine die ünterthanen drückende Last wird, will ich hier
vcrgleichnngsweise das sämmtliche Justiz-Personal von
zwei in der Bevölkerung nicht sehr verschiedenen Regie¬
rungsbezirken, Aachen und Minden, angeben; im erstem
gilt das französische Gesetzbuch, im andern das preußi¬
sche Landrecht. Es ist aber dabei zu bemerken, daß im
Regierungsbezirk Minden das Patrimonial-Gerichtswescii
weit weniger blüht, als in den östlichen Provinzen, und
daß deßhalb in diesen das Gerichts-Personal verhältnis¬
mäßig noch größer ist.

Im Regierungsbezirk Aachen bestehen:
Ein Landgericht oder Tribunal erster Instanz;
Ein Handelsgericht;
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Achtzehn Friedensgerichtc;
Zwei Hypotheken -Äemter.

Beim Landgerichte sind angestellt:
1 Präsident,

11 Räthe,
4 Assessoren,
5 Proknratoren,
7 Gerichtsschreiber.

Beim Handelsgerichte sind angestellt:
1 Präsident und 8 Richter, ohne Besoldung,
1 Gerichtsschreiber,
t Hülfsgerichtsschreiber.

Bei den Friedensgerichten sind angestellt:
18 Friedensrichter,
18 Gcrichtsschreiber.

Bei den Hypotheken-Aemternsind angestellt:
2 Huporhekenbewahrermit ungefähr 6 Hnlfsarbeitern.

Außerdem sind vorhanden:
16 Advokaten,
37 Notare,
34 Gerichtsvollzieher.

Dieß sind zusammen 170 Personen.

Im Regierungsbezirk Minden bestehen:
Ein Oberlandesgericht;
Zwei Jnqnisitoriate;
Zwei und zwanzig Untergerichte.

Bei dem Oberlandesgerichtsind angestellt:
2 Präsidenten,

12 Räthe,
2 Assessoren,

27 Referenten,
45 Ansknltatoren, alle oder meistens unbesoldet,
4 Expedienten,
1 Journalist,
2 Archivaren,
6 Registratoren,
6 Kassen-Beamte,
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1 Kalkulator,
13 Kanzlisten.

Bei den Inqnisitoriaten find angestellt:
2 Direktoren,
4 Richter,
4 Aktnarien,
4 Kanzlisten.

Bei den Untergerichten find angestellt;
22 Richter,

180 Assessoren, Aktnarien, Registratoren, Registratur-
Assistenten, Rcndanten, Jngrossatoren und
Auktions-Kommissaren.

Außerdem sind 47 Advokaten vorhanden, die größ-
tenthcils zugleich Notariats-Geschäftebetreiben dürfen.

Dieß sind zusammen 383 Personen.
Die untern Angestellten, als Boten, Diener, Hülfs-

schreiber habe ich nicht ausgeführt; es sind deren auch
viel mehr im Regierungsbezirk Minden als im Regie¬
rungsbezirk Aachen. Die hieraus entstehende Differenz
mag den Umstand kompensiren, daß der erstcre Bezirk
40000 Einwohner mehr bat, als der letztere, da ich ein¬
mal annehmen will, daß beide in dieser Beziehung gleich
wären.

Demzufolge werden also nach dem preußischen Ge¬
richtswesen für 350000 Einwohner 213 Angestellte mehr
als nach der rheinischen, zur Besorgung der streitigen
und freiwilligenGerichtsbarkeit,des Hypotheken- und
Pupillen - Wesens gebraucht.

Vorausgesetzt nun, daß, — wie man in den Rhein¬
landen allgemein glaubt, -— die Justizpflegc mit 170
Angestellten wenigstenseben so gut, wie mit den 385
Angestellten besorgt wird, (besonders wenn die Verglei-
chung nach den Resultaten im Großen, und von dem
Gesichtspunkte deS höhern Staatszweckesans benrtheilt
wird,) so bringen die überflüssigen 213 Angestelltendem
Staate auf jede 35000 Einwohner, wo dasselbe Ver-
hältniß Statt findet, folgenden Nachtheil.

Erstlich kann für jeden Angestellten der jährliche
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ser Unterhalt durch Stenern oder Gebühren, oder aus
eignen Mitteln der Angestellten;(wie z. B. bei den Aus-
knltatorcn,) ausgebracht wird, ist, staatswirthschaftlich be¬
trachtet, sehr gleichgültig; denn wie dieß auch seh, der
Betrag wird ans eine Weise beschafft, welche in den
Folgen die Natur von Steuern äußert, und der Unter¬
schied ist ungefähr nur so, wie der einer gleichmäßigen
gegen eine ungleichmäßige Steuer. Es ist daher dieser
Nachtheil auf 106500 Rthlr. zu schätzen.

Zweitens arbeiten die 213 Angestellten nicht nur
nutzlos, sondern auf eine schädliche Weise. Denn sie
haben zum Theil nur dadurch Beschäftigung, daß die
Gesehe nicht gut sind, so daß mehr Prozesse vorkommen,
verwickelte Verhältnisse Statt finden, und zu Rcchtsge-
lehrten mehr Zuflucht genommen wird, als wenn die Ge¬
setze besser und in das Leben des Volks eingedrungen
wären. Nun sind aber bei vielen Prozessen, und in
manchen Fällen, wo Rath bei dem .Rechtsgelehrtenge-^
sucht wird, die Prozeßkosten oder die Gebühren des
Rechtsgelchrten, der kleinere Nachtheil; der größere be¬
steht darin, daß überhaupt der Prozeß, oder ein unsiche¬
rer Rechtstitel, und ein Fall, wo man ohne .Rath eines
Rechtskundigensich nicht helfen kann, Statt finden. Der
Nachtheil besteht außerdem in dem Zeitverlust, den die
350000 Menschen durch Besorgung von Angelegenheiten
erfahren, die bei einer einfachcrn und bessern Gesetzge¬
bung gar nicht vorkommen würden. Wer Prozesse, ver¬
wickelte Fälle und ihre Nachtheile kennt; wer feine Zeit
für kostbar achtet und sie nützlich verwendet, und dennoch
dieselbe mitunter in den Vorzimmern von Advokaten, oder
in vergeblichen Gängen zu denselben hingebracht hat; wer
vormundschaftliche Sachen in der.Rheinprovinzund auch
in Westphalen besorgt hat; — der wird gewiß mit mir
der Meinung sehn, daß der Nachtheil, den ich vorstehend
geschildert habe, sehr gering angeschlageil wird, indem
ich ihn auf 300 Rthlr. für jeden der 213 überflüssigen
Angestellten schätze. Dieß macht 63A00 Rthlr.
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Drittens würde von diesen 213 Angestellten bei

einer einstichern nnd bessern Einrichtung die Mehrzahl,

anstatt einer unnützen oder schädlichen Beschäftigung, eine

nützlichere und prodnzirende erwählt haben. Ich will nur

annehmen, daß jeder von ihnen im Durchschnitt 400

Rthlr. Werthe durch nützliche Arbeit produzirt haben

würde; diest stellt den auf diese Weise dem Staate er¬

wachsenen Nachtheil ans 85200 Rthlr.

Diese Rechnung ließe sich noch weiter ausdehnen.

Man könnte allenfalls auch den Nachtheil in Zahlen

darstellen, der daraus erwächst, daß durch die Anstellung

einer so großen Anzahl überstüssiger Beamten der Sinn

des Volks von der nützlichen und produzircnden Thätig-

keit zur unnützen nnd nichtproduzircnden hingelei¬

tet wird. Doch dieß führt mich hier zu weit, nnd ich

will mich damit begnügen, gezeigt zu haben, wie anf

eine Bevölkerung von 350000 Seelen, durch 213 über¬

flüssig Angestellte in der Justizverwaltung, dem Staate

ein Nachthei! von 255600 Rthlr., also auf den Kopf

von 21 Sgr. 11 Pf. erwächst.

Kein Vorwurf würde ungerechter sctm, als der, daß

die preußische Staatsverwaltung nicht riefe Einsichten im

Fache der Staatswirthschaft und der Finanzen besäße.

Ohne Zweifel zeichnet sie sich gerade in dieser Beziehung

vor den meisten europäischen Regierungen ans, und wenn

ich nicht Persönlichkeiten, seh es lobend oder tadelnd,

vermeiden wollte, so würde ich bei dieser Veranlassung

Namen nennen, ans die jeder Preuße stolz sehn kann.

Aber gerade, weil in jener Beziehung nicht der mindeste

Zweifel obwalten kann, scheint kaum glanblich, daß es

je ernstlich die Absicht der preußischen Staatsregierung

gewesen seh, die in der Rheinprovinz bestehende Justiz-

Einrichtung, ein harmonisches Ganze, welches zwar, wie

jede menschliche Schöpfung, der Vervollkommnung fähig,

jedoch zur Förderung der Staatskräfte so dienlich ist, ab¬

zuschaffen und eine andere Justiz-Einrichtung einzufüh¬

ren, deren wesentliche Mängel durch den vorlängst er¬

folgten Befehl zur Umarbeitung unumwunden anerkannt
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worden sind; einer Einrichtung, die, im Vergleiche mit
der rheinischen, die StaatSkräfte vergeudet, mit welchem
doch, bei der von Preußen im europäischen Staaten-Ver¬
ein eingenommenen Stellung, gut hanszuhalten, hinrei¬
chende Aufforderung oder Veranlassungvorhanden ist.

L. In Frankreich.

H. 242.

Die Kosten sind folgende:
Die Zentral-Verwaltung, oder das Ju¬

stiz - Ministerium 556000 Fr.
Der Staatsrat!) 486300 —
Der Kassationhofs 073300 —
Die Appellationshöse 4,374220 —
Die Assisen oder Kriminal-Gerichtshöfe 223200 —-
Die Tribunale erster Instanz 5,553910 —
Die Handels-Tribunale 176700 —
Die Polizei-Tribunale 62400 —
Die Friedensgerichtc 3,102670 —
Kriminal-Prozesse 3,300000 —

Summe 18,808700 Fr.
oder 4,937283 Rrhl.

Von den im H. 206 berechneten Ge-
richtsschreiberei- und Hypotheken-Ge¬
bühren dürften hier noch anzuneh¬
men seyn 1,062717 —

Gesammrkosten der Justiz-Verwaltung 6,000000 Rchl.



Neun und fünfzigstes Kapitel.
Die Kosten der Militär-Verwaltung und der Marine

und Kolonien.

H.. In Preußen.

H. 243.
Im tiefen Frieden kostet die Militär-Verwaltung,

nach dem Staats-Ausgabe-Etat für 1829, 22,165000
Rthlr.; nach Abzug der Pensionen, worüber im G. 249
das Nähere gesagt wird, sind 21 Mill. Rthlr. zu nor-
miren.

Ungeachtet schwerlich eine Armee besser als die preu¬
ßische orgauisirt ist, sind doch, sobald dieselbe auf den
Kriegsfuß gesetzt wird, oder nur irgend erhebliche militä¬
rische Demonstrationengemacht werden sollen, viel be¬
trächtlichereAusgaben nothwendig. Deßhalb hat seit den
wichtigen Ereignissen des Jahres 1830, wo die Armee
fast stets völlig schlagfertig erhalten worden ist, jene
Summe eben so wenig in Preußen ausgereicht, wie in
Frankreich die für den Friedens-Etat bestimmten Mili¬
tär-Verwaltungskostcnhingereicht haben. Doch fand ein
sehr wesentlicher Unterschied Statt: in Frankreich war die
Verwaltung nuter den restaurirtcn Vourbonen so schlecht
gewesen, und die Armee, oder die im Budget sür das
Kriegswesen ausgesetzte Summe diente in solchem Maße
zu Gnadenbezcugungcn der Royalisten pur oxoLlIonLo,
(das ist: der Servilen und der Schmeichler, welche Pa¬
triotismus heucheln und Anhänglichkeit an den Thron
haben, weil er der Duell der Gnade ist, welche die
Fürsten in Täuschungen einlullen, und an: Tage der Ge¬
fahr nicht zu sehen, auch in der Regel höchst unsäbige
Menschen sind, oder auch der gutmüthigcn oder edeldeu-
kenden Enthusiasten, welche sich mir Freuden sür den
Regenten aufopfern, aber keinen politischen Scharsblick,
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unmögliche Dinge für möglich und ausführbar erachten,)
daß die Kosten eines Kriegswesens, wie es Frankreich
seit der Juli-Revolution herzustellen für zweckmäßig er¬
achtete, ungeheuer waren; in Preußen dagegen war das
ganze Kriegswesen in so vortrefflichem Znstande, und
das Heer so gut eingeübt, organisirt und gerüstet, daß
hcrUebcrgang vom vollständigen Fricdensfnß zum kampf-
sertigen Zustande für einen großen Krieg viel schneller
und mit wenigen Kosten vor sich gehen konnte.

DaS preußische Heer, abgesehen von dem natürli¬
chen Hauptzwecke jeder Kriegsmacht, erfüllt außerdem
zweierlei Zwecke: es gewahrt vielen nicht wohlhabenden
Adelichen in der Mehrzahl der Ofstziersstellen ein an¬
standiges Unterkommen, und ist Bildnngsschnle für das
Volk.

Die meisten dienstfähigen Jünglinge gehen, entwe¬
der im stehenden Heere, oder in der Landwehr, durch
diese Bildungsschule; indessen scheint die Zahl der dienst¬
unfähigen, nach den Resultaten der ärztlichen Untersu¬
chungen zu schließen, in den vornehmern oder reichern
Familien größer als in der ärmern Volksklasss zu sehn.

H. 244.

Kolouiecn bat Preußen bekanntlich nicht, und inso¬
fern der Mangel des Besitzes derselben nicht eine Mit-
nrsachc sehn sollte, daß auch keine Seemacht vorhanden
ist, scheint daraus kein Nachtheil für den Staat hervor¬
zugehen; denn fast überall sehen wir als Folge des Be¬
sitzes von Kolonieen für das Mutterland beträchtliche
Kosten erwachsen. Diese letztern werden theils durch die
Verwaltung, und durch die Mittel, die Kolonieen in
Unterwürfigkeit zu erhalten, theils durch die Monopole
herbeigeführt, welche das Mutterland für seinen eigenen
Kousumo den Kolonial-Produkten einräumt, indem das¬
selbe solchergestalt sich diese fortwährend vertheuert, und
sehr erhebliche Steuern ausbringt, die gar nicht in die
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Staatskassen fließen, sondern zn weiter nichts dienen,
als die Pflanzer der Kolonieen zn begünstigen. Und in
mebr oder weniger weiter Ferne bleibt bei den meisten
Kolonieen obendrein die Gewißheit, daß sie sich vom Mut¬
terland? losreißen, nicht etwa, wie der erwachsene Sohn
der vaterlichen Gewalt entlassen wird, friedlich und in
Ruhe, sondern durch Aufruhr und Krieg.

Daß Preußen, und überhaupt Deutschland keine
Seemacht besitzt, daß Preußen die Ufer der Nordsee völ¬
lig verloren hat, daß, wenn die Niederlande nicht zu
Deutschland gehören, nicht einmal der Einfluß des größ¬
ten norddeutschenStaates daselbst so groß ist, um die
schmählichste Verletzung der wesentlichsten Schiffahrts-
Interessen energisch verhüten zn können, —> dies; kann
dem Patrioten nicht erfreulich sehn. Die Umstände sind
aber einmal beendete Thatsachen, und die Aufgabe der
preußischen Politik muß nun natürlich sevn, die Folgen
so günstig wie möglich im preußischenund deutschen In¬
teresse zu leiten.

13. In Frankreich.

H. 245.
Militär - Verwaltung.

Die sämmtlichcn Ausgaben werden in dem Budget
für 1832 zn 307,434(100 Fr., oder zu 80,700000 Rthlr.
veranschlagt; der Etat der Armee ist dagegen zu 410000
Mann und 92000 Pferde angenommen.

In jener Summe siud begriffen:
14,371000 Fr. für die Ausgaben wegen der Besetzung

von Algier;
2,499000 — für die Ausgaben wegen der Besetzung

von Morea;
10,000000 — für Bewaffnung der National - Garde;

(außerdem waren für diesen Zweck schon
34 Mill. Fr. verwendet worden.)

18,487000 — für die Kosten der Gensd'armerie.
Der Etat ist auf außerordentliche Rüstungen basirt,
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und durch die im H. 243 angeführten Umstände um so
mehr angeschwollen.

Da der von nur gewählte Vergleichspunkt sich ans
den Friedensfußgründet; so gehe ich auf den Zeitpunkt
vor der Juli-Revolution zurück; damals sollte das Heer
240009 Mann zählen, und 464 Milk. Fr., oder
43,050000 Rthlr. kosten.

Ungeachtet wahrscheinlich diese Kosten, nach Her¬
stellung des völligen Friedensfnßes, unter der neuen Re¬
gierung durch 'Abschaffung mehrerer früherhin bestandenen
Mißbräuehe, vermindert werden dürften, will ich doch
jene Summe als Militär-Verwaltnngskosten nornüren,
da hier noch niebt veranschlagt werden kann, welche Ver¬
änderungen die Folgezeit bringen möchte.

H. 246.
Menne und Kolonieen.

Diese Verwaltung kostet nach dem Budget für 4832
65 Mill. Fr. oder 17,062500 Rthlr.

Nach den Etats unterhielt Frankreich gegen diese
Summe in gutem Stande:

34 Linienschiffe,
39 Fregatten,
42 Dampfschiffe,

194 andre Kriegsfahrzeuge;
und im Bau begriffen:

24 Linienschiffe.
27 Fregatten,

5 Dampfschiffe,
43 andre Kriegsfahrzenge.

Die Staats-Einnahmeu von Stenern und Domänen
in den wenigen Kolonieen, welche Frankreich beim letzten
Frieden übrig geblieben sind, werden gerade durch die
Kosten der Zivil-Verwaltung absorbirt.

Die Erhaltung der Truppen in den Kolonieen kostet
4,575000 Rrhlr. Das Mutterland opfert für dieselben
jährlich diese Summe, und legt sich außerdem, zur Be¬
förderung der Kolonial-Jnteressen,vermittelst hoher Zoll-
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sähe auf den nicht von französischen KoZonieen herkom¬
menden Kaffee, Zucker :c. betrachtliche Stenern, entweder
direkt, oder indirekt durch Vertheuernng dieser Produkte,
auf. (Vicl. H. 244.)

Sechzigstes Kapitel.
Die Kosten der Verwaltung der auswärtigen

Angelegenheiten.

In Frankreich.

H. 247.
Die Ausgaben sind folgende:

Gehalt des Ministers 106666 Fr.
I^rnix cle Representation 26606
Die Gehalte oder Lohne sämmtlicher An¬

gestellten beim Ministerium 446666 —
Heihnng; Erleuchtung; Livree der Be¬

dienten; Drnckkosten; Papier; Karten;
Journale; Bücher; Unterhaltung der
Möbeln und der Gebäude :c. 168660 —

Kosten der Zentral-Vcrwaltung 734066 Fr.
Gehalt der Gesandten, Bevollmächtigten

und Konsuln 4,308606 Fr.
Wagegelder. 136600 —

Einrichtnngs-Kostendes Minister-Hotels 306660 —
Reise- und Kurier-Kosten 450606 —
Dienst-Unkosten 656000 —
Diplomatische Geschenke 50000 —
Entschädigungen und Unterstützungen 80660 —
Geheime Ausgaben 700006
Außerordentliche Sendungen und unvorher¬

gesehene Ausgaben 106660 —
Summe 7,50266 0 Fr.

oder rund 1,970060 Rthlr.
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In Preußen.

H. 248.

Nach dem Staats-Ausgabe-Etat für 1829 betra¬

gen die Kosten 586000 Rthlr.
Indessen siitd wahrscheinlich in dieser Snnnne die

gcheimen AnSgaben nicht begriffen, welche die Diploma-

tjk jedcS großen Staates mit sich bringt, nnd für die das

französische Budget 700000 Fr. (nach H. 247,) aufführt.

! Ich will dafür nur 64000 Rthlr. annehmen, und mit¬

hin die Gesammtkosten der Verwaltung der auswärtigen

Angelegenheiten zu 650000 Rthlr. uormiren.

Ein und sechzigstes Kapitel.
Pensionen und Leibrenten.

K. In Preußen.

H. 249.

Der StaatS-Ausgabe-Etat für 1829 enthalt fol¬

gende zwei, zu obiger Rubrik gehörige Positionen:

Pensionen und Unterstützungen für emeritirtc StaatSdiener,

deren Witwen und Hinterbliebene 966000 Rthlr.

Lebenslängliche Kompetenzen und Pen¬

sionen für die Mitglieder aufgehobener

geistlicher Korporationen; Pensionen,

welche traktatengemäß zu leisten sind 2,192000 —

In der oben angeführten Summe von

966000 Rthlr. sind, wie auS den mi¬

nisteriellen Erläuterungen zum StaatS-

AnSgabe-Etat hervorgeht, die Militär-

Pensionen nicht begriffen; bei dem, in

der preußischen Kriegsverwaltung überall

vorherrschenden Geiste der Sparsamkeit

und richtigen Maßhaltung glaube ich

für jene Pensionen nicht mehr anneh¬

men zu können, als 1,165000 —

Summe 4,325000 Rthlr
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L. In Frankreich.

H. 250.
Die Militär-Pensionen betragen 43,700000 Fr.,

oder 51,471250 Rthlr.
Die Ursache, weshalb diese Pensionen so sebr be¬

trachtlich sind, liegt Heils in den Kriegen, welche Frank¬
reich zwanzig Jahre hindurch sast nnnnterbrochen geführt
hat, theils iit dein mehrfachen Wechsel der Regierungen.
Die Bourbonen sehten, wo es nur anging die Offiziere
aus der Napoleonisehcn Zeit, welche sie für nicht ihnen
ergeben hielten, ans Pension, und andere ergebenere an
ihre Stelle; mit diesen letztern kam die neue Regierung
der Orleans hinwiederumin das nämliche Verhältnis.

Alle übrigen aus Staatskassen zu zahlende Pensio¬
nen und Leibrenten belaufen sich in runder Summe auf
12 Mill. Fr. oder 3,150000 Rthlr. Nicht begriffen in
dieser Summe sind die Pensionen, welche ans eigenen
Pensionsfonds bezahlt werden; diese stehen zwar auch
unter der Verwaltung der Ministerien, und es wird den
Kammern Rechenschaft darüber abgelegt, aber die Fonds
sind oder waren durch Gehalts-Abzüge der Angestellten
gebildet. Diese Pensionen gehören daher eben so wenig
zu den Staats-Ausgaben, wie in Preußen die Witwen-
Gehalte, welche ans der allgemeinen, ebenfalls unter der
Verwaltung der Staatsbehörden stehenden, Witweukasse
bezahlt werden.

Die Gesammtsumme der hier zu normirenden Pen¬
stonen und Leibrenten ist daher 14,621250 Rthlr.
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Zwei lmd sechSzigstcs Kapitel.
Bildung des Staatsschatzes in Preußen.

H. 251.

In Frankreich denkt man, so wenig wie in Eng¬

land, daran, einen Staatsschatz zn sammeln, es ist da¬

her in dieser Beziehung hier nur von Preußen die Rede.

Das große Hülfsinittel beträchtlicher Staatsanleihen

bei außerordentlichen Bedürfnissen war in früherer Zeit

nicht so zu benutzen, wie in nnserin Zeitalter; damals

mochte es weise seyn, oder dafür gehalten werden, einen

Staatsschatz zn sammeln, um im Fall der Roth mit den

erforderlichen Geldmitteln ausgerüstet zu sehn. Jetzt wird

dieß nach den Regeln der Staatswirthschaft allgemein,

besonders aber in den Staaten, welche durch eigne Starke,

nicht allein durch Konomienz der größern Machte, selbst-

standig sind, oder da, wo die Staatsregiernng in dem

Bewußtseyn ist, durch den allgemeinen National-Willen

unterstützt zn werden, oder diesen überall beherrschen zn

können, für schädlich erachtet. Die Gründe für diese

Meinung sind in der Kürze folgende:

1) Die Kriege werden jetzt mit so großen Massen

geführt, und die Kriegshülfsmittel (Artillerie und Genie-

Wesen,) werden mehr und mehr so großartig, daß ein

Staatsschatz für ein wenig ausreichendes Mittel zur Auf¬

bringung der Kosten erachtet wird. Die höchft'-nögliche

Ausbildung der Staatskräfte, und ein zur Benutzung

derselben zweckmäßig eingerichteter Staas - Organismus

hält man für die einzig hinreichenden Mittel für jenen

Zweck.

2) Daß Kapitale dem National-Vermögen, vermit¬

telst Ansammlung eines Staatsschatzes entzogen werden,

soll der Ausbildung der Staatskräfre geradezu entgegen

wirken; nicht nur, indem dieser Theil des National-Ver-

mögens nutzlos daliegt, und so viel weniger Kapita! zur
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Produktion, oder zur Schaffung von Wertsten, oder zur
Vermehrung von Kapitalen, von der Nation angewendet
werden kann, sondern auch, indem für die Ansammlung
des Staatsschatzes so viel mehr Steuern erhoben werden
müssen, folglich die Produktion vertheuert oder erschwert
wird.

3) Sollte, um die vorstehenden Gründe einigerma¬
ßen zu beseitigen, der Staatsschatznicht müssig hingelegt,
sondern rentbar gemacht werden, so bleibt einer Staats¬
verwaltung, um den eigentlichen Zweck, bei außerordent¬
lichen Bedürfnissen schnell über die erforderlichen Fonds
ohne ncnes Anleihen, oder ohne neue Steuern, verfügen
zu können, schwerlich ein sichereres Mittel übrig, als die
Anlegung in Staatspapieren. Dann tritt aber der näm¬
liche Üebelstand ein, den man vermeiden wollte: der Staat
mnß bei ausbrechendem Kriege Staatspapiere zu einem
niedrigem Kurse, als dem der Friedenszcit verkaufen.

4) Es soll das Vorhandenseyn eines Staatsschatzes
die Staatsregierung in große Versuchung führen, sich für
reicher zu halten, als sie in der Wirklichkeit ist, so wie
auch, Ausgaben zu machen oder Unterstützungen zn ge¬
wahren, die mit den allgemeinen Regeln einer vernünf¬
tigen Politik und StaatSwirthsehaftnicht verträglich sind.

In Preußen geht die Staatsregierung von andern
Ansichten aus. Möglich ist, daß die Achtung für die
Grundsatze Friedrichs des Großen hierbei einwirkt; dieser
hinterließ bekanntlich einen beträchtlichen Staatsschatz, der
indessen unter der Regierung seines Nachfolgers, Friedrich
Wilhelm des Zweiten in wenigen Jahren zusammen¬
schmolz.

Die allerhöchste Kabinetsordrc vom 47. Januar 1820
sprach auf der einen Seite die Nothwendigkeit aus, zur
Deckung des Staashanshaltungs-Bedarfs neue Steuern
einzuführen, sdie auch bekanntlich eingeführt worden sind,)
und auf der andern Seite ward in der nämlichen aller¬
höchsten Ordre, selbst unter diesen Umständen, schon die
Ansammlungeines Staatsschatzesverordnet.
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H. 353.

In den ersten Jahren nach 1830 ist der Staats¬

schatz schwerlich sehr angewachsen; indessen von 1834 an

sind ohne Zweifel die in denselben geflossenen Snminen

von Jahr zn Jahr bis 1830 beträchtlicher geworden,

denn nach der im H. 351 angeführten allerhöchsten Ka-

binetsordre sollen die Reveuüen-Ueberschüsse zur Bildung

jenes Schatzes verwendet werden, und bei Darstellung

der preußischen Steuern ist gezeigt worden, in welchen!

Maße der Ertrag mancher alljährlich zugenommen hat.

Vergleicht mau dieses Verhältnis! der Zunahme der

Staatseinnahmen mir dem Etat der Ausgaben, so ist als

höchst wahrscheinlich anzunehmen, daß von 1830 bis

1837 der Staatsschatz bis zu 8 bis 10 Mill. Rthlr.

angewachsen war, und daß von 1838 an bis zu den

wichtigen Ereignissen deS Jahres 1830 jährlich 4 Mill.

Rthlr. in denselben geflossen sind; beim Eintritt dieser

Ereignisse hätte der preußische Staatsschatz mithin unge¬

fähr 18 Mill. Rthlr. betragen.

Für 1838 kann, wie vorstehend angegeben, diese

Art von Ausgabe zu 4 Mill. Rthlr. uormirt werden.

Drei und sechzigstes Kapitel.
Tilgung und Verzinsung der Staatsschulden, aus¬
schließlich der Zinsen von schwebender Schuld und
von Deposit e n - Geld e rn. Betrag der Staatssch ulden

im Jahre 1830. Außerordentliche Ausgaben in
den Zahren 1830 — 1832,

7K. In Preußen,

H 353.

Als schwebende Schuld, welche Benennung nicht in
Preußen üblich ist, betrachte ich die etwa vortommende
Benutzung von Kredit Seitens der Seehandlung bei Bau-

16
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gniers, oder sonst im Laufe der Geschäfte. Da die See-
Handlung statutgemäß die Geldgeschäfte des Staates be¬
sorgt, so ist eine solche Kredit-Benutzung füglich mit der
schwebenden Schuld in Frankreich zu assimiliren.

H. 354.
In Rechtlichkeit und Pünktlichkeit bei Erfüllung der

Verbindlichkeiten gegen Gläubiger steht kein Staat über
Preußen. Dieser Grundsatz, verbunden mit Ordnung
und Sparsamkeit, ist ein charakteristischer Zug der erha¬
benen Dynastie Hohenzollern, welcher von dem Burg¬
vogte zu Nürnberg bis jetzt fast ohne Unterbrechung sich
vererbt, den Grund zur Erhebung der Dynastie gelegt,
und zum großen Theile bewirkt hat, daß Preußen eine
europäische Macht geworden ist.

Selbst unter herben Schicksalen hat Preußens Recht¬
lichkeit gegen Staatsglänbiger sich nicht verleugnet; der
große Staatskredit, den es besitzt, ist eine für die Dy¬
nastie höchst ehrenvolle, und für den Staat sehr nützliche
Anerkennung dieser Grundsätze.

355.
Das gestimmte Staatsschnldcnwcscn ward durch das

Gesetz und die allerhöchste Kabinetsordre vom 17. Ja¬
nuar 1830 geordnet. Eine regelmäßige Tilgung und Ver¬
zinsung der Staatsschulden ward festgesetzt, und in Be¬
ziehung ans die vorhandenen, oder künftig zu kontrahi-
renden Staatsschulden, wurde zugleich bestimmt:

„Wir erklären diesen Staatsschulden-Etat ans immer
für geschloffen. Ueber die darin angegebene Summe hin¬
aus darf kein Staatsschuldschein oder irgend ein anderes
Staatsschulden-Dokumentausgestellt werden."

„Sollte der Staat künftighin zu seiner Erhaltung
oder zur Förderung des allgemeinenBesten in die Noth-
wendigkeit kommen, zur Aufnahme eines neuen Darlehns
zu schreiten, so kann solches nur mit Zuziehung und un¬
ter Mitgarantie der künftigen reichsständischenVersamm¬
lung geschehen."
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„Zur Ausführungder in gegenwärtiger Verordnung
enthaltenen Bestimmungensetzen Wir eine von den ädri¬
gen Staats- und Finanz-Verwaltungen ganz abgeson¬
derte Behörde, unter der Benennung: Hauptverwaltung
der Staatsschulden,hiermit ein. Diese Behörde soll ans
Einem Präsidenten und vier Mitgliedern bestehen." (Fol¬
gen die Namen der Ernannten.)

/,In Zukunft und beim Abgange des Präsidenten
oder eines der Mitglieder werden Uns von der künftigen
rcichsständischen Versammlung,und bis zu deren Errich¬
tung von dem Staatsrat!)?, drei Individuen zur Aus¬
wahl eines derselben vorgeschlagen."

Wie bereits im H. 8 bemerkt worden ist, hat aber
die Seehandlung, als das gesetzlich zur Betreibung der
Staats-Geldgeschäfte bestehende Institut, die Befugnis,
Staats-Anleihen zu machen. Es kann nicht dem min¬
desten Zweifel unterliegen, das die Anleihen der See-
Handlung ganz gleich mit andern Staatsanleihen zu ach¬
ten sind, denn jene Befugnis wurde nicht widerrufen,
auch schon zwei Jabr später, vermittelst des Abschlusses
eines Anleihens in London, benutzt. Ans den allegirten
Gesetzes-Stellen, in Verbindung mit den gesetzlichen Be¬
fugnissen der Scehandlnng, folgt also: daß, so lange
keine reichsständische Versammlungbesteht, nur die See-
Handlung Staats-Anleihen abschließen kann, das, wenn
aber diese Versammlungin das Leben treten sollte, als¬
dann solche Anleihen ans zweierlei Weise gemacht wer¬
den können, einmal mit Zuziehung und nnrer Mitga¬
rantie der Reichsstände, und sodann auch durch die
Scehandlnng.

H. 256.
Nach dem Staats-Ansgabcn-Etat für 1829 werden

zur Verzinsung und Tilgung der Staatsschul¬
den, für die erster? 7,452066 Rthlr., für die letztere
5,485066 Rthlr., zusammen 10,937000 Rthlr. jährlich
verwendet. Dies ist die Summe, welche zu diesem Zweck
von der „Hauptverwaltung der Staatsschulden," sVicl.

16 *



H. 255,) verausgabt wird; hinzuzurechnen ist, was dir

Nebenverwaltting der Staatsschulden, nämlich die esee-

handlung, für den uänilichen Zweck ausgiebt. Das von

derselben im Jahr 1822 konrrahirte Staatsanleihen be¬

trug 3? Misl. Pfund Sterling, davon waren zu Ansang

des Jahres '1832 1,360000 Pfund Sterling zurück be¬

zahlt; man kann daher annehmen, daß die von der See¬

handlung zur Tilgung und Verzinsung von Staatsschul¬

den jahrlich verwendete Summe (um den Zeitraum von

1828) ungefähr 1,663000 Rthlr. betragen habe.

Die Gesammt-Ausgabe für den angegebenen Zweck

betragt daher 12,600000 Rthlr., und zwar 7,600000

Rrhlr. für Verzinsung, und 5 Mill. Rthlr. für Tilgung.

H>. 257.

Nach dem, im Gesetze vom 17. Januar 1820 ent¬

haltenen Etat bestanden die Staatsschulden ans:

n) verzinslichen eigentlichen Staatsschulden für

180,091720 Rthlr.

d) provinziellen, (ebenfalls verzinsli¬

chen) Schulden, die vom Staate

übernommen sind, für 25,914694 —

e) unverzinslichen Staatsschulden,

oder sogenannten Kassen-Anwei¬

sungen, für 11,242347 —

217,248761 Rlhir.

Das im Jahr 1822 von der

Seehandlung geschlossene Staatsait¬

leihen betrug:

3G Mill. Pfund Stcrl. n 6^ Rthlr. 23,625000 —

Iii 1820—1822. Summe 240,87376st7Rchlss

Durch die allerhöchste Kabinetsordre vom 21. De¬

zember 1824 ward eine neue Verbriefung der unverzins¬

lichen Staatsschuld (snb «,) ohne Veränderung der Sum¬

me verordnet. Insoweit trat jedoch eine Modifikation

der Natur dieser Papiere ein, daß früher auf denselben

ein Realisations-Büreau bemerkt war, wo sie gegen baa-
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res Geld nmgetanscht lverden konnten, wogegen nun diese
Einrichtung wegfiel, die Papiere aber bei den in die
Staatskassen zu machenden Zahlungen zum vollen Nenn¬
werth angenommen werden mußten. Auf diese Weise
haben die sogenannten Kassen-Anweisungenvöllig die
Natur eines Papiergeldes erlangt, wahrend sie früherhin
noch einige Aehnlichkeit mit jederzeit in baares Geld um¬
zusetzenden Nankzetteln hatten.

Nach der allerhöchstenKabinetsordre vom 22. April
1827 ward die Summe der unverzinslichen Staatsschul¬
den, (oder Kassenanweisungen,) um 6 Mill. Rthlr. ver¬
mehrt, und dagegen eine gleiche Summe verzinslicher
Staatsschulden eingezogen; der Staat erlangte aus diese
Weise eine Zinsen-Ersparniß von jahrlich 240090 Rthlr.

Die preußischen Kassen-Anweisungen kursiren in den
Nachbarstaaten sehr viel, und ganz dem preußischen Sil-
bergelde gleich; dieß ist Anerkennung und Lohn der Ord¬
nung im preußischen Staatshanshalte, so wie der Recht¬
lichkeit der preußischen Staatsregiernng in Erfüllung ein¬
gegangener Verpflichtungen.

Den pnblizirten Schnldentilgnngs-Planennach kann
man annehmen, daß im Jahr 1830 an verzinslichen
Staatsschulden noch vorhanden waren 190 Mill. Rthlr.
einschließlich des Restes des Seehandlnngs-Anleihensvon
1822, welcher nach der Staatszeitnng No. 77 von 1832
um diese letztere Zeit noch 2,140000 Pfund Sterling
betrug. Rechnet man die unverzinslichen Staatsschulden
mit 17,242347 Rthlr. hinzu, so betrug die gesammte
Staatsschuld in runder Summe 207 Mill. Rthlr. im
Jahr 1830, das ist zu der Zeit, als außerordentliche
politische Verwickelungen in Europa eintraten, durch welche
die Staatsbedürfnisse über das frühere Bedürfniß gestei¬
gert wurden.

H. 258.
Wie viel die außerordentlichen Ausgabe!?, welche

Preußen theils durch Maßregeln zur Abwehrung der
Cholera, theils und vorzüglich durch Kriegs-Rüstungen
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und kriegerische Demonstrationen vom Sommer 1830 bis
zu Ende des Jahres 1832 gehabt hat, betragen, ist nicht
amtlich bekannt geworden, auch nicht ans dem im letz¬
ter» Jahre pnblizirten Staats-Ausgabe-Etat ersichtlich,
da dieser nur ans den gewöhnlichen Friedensfußbasirt ist.
Indessen laßt sich der muthmaßliehe Betrag jener Aus¬
gaben ermitteln.

Erstlich kann man annehmen, daß der Staatsschatz
mit ungefähr 18 Mill. Rthlr., dem Zwecke seiner An¬
sammlung gemäß, zu den gedachteil Ausgaben verwendet
worden ist.

Zweitens, auf gleiche Weise die Uebcrschüsse, welche
die Staats-Einnahmen über den Betrag der Ausgaben
nach dem Friedens-Etat hinaus gewähren. Diese Ue-
berschüsse sind, wegen der durch Cholera und Kriegsfurcht
mitunter stattgefnndenen Lähmung des Verkehrs, wahr¬
scheinlich kleiner gewesen, als ich solche im H. '252 nor-
mirt habe; sie mögen mithin ungefähr für die Jahre
1830—1832 im Ganzen 7 Mill. Rthlr. betragen.

Drittens ist zur Deckung jener Ausgaben im Laufe
des Jahres 1832 ein neues Staatsanleihen, unter der
Benennung eines Prämien-Geschäfts der Seehandlnng,
von 12 Mill. Rthlr. abgeschlossen worden.

Nimmt man an, daß der Betrag des letzter» An¬
leihens zur ungefähren Hälfte bis zu Ende des Jahres
1832 verbraucht worden sei, so können die außerordent¬
lichen Ausgaben der Jahre 1830—1832 im Ganzen für
Preußen mnthmaßlich 30 Mill. Rthlr. betragen.

ü- In Frankreich.

H. 259.

Die französtschcn Staatsschuldenbetrugen im Jahre
1830 beim Ausbruch der Juli-Revolution:
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mi Rencen oder Zinsen: oder in Kapital:
zu 5 Prozent 163,767304 Fr. 3275,344080 Fr.

4- 1,027696 — 23,637689 —
^4 3,125210 — 78,130250 —
— 3 — 35,455274 — 1181,643466 —

203,375384 Fr. 4558,154485 Fr.
Iii Abzug sind zu
bringe«: die von
derAmorlisations-
Kasse zurück ge¬
kauften Renten,
welche von dieser
Kasse fortwahrend
bezogen werden,
ungefähr 42,000000 — 840,000000 —

161,375384 Fr. 3718,i"54485 Fr.
D ie Verzinsung der Staatsschulden betragt

mithin 42,360900 Rthlr.
Zur Tilgung der Staatsschulden werden ver¬

wendet:
n) die oben erwähnten von der Amortisations-Kasse zu¬

rück gekauften Renten 42,000000 Fr.
b) Zuschuß dazu, den die nämliche Kasse

empfängt, ungefähr 43,000000 —
Summe 85,000000 Fr.

oder 23,312000 Rthlr.
Zur Verzinsung und Tilgung der Staats¬

schulden werden also im Ganzen 64,672000 Rrhlr.
verwendet.

H. 260.
Wie im vorigen H. nachgewiesen worden ist, betru¬

gen die Staatsschulden im Jahre 1830
3718,154485 Fr., das sind in runder Summe 976
Mill. Rthlr. Ueber zwei Fünftel dieser Schulden ssnd
vom Jahr 1818 bis 1830 gemacht worden, gehören also
nicht den Kriegs-Ereignissen und den Friedensschlüssender
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Jahre 1814, 1815 an, und eben so wenig der Besatzung

Frankreichs von Truppen der alliirten Mächte bis zu

Ende des Jahres 1818; sondern es sind nahe an 400

Milk. Rthlr. Schulden unter der Bonrbonischen Regie¬

rung wahrend einer Zeit gemacht worden, wo der Ver¬

kehr in Friedenszeit blühte, und als Folge dieses Zu-

standes den Ertrag der indirekten Stenern von Jahr zu

Jahr stieg; sie sind vorzüglich deßhalb gemacht worden,

um zwei der Nation verhaßte Maßregeln auszuführen:

die Vernichtung der konstitutionellen Regierung in Spa¬

nien, und die Emigranten-Entschädigung.

Seit der Juli-Revolution ist, als Folge der außer¬

ordentlichen Rüstungen und der sonstigen dadurch herbei¬

geführten Maßnahmen, die Staatsschuld, einschließlich

der nach der nach dem Budget von 1852 noch zu rea-

lisirenden Renten, um ungefähr 312 Mill. Fr. oder 82

Mili. Rthlr. vermehrt worden. Rechnet man den zu

gleichem Zwecke verwendeten Ertrag von außerordentlichen

Holzschlägen hinzu, so ist anzunehmen, daß Frankreichs

außergewöhnliche, durch die politischen Ereignisse des

Jahres 1830 ursprünglich veranlassten Staats-Ausgaben

bis zu Ende von 1832 ungefähr 100 Millionen Rthlr.

betragen.

tl. In Preußen und Frankreich.

H. 261.

Nimmt man an, daß die preußischen verzinslichen

Staatsschulden, welche nach H, 257 ungefähr 100 Mick.

Rthlr. im Jahre 1830 betrugen, alle pari eingclöset oder

zurückgekauft werden müßten, nimmt man ferner an, daß

bis zur völligen Tilgung jährlich, von 1830 an gerech¬

net, die bisherige Summe von 5 Mill. Rthlr. zur Til¬

gung verwendet würde, fo müßten jene Schulden unge¬

fähr in 38 Jahren getilgt seyn; Preußen würde also im

Jahre 1868 weiter keine Staatsschulden als die unver¬

zinslichen und die seit 1830 komrahirtcn haben.
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Nimmt man an, daß Frankreich fortfahre, die Zin¬
sen der von der Amortisatious-Kassezurückgekauften Staats¬
schulden und außerdem 43 Mill. Fr. zur Tilgung der
im Jahr 1830 vorhandenen Staatsschulden jahrlich zu
verwenden, nimmt mau ferner au, daß diese Schulden
jm Durchschnitt pari zurückgekauftwerden müßten, daß
die Amortisatious-Kasse die Zinsen zu 4 Prozent von
dem Preise der zurückgekauften Staatsschulden beziehe,
und daß auch die nach H. 259 schon früher zurückge¬
kauften 840 Mill. Fr. nur 4 Prozent Zinsen eintragen
werden, — so würde Frankreich im Jahre 1858 weiter
keine Staatsschulden, als die seit 1830 kontrahirten, und
die schwebende Schuld haben.
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Sechste Abtheilnng.
Bemerkungen und Erläuterungen zu den, in
den vorhergehenden Abtheilungen dargestell¬
ten, Verhältnissen. Verschiedene ftaatswirth-

schaftliche und politische Betrachtungen.

Vier und sechzigstes Kapitel.
Kurze Bemerkungen oder Erläuterungen zu den Ta¬

bellen 4—10.

H. 262.
Vierte und fünfte Tabelle, oder die Staats - Revenuen und Gemeinde-

Steuern in Preußen und Frankreich.

In beiden Tabellen dürften nur sehr wenige Steuern
oder Einkünfte unausgeführt geblieben seyu. Absichtlich
sind nicht aufgeführt worden:

n) Die Strafgelder. Diese fließen in Preußen
wie in Frankreich zu einein großen Theile nicht in die
Staatskassen, sondern sie gehören den Geineinden oder
wohlthätigen nnd gemeinnützigen Instituten; mitunter
erhalten auch die Angeber der Straffälligen einen An-
theil. Die Normirung der Strafgelder für beide Staa¬
ten, besonders für Preußen, dürste schwer sehn, und
kaum ist zu bezweifeln, daß, wenn sie richtig ermittelt
würden, der Beitrag in Preußen verhälruißmäßig viel
größer, als in Frankreich sich herausstellen müßte. Demi
erstlich wird in Preußen viel mehr admiuistrirt oder
geboten und verboten, und es ist daher mehr Veranlas¬
sung zum Strafen, als in Frankreich; zweitens ist in
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Mmn Lande die Strafe der Vermögens-Konfiskation
völlig abgeschafft, während sie in dem erstern noch
besteht.

b) Die Zensur-Gebühren in Prenßen, eine
nicht unbeträchtliche Steuer für den Steuerpflichtigen,
welche in manchen Städten für die Zensoren, — mei¬
stens Regiernngsrärhe nnd Polizei-Direktoren, — eine
nicht unerhebliche Besoldungs-Zulage bildet. In Frank¬
reich besteht keine Zensur, folglich auch keine Zensur-
Gebühr.

c) Einige Abgaben, welche in Frankreich
durch die Unternehmer von Privat-Lchranstal-
ten an die königliche Universität zu entrichten
sind. Diese Abgaben mögen die Zensur-Gebühren in
Preußen kompensiren.

ck) Verschiedene Gebühren für Ex a in in a-
tionen von Beamten, Gelehrten, für die Er-
thcilung der Doktor-Würde und dergl. Solche
Gebühren dürsten in Prenßen verbältnißmäßig mehr als
in Frankreich betragen, weil das Examiiiiren in dem er¬
stern Staate viel mehr an der Tagesordnung ist, als im
letztern; dergestalt, daß wenn die Examinationen den
Maßstab zu dem Verstände, der Tüchtigkeit nnd den
Kenntnissen der Verwaltnngs- nnd höhern Staatsbeamten
allein bildeten, Prenßen die größten Staatsmänner nnd
die geschicktesten Administratoren, die besten, einfachsten
Nnd am vorzüglichsten redigirten Gesetze und überhaupt
die größte Zweckmäßigkeit und Harmonie in dem Staats-
Organismns besitzen, Frankreich dagegen in allen diesen
Vorzügen außerordentlich weit zurückstehen müßte.

Der allerhöchsten Wahrscheinlichkeitnach trägt Pren¬
ßen zu den absichtlich nicht aufgenommenenStenern oder
Einkünften sowohl wie zu denen, die unabsichtlichüber¬
gangen sehn könnten, verhältnißmäßig mehr bei als Frank¬
reich, zumal da eine Steuer in Prenßen, wegen man¬
gelnder Nachweisen, leichter übergangen werden kann

In beiden Tabellen sind die verschiedenen Stenern
oder Einkünfte in analoge Haupt - Rubriken abgecheckt,
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um die Uebersicht und die Vergleichnngen zu erleichtern.

Es ist hierbei aber zu bemerken, daß in dieser Beziehung

nicht überall eine völlige Gleichheit der Natur der

Stenern Statt findet. So z. B. einhalten in der fünf¬

ten Tabelle die direkten Stenern sub No. 6. wirklich

alle, welche in Frankreich, mit Ausnahme von Gemein¬

de-Steuern, entrichtet werdcn, und da daselbst gar keine

indirekten Departe'"ental-Steuern bestehen, zugleich alle

diese letztem; in der vierten Tabelle dagegen find diese

nur in so weit in der Rubrik der direkten Stenern ent¬

halten, als sie in Zuschlagen zur Grundsteuer bestehen,

der übrige Theil ist unter der Rubrik der besondern Ver-

waltnngs-Steuern, als Provinzial - Stenern aufgeführt

worden, und in diesen letztern sind einige direkte Stenern,

nämlich Zuschläge zur Klassen- und Gewerb-Steuer be¬

griffen, welche gleichwobl snd iXu. 47 zu der allgemei¬

nen Rubrik der indirekten Stenern gezahlt worden sind.

Dergleichen klcbelstände oder kleine Differenzen, welche

dem aufmerksamen Leser bei der Darstellung der Steuern

im Vergleiche mit den Tabellen nicht entgehen werde»,

waren bei der Verschiedenartigkeit des Stenerwesens von

Preußen und Frankreich, und besonders bei den man¬

gelnden vollständigen Nachweisen über die Stenern des

erstem Staates schwer zu vermeiden; indessen beeinträch¬

tigen sie auch wesentlich wenig die Richtigkeit der Folge¬

rungen. Damit um so leichter die Einwirkung in dieser

Beziehung übersehen werden könne, sind ans den bei¬

den Tabellen die HH. bemerkt worden, wo über die

Steuern oder Einkünfte in der Darstellung derselben

das Nähere nachgesehen werden kann.

H. 263.

Sechste Tabelle, oder die Steuern, welche im Regierungsbezirk Aachen
während der französischen Herrschaft und im Jahre 1328 ent¬

richtet worden sind.

Ans dieser Tabelle ist der größere Theil der im vo¬

rigen H. enthaltenen Bemerkungen anwendbar.
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Das Resultat der Tabelle, eine höchst beträchtliche
Steuer -Erhöhung in der Rheinprovinz seit dein Ueber-
gange von der französischen Herrschaft zur preußischen,
erfordert einige Bemerkungen.

Unter den direkten Steuern ist eigentlich die Perso¬
nen -Steuer am meisten erhöhet worden. Die Klassen-
steuer ergiebt gegen die frühere französische Personal- und
Mobilar-Steuer ein Mehr von 83939 Rthlr.; dazu
muß der ganze Betrag der Mahl- und Schlacht-Steuer
mit 24637 Rthlr. gerechnet werden, weil diese da, wo
sie besteht, die Klassenstener erseht, also in dieser Bezie¬
hung die Natur der Personen-Steuer hat. Der Unter¬
schied macht daher im Ganzen 158576 Rthlr., und der
Steuer-Ertrag ist fast dreimal so groß, als derjenige der
frühem Personal- und Mobilar-Stener. Ungeachtet ans
den Kops der Bevölkerung, wegen der betrachtlichenZu¬
nahme der letztern, der Unterschiedweniger groß ist, be¬
trägt das Mehr demnach 12 Sgr, 8 Ps., denn srüher-
hiu hatte jeder Mensch im Durchschnitt 8 Sgr. 6 Pf.
au Personen-Steuer zu entrichten, und jetzt machen die
beiden diese letztern darstellenden, Stenern zusammen
2! Sgr. 2 Ps. im nämlichen Durchschnitt.

Die Gewerbesteuer,obgleich dieselbe auch ohne Er¬
höhung der Steuersätze durch Zunahme der Gewerbe ge¬
stiegen seyn würde, bietet einen so reichlichen Betrag dar,
daß derselbe diesem Unistande nicht allein zugeschrieben
werden kann.

Zieht man von den Stenern von Getranken und
.Lebensmitteln die oben schon berücksichtigte Mahl- und
Schlacht-Steuer ab, so bleibt der Mehrertrag noch
108V34 Rthlr., oder ans den Kops der Bevölkerung
7 Sgr. 2 Ps. Ein großer Theil dieser Steuer-Vermeh¬
rung hat ohne Zweifel seinen Grund in der vermehrten
Zunahme des Verbrauchs, und ist daher in so weit nicht
Srener-Erhöhnng zu nennen; soviel diese zum Mehrer¬
trage mitwirkt, liegt sie weniger in höhern Steuersätzen
als in einer zweckmäßigen, den Unterschleis verhütenden
Erhebnngsweise.
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Als unverkennbare Steuer-Erhöbungensind mehrere
neue Stenern, die in der Tabelle nnter No. 34—37,
23, 25, 26 angeführten, zn betrachten.

Auch die Zunahme der Gemeinde - Stenern muß
zum großen Theil als erhebliche Steuer - Erhöhnng be¬
trachtet werden.

Dagegen dürften die Mehrertrage der Zölle und der
Wasserzölle und Abgaben von Konnnnnikations-Anftalten,
wie erheblich jene auch sind, schwerlich als Steuer-Erhö¬
hungen anzusehen sevn. Denn die Zollsatze sind zum
großen Theil viel niedriger, als nnter der französischen
Herrschaft, und der Ertrag der Zölle belegt neuerdings
den in der Finanzwissenschaft bekannten Erfahrnngssatz,
daß zwei mal zwei weniger als zwei, oder daß ein Vier¬
tel von zwei gar vier sevn kann. Die große Vermehrung
der Wasserzölle und Abgaben von Kommunikatious-An-
ftalten dürfte theils daher rühren, daß das Rhein-Oktroi
einen guten Theil davon ausmacht, theils daher, daß die
Fluß-Schisssahrt jetzt viel stärker als während der fran¬
zösischen Herrschaftund des Kontinental?Svstems ist,
endlich daher, daß die Kommunikarions - Anstalten ver¬
mehrt und verbessert sind und mehr als srüherhin benutzt
werden; so z. B. sind bei Köln und Koblenz, an die
Stelle der vorhin bestandenen fliegenden Brücken, Schiff¬
brücken gelegt worden, und diese tragen an Ueberfahrts-
geldern, ohne Erhöhung der Abgaben, sicherlich we¬
nigstens zehn Mal mehr, als die fliegendenBrücken,
durch den vermehrten Gebrauch ein.

Wesentliche Steuer-Verminderungen finden bei der
Tabaksteuer und Stempel- und Einregistrirnngs-Gebüh¬
ren Start.

Die erstere Steuer kann als Luxus-Steuer betrachtet
werden; indessen ist die Verminderung nicht ganz so groß
wie sie scheint, denn die preußische Tabaks-Besteuerung
steckt zum Theil in den Zollgefällcn, was bei der auf¬
geführten französischen Tabaks-Steuer nicht der Fall ist.
Die andre Steuer wurde mehr von dem wohlhabenden
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Theilc der Unterthanen getragen, und drückte die mein¬

er vermögenden in geringein Maße.
Schließlich bemerke ich noch, daß die in der sechsten

Tabelle angewendeten Verbälrnißzahlen folgende sind:

n) Bevölkernng des Regierungsbezirks

Aachen nach H. 20, während der

französischen Herrschaft 305000 Seelen

im Jahre 1828 347232 -

b) Flachenranm des nämlichen Bezirks 75^ O.. Meil.

e) Reinertrag der Grnndgüter in dem¬

selben, nach H. 51, während der fran¬

zösischen Herrschaft 1,925100 Rthlr.

im Jahre 1828 2,026400 —

H. 264.

Siebente Tabelle, ober die Grundsteuer - Verhältnisse in den preußischen
Provinzen und in Frankreich, ohne Berücksichtigungder Zuschläge

für Gemeinde-Bedürfnisse.

Zur Erlänternng dieser Tabelle ist nnn hinsichtlich

des Steuer-Verhältnisses des zur Vervollständigung des

Vergleichnngspnnktes in die Tabelle aufgenommenen Re¬

gierungsbezirks Aachen eine Bemerkung erforderlich.

Es muß nämlich auffallen, daß die Grundsteuer im

Verhältnis? zum Reinerträge in: Regierungsbezirk Aachen

höher erscheint, als in der Rheinprovinz. Der Grund

davon liegt in zwei Umständen. Der erste ist, daß, wie

im 32 gezeigt worden ist, die Prinzipal-Summe der

Grundsteuer nach einer im Jahr 1831 erfolgten Ausglei¬

chung der katastrirten Theile der westlichen Provinzen

im Regierungsbezirk Aachen 12/°^ Prozent des Kata¬

stral-Reinertrages betrug, und daß dagegen der Reiner¬

trag der Rheinprovinz nach dem niedrigern Verhältniß

von 12 des Katastral-Reinercrages zu 100 der Prinzipal-

Summe der Grundsteuer ermittelt worden ist. Der zweite

Grund besteht darin, daß die Grundsteuer nach der Ver-

theilung des Jahres 1828 normirt, und daß dagegen

ün Jahr 1831, von welchem Zeitpunkte das vorstehende
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Verhältnis hergenommen worden ist, durch die Ausglei¬
chung der Grundsteuer-Beitrag des Regierungsbezirks
Aachen niedriger zu stehen gekommen war.

Man muß daher annehmen, daß wenn einmal die
Ausgleichungin der ganzen Rheinprovinz erfolgt seyn
wird, das durchschnittlicheVerhältniß der Grundsteuer
sich noch etwas höher, dagegen in dem Regierungsbezirk
Aachen etwas niedriger stellen wird, als solches in der
Tabelle angegeben worden ist.

In sofern man von dem angegebenen Unterschiede
der Grundsteuerdes Regierungsbezirks Aachen gegen die
der Rheinprovinzdie Folgerung herleiten möchte, daß
auch das in der sechsten Tabelle angegebene Verhältniß
der frühcrn französischen zur preußischenGrundsteuer im
Jahr 1828, nicht ans die Rheinprovinz anwendbar seh,
so kann dieß, in Beziehung des Verhältnisses
von Grundsteuer zum Reinertrag richtig seyn;
dasjenige der Erhöhung der preußischen Grund¬
steuer paßt aber im Durchschnitt für die ganze Rhcin-
provinz, wenigstens für den am linken Rheinnfer liegen¬
den Theil derselben, weil nach der von mir angenomme¬
nen Norm im Wesentlichen noch die von der französischen
Verwaltung herstammende Prinzipal-Summe beibehalten
worden ist, und weil die Erhöhung in den Zulage-Cen¬
timen liegt. Wenn durch spätere Ausgleichungen das
Grundsteuer - Kontingent des RegierungsbezirksAachen
kleiner geworden ist, so ist das von andern Bezirken da¬
gegen um so viel größer geworden; und so bleibt das
Maß der Erhöhung wie dasselbe in der sechsten Ta¬
belle dargestellt worden ist, für die sämmtlichen am lin¬
ken Rheinnfer liegenden Theile der Rheinprovinz anwend¬
bar, ungeachtet der Verschiedenheit, welche nach der sie¬
benten Tabelle im Steuermaße des Regierungsbezirks
Aachen im Vergleiche gegen die Rheinprovinz im Jahre
1828 Statt gefunden hat.
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H. 265.

Achte Tabelle, oder bic direkten Stenern und die Mabl- nnd Schlacht-
Steuer, ausschließlich der Zuschläge für Gemeinde-Bedürfnisse; darge¬

stellt nach den Beitragen, welche von jeder preußischen Provinz
nnd von Frankreich geleistet werden.

Auf diese Tabelle ist die Bemerkung anwendbar,

welche der H. 262 wegen der direkten Stenern enthalt.

H. 266.

Neunte Tabelle, oder Haupt - Vcrgleichnng der Stenern nnd sonstigen
Staats-Rcvcnücn in Preußen und in Frankreich.

Zur Erläuterung dieser Tabelle dienen die in H. 262

enthaltenen Bemerkungen über die Eintheilnng der Stenern

und sonstigen Staats-Revenuen in Haupt-Rubriken.

H. 267.

Zehnte Tabelle, oder Ilcbcrslcht der beträchtlichsten Staatskosten in

Preußen nnd Frankreich.

Der Mangel an speciellen Nachweisen über die Ver¬

wendung der Staats-Einkünfte in Preußen ist Ursache,

daß nur einige, nicht alle Staatslasten nachgewiesen wor¬

den sind. Besonders habe ich bedauert, daß mir das

Material fehlte, um die Kosteil des Unterrrichts-Wesens

in Preußen aufstellen zu können, weil dieß eine der Glanz¬

seiten der preußischen Staatsverwaltung ist, in welcher

dieselbe der französischen weit voraus geeilt ist.

Fünf nnd sechzigstes Kapitel.

Elemente zur B enrtheilung politischer Verhältnisse.
Die Staatsmacht und die Staatskräste; die

Schwerkraft der Staatsgewalt.

H. 268.

Die praktische Politik besteht in der Fähigkeit, d-c

Macht eines Staates sowohl hinsichtlich der innern Ver-
17
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Hältnisse als derjenigen zum Auslande dauernd zu erhal¬
ten und zn erhöhen, so viel dieß nur unter den gegebe¬
nen Ilmstanden möglich ist. Meister dieser Knust kann
nur der vollendetste Staatsmann sehn, welcher mit den
mannichfachstei« Kenntnissen die hellste und unbefangenste
Auffassung dieses sichere Merlmal großer VerstandeSkräftc
vereinigt; die Kunst ist umso schwerer, als sie tiefe Men-
schcnkenntniß vorausseht.

Doch, es sollen hier nicht alle die Eigenschaften ei¬
nes vollendeten Staatsmannes oder Politikers erörtert,
sondern es sollte nur beiläufig bemerkt werden, wie sehr
groß die Fähigkeiten desselben sehn müssen, und wie sel¬
ten sie sich daher in einer Person vereinigt finden. Ins¬
besondere aber wollte ich daraus aufmerksam machen, wie
höchst wichtig in der höhern Politik eine richtige Beur-
theilnng und Würdigung der relativen Staatsmacht und
Staatskräfre, so wie der Schwerkraft der Staatsgewalt
ist. Nicht nur der Staatsmann darf in dieser Hinsicht
sich keinen Täuschungen hingeben, sondern es ist auch
nützlich, wenn diese selbst bei den llnterthanen nicht we¬
sentlich vorwalten; denn die Ansichten und die Stimmung
der letztern wirken mehr oder weniger aus die Entschlüsse
der Staatsregieruugen ein, und können daher, wenn sie
irrig oder verschroben sind, sehr nachtheilige Folgen ha¬
ben. Die für Preußen so unglücklichenEreignisse des
Jahres 1806 find zum Thcil aus solchen irrigen Ansich¬
ten ursprünglich entstanden.

H. 269.
Daß die Staatsmacht und die Staatskräfte Frank¬

reichs viel größer als diejenigen Preußens find, nicht nur
nach der Bevölkerungund den Staatsrevenüen, son¬
dern auch wegen der geographischenGestalt beider Lan¬
der, ist höchst bekannt; ich will daher nur auf einige
andere Verhältnisse aufmerksam machen.

Zu solchen Verhältnissengehört vor allen Dingen,
daß das Haupt-NationalvermögenFrankreichs nach mei¬
ner Ermittelung fünfmal so groß als das von Preußen
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ist, während das Bcvölkerungs-Verhältniß sich verhält
wie 2^- zu 1. Indessen wünsche ich, daß jene Ermitte¬
lung das Verhältniß unrichtig dargestellt, und daß das¬
selbe günstiger für Preußen sevn möge; ein einsichtsvoller
Slaarswirlh kann keine dem Patrioten erfreulichere Ab¬
handlung schreiben, als eine solche Berichtigung. Für
den Bewohner der Rheinprovinz würde dieselbe zugleich
in anderer Hinsicht erfreulich sehn. Denn das Verhält¬
niß wäre nur dann günstiger für Preußen, wenn erwie¬
sen würde, daß das Haupt-Nationalvermögen Frankreichs
zu hoch, oder das von Preußen zu niedrig veranschlagt
worden ist, oder daß, — was am leichtesten möglich
seyn könnte, — beides zusammen Statt gefunden hat;
wäre aber das Haupt - NationalvermögenPreußens zu
niedrig veranschlagt worden, so müßte die größte Diffe¬
renz nicht bei der Rheinprovinz, sondern bei den übrigen
Provinzen sich ergeben, und dann hätte die erstere so viel
Grund mehr, von der Billigkeit und Gerechtigkeit der
preußischen StaatSregierung eine Steuer-Verminderung
zu erwarteil.

Ein andrer zu berücksichtigender Umstand ist das
Kosten-Vcrhäuniß der Armee und der Marine. Frank¬
reich besitzt nämlich beides gegen einen Kosten-Aufwand,
welcher 24,^ Prozent der sämmtlichen Staatsrevenüen,
oder 14,° ^ Prozent von dein Reinertrageder Grundgü¬
ter beträgt; Preußen dagegen besitzt keine Marine, und
die Armee-Verwaltung allein kostet 47,' - Prozent der
sänumlichen Staatsrevenüen, oder 26/- Prozent von
dem Reinertrage der Grundgüter.

Ueber einige andere auf das Verhältniß der Staats¬
kräfte einwirkende Umstände werde ich an andern Stellen
mich zu äußern Veranlassung finden. Hier will ich aber
schon darauf aufmerksam machen, daß die angeführten
Verhältnissekeinesweges allein den Maßstab der rela¬
tiven Staatsmacht Preußens und Frankreichs bilden kön¬
nen, sondern daß insbesondere auch folgende dabei zu er¬
wägen sind:

1) ein zweckmäßiger Staats - Organismus, durch
17"
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welchen die Ausbildung der Staatskräste gefördert, und
die leichte Benutzung derselben für höhere Staatszwecke
möglich gemacht wird;

Z) ein so eingerichteter Staats-Organismus, daß die
so seltenen Fähigkeiten zum höhern Staatsdienste, oder
zum vollendeten Staatsmann?, gleichsam von selbst in
die Höhe getrieben werden, so daß die Landeshoheit
die höchsten Staatsstellen auch mit den fähig¬
sten Männern zu besehen im Stande ist.

3) National-Gefühl; Anhänglichkeit der Nation an
die Dynastie und an die Staats-Institutionen; Einheit
und Gleichartigkeit der National-Gesinnungund -Juter¬
esten in den verschiedenen Theilen des Staates.

Daraus folgt, daß Preußen, wenn es nicht nur
allein zu Frankreich, sondern auch zu den übrigen euro¬
päischen Großmächten in keinem untergeordneten Verhält¬
nis; der Staatsmacht stehen soll, die besten und zweckmä¬
ßigsten Staats - Institutionen, die einfachste und beste
Verwaltung, die beste Gesetzgebung und die größten
Staatsmänner am Ruder, und überhaupt die höchste mo¬
ralische Kraft besitzen muß. Mit einem Worte, die mo¬
ralischen Kräfte müssen zum großen Theile die Inferiori¬
tät der materiellen ausgleichen.

Es folgt ferner hieraus, daß die relative Staats¬
macht Preußens sinkt, wenun eine der andern europäi¬
schen Großmächte ihre Institutionen, oder die Verwal¬
tung, oder die Gesetzgebung verbessert, oder ans andere
Weise die moralischen und materiellen Kräfte erhöhet, in
sofern Preußen nicht wenigstens in gleichem Maße und
ans ähnliche Weise die Staatsmacht und die Staatskraftc
vermehrte; denn jede Macht eines Staates ist groß
oder klein nur in dem Verhältnis; zu der Macht der an¬
dern Staaten.

Würde aber auch Preußen die materiellen und mo¬
ralischen Staatskrästc stets aus dem Punkte der ange¬
messensten Entwickelung halten, so ist doch unverkennbar,
das; es hinsichtlich der nämlichen Kräfte den andern euro¬
päischen Großmächten, welche auch die Ausbildung der-
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selben nicht verabsäumen, uuiergeordner bleibt, und daß,
menn dieß durch einen großen Armee-Etat einigermaßen

ausgeglichen werden soll, ein zu großer Verbranch von

Sraatskräften herbeigeführt wird, welcher der Vermeh¬

rung der lehtern wesentlich schadet. Es entsteht daher

die höchst wichtige Frage, ob überhaupt Preußen für sich

allein eine nützliche und angemessene Stellung als fünfte

europäische Großmacht einnimmt, und ob es nicht als

Schntzmacht der kleinern mittel-europäischen Staaten eine

die Staatskräfte weniger verzehrende, angemessenere und

und mächtigere Stellung in Europa einnehmen würde.

Auf diese scheint in der That Preußen durch geographi¬

sche Lage, durch die Zerstückelung und Weitlänftigkeit der

Gebietstheile, durch eignes Interesse und durch das der

kleinern Staaten naturgemäß angewiesen zu sevn. Ohne

diese Ansicht, welche die reiflichste Prüfung der Staats¬

männer verdient, hier völlig ausführen zu «vollen, mache

ich nur auf einige Umstände, welche dieselbe unterstützen,

aufmerksam.

n) Preußen liegt ziemlich im Zentrum der kleinen

mittel-europäischen Staaten.

b) Sobald Preußens höhere Staatspolitik völlig die

Tendenz des Schutzes und der Unabhängigkeit der klei¬

nen mittel-europäischen Staaten annimmt, entsteht durch

die Homogenität der Interessen der letztern mit dem preu¬

ßische Interesse eine viel selbststäudigere und größere

Macht, als «venu Preußen sich isolirt mehr oder weni¬

ger an eine oder mehrere der andern europäischen Groß¬

mächte besonders anschließt.

o) Das Bedürfnis; eines völlig freien Verkehrs un¬

ter den kleinen« mittel-europäischen Staaten tritt immer

stärker hervor, und nur Preußen kann, vermöge seiner

Lage und seines Zoll-Shstemes, welches mehr als das¬

jenige der andern europäischen Großmächte den freisinni¬

gem und richtiger«« staatswirthschaftlichen Grundsätzen

entspricht, und sehr leicht noch mehr nach denselben mo-

difizirt werden kann, die Idee ausführbar machen, einen

solchen freien Verkehr mit der Zeit herzustellen. Man
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denke sich die großen Vorthcile, welche für Preußen und
die kleinem germanischen Staaten, zu welchen auch Dä¬
nemark, Holland und Belgien gehören, ans einem ge¬
genseitig völlig freien Verkehr zwischen 34^ Millionen
Menschen ans 11700 O.. Meilen entspringen würden:
Zunahme des Wohlstandes und der Zufriedenheitder
Menschen, Homogenirat der Interessen und die daraus
entstehende größere Sorge für innere und äußere Sicher¬
heit, Parität der kleinern Staaten in den Vortheilen,
welche die größern europäischen Staaten vermittelst des
freien Verkehrs im Innern besitzen. Ich werde im 73.
Kapitel über diese Vorrheilc mehr reden.

ck) Ein mehr gesicherter Friedens-Zustand für die
andern europäischen Großmächte, und die höchste Wahr¬
scheinlichkeit für Preußen und die kleinern mittel-euro¬
päischen Staaten, daß sie fortan nicht mehr der Tummel¬
platz für alle europäische Fehden sevn würden; denn die
Folge der Homogenität der Interessen würde ein verei¬
nigtes Defensiv - System, den andern Staaten gegen¬
über, scyn.

Könnte oder möchte Preußen sich auf diesen politi¬
schen Standpunkt stellen, und wäre überhaupt diese, vor¬
stehend nur in den allgemeinsten Umrissen hingeworfene
Idee ausführbar, so hätte der preußische Patriot keine
Veranlassung, die im Vergleiche gegen Oestreich, Ruß¬
land, Frankreich und Großbritannien untergeordnete
Staatsmacht Preußens zu bedauern, und es würden die
großen und erheblichen Bcdenklichkeitenwegfallen, welche
der denkende Staatsinann über die jetzige, offenbar für
die Staatskräfte unverhältnismäßig?,und wirklich künst¬
liche politische Stellung Preußens schwerlich unter¬
drücken kann.

H. 270.

Jede Staatsgewalt muß eine Schwerkraft haben,
wenn sie fest und wohlbcgründet sehn, und in ihren
Handlungen und Ansichten Harmonie und Konsequenz
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äußern soll. Besteht keine solche Schwerkraft, oder viel¬

mehr, ist dieselbe nicht völlig ausgebildet, oder wird sie

von der Staatsgewalt verkannt, nicht benutzt, oder nicht

anerkannt, so entsteht, je nachdem die Elemente und die

Umstände sind, ein unsicheres und inkonsequentes Beneh¬

men der Staatsregiernng, oder eine gewisse Unbehaglich-

keit derselben, oder Hader der Landeshoheit mit den Land¬

ständen, oder gar Revolution.

In England hat Jahrhunderte hindurch die Aristo¬

kratie, oder der Stand der großen Grundbesitzer und

theilweise auch der reichsten Kapitalisten, jene Schwer¬

kraft gebildet; allmälig ist der zahlreichere Mittelstand

als neuere herangewachsen, und die Reformbill hat den¬

selben, den veränderten Zustand der Dinge auerkennend,

gesetzlich als politische Gewalt und als Schwerkraft der

Staatsgewalt anerkannt. Diese große Veränderung der

Dinge würde, wie vor 40 Jahren in Frankreich, nicht

ohne Revolution vor sich gegangen sehn, wenn nicht nach

der englischen Verfassung der öffentlichen Meinung ein

großer politischer Einfluß eingeräumt wäre, und wenn

nicht die Engländer allgemein viel politischen Verstand

und Takt hätten.

In den andern europäischen Staaten hat die Ari¬

stokratie sich meistens nicht so lange wie in England als

Schwerkraft der Staatsgewalt behauptet, und in den

größern trat das stehende Heer an ihre Stelle. Der

Landeshoheit in Frankreich gelang diese Veränderung zu¬

erst, und die andern Staaten folgten nach. Abermals

ging in neuerer Zeit zuerst eine große Veränderung mit

der Schwerkraft vor: die Revolution, theils grausam,

theils in mehrern Versuchs-.Regierungeu, und Napoleon

in glänzender Despotie und als Beschützer der bürgerli¬

chen Gleichheit, bildeten den Mittelstand zu jener Kraft

heran, und die Bourbonische Charte und Regierung vol¬

lendeten dessen politische Erziehung, ohne Zweifel zum

großen Theile sehr unabsichtlich; denn die Bourbouen

konnten nicht über sich gewinnen, die Schwerkraft des

Mittelstandes anzuerkennen, suchten, tappten nach einer
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andern, und — sielen. Aber gerade in dem Streite

der Landeshoheit mit dem Mittelstande lernte dieser seine

Kraft kennen und erwarb policische Bildung, gleichwie

der einzelne Mensch durch Widerwärtigkeit oft am besten

seine Fähigkeiten und feinen Verstand erweitert oder ge¬

brauchen lernt.

Als die Juli-Revolution ausgebrochen, und das

Haus Orleans auf den Thron erhoben war, entstanden

für die übrigen europäischen Staatsregierungen die gro¬

ßen Fragen:

1) ob die neue Regierung eine gehörige Schwer¬

kraft haben würde,

1) welches dieselbe sehn, und

3) welchen Charakter sie annehmen werde.

Die englische Staatsregierung ging sofort von der

Aitsicht aus, daß die erste Frage zu bejahen, und daß

die Schwerkraft der neuen französischen Regierung eine

solche seh, welche die Bedingung etiles geordneten und

geregelten Regierens in sich vereinige; sie erkannte schnell

die neue Regierung an, und verharrte auch später in der

Ansicht über dieselbe.

Es konnte für einen tüchtigen Staatsmann, welcher

die großen Veränderungen in den Eigenthums-Verhält-

nissen und die politische Erziehung des Mittelstandes in

Frankreich überschauet und richtig gewürdigt hatte, in

der That kein Zweifel darüber obwalren, daß dieser

Stand die Schwerkraft der neuen Staatsgewalt noth-

wcndig seyn müsse. Eben so wenig konnte bezweifelt

werden, daß diese Schwerkraft ihrer Natur nach dein

Frieden und der Ordnung zugethan sehn müsse.

Auch Preußen hatte Anfangs diese Ansicht, und er¬

kannte die neue französische Regierung schnell an; jedoch

von dem Anfange der belgischen Revolution an äußerte

sich in dieser Beziehung ein noch jetzt nicht völlig aufge¬

gebenes, in Kriegsrüstungen bemerkbares Mißtrauen.

Häufig wird — ich will nicht sagen, von Orgauen

der preußischen Staatsregierung die Besorgnis: ausgespro¬

chen: Frankreich sey der Heerd der Revolutionen, es sey,
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wie in der frühern Revolution, abermals Anarchie, Er¬

oberungssucht und eine Umkehrung der sozialen Verhält¬

nisse in Frankreich zu befürchten. Diese Besorgnisse sind

wenigstens daS Aeblingö-Thema der raisonnirenden Arti¬

kel in mehreren preußischen und andern deutschen Zeitun¬

gen, und sie scheinen auch sogar von Staatsmännern ge¬

faßt zu werden. O .b sie gegründet sind, hangt davon

ab, ob die jetzige Schwerkraft der Staatsgewalt der in

Frankreich die gehörige Stärke und polirische Macht besitzt.

Seit länger als einem Menschenalter ist daS Grund-

eigcnthnm in Frankreich völlig frei und theilbar, und mit

wenigen Ausnahmen neben direkten Deszendenten stets

zu gleichen Theilen; an Grundbesitz kommt im Durch¬

schnitt in Frankreich ans jeden Menschen der Werth eines

Reinertrags von 13 Rthlr. 4 Sgr., also von ungefähr

260 Rthlr. Diese beiden Verhältnisse vereinigt setzen

nothwendig eilte große Menge nicht armer Grundbesitzer

voraus; der Mittelstand ist daher zahlreich und zum gro¬

ßen Theil zugleich Besitzer von Grnndgütern.

Zahlreich ist eben der Mittelstand auch deßhalb, weil

alle Zünfte und Gewerbe-Beschränkungen seit langer Zeit

völlig aufgehoben worden sind.

Mächtig oder politisch kräftig ist der Mittelstand in

Frankreich, weil derselbe gesetzlich einen großen politischen

Einfluß ausübt, und politisch gebildet ist. Die Wahlen

für die Depntirten-Kammer sind in den Händen Derer,

welche wenigstens 200 Fr. direkte Steuern entrichten; da

die Grundstelier zwei Drittel der sämmrlichen direkten

Stenern beträgt, und die Grundbesitzer einen großen Theil

von diesen Steuern, auch außer der Grundsteuer entrich¬

ten; so ist mit dem Grundbesitze, und zwar mit einem

nicht unerheblichen, der größte politische Einfluß ver¬

bunden. Durch das National - Garden - Gesetz wer¬

den auch die übrigen Staatsbürger, welche Besitzthum

habeil oder ein Gewerbe von einigem Belang betreiben,

mit einem wichtigen politischen Einfluß bekleidet; das

Gesetz giebt der Staarsregierung daS Mittel in die Hän¬

de, die Nationalgarde in den Orten, wo sie etwa dem
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Zwecke ihrer Errichtung, der Veschützungder Verfas¬
sung und der Gesehe, nicht entspräche, auszulösen,
und in einem angemessener!! Geiste neu zu organischen.

Die politische Bildung des Mittelstandes in Frank¬
reich ist zum großen Theil auS dem Ergebnis der Wah¬
len und anS dein Benehmen der Nationalgarde abzuneh¬
men, und besonders bemerkenswert!) sind in dieser Be¬
ziehung zwei Umstände.

Der erste ist, daß im Jahr 1831 der WahlzensuS
von 300 ans 200 Fr., daS erforderlicheAller der Wah¬
ler von 30 ans 25 Jahr, der ZensnS der Wählbaren
von 1000 auf 500 Fr., daS zur Wählbarkeit erforder¬
liche Alter von ä'0 auf 30 Jahr gesetzlich heruntergesetzt,
und daß auf diese Weise die Anzahl der Wähler und
der Wahlbaren mehr als verdoppelt wurde. Die Ma¬
jorität der Wähler hatte daher daS wichtigste der politi¬
schen Rechte zum ersten Mal auszuüben; gleichwohl ging
ans der allgemeinenWahl eine ansehnliche Majorität der
Depnrirten-Kammer für daS Prinzip der gesetzlichen Ord¬
nung, des Friedens, der Erhaltung der äußern Würde
des Staates, der politischen Freiheit und der bürgerlichen
Gleichheit der Staatsbürger hervor. Einzelne spätere
Wahlen fielen noch entschiedener in diesem Sinne aus.

Der zweite Umstand besteht darin, daß die Bour-
bonen, die Benutzung der eigentlichen Schwerkraft im
Staate verschmähend, die Nationalgarde aufgelöst, oder
in Unwirksamkeitgebracht harten; sie war daher, als sie
nach der Juli-Revolution neu gebildet worden war, prak¬
tisch unerfahren, und dennoch erfüllte sie, mit wenigen
Ausnahmen, überall ihren Zweck sehr bald vollkommen.

Wie weit muß die politische Bildung des Mittel¬
ftandes in Frankreich gediehen seyn, um so schnell den
richtigen Takt treffen zu können!

In einem Lande wo die vollständigste polirische Frei¬
heit herrscht, und vermittelst- einer freien Presse Jeder¬
mann seinen Tadel der bestehenden Verfassung und Ge¬
setze, und daS Lob anderer völlig abweichenden Einrich-
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mngen öffentlich aussprechen darf, wo das Unpraktische
und Unzweckmäßige wie das ausführbare Gute öffentlich
gepriesen werden kann, da muß die Schwerkraft, auf
welche die Staatsgewalt sich stützt, nothwendig um vie¬
les stärker seyn, als wo weniger politische Freiheit herrscht
und wo die Presse gefesselt ist. Dieser Schluß scheint
keinen Zweifel zu unterliegen, und die natürliche Folge¬
rung ans demselben ist alsdann, daß jene Schwerkraft
in Frankreich außerordentlich stark seyn muß. Es wird
aber von vielen, selbst von einsichtsvollenMännern, und
sogar von ausgezeichneten Staatsmännern ein ganz ent¬
gegengesetzter Schluß gezogen. Wie vermag sich, äußert
man, eine Regierung zu halten, wenn iu der Deputirten-
Kanuner Reden gehört werden, wie Mauguie, Cabct,
Garm<zr-Pag6s, Lamargue, Bcrryer und andre Mit¬
glieder der Oppositions-Partei sie manchmal gehalten ha¬
ben, wenn die Journale die Regierung anfeinden, wenn
hier und da. Unruhen vorfallen! Diese Bedenklichkeiten
haben zum großen Theil ihren Grund darin, daß man
die starke Schwerkraft der Staatsgewalt nicht beachtet
oder nicht begriffen hat, und insbesondere sind folgende
Umstände nicht gehörig berücksichtigt worden:

n) In der konstitutionell - parlementarischcu Regie-
rnngsweise, sobald sie wahrhaft besteht, löset sich jede
Frage durch die Entscheidung der Majoritäten, und die
Minorität schwächt sich auf die Dauer selbst durch Ue-
bcrtreibungeu, Unvernunft und durch eine Opposition,
welche im Widerspruche mit den Interessen und Ansich¬
ten der Klasse von Staatsbürgern steht, welche die Schwer¬
kraft der Staatsgewalt bildet.

d) Eben so ergeht es dem Einflüsse der Journale,
wenn sie, wie die Oppositions-Mitglieder der Depnrirtcn-
Kammer, und auf noch heftigere Weise, eine irrige Ten¬
denz annehmen; denn sobald der politische Verstand der
Nation gebildet, und diese gewohnt worden ist, jedes,
auch die unvernünftigste Meinung ungehindert vortragen
zu hören, erkennt sie ihr Interesse zu gut, um sich un¬
praktischen Ideen hinzugeben. Letzteres geschieht nur von
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Einzelnen, nnd diese vermögen gegen die große Schwer¬
kraft der Staatsgewalt nichts. Nach der Jnli-Revolu¬
tion sind übrigens manche französischeJournalisten in
eilten Jrrthum verfallen, den die Zeit berichtigen wird;
sie waren wahrend der Bonrbonischen Regierung stets in
der Opposition gewesen, nnd als die Jnli-Revolntion die
Gegenstande des Streites beseitigt hatte, begriffen sie
die veränderte Natur und Lage der Verhält¬
nisse nicht, und blieben im gewohnten Tone der Op¬
position. Der Jrrthum ist für einen Journalisten sehr
verzeihlich, da doch manche Staatsmänner sogar in: näm¬
lichen Jrrthum befangen sind, und die Jrrthümer und
Schwächen mehrerer Regierungen nur daher rühren, daß
sie die in der Natur und Lage der Dinge und Verhält¬
niste vorgegangenen Veränderungen nicht begreifen.

o) Bei der in Frankreich bestehenden politischen und
Preß-Freiheit wird jede Unordnung, jede Unregelmäßig¬
keit, jedes Versehen eines Beamten oder einer Behörde
an das Licht gebracht, und die Journale inacken davon
häufig mehr Aufhebens, als die Sache werth ist. Dcß-
halb erfahren wir in Deutschland Alles, was in dieser
Art in Frankreich vorfällt, und um so vollständiger, in
um so lebhaftem Farben vorgetragen, als die deutschen
Journalisten dergleichen von Frankreich vorzugsweise be¬
richten, und ihre Korrespondenten in Paris, mit deren
Sendschreibendie deutschen Zeitungen zum Theil gefüllt
werden, oft in Verlegenheit über den Stoff der meistens
gegen Gebühren zu erstattendenBerichte sehn würden,
wenn derselbe nicht von solchen Unordnungenhergenom¬
men werden könnte. So ernst diese während einiger Zeit
seit der Juli-Revolution auch gewesen sehn mögen, so
ist doch gewiß, daß sie in Betracht daß eine poli¬
tische Revolution stattgefunden hatte, durch
welche nothwendig jede cpcentrischc, oder für
die Erhaltung der Ordnung bedrohliche Ge¬
sinnung an den Tag getrieben wird, nicht erheb¬
lich waren, und daß in England oder Irland häufig
Aehnliches vorfällt, ohne daß deßhalb im Auslände große
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Notiz davon genommen, oder besorgt würde, daß in
Großbrittanienallgemeine Anarchie oder Revolution aus¬
brechen müsse. Auch in andern Staaten, als England
und Frankreich, fallen Unordnungenund Ungesetzlichkei¬
ten vor; nur Hort man weniger davon, und es wird
weniger Aufhebens davon gemacht, was von dem Zn¬
stande der deutschen Journalistik herrührt, die sich viel
mehr mit dem beschäftigt, was in Frankreich vorgeht, als
mit den Angelegenheiten des eigenen Vaterlandes.

ll) An strenge Beobachtungder Gesetze ist man im
Allgemeinen in keinem Lande mehr gewohnt, als in Frank¬
reich, und die Juli-Revolution hatte gerade den merk¬
würdigen Charakter, daß die eigentliche Revolution, näm¬
lich der thärliche und ernste Versuch, die Gesetze umzu¬
werfen, von der Landeshoheit ausging, und daß daher
der Widerstand des Volks ursprünglich die Erhaltung der
gesetzlichen Ordnung zum Ziel hatte. Kämpft aber ein¬
mal in offener und blutiger Fehde die Landeshoheit mit
der Nation, so giebt es kein entscheidendes Tribunal; nur
der Erfolg entscheidet, gleichwie im Kampfe von Staat
zu Staat.

o) Die Ursachen zu einer sozialen Revolution waren
langst früher beseitigt. Es gab weder Fendal-Drnck noch
irgend lästige Privilegien mehr abzuschaffen,und eine
neue Generation ist in Frankreich seit der ersten Revolu¬
tion schon herangewachsen.Wie konnte nur für wahr¬
scheinlich gehalten werden, daß eine Nation, die in vier¬
zig Jahren durch mannichfache Erfahrungen politischen
Verstand erworben hat, und in welcher so viele Grund-
Eigenthümer sind, sich völlig unpraktischen Ideen hinge¬
ben würde, wie etwa dem St. Simonismus, der die
Hauptgrnndlagcjeder geselligen Ordnung, die Erblich¬
keit des Besitzers, verwirft!

H. ?7ll.
Höchst beachtenswerthist der Charakter, den die

Schwerkraft der Staatsgewalt in Frankreich zeigt, und
dein ich im vorigen H. bemerklich machte. Wir sehen
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den politisch gebildeten Mittelstand der gesetzlichen Frei¬
heit und der bürgerlichen Gleichheit ergeben, aber der
Erobernugssncht, den Kriegen und den blos theoretischen
unpraktischen Ideen über innere Staatscinrichtnngcnseind,
empfänglich für ruhiges Fortschreiren ans der Bahn der
gesellschaftlichen Verbesserungen.

Wenn, wie mir höchst wahrscheinlichist, der Mit¬
telstand in England, nun er gesetzlich als Schwerkraft
anerkannt worden ist und als solche bald im Parlament
auftreten wird, einen ahnlichen Charakter entwickelt, so
beginnt für Europa eine ganz neue politische Aera, die
sogar schon angefangen zn haben scheint. Die Eroberun¬
gen durch Waffengewalt, früher die Regel, werden nur
Ausnahmen seyn, je weiter das nun in England und
Frankreich vorherrschendePrinzip jener Schwerkraft sich
bei andern Staaten m Europa weiter verbreitet. Ich
will diese Ansicht nicht weiter ausführen; sie giebt aber
denkenden Staatsmännern und GeschichtsforschernStoff
zu höchst ernsten Betrachtungen.

H. 272.

Wäre wirklich die Schwerkraft der Staatsgewalt
in Frankreich so stark, wie sie mir zu seyn scheint, so
würde daraus zn folgern seyn: daß Besorgnisse welche
Preußen seit länger als zwei Jahren wegen Frankreichs
Ultra - Liberalen und Bonapartisteu hegt, zun, größten
Theil völlig ungegründet gewesen sind; daß die beträcht¬
lichen Kosten für Rüstungen oder für die Erlangung ei¬
nes schlagfertigen Zustandes des Heeres meistens hätten
erspart werden können; daß Preußens Politik im We¬
sentlichen darin hätte bestehen müssen, den nämlichen Weg
wie England einzuschlagen, welches solche Besorgnisse
nicht gehegt, wenigstens deßhalb keine Rüstungen ange¬
ordnet hat, ungeachtet Englands Interessen ohne Zwei¬
fel einen Krieg gegen Frankreich hervorrufen würden,
wenn dieses Miene machte, seine Gränzen nach dem Rhein
und nach der Nordsee hin ausdehnen zu wollen; endlich,
daß die noch in diesem Augenblicke schwebende Hollän-



271

discb-Bolgische Frage wenigstens eben so vorthoilhoft ent¬
schieden werden würde, wie dieß bei der von Preußen
befolgten Politik nun geschehen wird. Ich meine natür¬
lich damit: vortheilhast für Preußen. Dahin ge¬
hört z. B.: die völlig freie Scheide-Schiffahrt; die Ver¬
einigung der ganzen Provinz Limburg mit Belgien, sda
für den nördlichen Theil der Rheinprovinzund für die
Provinz Wcstphalen sehr nachtheilig ist, ans dem direk¬
testen und bequemsten Wege nach Antwerpen holländi¬
sches Gebiet berühren zu müssen, wo, allen Traktaten
ungeachtet, ohne Zweifel Erschwerungendes Verkehrs
stattfinden werden,) wogegen das Verbleiben des ganzen
Großherzogthnms Luxemburg bei der Dynastie Dramen
für Preußen und Deutschland vortheilhastseyn dürfte;
Konkurrenz Preußens bei dem in Belgien seit der Re¬
volution von Frankreich und England ausgeübten Ein¬
flusses, und dieß um so mehr, als die Interessen eines
unabhängigen Belgiens sich viel näher zu Preußen als
zu Frankreich hinneigen, und als Preußen das Interesse
hat, Belgien nicht dem vorherrschenden französischen Ein¬
flüsse zu überlassen^).

Tic Interessen, welche Belgien mehr zu Preußen als zu Frank¬
reich hinziehen, sind, mit wenigen Worten, folgende. Preußen kann,
vermöge dessen Zoll-SystemeS, mit Belgien einen viel stärker,! Handels¬
verkehr kreiden, als mit Frankreich, welches im Prohibitiv- und Kolo-
nial-Systcm besangen ist, und dasselbe noch in geraumer Zeit nicht auf¬
geben wird. Auf einen solchen starken gegenseitigenVerkehr sind Preu¬
ßen und Belgien durch die geographische Lage naturgemäß angewiesen.
Nicht nur wegen dieses IlmstandcS, sondern auch wegen der eignen Un¬
abhängigkeit hat Preußen ein großes Interesse, diejenige Belgiens zu
beschützen. Naturgemäß wird die belgische Unabhängigkeit mehr durch
den größer,: Nachbarstaat Frankreich im Laufe der Zeiten bedroht, als
durch den schwachemNachbarstaat Preußen.

Beiläufig bemerke ich hier noch, daß die so allgemeineMeinung,
Belgien könne wegen seinen Fabriken nicht getrennt von Holland als
unabhängigerStaat bestehen, ein großer Jrrthum ist. Ein durch Land-
wirthschaft so reiches, mit einem trefflichen Seehafen versehenes Land
geht nicht unter, wenn auch einige, durch die frühere Verbindung mit
Holland privllcgirte, Fabriken nicht mehr bestehen können. Der hieraus
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sehn lasse, auf vorbczeichueteWeise geirrt baben, so ist
gleichwohl der Jrrthum nicht so, daß derselbe zu großem
Tadel Veranlassung geben könnte, denn auch der große
Staatsmann irrt leicht bei ganz neuen Erscheinungen im
Felde der Politik.

Nun war schon der Charakter der Juli-Revolution
gleich Anfangs. Damals waren die Gemnthcr in Deutsch¬
land meistens entzückt über die Humanität und Mäßi¬
gung der Franzosen, während der denkende Staatsmann,
dem die Bewahrung der königlichen oder landeshoheitli¬
chen Würde am Herzen liegt, mit Schrecken den Nach¬
theil sah, welcher für diese ans dem Beispiele eines nur
betrauert ruhig zur Küste wanderndenabgesetzten Königs
aus altem Herrscher-Geschlechtefolgen mußte.

Als aber später die Leidenschaftenin Frankreich laut
wurden; als diese durch die Ereignisse in Deutschland,
Italien und Polen Nahrung erhielten; als das Miß¬
tranen der Kontinental - Mächte gegen Frankreich das
Streben der enthusiastischenund leidenschaftlichen Men¬
schen dieses Landes nach der Herrschaft beförderte; als
die Anhänger der Bonrbonen ihr Haupt erhoben, — da
wurde der Streit der Unvernunft mit der Vernunft, der
Leidenschaft mit der Mäßigung, für den Staatsmann
doppelt interessant, und der Ausgang konnte demselben
füglich zweifelhaft scheinen. Denn der Sieg der Vernunft
und Mäßigung in diesem Streite, mit Beibehaltung der
freien Presse und einer gesetzlichen individuellen Freiheit,
wie sie in keinem europäischen Lande in größerm Umfange
und gesicherter besteht, unter einer drückenden Lage der

entstehende Nacktheit wird doppelt aufgewogen durch die Vorthcilc, welche
Belgien vermittelsteiner kleinem Staatsschuld, niedrigerer Steuern, bes¬
serer Justiz und Verwaltung erlangen kann. Diese Vortheile sind Fol¬
gen der Trennung von Holland, wenn die Belgier ln staatswirthschaft-
lichcr und politischer Hinsicht weise sind; daß sie es bisher noch nicht
sonderlich waren, sollte von manchen Deutschennicht gar zn scharf ge¬
tadelt werden.



275

arbeitenden Volkstlassen, welche durch die, als Folge der
Kriegssurcht eingetretene, Stockung der Gewerbe Noch
litteii, — ist in der That ein viel erstaunenswürdigeres
Ereignis, als selbst die Juli-Revolution.

H. 273.
Welches die Schwerkraft der preußischen Staatsge¬

walt ist, wird aus dein Inhalt des 67. Kapitels zu ent¬
nehmen seyn.

In den kleinern deutschen Staaten ist meistens der
Mittelstand,der Anzahl und dem Besitzstände nach, zu
der Fähigkeit, Schwerkraftder Staatsgewalt seyn zu kön¬
nen, herangewachsen,und es besteht, nach dem Zustande
der Aristokraten und nach der Einrichtung des Heeres,
auch fast nirgends in jenen Staaten eine andre Schwer¬
kraft. Gleichwohl wird diese Veränderung in der Natur
der Verhältnisse nirgends gesetzlich völlig anerkannt. Die
Regierungen dieser meistens konstitutionellen Staaten an¬
erkennen nicht das System und die Folgerungender par-
lcmentarischcn Majoritäten, und die größte Kunst wird
darin gesetzt, durch die Wahlordnungen oder durch Ein¬
fluß ans die Wahlen eine andre Majorität zu schaffen,
als die, welche die eigentliche Schwerkraft darstellen
würde, oder gegen die Majorität zu regieren, oder die
erste Kammer als ein gewöhnliches Regierungs-Instru¬
ment zu benutzen. Das alles ist nicht neu, und ganz
ähnlich mit dem, was wir Jahre hindurch bei der Bonr-
bonischen Regierung in Frankreich gesehen haben, deren
Minister Villöle Vorbild und Meister in jener Kunst
genannt werden kann. Da werden denn, wie ein höchst
einsichtsvoller und geistreicher, durch die allerhöchste Ka-
biuetsordre vom 36. März 1317 zum Mitgliede der mir
Ausarbeitung der preußischen Verfassungs-llrkunde beauf¬
tragten Kommission ernannter, hoher preußischer Staats¬
beamte sich kürzlich ausdrückte, die Staaten „mit dem
konstitutionellen Systeme gemartert."

13
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Sechs und sechzigstes Kapitel.
Die Koiisiitutions-Sucht und dic anti-preußische Ge¬

sinnung der Liberalen in den kleinen deutschen Staa¬

ten. Die französische OppositionS-Parthei.

H. 374.

So wie es Leute giebt, die nie einsehen, daß eine

Veränderung in den polirischen Institutionen eines Staa¬

tes erforderlich geworden ist, so wollen Andre hinwie¬

derum alle Lander ohne Vorzug mit Konstitutionen be¬

glückt wissen. Diese Konstirntions-Sncht wird bei man¬

chen Liberalen in den kleinen deutschen Staaten angetroffen.

Diese Liberalen beachten oder begreisen nicht, daß

eine neue Konstitntion, um lebenskräftig zu seyn, eigent¬

lich nichts weiter seyn darf, als die gesetzliche Anerken¬

nung und Ordnung der in den politischen und bürger¬

lichen Verhältnissen eines Staates vorgegangenen Ver¬

änderungen, und eine Einrichtung, vermöge welcher wei¬

tere ans der Natur der Dinge entspringende Verände¬

rungen auf eine gesetzliche Weise, ohne gewaltsame Staats-

umwälznngen anerkannt werden können. Sie bedenken

nicht, daß eine Konstitution das Ergebnis, der Bedürf¬

nisse und allgemeinen Wünsche einer Nation seyn muß,

und daß überhaupt, so lange noch für die Staatsgewalt

eine ohne Konstitution hinreichend starke Schwerkraft vor¬

handen, selten ein vernünftiger Grund zur Ertheilnng ei¬

ner Konstitntion obwaltet. Auch übersehen sie, daß in

einigen Staaten die höhere Staatspolitik durchaus dem

konstitutionellen System entgegen seyn muß. Wie thö-

richt wäre z. B., wenn Rußland ein konstitutioneller

Staat jetzt werden sollte; ein aus so großen ganz ver¬

schiedenartigen Theilen zusammengesetzter Staat kann nur

durch ein stehendes Heer, und zwar mir durch ein sol¬

ches zusammengehalten werden, wie das russische Heer,

in welchem der Soldat fast lebenslang dient und willen-
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loses lenksames Werkzeug seiner Gebieter ist. Das ist

zwar den liberalen Philantropen ein grauenvoller Zustand,

der ihrer Meinung nach abgeändert werden mußte. Aber

von dem Standpunkte der Staatspolitik, von welchem

aus dergleichen Verhältniste vernünftigerweise nur benr-

theilt werden können, liegt in jenem System weder et¬

was unrechtes noch gransames, denn es ist nothwendig,

damit Rußland wie es ist bestehen könne, und dem Knl-

turzustande der eigentlichen Russen, so wie dem Erobe¬

rungsprinzip, welches noch diesem Staate anklebt, voll¬

kommen angemessen. Deßhalb konnte Rußland die pol¬

nische Konstitution nicht strenge halten, und die Vernich¬

tung derselben, sei es auch nur mehr und mehr eine Ver¬

eitelung der Ausführung ihrer Bestimmungen, wäre für

Rußland zur Lebensfrage geworden, selbst wenn keine

polnische Revolution Statt gefunden hätte; denn die

Erhaltung des Staates als eines Ganzen ist,

mit höchst seltenen Ausnahmen, das höchste Gesetz

jeder Staat s regi e r nng.

Im Allgemeinen wird von den Liberalen noch

ein höchst wichtiger ll.mstand unberücksichtigt gelassen. Die

Ertheilnng einer Konstitntion, durch welche die Nation

an der Gesetzgebung partizipiren, Oeffentlichkeit der Ver¬

handlungen der Kammern und eine freie Presse einge¬

führt werden soll, — denn diese Bestimmungen werden

doch in der Regel in den modernen Staatsgrnndgesetzen

verlangt; — ist Seitens einer unbeschränkten Landesho¬

heit und überhaupt für die Mitglieder einer Staatsregie-

ruug ein großes Opfer. Abgesehen von dem eigentlichen

Opfer der Beschränkung, tritt der Monarch in ein neues

völlig ungewohntes Geschäscsverhältniß. Seine besten

Absichten, seine Lieblings-Ansichten, die sogar besser und

vernünftiger als diejenigen der Stände sehn können, wird

er manchmal gehindert auszuführen. Minister zu denen

er das größte Vertrauen hegte, kann er nicht behalten,

weil sie sich, den Ständen oder Kammern gegenüber

nicht behaupten können; er muß sogar, soll die konstitu¬

tionelle Staatsmaschine im geregelten und harmonischen

!iG
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sönlich nicht angenehm sind. Seine wohlgemeinte Theil-

uahme an der Verwaltung kann selten mit dem Prinzip

der Verantwortlichkeit der Minister bestehen. Statt des

thatig mitwirkenden Landesvarers wird er als konstitutio¬

neller König eine Art von hoher politischer Gottheit, wel¬

che die höchste Macht und die Einheit des SaateS dar¬

stellt, nur die Harmonie der höchsten Gesetze des kon¬

stitutionellen Staatenlebens zu erhalten hat, und Gnade

ertheilen kann, nachdem daS Gesetz Strase ausgesprochen

hatte. Wie erhaben auch diese Stellung sehn mag, für

einen an dieselbe nicht gewohnten Monarchen durste sie

meistens nnbebaglich seyn.

Doch ist diese Schwierigkeit in der That meistens

noch die kleinere; die größere besteht in der Abneigung,

den die höhern Staatsbeamten da wo unumschränkte oder

nicht parlamentarische Regierungen bestehen, gegen das

konstitutionelle Leben haben. Bei jenen ist es viel be¬

quemer und für Mittelnmßigkeiten leichter, als bei die¬

sem, Minister U! seyn; die ministerielle Bahn bei par¬

lamentarischen Regierungen hat dagegen, wenigstens für

den Ungewohnten, viel Dornen, und kann nur höchst

ausgezeichnete Männer, oder solche die sich dafür halte»,

reizen, wie es denn auch einer der Hanptvortheile des

wahrhast konstitutionellen Lebens, die großen Talente i»

die Höhe zu bringen.

Zu diesen Schwierigkeiten gesellr sich noch der Ein¬

fluß, welchen in unumschränkten Monarchien die Höf¬

linge oder die nabern Umgebungen des Monarchen manch¬

mal haben; gerade wegen Behauptung dieses Einflusses

sind sie naturgemäß der Einführung des konstitutionellen

Systems am meisten entgegen.

Diese Verhältnisse allein bewirken schon, daß in der

Regel eine Konstitution nicht anders als im Drange der

Umstände, oder auf vielfaches und allgemeines Bitten

der Unterthanen errheilt werden kann; deshalb erwartet,

wer gewohnt ist, den Grund der Dinge zu betrachte!?,

nicht, daß ans den Rath einzelner Männer eine nimm-
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schränkte Monarchie in eine konstitutionelle verwanden
werde, wie msiig und bündig auch immerhin die Gründe

desselben seyn mögen, und wie bedauerlich für Dynastie
und Staat in einzelnen Fallen werden könnte, daß die

Bitteil oder das Geschrei von Tausenden nach einer Kon¬

stitntion, von denen ^ nicht einmal einen Begriff vom

Sinne der Bitte haben, mehr Erfolg haben, als Gründe,

oder ans der Natur der Verhaltnisse geschöpfte Beweise;

und deshalb ist solcher einzeln errheilte Rath in der .Re¬

gel für weiter nichts zu achten, als für Pflichterfüllung

denkender, der Dynastie und dem Staate ergebenen

Manner.

H. 275.

Preußen wird von den vorhin bezeichneten Libera¬

len scharf deshalb getadelt, daß es sich seit der Juli-Re¬

volution nicht dem konstitutionellen System ergeben hat;

sie meinten, das sei höchst unrecht, und es sei zugleich

eine große Vernachlässigung der deutschen Interessen, in¬

dem Preußen, als Führer und Schutzmacht sich an die

Spitze der kleinern deutschen konstitutioneklen Staaten

stellend, diese letztern zu einer höhern politischen deutschen

Würde hätte emporheben können. Bei diesem Tadel sind

folgende limstände oder Verhältnisse unberücksichtigt ge¬
blieben.

ch) Das Bedürfuiß einer Konstitution sprach sich in

Preußen nirgends lebhast aus, und als fast ringsum die

benachbarten Regierungen durch politische Bewegungen

und durch Konstitntions-Wünsche beunruhigt wurden, war

von den erskern keine Spur und von den letztern ertön¬

ten nur sehr einzelne in Preußen. Die Nation war im

Ganzen zufrieden, denn sie war in den sozialen Refor¬

men vorgeschritten und genoß die Früchte derselben. Der

rechtliche, edle und wohlwollende Charakter des Königs

hat eine Anhänglichkeit an denselben erzeugt, wie in we¬

nigen andern Staaten, und auf die Staatsregierung und

überhaupt die Beamtenweit ist durch das Beispiel und

den Impuls des erhabenen Staatsoberhauptes ein hu-
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maner und wohlwollender Sinn unverkennbar übertragen
worden. Die Preußen, ohne Ausnahme irgend
einer Provinz, wollten daher unumschränkte Regierung
ohne irgend ein politisches Recht.

Das kommt den Liberalen des Auslandes vielleicbt
seltsam und unbegreiflichvor. Es ist aber so, und sie
können mir glauben, daß es sich unter dieser väterlichen,
wohlwollenden,und in mancher Beziehung sehr aufge¬
klärten Regierung so behaglich lebt, daß die Veränderung
derselben in eine konstitutionellebisher nur eine Frage
der höhern Staatspolitik gewesen ist.

3) Das Gute ist allemal relativ. Nun war aber
bisher fast rings um Preußen herum der Zustand weni¬
ger gut. Die schlechte Regierung der Bonrbonen, und
nach der Juli-Revolution die in ihren Elementen so er¬
bärmliche belgische Revolution, (welche nimmermehr Er¬
folg gehabt haben wurde, wenn die niederländische Re¬
gierung nicht auch, in dieser Beziehung der Bonrbonen
einigermaßenähnlich, hartnäckig verschmähet hätte, sich ans
die wahre Schwerkraft zu stutzen, und wenn sie nicht im
Anfange der Revolution so außerordentlich schwach und
unpolitisch gewesen wäre, daß sie nicht einmal jener er¬
bärmlichen, durch Leute ohne politische Fähigkeit gelenk¬
ten, Elemente Meister werden konnte,) waren in Bezie¬
hung auf die Rheinprovinz mitwirkende Ursachen zur Zu¬
friedenheit mit einer unumschränkten Regierung. Die
Frage, ob diese noch alle Elemente der Kraft in sich
trage und überhaupt dem höhern Sraats-Jnterefse ange¬
messen sei, beschäftigt nur einige wenige Köpfe, denn die
Masse der Menschen, der Vornehmen wie der Geringen,
steht nur die Oberfläche der Dinge.

3) Der Einfluß Rußlands, welches das größte In¬
teresse hat, in dem nachbarlichen Preußen das konstitu¬
tionelle System nicht aufkommen zu lassen. Dem Ein¬
flüsse einer so großen, und in der Diplomatie so gewand¬
ten Nachbarmacht entzieht sich Preußen nicht leicht, um
so weniger, als das homogene Interesse derselben im
Jahr 1813 zur Wiederherstellung der preußischenMacht
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beigetragen hat, und Preußen von 1818 bis 1839 stets
im Einverständnisse mit Rußland in der höhern Politil
gehandelt hat.

4) Unrecht hat die Landeshoheit nicht begangen, in¬
dem sie unterließ, eine Konstitution zu crtheilen; die
Gründe sind im zweiten Kapitel dargestellt worden.

5) Die Idee eines konstitutionellen Preußens, wel¬
ches an der Spitze der übrigen kleinern konstitutionellen
deutschen Staaten stehen sollte, war allerdings nach der
Jnli-Revolntion ungefähr ein Jahr lang die Lieblings-
Idec der deutschen Liberalen und in diesen Staaten po¬
pulär.

Unverkennbar ist aber diese Idee sehr kühn, ihre
Ausführung setzt eine allmählige oder schnelle wesentliche
Veränderung der polirischen Verhältnisse, eine unterneh¬
mende, kräftige, mit den höchsten politischen Talenten be¬
gabte Staatsregierung voraus. Nun ist aber dieß gerade
nicht der eigenrhümliche Charakter der preußischen Staats¬
regierung; vielmehr ist dieser ruhig, konservativ, wohl¬
wollend, sorgsam für die materiellen Interessen der Un¬
terchanen, genügsam mit den Schritten zur sozialen Enr-
wickclung, welche in den Jahren der Bedräuguiß und
der höhern politischen Ideen von 1898 bis 1818 gethan
worden sind, diese letztere allmählig der Vergessenheit
übergebend. Es waren daher keine Elemente zum Ver¬
suche der Ausführung jener Idee vorhanden, und schon
aus dieser Ursache konnte dieselbe nicht in das Leben
treten.

Aber auch abgesehen hiervon ist eine höchst zweifel¬
hafte Frage, ob die Idee überhaupt ausführbar war,
denn die Dinge gewinnen manchmal ein ganz anderes
Ansehen, wenn man, anstatt nur Beurtheiler zu sevn,
einen großen Plan ausführen soll; da können durch
Traktate, durch die Interessen andrer Staaten Hinder¬
nisse in den Weg treten, an welche jener nicht denkt
Würden z. B. die andern großen Mächte sich der Aus¬
führung nicht widersetzt haben? wären die Staarsrcgie-
rnngcn der kleiner» Staaten wohl damit einverstanden
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gewesen, und würden diese darin nicht eine Beschrän¬
kung ihrer Unabhängigkeiterblickt haben? diese letztere
Rücksicht ist der Gerechtigkeit und Gewissenhaftigkeit ent¬
nommen, und eine Regiernag, welche dergleichen Rück¬
sichten nimmt, sollte in andern Staaten nicht Tadel, son¬
dern Achtung verdienen.

In jedem Fall war die Entscheidung über die Aus¬
führung der Idee eine rein preußische Frage, und nicht
die Bewohner der kleinen Staaten haben einen Grund
zur Beschwerde, wenn Preußen, — die Ausführbarkeit
einmal vorausgesetzt, verschmähet haben sollte, einen grö¬
ßern Einfluß, folglich mehr Macht zu erlangen.

H. 276.
Am meisten ist die anti-preußische Gesinnung der

Liberalen in den kleinern deutschen Staaten durch die von
Preußen bei der polnischen Revolution befolgte Politik
eine Zeitlang erregt worden.

Jeder mnrhige Kampf eines Hansteins mit einer
großen Ueberzahl nimmt unsre Theilnahme in Anspruch;
wie viel mehr ist dieß der Fall, wenn eine getödtete Na¬
tion den Versuch macht, der liebermacht zum Trotz wie¬
der aufzuerstehen,denn daS Tödten einer Nation ist im
zivilisirtern Europa zu einem Ungeheuern Ereiguiß gewor¬
den. Gegen diese Theilnahme wird Niemand etwas ein¬
wenden dürfen, denn sie entspringt ans Eigenschaften,
die den Menschen adeln, Humanität und Gefühl für
Recht. Aber zu tadeln sind die Liberalen, daß sie poli¬
tische Verhaltnisse, wo der einmal erworbene Besitz, das
gegenseitige Interesse der Staaten und die Erwägung des
Thnnlichen und Ausführbaren entscheiden müssen, nach
menschlichen Gefühlen benrrheilen.

Wenn auch nicht in Abrede gestellt werden kann,
daß die Wiederherstellung eines selbstständigen König¬
reichs Polen, selbst wenn dasselbe nur den kleinern Theil
des vor Zeiten bestandenen enthielte, auf die kleinern
deutschen Staaten von einem wichtigen politischen Ein¬
flüsse hatte sehn können, so muß doch zugegeben werden,
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daß Preußen in jeder Beziehung weit mehr bei dem Aus¬
gange der polnischen Revolution inreressirt war, und man
verisinftigerweise der preußischen Staatsregierimg nicht
zun.uthen durfte, daß dieselbe bei dieser Veranlagung ir¬
gend ein anderes als das preußische Interesse berücksich¬
tige. In dieser Beziehung konnten etwa folgende zwei
einander entgegenstehende Ansichten obwalten.

Polen ist bis zur vollständigen Theilung ein in sei¬
nem Innern sehr unruhiger Staat gewesen; das nämliche
ist nach der Wiederherstellung zu fürchten, und ein so
unruhiger Nachbarstaat ist für Preußen lästig oder nach¬
theilig. Sodann wird nicht nur der Besitz der preußi¬
schen Provinz Posen, die früher ganz polnisch war, son¬
dern sogar jener der Provinz Preußen sehr ungewiß und
gefährdet, denn die Polen sind kriegerisch und epcentrisch
und werden nicht ruhen, so lange sie nicht die Küsten
der Ostsee erhalten. Deßhalb ist die Vesiegung der Po¬
len durch die Russen, und was daraus natürlich weiter
folgt, eine noch größere Vernichtung der polnischen Na¬
tionalität, dem preußischen Interesse angemessen.

Die entgegenstehende Ansicht lautet: Die Polen sind
nur deßhalb im Innern unruhig gewesen, weil ihr Va¬
terland ein Wahlreich mit einer schlechten Verfassung
war; sie würden, hätten sie jetzt ihre Unabhängigkeit er¬
rungen, zur erblichen konstitutionellen Regierung überge¬
gangen seyn. Für Preußen würde ein Mittelstaat gegen
Rußland zu, der gegeu letzteres fortwährend der preußi¬
schen Allianz bedurft hätte, eine große Garantie der Si¬
cherheit und vollständigsten Unabhängigkeitnach Osten
hin gewesen sehn. Rußland allein ist ein viel gefährli¬
cherer Nachbar, als Polen und Rußland getrennt, zumal
geschichtlich die Russen ein durchaus eroberndes Volk sind,
die Polen dagegen seit Jahrhunderten diesen Charakter
nicht gezeigt haben, und sogar durch ihre politische
Schwäche zur Vergrößerungdie Nachbarstaaten fortwäh¬
rend beigetragen haben. Die Unabhängigkeit Poscns, —
und es ist immer nur von einem größern oder kleinern
Theile des russischen Polens hier die Rede, — hatte
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schwerlich ohne direkten Schuh Preußens erkämpft werden

können, und wie war wol denkbar, daß Polen zn dem

schweren Kampfe mit Rußland noch den mit Pressßen

wegen Posen und wegen der Provinz Preußen provozi-

ren werde. Die Dinge gestalten sich ja nie nach den

Ansichten der Enthusiasten, sondern wie sie thnnlich sind,

lleberhanpt konnte Preußen, wenn es ein unabhängiges

Polen seinem Interesse angemessen fand, in der polni¬

schen Revolution, aller dabei obwaltenden Leidenschaften

ungeachtet, eine leitende Rolle übernehmen, wie Frank¬

reich in Belgien. Für den Verkehr der östlichen Theile

der preußischen Monarchie wäre die Unabhängigkeit von

Polen höchst ersprießlich gewesen.

Preußen bat sich für die erste Ansicht entschieden.

Man kann darüber diskntiren, ob diese Entscheidung für

die wahren Interessen des Staates die beste gewesen sey,

das ist aber nur eine Frage der Politik, die zunächst mir

Preußen betrifft. Aber da dieses nun einmal sich gegen

ein unabhängiges Polen entschieden hatte, so ist die

Staatsregiernng nicht im geringsten darüber zn tadeln,

daß sie die während der polnischen Revolution angenom¬

mene Neutralität etwas günstiger für die Russen als die

Polen beobachtet hat, und vielmehr könnte man sich wun¬

dern, daß dieß nicht in höhcrm Grade geschehen ist; denn

nach Thunliehkeir zn befördern, was man will, ist in der

Politik Regel, und das Gegentheil darf vollends eine

vernünftige Regierung sich nicht zu Schulden kommen

lassen.

Von diesem wahrscheinlich allein richtigen Stand¬

punkte die polnischen Ereignisse betrachtet, wie ungerecht

und ungegründet erscheinen da die wegen derselben gegen

Preußen gerichteten Anfeindungen der mehr bezeichneten

Liberalen! Dasselbe hat redlich die Pflichten der Mensch¬

lichkeit gegen die übergetretenen oder ausgewanderten Po¬

len erfüllt, so weit es nur immer mit der einmal ange¬

nommenen Politik verträglich war, und zwar in solchem

Grade, daß der Politiker eher ein Zuviel als ein Zuwe¬

nig finden könnte.
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H. 377.

Völlig absurd ist der mitunter von den Libera¬

len gemachte Vorwurf, daß die preußische Politik durch

verwandtschaftliche Verhältnisse der Herrscher - Familien

tnif eine dem Staate nachtheilige Weise iustuenzirt werde.

Solchen, den Dhnastieeu wie den Nationen gleich ver¬

derblichen, Einflüssen unterliegt im neunzehnten Jahrhun¬

dert eine europäische Staatsregierung nicht mehr, nnd die

preußische gewiß am wenigsten.

Einsassen unterliegt die Politik jedes Staates wol,

also auch des preußischen; dahin gehört die Homogenität

der Prinzipien, eine langjährige Allianz, die größere

Macht von Nachbarstaaten, eine gewandte und überlegne

Diplomatik :c.

Wie wenig aber in Preußen irgend ein Einfluß zu

einem Entschlüsse, der als den Interessen des Staates

zuwider erachtet wird, führen kann, davon wird einst die

Geschichte Zeugnis; geben, wenn die nach dem Ausbruche

der belgischen lind vor dem Anfange der polnischen Re¬

volutionen Verhandlungen der Kabinette bekannt werden.

Mit Verehrung wird die Nachwelt den Namen Friedrich

Wilhelms des Dritten aussprechen, der einen allgemeinen

Krieg der Prinzipien verhinderte, und dem daher die

Menschheit verdankt, daß statt des Tobens der Leiden¬

schaften der besonnene nnd friedlichere Weg der gesell¬

schaftlichen Reformen eingeschlagen wird.

H. 278.

Gegen die preußische Zensur und die Bücher-Ver¬

bote wird von den Liberalen Beschwerde geführt, auch

wol gar geklagt, daß die preußische Regierung nicht die

Preßsreiheit einführt.

So gewiß diese letztere, sie mag nun beguem oder

unbequem sehn, bei der vollständigen parlamentarischen

konstitutionellen Regiernngsweise eine Nothwendigkeit ist,

sobald die Nation einige politische Bildung erlangt hat.
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so gewiß paßt sie nicht zur unumschränkten Regierungs-

weise.

Hinsichtlich der Zensur und der Bücher-Verbote kann

vorzüglich nur eingewendet werden: was kann die erstere

in vielen Fallen sonderlich für Folgen haben, als daß

ein Buch, anstatt in Preußen, in einem andern deutschen

Staate gedruckt wird, und was sind die letzte rn mei¬

stens anders, als Begünstigungen des Verlegers, der so

viel mehr Exemplare abseht, weil ein Buch verboten
wird?

Uebrigens verbietet die preußische Zensur-Behörde

schwerlich solche Bücher, in welchen ein anständiger Ton,

Achtung für das monarchische Prinzip, nnd keine anar¬

chische Tendenz herrscht. Daß sie Bücher, in welchen

das Gegcntheil von allem dem zu finden ist, zu unter¬

drücken sucht, ist ihr nicht zu verargen, so lange die

Schwerkraft der Staatsgewalt nicht mehr befestigt, und

die Nation nicht politisch mehr gebildet worden.

G 279.

Wenn Männer, die eine politische Wirksamkeit ha¬

ben, sich an abstrakte Prinzipien halten, welche unter

gegebenen Umständen nicht anwendbar sind; wenn sie die

großen Veränderungen, die in der Natur der Verhält¬

nisse vorgegangen, nicht einsehen; wenn sie vermeinen,

eine Nation könne stets im Enthusiasmus bleiben, oder

ein solcher oder irgend ein andres schönes Gefühl könne

ein dauerndes und wesentliches Element zum Regieren

sehn; wenn sie Maßregeln nehmen oder empfehlen, wel¬

che das Gegentheil ihres Zweckes bewirken; wenn sie ab¬

gestorbene oder schwach gewordene Kräfte noch für lebend

oder mächtig halten; —- so ist ihre politische Unfähigkeit

außer allem Zweifel, wie gut auch übrigens ihre Absich¬

ten und wie ausgezeichnet sie durch andre Fähigkeiten

sehn mögen.

Dieß alles sehen wir bei der, seit der Juli-Revolu¬

tion hervorgetretenen französischen Oppositions-Parthei.
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Zum Belege will ich nur einige ihrer Fehler oder Jrr-
thümer anführen.

u) Die Meinung, daß die Verfassung nur durch
eine allgemeineStimmenabgabe aller Franzosen sanktio-
uirt werden könne.

b) Die Änsicht, daß die Nation eigentlich die Re¬
publik wolle, und daß diese überhaupt unter den in Frank¬
reich bestehenden Verhältnissen möglich sey.

cf Der große Jrrlhum, daß die Gefühle und Lei¬
denschaften der Juli-Tage immer dauern und daß man
damit regieren könne.

llj Die lächerlichen Klagen über Bedrohung der
politischen Rechte, nachdem diese auf die ausgedehnteste
und vollständigste Weise gesichert waren.

o) Die Oppositions-Parthei wollte (was auch die
Majorität wünschte,) die Unabhängigkeit Polens beför¬
dern. Inden, sie aber jeder Unordnung das Wort re¬
dete, von Eroberungen und der natürlichen Gränze des
Rheins sprach, jede Gelegenheit zur Diskussion der zar¬
testen diplomatischen Fragen ergriff, und der Regierung
alle nur möglichen Hindernisse in den Weg legte,
schwächte sie den Einfluß Frankreichsund der Juli-Re¬
volution in solchem Maße, daß derselbe den Polen nichts
helfen konnte. Die französische Oppositions-Par-
thei hat ohne Zweifel wesentlich zu Polens
l! n t e r gang b e iget r a gen.

t) Steuer-Verminderung wollte sie bewirken, und
gleichwohl brachte sie Maßregeln in Vorschlag, durch
welche der Staatskredit hätte vermindert, folglich eine
Herabsehung des Zinsfußes der Staatsschulden erschwert
werden müssen.

ß) Die Meinung, daß noch in Frankreich der
Kriegsruhm und die Eroberungssucht der Napoleonischen
Herrschaft vorherrschend sey.

b) Der Jrrthum, daß man in den Rheinlanden
sehnlichst wünsche, wieder französisch zu werden.

Indessen, diese Opposirions-Parthei ist Minorität
geblieben, folglich nicht an die Regierung gekommen. In
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Frankreich kann zwar jeder Unverstand vorgetragen wer¬

den, aber ist so wenig Empfehlung znin Emporkommen,

daß selbst des alten ehrwürdigen, so populären Lafavette

politischer Einfluß schnell unterging, als er in mehrern

Beziehungen den Unterschied des Jahres 18cl0 gegen

1790 nicht einzusehen vermochte.

Nach großen erfolgreichen politischen Ereignissen,

die nur durch eine hohe Steigerung der Gefühle der

Menschen zu Stande kamen, ist übrigens natürlich, daß

die größten Enthusiasten bittere Täuschungen erfahren.

Diese bei außerordentlichen Veranlassungen sehr brauch¬

baren, oft vortrefflichen Menschen, werden, da bei ihnen

der politische Verstand weniger groß ist als die Begeiste¬

rung für eine Idee, in der Regel als Instrumente der

Klügcrn benutzt, während sie glauben, selbst Lenker der

Ereignisse zu sehn; nachdem die Veranlassung vorüber,

sind sie unbrauchbar, und das wird ihnen schwer zu be¬

greifen. Aehnlich, wenn auch ans etwas verschiedene

und unangenehme Weise ist es den Dentschthümlern oder

überreifen Tngendbündlern ergangen; freilich sind im Ver¬

gleiche gegen diese, hinsichtlich des politischen Verstandes,

die französischen Epalrirten Weise zu nennen. Auch re¬

den und schreiben die letztern eine Sprache wie andre

Menschen; die Dentschthümler aber wahrlich nicht.

Sieben und sechzigstes Kapitel.
Königthum; Aristokratie; Demokratie; System und

Wesen der preußischen Staatsregierung; die Liebe

zum Könige; Bemerkungen.

H. 280.

Manche Anhänger des Königthnms glauben dem¬

selben nicht besser dienen zu können, als indem sie das¬

selbe als etwas Göttliches, oder überhaupt Mächtiges
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darstellen, gleichsinn als wäre es, mit aller Macht an-

gethan, von der Gottheit nntcr den Menschen eingerich¬
tet worden. Das mag vielleicht in manchen Staaten

zweckmäßig seyn, sicherlich aber nicht in denen, wo die

Menschen allgemein Schulunterricht erhalten nnd Rech¬

nen lernen, wo sie über die Elemente der Staatsgewalt,

wenn auch nicht derjenigen des Inlandes, täglich in den

Zeitungen Erörterungen, nnd in Büchern Anfein¬

dungen des Königthnms lesen können, nnd wo jene Ele¬

mente eine wesentliche Veränderung erfahren haben. In

solchen Staaten ist weit zweckmäßiger für die Macht des

Königthnms, daß man klar einsehe, worin die Elemente

derselben bestehen, und daß dasselbe als eine ehrwürdige,

das Glück der Menschen befördernde Einrichtung allge¬

mein erkannt werde. Die Erkennung der Elemente der

königlichen Vi acht ist um deswillen so höchst ersprießlich,

damit die wahren Freunde derselben keine ihr nachtheili-

gen Maßregeln und Ansichten befördern; die Erkennung

deS Ehrwürdigen und des für die Menschen Nützlichen

jener Macht ist nicht nur für das Glück der Untertha-

nen, sondern auch für die Erhaltung der königlichen

Macht und Würde sichernd.

Es könnte ein sehr nützliches Buch darüber geschrie¬

ben werden, in wie vielen Beziehungen die königliche

Via cht ehrwürdig nicht mir, sondern auch vorzüglich heil¬

sam für Unterthanen-Glück ist, wie in Europa, wenig¬

stens in einem großen Staate, nur diese Macht, nnd

zwar die erbliche, dies; Glück befördern nnd die höhern

Staatszwecke erfüllen kann, nnd wie die Idee der Er¬

richtung einer großen nnd mächtigen Republik in Europa

ein wahrer Unsinn ist. Das alles läßt sich geschichtlich

aus Thatsachen nnd ans der Natur der Verhältnisse nach¬

weisen, und ein solches Buch wäre dem Königthnm in

einem Zeitalter, wo der rechnende Mittelstand innner

mächtiger wird, weit nützlicher, als Deklamationen nnd

die undeutlichen, mystischen nnd bei der Prüfung des

schlichten, gesunden Mensissen-Verstandcs nicht haltbaren

Darstellungen der im Eingange dieses H. erwähnten ab-
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strakten Theorieen. Möge diese Bemerkung Aufforderung

für einen fähigen, deutenden Mann werden, die Welt

mit einer ihren Gegenstand erschöpfenden Abhandlung

darüber zu bereichern.

Hier genüge in vorstehender Beziehung, meine in¬

nige Ueberzeugung von der geschichtlichen Erhabenheit und

der Vortrefflichkrit der erblichen königlichen Vi acht und

meine Ansicht zugleich dahin auszusprechen, daß sie, den

bestehenden und den sich bildenden Verhältnissen nach, in

großen europäischen Staaten die einzige Bedingung ist,

unter welcher in diesen die höchsten Staatszweckc erreich¬

bar sind. Und wenn durch meine Darstellungen Män¬

gel der preußischen Staatsregierung und StaatSeinrich-

tungen enthüllt werden, so wird Jedem, der hellen'unbe¬

fangenen Verstandes ist, meine Absicht unverkennbar

sehn, nur eine Veranlassung zur Abstellung der Mängel

und somit zur Stärkung der erblichen königlichen Macht

in Preußen zu geben.

Die Elemente dieser letzter» werde ich in den nach¬

folgenden GH. dieses Kapitels nachweisen.

H. 381.

Die königliche Macht kann nicht anders gedacht

werden, als gestützt auf Kräfte, die ihr unzweifelhaft in

allen Fällen zu Gebole stehen, oder die sie aus Inter¬

esse, oder ans Gewohnheit ebenfalls unzweifelhaft alle¬

zeit unterstützen; wie im H. 270 schon bemerkt wurde,

muß die stärkste der im Staate vorhandenen Kräfte Schwer¬

kraft der Staatsgewalk seyn.

Zuerst muß von solchen Kräften die Aristokratie er¬

wähnt werden, was diese in Preußen in politischer Be¬

ziehung bedeutet.

Ein Merkmal, daß in unumschränkten Monarchieen

die Aristokratie eine politische Wichtigkeit besitzt, ist, wenn

in Folge eines stillschweigenden Vertrages ihre Privile¬

gien durch die Landeshoheit erhalten werden, und wenn

diese die ersten Staatsbeamten aus den Mitgliedern der

bevorrechteten Stände wählt. Alsdann ist zwar das
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stehende Heer die Schwerkraft der Staatsgewalt, aber

gleichzeitig gestützt auf die Macht der Aristokratie. In

einer solchen Staatseiurichtung ist Harmonie und Kraft,

und je verschiedenartiger in Nationalirat und in andern

Verhältnissen die großem Bestandtheile eines also einge¬

richteten Staates sind, desto norhwendiger zu dein Be¬

stehen desselben ist die Erhaltung dieses Znstandes der

Verhaltnisse. Nur Liberale ohne politische Einsicht kön¬

nen den Staatsmannern solcher Monarchieeu verargen,

daß sie sich den Ideen der allgemeinen bürgerlichen

Gleichheit nnd politischer Freiheit nicht hingeben, und

diesen Ideen abhold sind; gerade dieß, worüber jene

Staatsmänner getadelt werden, macht ihnen Ehre und

zeugt von ihrer hohen politischen Einsicht, denn sie er¬

kennen klar, was zur Erhaltung des Staates dient nnd

streben konsequent nach diesem großen nnd gerechten

Zweck.

In Preußen, welches der Nationalität nach, mit

alleiniger Ausnahme der Provinz Posen, ans ziemlich

homogenen Bestandtheilen zusammengesetzt ist, findet sich

jenes Merkmal nicht vor. Das Beamten - Element ist

viel wichtiger als die Aristokratie, und die höhern Staats¬

beamten stammen meistens aus dem Bürgerstande, nnd

nicht einmal ans dem vermögenden. Durch die Aushe¬

bung nnd Ablösung der Feudal- Lasten wird mehr und

mehr die Macht der Aristokratie untergraben, denn mit

dem Einflüsse verkleinerte sich auch die politische Kraft,

Ein andres Erforderniß zur Erhaltung der politi¬

schen Kraft der Aristokratie ist, daß die Gruudgüter eines

Familien-Stammes nugerheilt vom Vater ans den Sohn

vererbt werden; denn es gewährt eilten Einfluß, wen.

ein Grundbesitz ungetheilt in der nämlichen Familie von

Generation zu Generation vererbt wird. Sobald aber,

wie mehr und mehr in Preußen der Fall ist, der Grund¬

besitz der alten Familien theilbar und verkäuflich wird,

geht jener Einfluß vollständig verloren.

Mau hat zwar in Preußen denselben zu bewahren

versucht, indem an den Besitz solcher Güter die O.ualt-

10
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sikation eines Ritters geknüpft worden ist, mit welcher

einige Vorrechte noch verbunden sind; in der Rheinpro¬

vinz ist sogar der Ritterstand nur geschaffen worden, in¬

dem derselbe mit dem Besitze solcher Grnndgüter verbun¬

den wurde, die bis zn einem gewissen Grade noch un¬

geteilt bei einem alten Ritterschlosse, und wenn dasselbe

auch nur aus Ruinen bestand, vorhanden waren, und

indem einigen andern Gütern die Qualifikation von Rit¬

tergütern beigelegt ward. Aber der besondere Einfluß,

den politische Kraft verleiht, liegt ja nicht in den Mauern

des Schlosses, oder in einem besondern Stücke Ackerland,

sondern entweder in der nngetheilten Vererbung von Ge¬

neration zu Generation, oder in dem Umfange des Be-

sitzthnms. Da der Einfluß der erstcrn Art bei kauflichen

Rittergütern nicht besteht, so scheint der Versuch als ein

mißlungener bewachtet werden zu müssen, und einfacher

und zweckmäßiger möchte, da einmal das Prinzip der

nngetheilten Vererbung ausgegeben wurde, gewesen sin»,

die zu bewilligenden Vorrechte mit einem gewissen Um¬

fang oder Werth des Grundbesitzes zn verbinden.

Was kann die Aristokratie noch für sonderliche poli¬

tische Kraft besitzen, nachdem die früher Leibeigenen oder

Hörigen freien Grundbesitz und persönliche Freiheit er¬

langt haben, sie die wichtigsten polirischen Vorrechte ver¬

loren, nachdem die Söhne der ersten Familien militär¬

pflichtig wie die Söhne der Tagelöhner geworden, nach¬

dem der ritterliche Gutsbesitzer als Bierbrauer oder Brannt¬

weinbrenner der Aufsicht des geringsten Steuerbeamten

unterworfen worden, nachdem die wesentlichsten politischen

Vorrechte der Aristokratie in der Unnmschränktheit der

Landeshoheit verloren gegangen.

Der politische Werth der Aristokratie wird nach und

nach noch immer mehr durch die Natur des kleinen Ein-

flrches, der ihr geblieben, untergraben. Denn dieser be¬

steht im Wesentlichen vorzüglich nur auf eine Weise, die

der Nation unangenehm ist, oder von ihr als nachthei¬

lig betrachtet wird; dahin gehören der allgemeinen Mei¬

nung nach: theilweise Befreiungen von Grundsteuer und
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die daraus entspringende Einwirkung ans die Erhaltung
dieses Znstandes, Verhinderung zeitgemäßer Fortschritte,
Beförderung von Rückschritten, z. B. der Eifer, mit wel¬
chem mehrere Aristokraten der Rheinprovinz die Abschaf¬
fung der Prinzipien der französischen Gesetzgebung zu be¬
bewirken suchten, der Einfluß, den die Franzosen l'in-
llnence ooeulte nennen, und endlich der Umstand, daß
von den Lehnsrechten nur noch die nicht völlig abge¬
schafft sind, welche andern Staatsbürgern lastig fallen.
Es ist dies; wenigstens die allgemeine Meinung über den
Einfluß der Aristokratie, und wenn jene auch irrig seyn
möchte, so ist die Wirkung hinsichtlich der politischen
Kraft gleichwohl die nämliche. Denn nichts vernichtet
diese auf die Dauer vollständiger, als wenn das
Wenige, was etwa davon noch übrig, angewen¬
det wird, den allgemeinenInteressen des Staates ent¬
gegen zu wirken.

In Frankreich wurde im Anfange der Bonrboni-
schen Restanrationdas aristokratische Prinzip der Verfas¬
sung grundsätzlich auf eine höchst zweckmäßigeWeise,
vermittelst der Erblichkeit der Pairs - Würde hergestellt.
In den letzten Jahren der Regierung Ludwigs des 18.
und-unter derjenigen seines Nachfolgers trat aber die
Tendenz, in den Interessen der Schwerkraft, oder der
Majorität widerstreitendes System zu befolgen, mehr und
mehr hervor, und die Pairs, oder die erste Kammer,
wurden nun benutzt, um dasselbe durchzusetzen. Unge¬
achtet die mit der Pairs - Würde verbundene Erblichkeit
hänsig bewirkte, daß Jemand, der in der Absicht zum
Pair ernannt wurde, als Instrument zur Durchsetzung
jenes Systems zu dienen, kurze Zeit nach der Ernennung
als unabhängigerpolitischer Mann in der Pairs-Kam-
mer auftrat; ward doch die letztere endlich so mit Krea¬
turen des Hofes angefüllt, daß sie in der öffentlichen
Meinung völlig sank. Dieß ist die Ursache, weßhalb
nach der Jnli-Revolntion die Erblichkeit der Pairs-Würde,
ungeachtet der dafür angeführten triftigen und überzeu¬
genden Gründe, und im Widerspruche mit der Ansicht

19*
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der ausgezeichnetstenfranzösischen Staatsmänner, nicht
erhalten werden konnte.

Wie groß und deutlich ist diese Lehre der Erfah-
sahrnng! Mit großen Zügen sagt sie der Landeshoheit:
Soll die Aristokratie eine politische, znm Stützpunkte die¬
nende Kraft seyn, so darf sie nicht als Hos-Kreatur,
nicht als willenloses Regieruugs-Jnstrumeutbenutzt wer¬
den; und der Aristokratie: Trennt eure Interessen nicht
von den allgemeinen der Nation, send nicht willenlose
Höflinge, sondern erhallende selbstständige Kraft znm
Heile der Dynastie, der Nation und zu eurem eignen!

Gleichwohl, — und dieß ist die größte Gefahr,
welche das monarchische Prinzip läuft, dessen dauerndes
Bestehen bei nur demokratischenElementen ohne gleich¬
zeitige Stütze aus eine aristokratische Kraft nicht in allen
Ländern gesichert seyn dürste, — scheinen in mehreren
kleinern deutschen Staaten die Regierungen mit den Mit¬
gliedern der Aristokratie zu wetteisern, die Kraft der letz¬
tem auf ganz ähnliche Weise zu untergraben. Und Pu¬
blizisten, welche sich als Vertheidigerdes monarchischen
und aristokratischenPrinzips darstellen, rufen Wunder
ob der großen Staatsweisheit und der Bändigung des
revolutionären Prinzips, wenn die Regierung eines klei¬
nen Staates ihre Maßregeln gegen die entschiedenste Ma¬
jorität der Wahlkammer durchsetzt, iudem sie die erste
Kammer als Instrumeut benutzt, da doch dieß eiu ganz
ordinärer und bekannter Kunstgriff ist.

In mehrern preußischen Provinzen sind die Vermö¬
gens-Umständeder Aristokratie durchgängigso sehr her¬
untergekommen, daß schon in dieser Beziehung ihre Kraft
als erstorben zu betrachten ist. So z. B. waren im
Jahre 1827 die, zu einem Gesammtwerthe von 27 Mill.
Rthlr. abgeschätzten, Rittergüter der Churmark seines be¬
trächtlichen Theiles der Provinz Brandenburg,) mit 21
Mill. Rthlr. Hypotheken-Schulden beschwert; die Bauer¬
güter, zu 31 Mill. Rthlr. abgeschätzt, verschuldeten gleich¬
zeitig nur 6x Mill. Rthlr. Es scheint, daß die Hinder¬
nisse, welche in den östlichen Provinzen zum Theil noch
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der Verkätiflichkeit und der Theilnng, so wie überhaupt

dein völlig freien Besitze der Rittergüter entgegenstehen,

zur Erhaltung der Aristokratie nichts nützen, sondern un¬

ter den bestehenden Verhaltnissen ihr nur schädlich sind.

H. 282.

Das Resultat der im vorigen H. aufgestellten Wahr¬

nehmungen ist, daß die alte Aristokratie in Preußen in

ihrem jetzigen Zustande keine polirische Kraft mehr besitzt,

und mehr und mehr die Fähigkeit verliert, eine solche zu

seyn. Sicherlich können die Liberalen der preußischen

Staatsregiernng nicht mit Grund den Vorwurf machen,

daß sie die Aristokratie als eine Kraft befördere. Das

mag vielen Leuten, die unter Aristokratie nur den Inbe¬

griff aller Gegensätze der allgemeinen Interessen zu den¬

ken gewohnt sind, erfreulich seyn. Wer aber mit mir

die Ansicht theilt, daß die Landeshoheit nur auf politi¬

sche Kräfte gestützt eine sichere Macht besitzt, und daß es

für dieselbe gefährlich, wenn nur Eine Kraft als Stütz¬

punkt vorhanden ist, dem muß jener Znstand betrübend

und bedenklich vorkommen.

Hier soll nicht die Art und Weise, wie etwa jedem

Fehler oder Mangel der Staatseinrichtnngcn abzuhelfen

setz, sondern vorzüglich nur das eigentliche Wesen der

letztern dargestellt werden; indessen mag meine Ansicht in

der erstern Rücksicht ans folgenden kurzen Bemerkungen

von Staatsmännern leicht errathen werden.

In Frankreich ist die Herstellung der erblichen Ari¬

stokratie als einer politischen Kraft leichter als in Preu¬

ßen, denn in dem erstern Lande dürfte das Haupr-Ele-

meut, ein ansehnlicher schuldenfreier Grundbesitz, wenig¬

stens eben so häufig als in Preußen anzutreffen seyn;

und dort finden nicht mehr, wie hier, die den allgemei¬

nen National-Interessen widerstrebenden Privilegien oder

die daraus herstammenden Vornrtheile der Aristokratie

Statt. Sobald daher das im vorigen H. erwähnte Vor-

urcheil der Nation gegen die erbliche Aristokratie beseitigt
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scyn wird, was im Laufe der Zeit sehr wohl geschehen
kann, ist die Wiederherstellung der erblichen Aristokratie
in Frankreich möglich.

Eine erbliche Aristokratie als politische Kraft ist in
Monarchien für die Dynasten und für die Nationen ein
so hoher und ersprießlicher Staaatszweck, daß Frankreich
füglich dafür das Opfer bringen darf, von den 8547
Mill. Rrhlr. Werth der Gruudgüter 100 bis 150 Mill.
der völlig freien Theilbarkeitund Veräußerlichkeitzu ent¬
ziehe» und in Majorate zu verwandeln. In Preußen ist
jener Staatszwcck noch wichtiger, und deßhalb kann es
zur Erreichung desselben auf gleiche Weise füglich von
den 1607 Mill. Rthlr. Werth der Grundgüter 40 bis
60 Mill. verwenden. Je größer dieser Theil verhältnis¬
mäßig ist, desto nothwendigcr erscheint, daß der übrig¬
bleibende, mit Ausnahme der Kron-Fideikommiß-Domai¬
nen und etwa einiger Waldungen im weitesten Sinne
des Wortes freies, Heilbares und veräußerliches Eigen¬
thum sei.

Es ist ein eitles Bemühen, Todte auserwecken zu
wollen; es müssen Einrichtungenbestehen, nach welchen
die politische Kraft der in Verfall gerathencn Familien
gesetzlich stirbt, nachdem solche wirklich erloschen ist.

Wie der Mittelstand naturgemäß, wo nicht fehler¬
hafte Staatseinrichtungen hindernd entgegentreten, stets
durch den Stand der Proletarien neu verjüngt wird, so
muß die Sorge der Landeshoheit seyn, die erbliche Ari¬
stokratie stets aus dem Mittelstande zu verjüngen.

Der Weisheit der Staatsregierung ist anHeim gege¬
ben, die Aristokratie gegen ihre eigenen Thorhciten und
Vorurtheile zu schützen, denen gerade dieser Stand mehr
als irgend ein anderer zu seinem eigenen Verderben be¬
sonders da ausgesetzt ist, wo dessen politische Kraft we¬
sentlich geschwächt worden ist.

tz. 283.
Durch Grundsätze der französischen Gesetzgebung,

welche in mehrern preußischen Provinzen, kürzere oder
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längere Zeit geherrscht haben, dnrch die Aufhebung der
Leibeigenschaft, durch Ablösung der Fendallasten, durch
die Gewerbesreiheit und durch den eigenthümlichen, saus
der auf das Prinzip der stehenden Heere gegründeten
llnuiuschranktheit der Laudeshoheit und aus den großen
Fortschritten in der Anwendungvon Kunst und Wissen¬
schast auf Produktion, ursprünglichentstandenen,) Cha¬
rakter, den die Veränderungen in den Personen- und
Eigcnthums-Verhältnissen,mehr oder weniger in allen
europäischen Staaten, au sich tragen, ist der Mittelstand
in Preußen der kräftigste geworden:die Kraft besteht in
dem vereinigten Verhältnis; von Anzahl, Vermögen und
Bildung.

In sofern die Wahlen zu den Provinzial-Ständen
und zu Stadtverordneten oder Gemeinde-Repräsentanten
als polirische Rechte betrachtet werden möchten, ist unver¬
kennbar, daß bei Ertheilnng derselben in Preußen viel
demokratischer verfahren wird, als in Frankreich.

In Frankreich ist die Dienstzeit des Soldaten nach
dem neuesten Rekrntirnngs-Gesehe von 1821 auf sechs
Jahre festgesetzt worden. Die Stellvertretung ist gestat¬
tet. Die National-Garde wird, wie ich bereits an einer
andern Stelle erwähnte, ans den Männern zusammen¬
gesetzt, welche dnrch Besitzthum,Gewerbe oder Beschäf¬
tigung Gewähr leisten, oder die Voraussetzungfür sich
haben, daß sie der Ordnung zugethan sind und die
Handhabungder Gesetze aufrecht erhalteil werden. Es
besteht daher in Frankreich kein Heer nach dem alten
Prinzip der stehenden Heere, aber auch keine allgemeine
Volksbewaffnung,sondern ein Bürgerheer, in welchem
das Soldaten-Elementbei der nicht ganz kurzen Dienst¬
zeit einigermaßen vorherrschend geblieben ist, um so mehr,
als wahrscheinlich in Friedenszeir daS Heer schwerlich
200009 Mann stark sepn wird, so daß jährlich nur ein
kleiner Theil der waffenfähigenMannschaft in dasselbe
einzutreten hat. Nebenbei besteht das ans dem Mittel¬
stande, dem höhern und untern zusammengesetzte stärkere
Heer zur Handhabung der Gesetze, aus welchem ein
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Theil für dm Fall eines Angriffs von Anßen zur Ver-
theidignng des Vaterlandes niobilisirt werden kann.

Wie außerordentlich verschieden ist dagegen das Be-
wasfnnngs - Svstem in Prenßen. Die Dienstzeit beim
stehenden Heere ist drei Jahre; Innglinge, die nach ei¬
ner angestellten Prüfling gewisse Kenntnisse besitzen und
sich selbst egnipiren, brauchen nur Eilt Jahr zu dienen.
Nach der Dienstzeit treten sie etliche Jahre in die Kriegs-
Reserve nnd alsdann in die Landwehr des ersten Aufge¬
bots. Diese wird aus Mannern von 26 — 32 Iahren,
das zweite Landwehr-Aufgebotans denen von 32—39
Iahren zusammengesetzt. Im Dienste sind: beim Heere
nnd der Kriegs-Reserve von der männlichen Bevölkerung
von 20—25 Iahren ungefähr 40 Prozent; bei der Land¬
wehr von der männlichen Bevölkerung von 26—39 Iah¬
ren ungefähr 56 Prozent. Dieß ist nichts anders als
eine Volksbewaffnungim weitesten Sinne, wie solche
nur in einer demokratischenRepublik irgend besteht, und
zwar um so mehr, als die höheru Stände leichter den
Eintritt in den Dienst des Heeres oder der Landwehr zu
umgehen wissen, so daß die untern Stände im Dienste
oder in der Bewaffnung die Mehrzahl bilden. Die
Kraft dieser Stände wird auf diese Weise sicherer ausge¬
bildet, als das Heer eine Schule der Zucht und Ord¬
nung ist; beide Eigenschaften bedingen die Anwendung
einer Kraft, die ohne dieselbe weit weniger Bedeu¬
tung hat.

In dieser allgemeinenVolksbewaffnung ist der Mit¬
telstand eingeschlossen und verliert sich in derselben. Die
Staatsregiernng hat nicht für zweckmäßig erachtet, den¬
selben besonders als bewaffnete Macht zum Schutze der
Gesetze oder der Staatseinrichtungenzu organischen.

H. 284.

Beachtungswerthhinsichtlich der Tendenz der preu¬
ßischen <staatsregierung ist auf die Theilung der Sraats-
Iuteresscn in provinzielle. In dieser Beziehung Herr-
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scheu völlig entgegengesetzte Ansichten bei den französischen
und preußischen Staatsmännern. Bei jenen galt die
Einheit des Staates und der Staatszwecke allezeit als
höchste Tendenz. Deßhals wurden nie Provinzen in klei¬
nere Theile, Departemente, getheilt, und alle Bande,
welche die erstern vereinigt, zerrissen; deßhalb war man
so sehr behutsam bei Bestimmung der Funktionen der
Departemcntalrathe, beschränkte dieselben strenge auf bloße
Departements-Interessen, und crthcilte ihnen das Be-
stcuernngs - Recht nur unter Genehmigung der gesetzge¬
benden Staatsgewalten; deßhalb wurde die Gleichförmig¬
keit aller Staatseinrichtungenkonsequent durchgesetzt.

In Preußen geschieht von allem dem fast das ge¬
rade Gegentheil. Kleinere administrative Theile wurden
zu größern in Provinzen vereinigt; jede Provinz erhielt
eine eigne landständische Einrichtung, und die Stände
können alle Angelegenheiten,die provinziellen wie die
höchsten und allgemeinsten des Staates vorbringen; mit
dem Besteucrungsrechte wurde es weniger scharf genom¬
men, da den Ministern und Provinzial-Staatsbehörden
ein Theil desselben übertragen worden ist; Gleichförmig¬
keit der Staatseinrichtungenbesteht nur: im Verwaltungs-
facke hinsichtlich der Provinzial- und Bezirks-Staatsbe¬
behörden; in der allgemeinen Volksbewaffnung; in den Ge¬
werbe-, Klassen-, Zoll- und Verbrauchs-Steuern. Im
klebrigen herrscht meistens klnglcichförmigkeit, und zwar
z»m Theil sehr großer, und jede Provinz entwickelt und
bildet die Verhältnisse und Einrichtungen eben fort, wie
es gehen will.

Solchergestalt stellt Preußen in mehrerer Beziehung
sich einigermaßen in einen homogenen Zustand mit den
kleinen deutschen Staaten, dergestalt, daß wenn diese ein
mit Preußen gleichförmiges System der Zoll- und Ver-
branchs-Steuernbesitzen, die Verschiedenheitennicht viel
größer sind, als die zwischen Rheinprovinzund Wcst-
phalen bestehenden.

klebrigens beginnen die politischen Wirkungen des
Provinzial - Trennungs - Systemes schon hervorzutreten;
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denn in der Rheinprovinz faßt die Idee einer cigenthüm-
lichcn Verfassung, oder eines Vizekönigreichs der westli¬
chen Provinzen bei einigen klngen nnd einflußreichen Män¬
nern Wnrzel.

385.

In Frankreich ist bisher, trotz der widerstreitenden
Bemühungen der Oppositions-Parthei,stets der Grund¬
satz festgehalten worden, daß die Ernennung aller Staats-
vcrwaluings-Beamtenvom Könige ausgeht; nach diesem
Grundsätze werden die Unterpräsekte und Bürgermeister
(Maires) wie die Präsekten vom Könige ernannt, und
nur hinsichtlich der Bürgermeister findet die Beschränkung
Statt, daß dieselben zum Gemeinde-Rathe gehört haben
müssen, welcher von den Höher - Besteuerten gewählt
wird. Auf diese Weise ist die doppelte Funktion der
Bürgermeister, als Organ der Staatsgewalt und als
Kommunal-Beamte, berücksichtigt worden.

In Preußen werden andre Grundsätze befolgt. Die
Landräthe, deren Funktionen fast ganz denen der franzö¬
sischen Unterpräfekten gleich sind, werden gewählt, so auch
nach der Städte-Ordnung die Bürgermeister. Herr von
Lancizolke, der als Mitglied des Oberzensnr-Kollegiums
ein angesehener Staatsbeamte und einsichtsvoller Mann
seyn muß, nnd Professor der Geschichte in Berlin ist,
meint sogar, man möge von der früher» städtischen Ver¬
fassung des Mittelalters soviel nur irgend thnnlich wieder
herstellen.

H. 286.
Wenn durch Schwächung der aristokratischen Kraft,

durch die vorzugsweise Ausbildung der Kraft der untern
Volksklapcn, durch einen sehr niedrigen Wahl-Zensus
bei Wahlen zu politischen Funktionen, durch Volksbewaff¬
nung, durch die Trennung der Staats-Einrichtungen in
verschiedene provinzielle,durch die Einführung des Er-
wählnngs-Systems zur Anstellung von Beamten, die
theilwcise oder gänzlich Organ der Staatsgewalt sind,
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und zwar durch alles dieß vereinigt, das demokratische

Element, und insbesondere die Tendenz zum demokrati¬

schen Födcrativ-System, nicht genährt und gestärkt, das

monarchische Prinzip hingegen nicht geschwächt wird, so

haben anti-monarchische und anti-aristokratische Liberale

sehr Unrecht, alles das zu verlangen und zu befördern.

Nach den Regeln der Ausbildung der polirischen

Kräfte, und nach den Lehren der Geschichte haben aber

jene Liberalen nicht Unrecht, sind vielmehr höchst konse-

gncnt in ihren eben angeführten Bemühungen; denn jede

Kraft im Staate, sobald sie stark genug geworden, wird

bei irgend einer Veranlassung eine ihrer Stärke angemes¬

sene politische Wirksamkeit äußern.

Da in Preußen nun, wie in den vorstehenden HH.

gezeigt worden ist, die angeführten Einrichtungen alle

vereinigt bestehen, scheint die demokratische Tendenz der

Staatsregiernng nicht bezweifelt werden zu können, und

die Liberalen machen derselben einen höchst ungerechten

Vorwurf, indem sie sich über eine entgegengesetzte Ten¬

denz häufig beklagen.

H. 287.

Dem konstitutionellen, parlamentarischen System, zu

welchem die preußische Staatsregiernng sich von 15—20

Iahren hinneigte, scheint dieselbe später abhold geworden

zu seyn, und auch noch jetzt in dieser Gesinnung zu ver¬

harren. Es ist dieß zwar nicht eigentlich amtlich erklärt

worden, aber ans andern Merkmalen unverkennbar. Da¬

hin gehört: die von den Zensur-Behörden insinenzirte Ten¬

denz der Tagesschriststellerei in Preußen; die Bewunde¬

rung mit welcher diejenigen Leute, welche keine andre

politische Gesinnung haben als allezeit die bei der Staats¬

regiernng vorherrschende, von dem innern polirischen Zn¬

stande, oder wie sie es nennen, der Verfassung PrenßenS

reden, so wie die Verachtung und Geringschätzung, die

sie gegen das konstitutionelle System äußern; die Be¬

vorzugung der Beamten, welche solche Gesinnung hegen

pder zu hegen scheinen, vor denen, die das konstitutiv-
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nelle System für Preußen um angemessensten halten, und

daraus kein Hehl machen.

Eine solche Bevorzugung hört man mitunter tadeln;

sie verdient aber im Gegeutheil Achtung und Lob. Denn

da einmal von der StaatSregierung das System ange¬

nommen worden, die frühere konstitutionelle Tendenz nicht

geradezu amtlich zu verleugnen, sondern einschlummern zn

lassen, so ist vernünftig und rceht, die Ausführung jencs

Systemes nickt zu hindern, sondern vielmehr zu befördern

durch Zurücksehung der Beamten, deren Gesinnung dem¬

selben entgegen ist, und durch Bevorzugung derjenigen,

welche es ergreifen und bei jeder Gelegenheit zu erhalten

suchen, klnd je seltner die politischen, zur Erhaltung des

nun einmal angenommenen SyftemeS geeigneten und ge¬

neigten Talente vorkommen, desto mehr hat die StaatS¬

regierung Ursache, dieselben hervorzuheben nnd in die

Höhe zu bringen.

Beiläufig kann die Bemerkung hier eine Stelle fin¬

den, daß in Deutschland sehr gewöhnlich und fast all¬

gemein nicht über ein, späterhin den Menschen unange¬

nehmes System oder ein Prinzip, wenn es ansangt oder

aufgestellt wird, Klagen oder Beschwerden geführt wer¬

den, sondern erst über die Folgen und Folgerungen, wenn

diese hervortreten. Es scheint dieß ein unverkennbarer

Beweiß zu seyn, daß der politische Verstand in Deutsch¬

land noch sehr wenig ausgebildet ist, und der Meinung

daS Wort zu reden, daß eigentlich fast überall in Deutsch¬

land die völlig unumschränkte RegieruugSsorm die geeig¬

netste sei. In jedem Fall liefert dieser Umstand einen

Beweis mehr, wie oberflächlich und unrichtig so viele

Liberale den Zustand der Dinge beurtheilen, da in ihren

Deklamationen über die Einführung konstitutioneller Ver¬

fassungen „die politische Mündigkeit" der deutschen VolkS-

stämme ein stehender Artikel ist. lieber diese angebliche

politische Mündigkeit der Deutschen werden Staatsmän¬

ner, welche Mitglieder von Regierungen sind und folg¬

lich die Mündigkeit der Uuterthanen am besten beurthei¬

len können, oft lächeln müssen!
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H. Z88.
Als Folge theils des Mangels an einem politischen

Leben, theils der Tendenz, die Kräfte der nntern Klas¬
sen der bürgerlichen Gesellschaft als Stützpunkt zn be¬
nutzen, werden manche öffentliche Acmter oder Verrich¬
tungen in Preußen bezahlt, mit welchen in Frankreich
keine Besoldung oder Diäten oerknüpft sind. Die Bür¬
germeister und zum Theil die Stadträthc werden nach
der preußischen Städte-Ordnung besoldet; in Frankreich
ist das Amt des Bürgermeisters und der Beigeordneten
desselben unbesoldet. Die Mitglieder der Provinzialstände
und der Kreisständc empfangen während der Daner ih¬
rer Funktionen Diäten; in Frankreich erhalten so wenig
die Mitglieder des Departementalratheswie der Depn-
tirten-Kammer irgend eine Vergütung.

Hier ist nicht die Rede davon, waS grundsätzlich in
dieser Hinsicht am besten, oder was in Preußen ausführ¬
bar ist; sondern ich erwähne der vorstehenden Verhält¬
nisse nur als eines Beleges, wieviel mehr man in Frank¬
reich als in Preußen bemüht ist, in dem Wesen der
Sraatscinrichtungen den politischen Einfluß in die Hände
der vermögenden Klasse der Staatsbürger zu legen.

Auch die Einrichtung der Gerichte trägt in Frank¬
reich diesen Charakter. Das Friedensgericht ist, seiner
Stellung und der unbeträchtlichen damit verbundenen
Besoldung nach, grundsätzlich mehr ein Ehrenamt für
einen der angesehcnern und vermögender» Bewohner des
Kantons, als ein Broddienst für Unbemittelte. Die Mit¬
glieder der Tribnnäle sind so schwach besoldet, daß sie,
ohne einigermaßen vermögend zu sehn, kaum ihrem Range
gemäß leben können; und wirklich sind die Richterstellen
in Frankreich auch zum großen Theile von Männern be¬
setzt, die Einkünfte ans eignen Mitteln besitzen, und ne¬
ben denselben gern eine ehrenvolle und unabhängige Stel¬
lung im Staatsdienste einnehmen wollen.

In Preußen hat das Richteramt eine weniger eh¬
renvollen und unabhängigeStellung, als in Frankreich,
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und die Gerichte sind zugleich verwaltende vormnndschast-

liche Behörden, als Hypotheken-Aemter, und — wegen

der Sporteln-Einnahme — als Steuer-Aemter zu be¬

trachten.

Ohne Zweifel kann ein Staat in den gewisserma¬

ßen aristokratischen Einrichtungen, die, wie vorstehend

gezeigt worden ist, in Frankreich bestehen, auch zu weit

gehen, was hier nicht näher beleuchtet werden soll. In¬

dessen scheint mir, daß sehr hanfig bei den llrtheilen

deutscher Gelehrten über das französische Gerichtswesen

und andre französische StaatSeinrichtnngen der höher da¬

mit verbundene Staatszweck völlig unbeachtet bleibt; in

diesem Falle kann daS Unheil unmöglich gediegen seyn.

Ueberhanpt ist für die Bewohner der meisten deutschen

Staaten deshalb schwer, über jene Einrichtungen richtig

zu urtheilen, weil sie in solchem Maße an das Vielver¬

walten durch besoldete Beamte gewohnt und der politi¬

schen Thärigkeit der Staatsbürger so entwöhnt sind, daß

die meisten Menschen sich gar keinen Begriff von einer

völlig entgegengesetzten Staatseincichtnng machen können;

ja es giebt Leute, die im Staate nicht viel mehr sehen,

als einen zur Verwaltung geeigneten Gegenstand.

Die kleinern deutschen Staaten befinden sich hinsicht¬

lich der vorerwähnten Einrichtungen in einem ähnlichen

Znstande wie Preußen, und sieben also auch in dieser

Beziehung im Vergleiche gegen Frankreich im nämlichen

oder ziemlich gleichen Verhältnis;.

H. 289.

Fast alle Beamte in Preußen haben eine eben so

sichere Stellung wie die Richter, und unter Beamten

versteht man fast jeden Angestellten.

Ans diese Weise ist die preußische Beamtenwelt bei¬

nahe eine Macht geworden. Die Elemente derselben find,

der großen Mehrzahl nach, demokratischer Natur, und

demokratisch sind auch meistens die politischen Ansichten

der preußischen Beamten; sie wollen, insofern politische

Rechte ertheilt würden, daß Jedermann, der Bildung
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hat, dieselben besitze, und der Hobe Wahl-Zensus in
Frankreich ist ihnen eine schlechte Geldherrschaft; gegen
eine mächtige Aristokratie sind sie sehr eingenommen, t^o
sind wenigstens sehr viele preußische Beamte gesinnt, und
ihre Antipathie gegen ein unabhängiges Polen hatte znm
Theil Abneigung gegen die Aristokratie znm Grunde, wie
dies; auch ans den gegen die Polen gedichteten Liedern
eineS berühmten preußischen Staatsmannes hervorgeht.

H. 390.
Mehrere Zweige der Verwaltung sind in Preußen

ausgezeichnet gut besorgt, und die zahlreiche Beamtenwelt
zeichnet sich meistens durch Humanität und guten Willen
ans. Dieß rührt daher: daß mehr verwaltet als regiert
wird; daß die Staatsregiernng eine große Sorgsalt ans
wissenschaftliche Bildung der Beamten verwendet; und
vorzüglich, daß Humanität und Ordnungssinn vom Thron
herab ans die Verwaltung übergeht. Diesem verdanken
wir die Vorzüge, welche Preußen in vorstehender Bezie¬
hung vor Frankreichs Verwaltung hat.

Dagegen findet seit geraumer Zeit ein wesentlicher
Unterschied in dem Organismus der Staatsregiernng in
Preußen im Vergleiche nicht nur gegen Frankreich, son¬
dern auch gegen andre große Staaten, namentlich Oester¬
reich Staat, der vielleicht nicht ein Vorzug genannt wer¬
den dürfte.

In Frankreich wie in Oesterreich stellt der Monarch
einen ausgezeichneten Staatsmann an die Spitze des Mi¬
nisteriums, damit Ein Geist oder Harmonie in der Staats¬
regiernng, sowohl in den Beziehungen zum Auslände
als zur iiinern Verwaltung vorherrsche.

In Preußen ist diese früherhin bestandene Einrich¬
tung seit Iahren eingegangen. Jeder in einem besondern
Fache angestellter Minister und außerdem die Hanptver-
walmng der Staatsschulden, der Chef der Postverwal-
tnng und derjenige der Seehandlung stehen in vollkom¬
mener Parität nebeil einander in immediatem Verhält¬
nisse znm Monarchen; meistens gehen indessen die An-
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träge dieser verschiedenen obersten Verwaltnngs-Bchörden

noch durch die Hände der außerdem angestellten Kabi-

netsminister oder geheimen Kabinetsräthe zum Vortrage

bei dein Könige. Insofern in Preußen nicht eine Aus¬

nahme von der nothwendigen naturgemäßen Folge einer

solchen Einrichtung stattfindet, scheint dieselbe eine häufige

Kollision der Ansichten und eine Verschiedenartigkeit der

allgemeinen Rcgierungs- oder Verwaltung!?-Grundsätze

unter den obersten Verwaltungs-Behörden mit sich brin¬

gen zu müssen; möchte doch sogar vielleicht eine oder die

andre der letztern als eine oberste und immediate gar

nicht bestehen, wenn der Ches einer andern erster Mini¬

ster oder Staatskanzler wäre.

H. 291.

Staatsmänner und Publizisten in Preußen äußern

vielfach eine große Achtung für das geschichtliche Prinzip,

oder für geschichtliche Ausbildung. Darunter kann ver¬

nünftigerweise nur verstanden werden: Achtung und Be¬

rücksichtigung der Lehren der Geschichte; Abneigung ge¬

gen solche Maßregeln, welche im Widerspruche mit dem

allmählig entwickelten Kultur-Zustande der Nationen ste¬

hen; die Ansicht, daß den Racen oder Nationen ein ei-

genrhümliches politisches Bildungs - Prinzip innewohnt,

nach welchem sie sich vorzugsweise zu dieser oder jener

Verfassung hinneigen.

Solche Berücksichtigungen sind im höchsten Grade

vernünftig; sie führen zum Verständnis? der Gegenwart

und der Zukunft, und sie lehren den Staatsmann, die

so sehr in neuerer Zeit fortgeschrittene Sraatswissenschast

mit praktischer Weisheit anzuwenden; dem ruhigen und

denkenden Beobachter der Ereignisse machen sie begreif¬

lich, daß so häufig Maßregeln und Unternehmungen der

Regierungen, der Völker und einzelner Klassen von

Staatsbürgern gerade das Gegenrheil des beabsichtigten

Zweckes bewirken, so wie, daß von vorn herein ein sol¬

cher Erfolg voil so manchen einsichtsvollen'Männern gar

nicht vorausgesehen wurde, und daß diese, gerade in Be-
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ziehnng auf jene Maßregeln und Unternehmungen,mit
einer Art moralischer Blindheit geschlagen sind. Dadurch
eben offenbart sich das kaum bemerkbare innere geschicht¬
liche Entwickelnngs- Prinzip der Nationen, oder, vom
höchsten Standpunkte betrachtet, der Gang der Weltre-
gicrnng; die einzelnen Menschen, klug und weise oder
beschrankt und thöricht, welche anscheinend das Schicksal
der Völker lenken, sind, sich selbst unbewußt, nur Werk¬
zeuge des Prinzips oder des höhern Geschicks, und was
sie auch thnn mögen es abzuwenden, so befördern sie
dasselbe gleichwohl, und hansig am meisten, indem sie
sich strauben oder zögern, unvermeidliche Nothwendigkeit
anzuerkennen.

Nur wenige ans dieß geschichtliche Entwickelnngs-
Prinzip sich beziehende Bemerkungen mögen hier, als
Veranlassung zu ernstem Nachdenken der Staatsmänner,
mir gestattet sepn.

Es liegt ein mächtiger erhaltender Zug darin, wenn
eine Nation Gluck und Unglück mit einer Dynastie er¬
lebt hat, und mit derselben herangewachsen ist. Dieß ist
auf mehrere Theile Preußens im vollen Maße anwendbar.

In Frankreich ist die Kultur um vieles älter, als
in Deutschland. Sollten die Staaten, wenn sie von der
Barbarei zur Kultur sich erheben, nicht auch ihre Iüng-
lings-Iahre haben, wo sie noch nicht im Reinen mit sich
selbst sind über den höhern Zweck des Lebens?

Die Monarchie ist wenigstens doppelt so alt in Frank¬
reich als in Deutschland. In mehreren Theilen Preu¬
ßens und in den kleinern deutschen Staaten ist kaum ein
Menschenalter vergangen, seitdem der Fürst den Unter-
thanen vor dein Reichsgerichte zu Recht stehen mußte.
Die Souveränität einiger kleinen deutschen Fürsten datirt
sogar nur von der Vollmacht, welche ihnen Napoleon
dazu im Rheinbünde ertheilte.

Die Landeshoheitbildet sich in Frankreich so ans,
daß sie allmählig die Vasallen unterdrückte; in Deutsch¬
land aber so, daß die Vasallen sich unabhängig von der
Landeshoheitmachten, die größern und einige kleinere sie

20
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selbst erwarben und sich mehrere der Mit-Vasallen un¬
terwarfen.

Frankreich ist seit Jahrhundertenzur Einheit gelangt;
in Deutschlandist stetS der Federalisinus vorherrschend
gewesen.

Eine allgemeine Volksbewaffnung, nachdem die be¬
sondre Veranlassung zu derselben vorüber, ist in einer
unumschränkten Monarchie eine ganz neue Erscheinung.

H. 292.

Ein wesentlichesElement der preußischen Staatsein-
richtuugen ist, wie jeder Staatsmann zugiebt, die Liebe
zum König. Dies; so schöne in Preußen jetzt überall
vorherrschende Gefühl muß deßhalb in einer politischen
Abhandlung augeführt werden, weil in demselben die
Hauptstarke der Sraatsciurichtungen liegen dürfte, denn
wie wäre sonst bei den sorgsam gepflegten demokratischen
Elementen eine Monarchie, und besonders eine erbliche
und unumschränktenur ein halbes Meuscheualter möglich!

Daß Staatsmänner alles Ernstes die Erhaltung des
Staates als eines Ganzen und als erbliche und starke
Monarchie auf Liebe zum Könige, bei einer schwa¬
chen und täglich schwächer werdenden Aristokratie,ohne
stehendes Heer nach dem frühern Prinzip, bei Volksbe¬
waffnung und mir Nähruug der demokratischen Elemente,
ballen wollen, und selbst, daß es bisher mit Erfolg ge¬
schehen ist, — dieß ist der schönste Ehrentempel, der je
dem König eines großen Staates errichtet werden kann.

Ist diese kühne Idee auf die Datier, das heißt für
Generationen, — denn das Leben eines Staates und
der Dyuaftieeil muß mit einem größern Maßstabe als
dem des Menschenlebens gemessen werden, — ausführ-
bar, so bricht in der Geschichte Enropas ein neuer Ab¬
schnitt an: die Staatsregierungen stützen sich nicht mehr
auf Kräfte, sondern vorzüglich auf Gefühle. Dann hätte
Lafavetre mit seiner inounrebik uvee lles iustitutious
ichpublieuinos doch so Unrecht nicht, und diese wäre we¬
nigstens in Deutschland ausführbar.
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Verschieden von dein vorerwähnten Gefühl ist die

Gewohnheit des Gehorsams, die Macht der Tradition.

Daher ist eine alte Dynastie als solche stets stärker als

eine nene; daher rührt es, daß diese letztem allezeit mit

vielen, der Nation höchst nachtheiligen Schwierigkeiten

zn kämpfen hat. Glücklich ist Prenßen in dieser Bezie¬

hung im Vergleiche gegen Frankreich.

H. 293.

Ich habe daS Wesen der prenßischen Staatseinrich-

tnngen bisher geschildert, wie dasselbe ist oder mir zn

seyn scheint. Obgleich der Gang der Entwickelnng der

politischen Kräfte in Prenßen nach meiner Meinung mehr

geeignet ist, demokratische Liberale zn erfreuen, als die

Besorgnisse von Männern zn beseitigen, die nicht nur

den König sondern das erbliche und starke Königthnm

lieben, die dieses als eine nothwendige Bedingung zn

Preußens anhabendem Wachslhnm in Macht und Pros¬

perität betrachten, und die unter Liebe zum Könige etwas

andres und größeres verstehen, als die, weder Geist noch

Einsicht erfordernde, Wiederhohlnng der schon in den

mannichsaehsten Formen vorhandenen Floskeln der Schmei¬

chelei und der Kriecherei, — so bin ich sehr fern von der

Anmaßung, zu glauben, daß meine Darstellung die An¬

nahme eines ganz andern Systems bewirken werde. Sollte

auch das Wesen der prenßischen Staatseinrichtnngen und

ihrer Tendenz oder Folgen von mir vollständig richtig

aufgefaßt worden seyn, würde auch die Schilderung von

einer glänzender!! Federn als der meinigen gemacht, —

dennoch wird kein andres System, einer solchen Schilde¬

rung wegen, angenommen werden; denn jede Staatsre¬

gierung hält ihren Gang für richtig und vortrefflich, wenn

er ruhig und bequem ist. Deßhalb ist, was ich hier bei¬

läufig und im Allgemeinen bemerke, die Ruhe und Be¬

quemlichkeit im .Regieren nicht allemal eine Bürgschaft

der Sicherheit und Festigkeit, auch häufig kein Element

der Größe oder der Kraft der Staaten; dieß letztere schon

deßhalb nicht, weil nur die Schwierigkeiten die großen

2V*
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Talente in die Höhe zu bringen vermögen. Wo keine
großen Kräfte zu leiten oder zu bändigen sind, tritt eine
Art von Flachheit ein, bei welcher das Regieren eine
leichte Sache ist, bei jenen ist Talent und Kraft dazu
eine nothwendige Bedingung; deßhalb erzengt in großen
Staaten nicht nur die parlamentarische konstitutionelle,
sondert« auch die unumschränkte ans das stehende Heer
und eine mächtige Aristokratie gestützte Regierung Staats¬
männer im höchsten Sinne des Wortes, denn bei beiden
sind große Kräfte zu leiten, und andre im Zaum zu
halten.

Die folgenden Kapitel werden größtentheils Ansich¬
ten und Wünsche enthaltet«, welche mit dem Wesen und
der Tendenz der preußischen Staatseinrichtungenverein¬
bar sind; deßhalb ließ ich die Schilderung der letzteren,
und die Bemerkung vorangehen, daß ich nicht sobald ei¬
nen wesentlich verschiedenen Gang der preußischeu Staats¬
regierung erwarte.

H. 294.

Hier lasse ich noch einige Bemerkungen folgen, zu
welchen die bis jetzt in dieser Abthcilung dargestellten
Verhältnisse Veranlassunggeben.

Es ist ein großer Jrrthmn, zu glauben daß Ideen
und Kräfte nicht bestehen, wenn durch Zensur und Bü¬
cherverbote die Aeußernng ihres Daseyns verhindert wird.
Indessen kann dadurch die Verbreitung der ersten« und
die politische Ausbildung der letztern einigermaßen aufge¬
halten werden; gleichwohl hat der Druck der Feudal-Äri-
storratie in England bei vollkommen freier Presse sich bis
jetzt erhalten, weil sie die Schwerkraft im Staate, und
so politisch klug war, ihre Interessen nicht von den gro¬
ßen Staatsinteressenzn sondern.

Wenn in Dentschland einmal die Presse eben so
frei wie in England und Frankreich sehn sollte, so wer¬
den einige Jahre vergehen, bis die Haupt-Ansichten über
innere und äußere Politik klar hervortretet«.

Die Liberalen in Deutschland sind zum großen Theile
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liberal im Sinne der französischen Opposition; jedoch mit
dem wesentlichen Unterschiede, daß die deutschen Libera¬
len, besonders Gelehrte, hanfig mehr philantropisch als
national der Freiheit ergeben sind.

Manche von den Franzosen in den neunziger Jah¬
ren gehegten Ansichten und gemachten Versuche, die sie
als unpraktisch langst ausgegeben haben, werden in Deutsch¬
land anss neue versucht, z. B. das allgemeine Stimm¬
recht, doppelte Wahlgrade; was aber die Franzosen be¬
sonders zweckmäßiggefunden haben, ihre einfache Ver¬
waltung und Justiz-Einrichtung, will noch nirgends in
Deutschland in Aufnahme kommen. Dieß letztere rührt
daher, daß in Deutschland der Beamten-Stand viel Ein¬
fluß hat, weil er zahlreich ist, und weil die Deutschen
gewohnt sind, sich in vielen Dingen und Verhältnissen
in solchem Maße administriren und führen zu lassen, daß
ihnen dieß zum Bedürfniß geworden ist.

Der Uebergang von der Sklaverei zur Leibeigenschaft
oder der Hörigkeit war ein großer Fortschritt der Herr¬
schaft der Humanität; die völlige Aushebung der Leibei¬
genschaft und aller Fendal-Lasten, und die Gewährung
gleicher bürgerlichen Rechte für alle Staatsbewohner, ver¬
bunden mit politischer Freiheit, würde ein zweiter großer
Fortschritt sehn. Aber außer Frankreich hat noch kein
großer Staat, selbst Nordamerika nicht, das Problem
vollständig zu lösen gesucht, mit diesem ganz neuen
noch nie im Staate nlebcn vorgekommenen Zn¬
stande eine starke und gute Regierung zu ver¬
einigen. In diesem großen Versuche ist Frankreich seit
vierzig Jahren begriffen, und es scheint das Problem
gelöset oder der Lösung nahe zu sehn. Wir Deutschen,
obgleich manchmal altväterisch, und als wären wir die
Erfahrenem und politisch Klügern, über die französischen
Staatseinrichtnngen urtheilend, fangen eigentlich erst an,
die Lösung des nämlichen Problems zu versuchen. Es
ist eine schwere Prüfung für eine Nation, die erste sehn
zu müssen, welche den Uebergang aus dem frühem ge¬
sellschaftlichen Zustande in einer ganz neuen darstellt;
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deshalb, wie auch die National-Eitelkeit durch deu Vor¬

rang iu dieser Bahu genährt werden mag, ist ein solider

Vorrheil damit verbunden, Nachfolger in der letztern zu

sehn, denn die mannichfachsten Erfahrungen des Vor¬

gängers können benutzt, und ans diese Weise Experimente

von den unglücklichsten Folgen vermieden werden.

Die größte Verwirrung der Begriffe und Ansichten

rührt daher, daß herangewachsene Kräfte des Staates

mit einzelnen Meinungen verwechselt werden; dieß ge¬

schieht, mitunter absichtlich, von Absolnlisten und Aristo¬
kraten wie von Liberalen.

Der Mittelstand ist in Europa der Monarchie im

Allgemeinen zugethan, und zwar deshalb, weil er seine

Zeit nothwendig zur Arbeit gebraucht, und daher eine

gewisse politische Ruhe und Stabilität liebt. Gleichwohl

kann derselbe der Monarchie, oder wenigstens einer Dy¬

nastie gefährlich werden, wenn er der Anzahl, dem Ver¬

mögen und der Bildung nach kräftig geworden ist; ent¬

weder indem ihm der politische Einfluß, nach welchem er

alsdann gewöhnlich naturgemäß strebt, hartnäckig ver¬

weigert, und dadurch der Monarchie oder einer Dynastie

feindlich gesinnt wird; oder auch, indem er, behaglich

und zufrieden in seinem Zustande, durch eigne und durch

Schuld der Regierung, ohne politische Klugheit und Kraft

bleibt, und deshalb beim Hervorbrechen gefährlicher anar¬

chischer Elemente weder zur Unterdrückung noch zur Lei¬

tung derselben geeignet ist. Durch ein Verhältnis, wie

dieß letztere, ist die belgische Revolution zum großen Theil

entstanden und erfolgreich geworden.

Die belgischen Liberalen haben in der Staatsverfas¬

sung und dem Wahlgesetze einige Ansichten der französi¬

schen Oppositions-Parthci und mancher deutschen Libera¬

len verwirklicht; die erste Folge davon ist gewesen, daß

sie ihrem Zwecke, sich eine beträchtliche Majorität in den

Kammern zu verschaffen, verfehlten; es wird an noch

mehr Lehren auch in der Folge nicht fehlen.
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Acht und sechzigstes Kapitel.
Die Zunahme des W o h l st a n d e s.

H. 295.
Bei Darstellung der Steuer-Verhältnisse ist häufig

eine mehr oder weniger beträchtliche Zunahme des Ge¬
brauchs von mancherlei Gegenständen, die Bedürfnisse
oder Luxus-Artikel sind, bemerkbar geworden. Auch die
Bevölkerung hat zugenommen. Es ist daher eine allge¬
meine Zunahme des Wohlstandes, der so oft vorkommen¬
den Klagen über angebliche allgemeine Verarmung un¬
geachtet, nicht im mindesten zu bezweifeln.

Der Beweis, daß die vorstehende Folgerung richtig
sei, gehört nicht hieher, da ich für Leser schreibe, denen
ich die bekanntesten und erwiesensten Wahrheiten der Leh¬
ren der Staatswirthschaft nicht zu erläutern brauche. Nur
das sei hier bemerkt, daß man sich die allgemeine Zu¬
nahme des Wohlstandes nicht so denken muß, als wenn
nun die meisten Menschen so oder soviel Thalcr an Ver¬
mögen mehr als früher besitzen mußten; dich ist zwar
auch zum Theit der Fall, aber die Haupt-Zunahme be¬
steht darin, daß im Durchschnitt die Menschen sich bes¬
ser nähren und kleiden, bequemer und gesunder wohnen
und überhaupt ein annehmlicheres Leben als früher füh¬
ren können.

H. 296.
Dieser Znstand der Dinge hat folgende Ursachen:
1) Der Friedensznstand, durch welchen die Men¬

schen allgemein mehr als im Kriege der produktiven Thä-
tigkeit zugeführt werden. Außerdem hörc in demselben
der große Nachtheil des Krieges ans, daß in letzterm so
viele Wcrrhe unproduktiv, oder ohne Genuß für die Men¬
schen vernichtet werden; diese Werthe werden im Frieden
entweder produktiv, das heißt zur Hervorbringnngneuer



312

Werth?, verwendet, oder sie werden als Lebensgenüsse
verzehrt oder vernichtet.

2) Die großen Fortschritte, welche die Knnst zu
produziren gemacht hat. Dahin gehören: die Verbesse¬
rungen der Landwirrhschaft, die Fortschritte der Phisik
und Mechanik und die allgemeinere Anwendung dieser
Wissenschaftenans die Produktion, so wie überhaupt die
mehr und mehr eintretende Theilnng der Arbeit, und vor¬
züglich auch die Beschaffungwohlfeiler Transportmittel.

Will man beurtheilen, inwiefern die Regierungen
zur allgemeinen Zunahme des Wohlstandes beigetragen
haben, so muß berücksichtigt werden nicht nur was sie
gethan, sondern auch was sie unterlassen haben, denn
auch die Unterlassung schädlicher Maßregeln ist verdienstlich.

Preußen hat zwar an der Politik, welche 1818—
1830 von den Kontinental-Machten befolgt worden ist,
Theil genommen, aber es hat unterlassen, kostspielige
Kriege zur Unterdrückung oder zur Begründung dieses
oder jenes Regierungs- oder Verfassung?-Systemcszu
führen; Frankreich oder vielmehr die BourbonischeRe¬
gierung hat aber den Krieg zur Unterdrückung des kon¬
stitutionellen Systemes in Spanien geführt.

Preußen hat emsig den Volksunterricht befördert,
nützliche Kenntnisse verbreitet, Kunststraßen gebaut und
in gutem Stand erhalten. Die Bonrbonen in Frankreich
unterhielten systematisch die Unwissenheit des Volks, lie¬
ßen die früher gebauten Kunststraßen in Verfall gera-
then, und thateu sehr wenig zur Verbreitung nützlicher
Kenntnisse. Die Fortschritte Frankreichs in dergleichen
Kenntnissen, im Volksuntcrricht und in Anlegung wohl¬
feiler Transportinittel, sind fast ohne Ausnahme nicht
das Verdienst der BourbonischenRegierung, sondern
vielmehr ohne ihr Zuthun oder gar gegen ihren Willen
gemacht wordeu.

Ueberhaupt ist bei allen europäischen Landern, wo
der allgemeine Wohlstand zugenommen hat, der Kultur-
Zustand oder auch die Tendenz des Jahrhunderts, die
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ans das materielle Wohlsehn der Menschen einwirkeirden
Kenntnisse zn kultiviren nnd anzuwenden, mehr die Ur¬
sache jener Zunahme als die von den Regierungen ge¬
nommenenMaßregeln es sind. So z. B. ist der ver¬
mehrte Wohlstand in der Rheinprovinz zum großen Theil
die natürliche Folge der unter der französischen Regie¬
rung vorgegangenen Veränderungen in den Personen-
und EigenthnmS-Verhältnissen,und der Justiz-Einrich¬
tung, verbunden mit dem Friedens - Znstande; das Ver¬
dienst der preußischen Staatsregiernng aber besteht darin,
jene Verhältnisse und jene Einrichtung nicht wesentlich
abgeändert zn haben, wie sehr dieselbe auch dazu von
Männern aufgefordert seyn mag, die das Beste wollen,
aber .es nicht einzusehen vermögen, weil ihr Verstand
nicht durch den Nebel der Vornrtheiledurchdringen kamt.

Zur Vervollständigungder Ansichten über die all¬
gemeine Zunahme des Wohlstandes führt der Inhalt der
nächstfolgendenKapitel.

Nenn und sechszigftes Kapitel.
Das Verhältnis; der Besteuerung in den preußischen

Provinzen und in Frankreich. Die Zunahme

der Bevölkerung.

H. 297.
In der ersten Abtheilnng habe ich zu zeigen gesucht,

wie höchst irrig die Ermessnng der Stcuerhöhe nach dem
Maße des Stenerantheils ist, der auf den Kopf der Be¬
völkerung fällt, wie das Einkommen oder Vermögen,
und, in Ermangelung einer Abschätzung desselben, der
Reinertrag der Grundgüter und das Haupt - National¬
vermögen ein weit angemessenerer und richtigerer Maß¬
stab der Stenerhöhe sey.

Dieß vorausgesetzt, kann das Verhältniß der Be-
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stcucrnng in den preußischen Provinzen und in Frank¬
reich ans den Tabellen 4, 5, 7, 8 und 9 ermessen wer¬
den. Ich verweise den forschenden Leser auf dieselben,
und erwähne hier nur einige Verhältnisse.

Die Grundsteuer ist (nach Tab. 7,) ohne Be¬
rücksichtigungder Zuschläge für Gemeinde-Bedürfnisse,
in Frankreich nur um eine Kleinigkeit, nämlich um ein
Mehr von 9,° ^' Prozent vom Reinerträge der Grnndgüter,
oder um 9/^ Prozent höher als durchschnittlich in
Preußen; dagegen ist sie höher in der Rbei„Pro¬
vinz als in Frankreich, und zwar um 7,°^ Pro¬
zent vom Reinerträge der Grundgüter, oder um unge¬
fähr 59 Prozent nach dem Betrage der Steuer im Ver¬
hältnis zu jenem Reinerträge.

Die direkten Steuern sind höher als in
Frankreich: in Preußen nach Maßgabe des Rein¬
ertrages der Grnndgüter um 16z Prozent, nach dem
Maßstabe dcS Haupt - Nationalvermögensum ungefähr
11 Prozent; in der Rh ei „Provinz nach dem erstem
Maßstabe um 56? Prozent, nach dem andern um 51
Prozent.

Die Steuern von Getränken und Lebens¬
mitteln, fexclnsive der Zölle auf ausländische,) ein¬
schließlich der Kommunal-Zuschläge,sind in Preußen
durchschnittlich höher als in Frankreich um 89z
Prozent nach dem Maßstabe des Reinertrages der Grnnd¬
güter, und um 72 Prozent nach dem des Hanpt-Na-
tionalvcrmögcnS.

Die Stempelsteuer, daS französische Enregistre-
mcnt mitbcgrissen, ist in Frankreich höher als in
Preußen um 219 Prozent nach dem Maßstabe dcS
Reinertrages der Grundgüter und um 238 Prozent nach
jenem des Haupt-Nationalvermögens.

Die sämmtlichcu indirekten Staats steuern
sind in Preußen höher als in Frankreich um
71 z Prozent nach dem Maßstabe des Reinertragesder
Grnndgüter, und um 62^ Prozent nach jenem des
Haupt-Nationalvermögens.



Die sämmtlichen Staats- und Gemeinde-
Stenern sind höher als in Frankreich: in Preu¬
ßen um 51 Prozent nach dein Maßstahe des Reinertra¬
ges der Grundgüter, und um 40 Prozent nach jenem
des Hmipt-Natioualvermögens;in der Rheinprovinz
um 67 Prozent nach dem ersten: Maßstäbe, und nach
dem andern um 6? Prozent.

Die nämlichen betragen auf den Kopf der
Bevölkerung 2 Rthlr. 8 Pf. in Frankreich mehr als
in Preußen, welches ungefähr 44 Prozent sind; die ge¬
wöhnliche Annahme war bisher, daß der Franzose im
Durchschnitt doppelt so viel an Stenern entrichte, als der
Preuße, oder daß die Differenz 100 Prozent betrage.

H. 298.
Es ist daher nicht zu bezweifeln, daß die Steuern

im Ganzen in Preußen beträchtlich höher als in Frank¬
reich sind, und nur solche, die den Luxus und das Ver¬
hältnis:, z. B. die Tabakssteuer, der Stempel und das
Lurogistoomont.

Gleichwohlwerden in Frankreich mehr Klagen über
Steuerdruck laut als in Preußen, und wirklich ist das¬
selbe hier nicht in dem Maße größer als dort, wie es
nach dem Verhältnis: der Stenerhöhe der Fall sehn müß¬
te; dies; ist schon deshalb als Wirklichkeit anzunehmen,
weil die Bevölkerung in Frankreich seit 15 Jahren we¬
niger als in Preußen gestiegen ist. Woher denn die vie¬
len Klagen über hohe Stenern in Frankreich, und woher
der im Verhältnis; zum wirklichen Stcucrmaße so große
Steuerdruck, da doch der Franzose sich im Vergleiche ge¬
gen den Preußen und besonders gegen den Rheinprcnßen
stencrleicht fühlen müßte? — Diese Fragen drängen sich
natürlich ans, und ich will in der Kürze meine Ansicht
darüber sagen.

Da in Frankreich die Presse frei ist, kommen die
Klagen, gegründete und nngegründete,weit mehr an dee
Tag, als in Preußen, und in den Oppositions-Journa-
lcn sind die hohen Stenern natürlich ein stehender Artikel.
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Der Franzose ist weniger geduldig, weniger gemüth-
licl) als der Deutsche; dieser letztere gewöhnt sich an eine
Last, und trägt sie dann ohne Murren so gut er kann.
Sodann ist aber auch der Deutsche fleißiger oder arbeit¬
samer als der Franzose, wenigstens als derjenige des süd¬
lichem Frankreichs; der Unterschied, welcher in dieser Be¬
ziehung zwischen dem südlichen und dem nördlichen Fran¬
zosen besteht, ist von C. Dnpin, den Resultaten nach,
in Zahlen nachgewiesen worden. Die größere Geduld
und Arbeitsamkeitdes Deutschen oder des Preußen sind
daher als ein Kapital zu betrachten, welches zu einem
großen Thcile die höhern Stenern, die derselbe im Ver¬
gleiche gegen den Franzosen zu entrichten hat, ausgleicht;
ein Kapital, welches durch den bessern Volksunterricht in
Preußen noch vermehrt wird.

Vorzüglich aber tragen zwei Einrichtungen in Frank¬
reich dazu bei, den Vortheil, den dasselbe hinsichtlich des
Stenermaßes vor Preußen voraus hat, aufzuwiegen: die
Art, in welcher die Stenern von Getranken entrichtet
werden, und das Probibitiv-Zollsystem.

Der erstere Uebelfland besteht darin, daß die Stenern
nicht auf einfache Weise, wie in Preußen, sondern auf
mannichsache Art und dergestalt erhoben werden, daß
eine große Beschränkung des freien Verkehrs
für eins der Haupt-Prodnkte Frankreichs ein¬
tritt; der Betrag der Steuer ist der Produktion weit
weniger nachtheilig, als diese Erhebnngsweise derselben
und als die damit verbundene Anstellung eines Heeres
von Angestellten.

Noch nachtheiliger ist das Prohibitiv-System, nach
welchem die Einfuhr fast aller Fabrikate, zu denen Wolle
und Baumwolle verwendet werden, verboten, jene der
übrigen Fabrikate sehr vertbenert und erschwert wird, und
die nothwendigsten Bedürfnisse, z. B. Eisen, Getraide,
Fleisch, außerordentlich vcrthenert werden.

Der Beweis, wie nachthcilig ein solches System im
Allgemeinen, der Theorie nach, wird, ist so bündig von
den ersten Lehrern der Staatswirthschaft geführt worden,
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daß ich dich unbedenklich als eine erwiesene Wahrheit

voraussetze; ich zeige daher nur mit wenigen Worten,

wie dieselbe durch daS Beispiel Frankreichs bestätigt wird.

Frankreich ist ein durch produktive Natnrkräfre, ins¬

besondere durch die Vorzüglichkeit deS BodenS nnd deS

KlimaS so gesegnetes Land, daß eS, wenn nicht durch

jeneS System die natürlichen Verhaltnisse völlig verrückt

worden wären, eine Menge Erzengnisse besonders wohl¬

seil prodnziren nnd ausführen müßte; nun aber wird die

Ausfuhr deS UeberflusseS gehemmt, uud dieser wird da¬

durch im Lande selbst so wohlfeil erhalten, daß die Pro¬

duzenten nur wenig daran gewinnen. Durch die hohen

Einfuhrzölle auf Eisen und Fabrikate anS Eisen werden

einige Bergwerke und Eisenwaaren-Fabriken künstlich her¬

vorgerufen und erhalten; dagegen wird einS der norhwen-

digsten Bedürfnisse, daS Eisen, für 32 Millionen Men¬

schen enorm vertheuert, so daß die einfachsten nnd am

meisten gebrauchten Werkzeuge, Hz. B. der Pflug, die

Art, daS Messer,) wie die größten uud künstlichsten Ma¬

schinen zum Theil daS Doppelte von dem kosten, was sie

im natürlichen Laufe der Dinge kosten würden. Die blos

auS diesem Verhältniß hervorgehende Verrheucrung dürste

für Frankreich mehr nachtheilige Wirkungen herbeiführen,

als eine Steuer-Vermehrung von 50 Mill. Fr.; denn

man erwäge nur, wie viel stärker die Ausfuhr französi¬

scher Erzeugnisse, insbesondere deS Weins, sehn würde,

wenn Frankreich dagegen von den nördlichen Ländern

mehr Eisen und Eisenwaaren bezöge, und wie im In¬

nern Frankreichs jeder Bewohner den Kostenaufwand,

der durch die Vertheuerung deS EisenS entsteht, zu einer

wohlfeileru, folglich reichlicher«! Produktion von Wertheu,

oder auch zur Verzchruug von Produktionen oder Wer-

then, folglich zu einem erhöheten Wohlbehagen verwen¬

den würde. Der auf diese Weise für die zahlreiche Klasse

der Wein-Produzenten entspringende Vortheil würde zum

Wohlstaude derselben in so hohem Maße beitragen, daß

dieser auf den Gesammt-Wohlstand des Reichs unendlich

wohlthätiger einwirken müßte, als die Beschäftigung,
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welche einige tausend Menschen in Eisen-Hütten finden.

Diese Folgerungen will ich mit einer Thatsache und mit

Zahlen klar herausstellen; die erstere ist nur von einem

der einsichtsvollsten und zuverlässigsten preußischen Staats¬

männer, welcher in der Rheinprovinz nicht die erste ad¬

ministrative, aber doch eine höchst angesehene und ehren¬

volle Stellung einnimmt, mitgecheilc^). Bekanntlich soll eine

Eisenbahn von Antwerpen nach Köln gebaut werden. Die

Kosten derselben, so weit sie ans belgischem Boden lauft,

sind von den belgischen Behörden ans 5 Mill. Gulden

veranschlagt worden, und in dieser Veranschlagung sind

natürlich die Kosten der Eisenschienen siuil-^vuv) zu dem

Preise angenommen, den dieselben in Belgien haben.

Nun hat aber früher das Königreich der Niederlande,

und später auch Belgien, die Einfuhr des rohen und

des fabrizirten Eisens mit einem hohen Zolle belegt, der

jedoch nicht so hoch wie der französische Ein¬

fuhr-Zoll ist. Die Folge des Zolles ans jene Eisen¬

bahn ist, daß dieselbe um eine Million Gulden, das ist

um ein volles Fünftel wohlfeiler gemacht werden könnte,

wenn die Eisenschienen zollfrei ans England bezogen

werden dürften. Angenommen nun, daß Zinsen und

Verschleiß jährlich nur 10 Prozent kosten, so muß Bel¬

gien allein für die Eisenschienen einer Eisenbahn von

etwa 20 Meilen jährlich 100000 Gulden vermittelst er¬

höhter Transportkosten steuern, damit einige Bergwerke

mehr bestehen können. Ist nun der Nachtheil bei dem

belgischen Zolle, und allein bei einer Eisenbahn so be¬

deutend, wie groß muß derselbe dann in der Einwirkung

ans den ganzen Verkehr und die Gesammt-Rednkrionen

von Frankreich seyn.

So nachtheilig die Vertheuernng des Eisens ein¬

wirkt, so mehr oder weniger diejenige der andern Arn-

") Seitdem ich obige Zeilen schrieb, ist der verdienstvolle Mann,
— eS ist der Chef-Prastdcnt Telius, — dein Staate und seinen Freun¬
den durch den Tod geraubt worden.
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kel, deren Preist durch hohe Einfuhrzölle uud Pro¬

hibitionen erhöhet werden. Das ganze System rangt eben

nicht, und hat noch den großen Nachtheil, daß es°die

Trägheit der Produzenten befördert, welcheö ebenfalls "eine

Verthenernng der Produkte bewirkt. Als die Rheinpro-

vinz linken .Rheinnfers, welche ihrer gewerblichen Verhält¬

nisse wegen vielleicht durch das französische Prohibiriv-

Systein in einigein Vortheil war, von Frankreich gelrennt

wurde, hatten die Fabrikanten einen schweren Uebergang

von dem privilegirten Znstande in den der freiern Kon¬

kurrenz zu bestehen, bei welcher nur das beste und wohl¬

feilste Fabrikat Abnahme findet.

Solchergestalt ist für Frankreich der große Vorsprang

zum großen Theil verloren gegangen, den es vor Preu¬

ßen hat durch niedrigere Stenern, einfache Verwaltung,

bessere Justiz-Einrichtung, einfachere Verhältnisse des Be-

sitzthnms, größere Theilnng der Grnndgüter, beträchtli¬

chen? National-Reichthnm, glücklichere klimatische und

Boden-Verhälrnisse. Und selbst, wenn dieß ziemlich all¬

gemein erkannt seyn sollte, äußert sich noch der Unstgen

jenes bei oberflächlicher Untersuchung so trüglich schmei¬

chelnden Prohibitiv-Systemes dadurch, daß es nur höchst

schwer verlassen werden kann, weil so viele Interessen

künstlich gebildet und erhalten werdet?, welche ans einmal

schmerzlich zu verletzen und sie den schweren Uebergang

zu einem natürlichen und vernünftigen Znstande der Dinge

bestehen zu lassen, fast keine Staatsregiernng den Much

und die Kraft hat.

H. 299.

Der Inhalt des obigen H. giebt zu einigen Bemer¬

kungen oder Folgerungen Veranlassung.

Das von einem Staate ergriffene Zoll-System ist

von einer weit größern Wichtigkeit hinsichtlich der Ent-

wickelung der ^caalSkräfte, als die meisten Menschen

denken, und wer irgend bei der Entscheidung über da¬

hin einschlagende gesetzliche Maßregeln mitwirkt, der be-
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denke crnft und gründlich jeden Schritt, der auf die
Bahn des Prohibiriv-Systems führt oder dasselbe noch
weiier fortbildet.

WaS für dieses System gilt, paßt auch auf Privi¬
legien, dnrch welche im Innern des Staates das Recht
zu produziren, beschrankt wird, jedoch nur iu sofern, als
durch solche Privilegien nicht höhere Zwecke erreicht wer¬
den sollen, z. B. Erfindungs-Patente für eine gewisse
Dauer von Jabren, das Privilegium der Apotheker :c.
Thöricht ist aber heut zu Tage, in den Innungen und
Zünften von Kaufleuten, Sehnstcrn, Schneidern und an¬
dern Handwerkernnoch nützliche Privilegien finden zu
wollen.

Ohne Zweifel hat das von Frankreich angenommene
Prohibiriv-SystemNachtheil gebracht, jedoch nur einen
sehr unerheblichen im Vergleiche gegen den, welchen
Frankreich selbst dadurch erlitten hat. Denn dieses
ist in Folge jenes Systemes iu der Ausbil¬
dung der Staats-Kraste seit 15 Jahren hinter
Preußen zurückgeblieben, so daß das relative
Macht-Verhältnis der zwei Staaten heute für
Preußen günstiger steht, als vor 15 Iahren.

H. 300.

Die Prüfung der diesem Werke beigefügten Steuer-
Tabellen, wie die Darstellung der Steuern in den vor¬
hergehenden Abrheilnngen wird zu der Ueberzeugnng füh¬
ren, daß die westlichen preußischenProvinzen, insbeson¬
dere die Rheinprovinz;unverhältnismäßighoch besteuert
sind, und zwar vorzüglich dnrch die Grundsteuer.

Es dürfte dazu dienen, jene Ueberzeugnug zu ver¬
starken und zu weiteru nützlichen Forschungen zu ermun¬
tern, wenn ich auf das Verhältnis aufmerksam mache,
in welchem die Zunahme der Bevölkerung seil dem Jahre
18Z1, als der Zeit, wo die neuere Steuergesetzgebung
in Preußen fast ganz eingeführt war, bis zum Jahre
1830 zu der Steuerhöhe und zu steuerähulicheu Ver-
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Hältnissen in den preußischen Provinzen steht. Sehr wohl
weiß ich, daß die Zunahme der Bevölkerung nicht allein
durch die Stenern nnd die steuerpflichtigen Verhaltniste
bestimmt wird, aber ein großer Einfluß derselben ans
jene Zunahme durste unverkennbar sehn.

' Dieselbe betrug (nach M ü bell s Angabe für das
Jahr 1821 und nach der Staatszeitnng 248 von
1881 für 1830,) in dem vorbcmerkten Zeiträume:

In Westphalen 11," Prozent,
— wachsen 12/6 —
— Rheinprovinz 13," —
— Schlesien 14," —
— Posen 14/7 _
— Brandenburg 15," —
— Preußen (Provinz) 16,'° —
— Pommern 1?," .—
— den westlichen Provinzen 12/' —
— — östlichen — 15,°° -—-
im Königreich Preußen 14," —
Vergleichen wir nun das vorstehende Verhältnis: der

Bevölkernngs-Zunahmemir demjenigen der Stenerhöbe,
wie dieselbe in der achten Tabelle unter der Rubrik der
sammtlichcn direkten Steuern nnd der Mahl - nnd
Schlachrstener nach dem Maßstabe des Reinertrages der
Gnmdgnter angegeben ist, nnd mit dem Verhältnis der
hinzutretenden stencrähnlichen Umstände, so werden wir
viel Übereinstimmungfinden.

In Westphalen ist die Zunahme der Bevölke¬
rung am schwächsten. Die Stenerhöhe ist in dieser Pro¬
vinz niedriger als in der Rheinprovinz ; sie betragt nämlich
3 Prozent vom Reinertrage der Grundgüter; aber West¬
phalen leidet dagegen unter mehreren drückenden stener-
ähnnchen Verhaltnissen, die in der Rheinprovinz nicht
Statt finden. Dahin gehört: die preußische Justiz-Ein¬
richtung, eine kostspieligere Gemeinde-Verwaltung, der
Nachtheil der noch nicht völlig aufgehobenen Feudal-La-
sten. Es scheint, daß diese Umstände der Entwickelnug
der Staatskräste mehr Eintrag thnn, als die Differenz

21
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von 5/' Prozent, um welche die Steuern in der Rhein¬

provinz höher sind.

In Sachsen hat die Bevölkerung um 1/? Pro¬

zent mehr als in Westphalen, nnd um 0/' Pro¬

zent weniger als in der Rheinprovinz zugenommen, un¬

geachtet die Stenerhöhe um 12/° Prozent geringer ist,

als in der letzten, Provinz; aber es vereinigen sich in

Sachsen mehrere Umstände, welche diese Differenz hin¬

sichtlich der Wirkung auf die Bevölkernngs - Zunahme

mehr als ausgleichen dürsten, nämlich:

u) In der ganzen Monarchie herrscht Gewerbefrci-

heit, nur nicht in den Theilen, welche früher zum Kö¬

nigreich Sachsen gehörten, und die gröätencheils mit der

preußischen Provinz Sachsen vereinigt sind nnd einen be¬

trächtlichen Theil derselben ausmachen; dort besteht noch

das Zunftwesen und in mehrern Hinsichten der Gewer¬

bezwang.

d) Die preußische Justiz-Einrichtung.

Eine sehr kostspielige Gemeinde-Verwaltung,

c! > Die Grundsteuer ist da, wo sie von dem frü¬

hem Königreich Westphalen herstammt, sin einem gro-

pen Z heile des Regierungsbezirks Magdeburg,) gerade

nicht niedrig; sie ist hoch für den zahlreichen Bauern¬

stand in den Theilen, welche früher zum Königreich Sach¬

sen gehörten, und nur die Rittergutsbesitzer sind daselbst

beinahe grnndfteuerfrei.

P Die Bevölkerung der Städte wird in Sachsen

mehr als in der Rheinprovinz von der Mahl- und

Schlachtsteuer getroffen.

t) Das .Lehnswesen und die damit verbundenen

Lasten.

Das Verhältnis; der Bevölkernngs-Zunahme in der

Rheinprovinz ist nach den vorstehenden Bemerkungen

über Westphalen und Sachsen sehr übereinstimmend mit

jenem der Stenerhöhe.

In Ppmmern hat die Bevölkerung am meisten

zugenommen, und es ist auch wirklich die Stenerhöhe

am niedrigsten, vielleicht um so niedriger, als dort die
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Gutsbesitzer, wie ich an cink andern Stelle bemerkte,

Unterstützungen erhielten.

Diese letzter» waren in der Provinz Preußen am

erheblichsten, und dieß mag eine der Ursachen senn, wes¬

halb daselbst die Bevölkerung mehr als in Branden¬

burg zugenommen hat, ungeachtet die Slenerhöhe in

dieser letztern Provinz niedriger als in der erster» ist.

Auch dürfte der Umstand dabei einwirken, daß in Bran¬

denburg ein weit größerer Theil der stadlischen Bevölke¬

rung mahl- und schlachtstenerpflichtig ist als in Preußen,

so wie auch zu berücksichtigen ist, daß ein Theil von

Brandenburg, der früher zun: Königreich Sachsen ge¬

hörte, noch nicht die Gewerbesreiheit besitzt, sondern noch

die Zünfte und Innungen.

Die Zunahme der Bevölkerung in Schlesien stimmt

so ziemlich mir den: Verhältnis der Steuerhöhe überein.

Im Widerspruche mit der Ansicht über die nahe

Beziehung zwischen Vevölkerungs-Zunahme und Steuer-

Höhe scheint Posen zu stehen, wo die crstere größer als

in Schlesien und Westphalen ist, ungeachtet die Steuer¬

höhe nach der achten Tabelle viel beträchtlicher ist, als

in diesen beiden Provinzen. Indessen dürste diese Er¬

scheinung dadurch einigermaßen erklärlich werden, daß in

Posen die Ablösung der Feudallasten früher begonnen

worden und besonders weit vorgeschritten ist; dieser Um¬

stand dürste um so wesentlicher aus d e Zunahme der

Bevölkerung eingewirkt haben, als jene Lasten gerade in

dieser Provinz vorzüglich drückend früher gewesen sind.

Vielleicht ist auch meine Abschätzung des Reinertrages

der Grnndgüter m Posen zu niedrig.

Die Uebereinstimmnng des Verhältnisses, in welchem

die Bevölkernngs-Zunahme in den westlichen und öst¬

lichen Provinzen gegen einander mit dem der Steuer¬

höhe steht, ergiebr sich von selbst aus den Bemerkungen

über die einzelnen Provinzen.

H. 301.

Die im vorigen H. dargestellte Beziehung der

21 *
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Steuern und der steuerpflichtigen Verhältnisse zur Bevöl-
kerungs-Znnabme, verbunden mit dem Umstände, daß
in Frankreich die letztere geringer als in Preußen gewe¬
sen ist, ungeachtet in dem ersten? Reiche seit einein Men¬
schenalter fast völlig unbeschrankte Theilbarkeit und Ver-
änßerlichkeit der Grundgüter bestehen und ungeachtet der
Grundbesitz auf den Kopf der Bevölkerung fast doppelt
so viel Werth als in Preußen hat, bestätigen übrigens
die Ansicht:

daß die Besorgnis; Derjenigen, welche von
der unbeschränkten Theilbarkeit und Ver-
änßerlichkeit der Gruudgüter eine Ueber-
völkerung befürchten, durchaus un gegrün¬
det ist;

daß viel in ehr die Zunahme der Bevöl¬
kerung von ganz andern Umständen abhän¬
gt g ist, und daßvorallen die Verhältnisse
darauf einwirken, durch welche mehr oder
weniger Wcrthe produzirr oder unproduk¬
tiv vernichtet werden, dergestalt, daß die un¬
beschränkte Theilbarkeit und Veräußerlichkeitder
Grundgüter auf die Bcvölkerungs-Zunahme nicht
wesentlich weiter einwirkt, als in sosern mehr Wcr¬
the dadurch erzielt werden;

daß überhaupt in einem zivilisirten
Lande so viel Menschen leben, als leben
können, jedoch mit der Beschränkungdieser Re¬
gel, daß nach den Gewohnheiten und dem Kultur¬
znstande eines Volks zum Leben in einem Lande
mehr Bedürfnisse gehören, als in einem andern.
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Siebzigstes Kapitel.

Folgerungen aus den vorhergehenden Darstellungen.

H. 302.

Sind die bisher in diesem Werke vorgekommenen

sin a tsw irth seh östlichen nnd politischen Verhältnisse richtig,

oder auch nur nicht völlig unrichtig von mir dargestellt

worden, so sind die wesentlichen Folgerungen in Bezie¬

hung auf Preußen leicht zu ziehen.

So wie Preußen durch eine ausgezeichnete Ausbil¬

dung des Prinzips, welches im vorigen Jahrhundert ge¬

herrscht hat, durch die Starke des stehenden Heeres, sich

vergrößert hat, so muß es sich auch durch die gehörige

Würdigung nnd Ausbildung des Prinzips', das nun be¬

gonnen hat nnd die Staaten groß machen soll, auszeich¬

nen, durch'die Vergrößerung der innern Staatskräfte.

So wenig unter der Bonrbonischen Regierung in

Frankreich für die materiellen Interessen gesorgt worden

ist, so emsig wird dieß jetzt geschehen. So wenig meh¬

rere kleinere benachbarte deutsche Staaten in dem Geiste

sorrsehritten, der den preußischen Gesetzen von l807 bis

1820 innewohnt, so groß sind jetzt die Fortschritte dieser

Arr in jenen Staaten. Nicht nur des relativen Macht¬

verhältnisses wegen, sondern auch, weil jede Regierung

nur gut oder vorzüglich genannt oder erachtet wi»d, in

sosern die benachbarten nicht besser oder nicht so gut sind,

ist nothwendig, daß für die materiellen Interessen in

Preußen alles nur Mögliche geschehe. Ilm so »ort,wen¬

diger ist, für dieselben zu sorgen, als die Staatsregie¬

rung sich ans die Macht der Gewohnheit des Gehorsams,

auf Liebe zum König nnd besonders ans die untern Volks¬

klassen stützt, und ein solches Regiernngs-Shstem wol na¬

türlich voraussetzt, daß die llnterchanen im Vergleiche gegen

die in andern Staaten an Wohlhabenheit voraus haben,

was sie an polnischen Rechten entbehren; eine besonders
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in Beziehung uns die Rheinprovinzzu nehmende Rück¬
sicht, weil nun allein Anschein nach die Franzosen nicht
mehr durch das konstitutionelle parlamentarische System
„gemartert," sondern dasselbe als „eine Wahrheit" besitzeil
werden, und weil dieses System im letztern Falle, nach
allen Erfahrungen, doch für die Menschen etwas anzie¬
hendes haben muß, was auch sehr gescheute Männer im¬
merhin dagegen einwenden mögen.

H. 303.
Ans den vorstehenden allgemeinen Folgerungener¬

geben sich als besondere:
1) Steuervermi ndcrn ng. Dahin gehören: Be¬

schränkung der Ausgaben, Abschaffung oder Ver¬
minderung einiger Stenern. Ich werde darüber in
den folgenden Kapiteln meine Ansichten mittheilen.

2) Anderweitige Maßregeln, durch welche
die Produktion befördert wird.

Meine Darstellung der Steuer- und anderer staats-
wirthschafrlichen Verhältnisse hat mehrfach wie von selbst
aus solche Maßregeln hingewiesen; eine vollständige Schil¬
derung derselben würde den Stoff eines umfassenden
Werkes bilden, und nicht in ein solches gehören, das
nur aus Bruchstückenbesteht. Ich bemerke deshalb hier
nur, daß die völlige Aushebung des Lehnswesensund
Herstellung des allgemeinen freien Grundbesitzes,eine
harmonische und einfache Justiz-Einrichtung, die ganz¬
liche Flushebung des Gewerbzwanges, zweckmäßige Ge¬
werbeschulen für die handarbeitenden Volksklassen,ver¬
mehrte Bildungsanstalten für die Jugend des vermögen¬
den Mittelstandes, welche sich den Gewerben und nicht
dem Gelehrten-Fache widmen will, vorzüglich zu jenen
Maßregeln zu zählen sind. Ich werde dem freien Ver¬
kehr und dem wohlseilen Transport, die ganz wichtig in
der nämlichen Beziehung sind, ein eignes Kapitel widmen.
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Ein und siebzigstes Kapitel.
lieber die Möglichkeit der Beschränkung der Ausgaben

und der Abschaffung oder Verminderung einiger
Stcüe-n.

,4. Beschränkung der Ausgaben.

H. 304.
Wer die Steuern zu vermindern wünscht, muß al¬

lemal vorher untersuchen, ob die Beschränkung der Aus¬
gaben ausführbar ist, obue daß die Erreichung der
Staarszwecke dadurch gefährdet werde. Vielleicht trägt
die in den Abtheilnngen 2 — 5 enthaltene Schilderung
der Stenern und einiger beträchtlichen Staatslasten dazu
bei, die llrtheile darüber zu berichtigen, ob and in wie¬
sern die Ausgaben der preußischen Staatsverwaltung ei¬
ner Beschränkung fähig sind. Hier will ich nur über
einige Haupt-Ausgaben meine Ansicht sagen.

H. 305.
Zuvörderst scheinen die Kosten der allgemei¬

nen Eivil- und Polizei-Verwaltung <Vnk.
23t—234) füglich vermindert werden zu können, nicht
nur ohne deßhalb die Kraft der Verwalrungs-Behörden
zu schwächen, sondern im Gegentheil mit gleichzeitiger
Vermehrung dieser Kraft. Dies; ist durch Anwendung von
zwei allgemeinenGrundsätzen ausführbar, nämlich: Verein¬
fachung der Verwaltung, Anwendung und feste Hand¬
habung guter Verwalmngs-Gesetze.

Die vollständige Darstellung der Art und Weise,
wie diese Grundsähe in Ausführung gebracht werden
können, würde hier viel zu weit führen; deßhalb nur
wenige Bemerkungen zum Verständlich meiner Ansicht.

Warum sollte der mit so vielem Erfolg in der An¬
stellung der Provinzial - Stenerdirektoren angewendete
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Grnndsak der Einheit anstatt der Kollegialität nicht auch

auf die obern Civil-VerwaltnngS-Behörden der Bezirke

anwendbar sehn? Diese Art der Verwaltung gebt in

Frankreich, wie viel mehr muß sie in Preußen, wo es

einen gebildeten Beamten-Stand giebl, gut ausführ¬

bar seyn.

Je besser die Gemeinde-Ordnung ist, je mehr die

Staatsregieruug dahin wirkt, fähige Bürgermeister an¬

zustellen, desto übersiüssiger wird eine gute Anzahl land-

rärhlicher Stellen, und die besondern königlichen Polizei-

Direktionen könnten, mit Ausnahme der in der Residenz

bestehenden, sämmrlich ohne Nachtheil für die Kraft der

Verwaltung wegfallen.

Die Kreis - Sekretäre sind häufig die eigentlichen

Landräthe, und Diejenigen, welche diesen amtlichen Cha¬

rakter haben und die damit verbundene Besoldung bezie¬

hen, geben alsdann nur den Namen her. Auch sind in

der That die Funktionen der Landräthe so einfach, daß

kein außerordentlicher Schab von Gelehrsamkeit, sondern

nur eine allgemeine Bildung, VerwaltungS-Routiue und

gesunder Menscheltverstand für dieses Amt erforderlich

sind, was auch von der Staatsregierung anerkannt wor¬

den ist, indem sie die Anstellung der Landräche der Er-

wähluug überließ. Unter diesen Umständen scheint die

Funktion der Kreis-Sekretäre als eigentlicher wohlbesol¬

deter Beamten ganz wegfallen zu können; dagegen könn¬

ten die Bürean-Kosten der Landräthe um etwaS erhöhet

und für die seltnen Fälle der Krankheit, Abwesenheit,

oder andrer Verhinderungen, Substituten der Landräthe

ernannt werden, welche die Substituten als Ebrenamt

verrichten und dadurch eilte Gelegenheit zur praktischen

Ausbildung im VerwaltnngSfache erlangen.

Die Gemeinde-Verwaltung kann viel wohlfeiler und

eben so gut oder noch besser seyn, als sie eS nach der

Städte-Ordnung ist. Der Hauptfehler in derselben ist,

daß sie in der Gemeinde - Verwaltung das Bild einer

großen demokratisch - konstitutionellen Staatsverwaltung

darstellt, verbunden mit der Tendenz, so viel besoldete
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und mit Pensions-Ansprüchen begleitetete Beamtenstellen

zn schaffen wie mir immer möglich. Dieß ist eine un¬

nütze, folglich höchst schädliche Verwendung der Staats¬

kräfte. Der eigentliche Grund, weßhalb gleichwohl die¬

ser Einrichtung in Preußen von einsichtsvollen Beamten

und Gelehrten daö Wort geredet wird, ist häufig, ihnen

selbst unbewußt, die Neigung zum demokratisch-konstitu¬

tionellen Systeme, (das man von unten aufbaut, da es

von oben keine Nahrung findet,) so wie die Gewohn¬

heit, sich keine Verwaltung ohne eine starke Dosis von

Beamten-Element denken zn können. Die Erfahrungen,

welche die französische Gemeinde-Verwaltung und dieje¬

nige der Rheinprovinz an die Hand geben, sind wohl

geeignet, das Einfachere und Bessere zu finden.

Indessen ist keine harmonische und wohlfeilere allge¬

meine Civil- und Polizei-Verwaltung denkbar, wenn nicht

anstatt des überall vorherrschenden AdministrationS-Gei¬

stes, — wie gutgemeint derselbe immerhin seyn mag,—

einfache; ineinandergreifende, praktische Verwalcnngs-Ge-

setze erlassen, und wenn nicht die bestehenden fest ge¬

handhabt werden: in beiden Hinsichten find in Preußen

wesentliche Verbesserungen wünschenswert!) und aus¬

führbar.

Da nun aber einmal ein demokratisches Beamten-

Element in den preußischen Staatseinrichtnngen vorherr¬

schend und gleichsam eine Macht geworden ist; und da

vielleicht in Frankreich das wohlfeile Verwalten zn weit

getrieben wird, so darf vernünftiger Weise nicht erwar¬

tet werden, daß Preußen sobald dahin gelangen könne,

die allgemeine Civil- und Polizei-Verwaltung anstatt

für 10 Sgr. 5 Pf., für 4 Sgr. 7 Pf., wie in Frank¬

reich, auf den Kopf der Bevölkerung herzustellen. Er¬

warten wir nicht, was unter den obwaltenden Verhält¬

nissen nicht zu leisten möglich, bescheiden wir uns viel¬

mehr, daß schon ein großer Fortschritt seyn würde, wenn

die preußische Verwaltung nicht mehr um die Hälfte

thenrer als die französische wäre, was doch wol zn er¬

reichen seyn dürfte. Die Ersparnng würde auf den Kopf
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der Bevölkerung ungefähr 3? Sgr. oder im Oianzen
1z Mill. Rthlr. betrugen.

H. 306.
Die Kosten der Justiz-Verwaltung scheinen

einer wesentlichen Beschränkung unterworfenwerden zu
können; ich beziehe mich in dieser Hinsicht auf HH. 240,
241. Ans diese Verwaltung sind analog mehrere im
vorigen H. enthaltene Bemerkungen anwendbar, und ins¬
besondere diejenigen, welche sich ans das Maß der aus¬
führbaren Beschränkung beziehen. Deßhalb gehen meine
Wünsche und Erwartungen,-auch in dieser Hinsicht be¬
scheiden, nicht weiter, als daß die preußische Justiz nicht
mehr koste als um 75 Prozent mehr denn die französi¬
sche. Die Kosten der lehtcrn betragen 5 Sgr. 6 Ps.,
jene der erstern 14 Sgr. 1 Ps. ans den Kops der Be¬
völkerung; die Erspamng wäre daher ans diesen unge¬
fähr 4^ Sgr. und im Ganzen 1,000000 Rthlr.

H>. 307.
Wenn ich unsre Truppen sehe, ihre schöne Haltung,

ihre Disziplin, ihre vortrefflicheOrganisation bemerke, so
regt sich in mir allemal ein freudiges und stolzes Natio¬
nal-Gefühl, und ich möchte Jedem zurufen: Seht, so
Vortreffliches kann nur in Preußen geleistet werden! Of¬
fen gestehe ich dieß Gefühl, und daß bei mir, als Fol¬
ge desselben, eine große Selbstüberwindung erforderlich
ist, von der Beschränkung der Kosten der Mili¬
tär-Verwaltung zu reden. Aber in einem Werke,
wo der politische Standpunkt festgehalten werden soll,
muß jenes Gefühl schweigen; es muß dem stärkern und
zugleich dem einzigen mit der politischen Tendenz verein¬
baren, Gefühle, dem, welches allein mir die Feder zu
diesem Werke in die Hand gegeben hat, Raum ge¬
ben: der Liebe zum König, zur Dynastie, oder, was bei
mir völlig gleichbedeutend ist, dem Gefühle für Preußens
Macht und Wohlfahrt.
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Für jede vernünftige und einsichtsvolleStaatsregie-
rnng ist die Frage über eine, mit der Staatsverfassung
nicht im Widerspruche stehende, Verwaltuugs-Maßregel
entschieden, sobald die Nützlichkeit, Zweckmäßigkeitund
Ausführbarkeit derselben erwiesen wird; ich betrachte da¬
her die Beschränkung der Militär-Ausgaben unter den
beiden erster» Beziehungen; die letztere bietet, sobald der
Wille vorhanden, keine Schwierigkeit dar.

lieber die Nützlichkeit kann, insofern die Macht Preu¬
ßens nicht unter einer solchen Beschränkungleidet, für
keinen Staatsmann, der diesen Namen verdient, nicht der
geringste Zweifel obwalten, lim so viel die Ausgabe
beschränkt wird, um so viel Werthe werden mehr crbal-
ten, die sich durch Zunahme des Vermögens und der
Bevölkerungäußern. Jeder Soldat, der über die zur
Erhaltung der äußern und iuueru Sicherheit erforderli¬
chen Anzahl hinaus unterhalten wird, ist ein unproduk¬
tives Mitglied der bürgerlichen Gesellschaft; außer dem
Gewinn, den diese durch die Beschränkung der Ausgabe
erhält, gesellt sich daher noch der, daß rüstige Män¬
ner, anstatt nur die von ihren Mitbürgern er¬
arbeiteten Werthe zu kousnmireu, deren selbst
c r z e u g e n.

Die Zweckmäßigkeit dagegen wird von Staatsmän¬
nern wahrscheinlich mehr in Zweifel gezogen werden, schon
deßhalb, weil eine Bahn, ans der so lange gewandelt
worden ist, verlassen und eine andre eingeschlagen wer¬
den müßte. Wie schwer war nicht der llebergaug von
dem Prinzip des stehenden Heeres der frühern Art zur
Volksbewaffnung oder zum Bürgerheere. Doch war in
der That dieser Schritt auch der wichtigste und größte,
und der zweite, wesentliche Verminderung des
Heeres oder der Militär-Kosten, ist der leich¬
tere, und eigentlich nichts weiter, als eine na¬
türliche und nothwendige Folge des ersteru.

In den frühern Kapiteln habe ich die großen Fol¬
gen zu zeigen gesucht, die ans der Veränderung des
Prinpzips des Heeres und der Schwerkraft im Staace
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entspringen; eine Veränderung, die in England und

Frankreich nollständig vorgegangen, nnd die in Preußen,

den Elementen nach, in fast noch größeren Maße theils

beendigt ist, theils vorbereitet wird. Oesterreich, obgleich

ans einer andern Schwerkraft ruhend, folgt seinem inner¬

sten Wesen nach nnd geschichtlich einer friedlichen und

besonnenen Politik. Von den fünf Mächten, welche in

Europa jetzt über Krieg nnd Frieden entscheiden, ist da¬

her nur noch Eine, Rußland, auf dem frühern Prinzip

des Erobernngsgeistes durch stehende Heere gestützt. In¬

dessen ist diese einzelne kriegerische und erobernde Macht

dem übrigen Europa uicht so gefahrlich, wie mauche

Menschen befürchten. Nicht die besonders freundschaft¬

lichen Bande, welche Preußen und Rußland zu vereini¬

gen scheinen, sind es, die den Politiker in jener Hinsicht

beruhigen; sondern die Macht und die Interessen des

übrigen zivilisirten Europas, das Uebergewicht der mora¬

lischen Kräfte über die rohern, welches der letzte polni¬

sche Revolurious-Krieg Europa deutlich gezeigt hat, und

die rasch in Rußland fortschreitende Zivilisation sind die

Gewährleistungen, welche gegen die Gefahr von dieser

Seite schützen; nicht einer Zivilisation, wie kurzsichtige

Liberale sie überall ausgeübt zu sehen verlangen, son¬

dern einer solchen, wie sie sich für ein noch rohes Volk

eignet, dessen Monarch noch vor nickt viel länger als

einem Jahrhundert in eigner Person in fremden Landen

die Schiffszimmcrei lernte, einer Zivilisation, durch wel¬

che die russische Regierung sich hochverdient um die Rus¬

sen und mittelbar um Europa macht, wie wenig sie auch

den Sitten und dem Kulturzustaude andrer europäischen

Nationen zusagen würde. Aus den veränderten

Verhältnissen Europas folgt daher, daß die

kostbare Unterhaltung eines großen Heeres un¬

nütz, folglich nachtheilig ist.

Man glaube nicht, daß die Idee der Entwaffnung

ein Hirngespinst von Casimir Perrier gewesen sei; sie war

der Ausdruck der eigentlichen Tendenz des als po¬

litische Kraft ausgebildeten Mittelstandes,
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Sparsamkeit mit den (Vtaatskräftcn, Vermehrung der ietz-

tern durch Vermeidung eitler unproduktiven Verwendung

von Werrheu.

Wenn irgend etwas die Ansicht zu bestätigen ver¬

mag, daß das iuneer Verbälruiß der europäischen Staa¬

ten vollständig verändert ist und daß die Herrschaft der

Vernunft, des Rechts und der Humanität in den Be¬

ziehungen unter den Staaten große Fortschritte gemacht

hat, so ist es die Wahrnehmung, daß seit fünfzehn Jah¬

ren die Kriege in Europa nicht mehr den frnhern Eba-

rakter der Eroberung tragen, und daß die schneidendsten

und größten Verwickelungen der Politik durch Ueberein-

knnste gelöset werden. Oesterreich zieht nach Neapel,

stellt Ordnung und Ruhe her, und kehrt zurück ohne

Eroberung; eben so Frankreich nach Spanien, als eS

dort die Eortez-Konstitution umwarf. Daß die erstere

Expedition von Oesterreich sehr weise, die letztere von

Frankreich unpolitisch war, darauf kommt es hier nicht

an, sondern nur darauf, daß beide Mächte mit der Zu¬

stimmung , oder doch nicht gegen den bestimmtesten Wil¬

len Europas einen Krieg unter der Bedingung unternah¬

men, nichts erobern zu wollen, daß der Krieg geführt

und die Bedingung getreulich gehalten wurde. England,

unter dem Ministerium Eannings, hat die Expedition

nach Portugal in einem ähnlichen Geiste unternommen

und ausgeführt. Selbst Rußland, obgleich siegreich bei

Konstantinopel stehend, hat nach dem türkischen Kriege

in dem darauffolgenden Frieden der allgemeinen Tendenz

Europas gegen Erobernngs-Kriege gehuldigt, und nur

für wahre N'bens-Interessen des russischen Reichs stipn-

lirt. Nach der Juli-Revolution sind Oesterreich und

Frankreich zugleich im Kirchenstaate zur Herstellung der

Ordnung und zur Sicherung eines anständigen politischen

Einflusses, obne Erobernngs-Jdee erschienen. Auch die

zwischen England und Frankreich neuerlich geschlossene

Konvention und die, in Folge derselben unternommene,

Expedition der Franzosen zur Einnahme der Zitadelle
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von Antwerpen haben einen völlig friedlichen, jeder Er¬

oberungs-Idee fremden Charakter; wenn Laien oder viel¬

leicht gar Staatsmänner besorgen, daß dieser Charakter

wahrend oder nach der Ausführung nicht treu festgehal¬

ten werde, so ist dieß, ich bin davon fest überzeugt, Jrr-

tlmm, der nur daher rührt, daß man die veränderten

Verhältnisse in Europa und die Schwerkraft der franzö¬

sischen Regierung verkennt.

Beiläufig dringt sich hier die Wahrnehmung ans,

daß von den fünf Großmächten Preußen allein keine

militärische Expedition in das Ausland unternommen hat,

seitdem die Tendenz der Kriege, oder das Staaten-Reebt

sich in Europa so wesentlich geändert hat. Zuvörderst

sollte daraus zu schließen sehn, daß Preußen nicht, wie

so manche Menschen, welche die Gegenwart von der

Vergangenheit mcht zu unterscheiden vermögen, sich vor¬

stellen, ein Milirär-Staat ist. Das erste Interesse eines

solchen würde gewesen sevn, eine nur einigermaßen pas¬

sende Gelegenheit wahrzunehmen, dem Heere eine völlig

praktische klebung und dem kriegerischen Geiste Nahrung

zu verschassen. Sodann giebt der erwähnte Umstand zu

folgenden Fragen Veranlassung: Sollte nicht politisch

wünschenswert!) gewesen sevn, wenn Preußens Kraft und

Einfluß auch unter der veränderten Tendenz Europas aus

ähnliche Weise wie die der andern Großmächte sich ge¬

zeigt hätte, damit es als eine der lehtcrn um so voller

zähle? Ist nicht Preußen bei der holländisch-belgischen

Angelegenheit zu allernächst interessirt? Ist nicht jede

Erschwerung der Schelde-Schiffahrt und der Wasser-

und Land - Verbindungen zwischen Antwerpen und der

R'heiuprovinz wie ein zu Gunsten Hollands siipnlirtes

Monopol zu betrachten, dessen Nachrheil Preußen zum

sehr großen Theile zu tragen hat? War deßhalb nicht

em imhes preußisches Interesse vorhanden, welches ver¬

anlagen konnte, bei der von England und Frankreich zur

Ausführung des, ebenfalls von Preußen abgeschlossenen

und rarifizirten, Traktates vom 15. November 1831 zu

konknrriren? Lag dieß Interesse nicht um so näher, als
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an die Beilegung des holländisch-belgischen Zwistes der

Uebergang von dem kostspieligen bewaffneten Friedenszu-

stand in den wirklichen geknüpft ist? (sollte überhaupt,

wenn Preußen eine solcbe entscheidende und feste Politik

angenommen hatte, Holland nicht eher nachgegeben als

die Ausführung der Zwangs-Mapregeln abgewartet ha¬

ben? Mochte nicht der preußische Einfluß, oder Preu¬

ßens Macht höher in der Meinung Europas gestellt

worden seyn, wenn es jene Politik befolgt hatte, als

durch einen fruchtlosen Protest gegen die englisch-franzö¬

sischen Zwangsmaßregeln? Oder war vielleicht Preußens

Politik die feinste, nämlich die freie Schelde-Schiffahrt

und die unerschwerle Verbindung mit Antwerpen auf fran¬

zösische und englische Kosten zu erlangen, und gleichzeitig

sich von Holland als eine schützende Macht betrachten zu

lassen? Ich lasse diese Fragen nnerörtert.

Nach dieser Ab scb Weisung zum Gegenstande der Un¬

tersuchung zurückkehrend, scheint es mir nicht dem min¬

desten Zweifel zu unterliegen, daß überhaupt in den

meisteit europäischen Staaten der Aufwand

für Militär-Kosten in Friedenszcit, unter den

veränderten Verhältnissen, viel zu groß ist.

Auf keinen Staat ist dieß aber in dem Maße anwend¬

bar, wie auf Preußen; keiner, im Verhältnis; der Hülfs-

gnellen, hält einen so großen Militär-Etat. Gerüstet

und gewappnet stehen wir allezeit, als wenn noch Ge¬

fahr wäre, daß ein Eroberer plötzlich über uns hersal¬

ten könnte, dem wir die äußersten Anstrengungen entge¬

gen zu setzen hatten, oder als wenn noch Gelegenheiten

vorkämen, das Gebiet durch schnell zu beschließende oder

auszuführende Eroberungen zu vergrößern. Doch vorbei

ist jene Gefahr wie die Aussicht auf solche Eroberungen,

und Fälle wie die schnelle Erwerbung Schlesiens durch

Friedrich den Großen sind, insofern Europa nicht in Zi¬

vilisarion zurückschreitet, was nicht denkbar ist, so gut wie

unmöglich; denn ganz Europa will Theil nehmen an der

Entscheidung, wenn eine Provinz von einem Staate ge¬

trennt werden soll. Alles zu seiner Zeit; was früher
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ein Mittel zur Vergrößerung oder zur Macht war, ist
jetzt Schwächung der letztern; wie Preußen früher
als Militär-Staat groß geworden, so kann es
jetzt vorzüglich nur wachsen durch Ausbildung
und Vergrößerung der innern Staatskräfte.

Doch bin ich fern davon, die Veränderungder Ver¬
hältnisse in Europa so zu betrachten, daß nun der ewige
Friede begonnen hätte; dieß wäre eine thöriehte Täuschung.
Allerdings kann die äußere Sicherheit des Staates noch
gefährdet werden, und Krieg ausbrechen; nur auf das
völlig veränderte innere und äußere Staaten-Verhältnis;,
und darauf, daß nach demselben der Krieg viel mehr als
früherhin Ausnahme sehn muß und nur wegen höchst
wesentlichen Interessen, auch nicht so plötzlich zum Aus¬
bruch kommen kann, habe ich aufmerksam machen wol¬
len. Ohne Zweifel muß daher der Staat im angemes¬
senen Vertheidigungs-und selbst Angriffs-Zustande sehn;
nur das Zuviel schadet der Entwickelung der
Staatskräste mehr, als es dem Zwecke nützt,
und dieß letztere um so mehr, als durch das
Zuviel gerade die für den nothwendigen Fall
zu verwendenden Kräfte wesentlich vermin¬
dert werden.

Diese verschiedenen Grunde erwogen, scheint mir,
daß unbedenklich, sobald die jetzigen, Preußen nahe be¬
rührenden polirischen Verwickelungengelöset sevn werden,
die Kosten der Militär-Verwaltung um 5 Mill. Rthlr.
vermindert werden können, und daß diese Verminderung
allmählig bis aus 9 Mill. Rthlr. gebracht werden kann.
Dieß würde im erstern Fall ungefähr 12 Sgr., im an¬
dern ungefähr 21 Sgr. auf den Kopf der Bevölkerung
betragen.

Gegen diesen Vorschlag sehe ich zu gewiß den Ein¬
wand vorbringen, durch Preußens starkes Heer wären
vorzüglich die Franzosen abgehalten worden, sich nach
der Juli-Revolution erobernd über Deutschland zu ergie¬
ßen, um nicht einige Worte darüber zu sagen. Den
Werth des Heeres erkennt Niemand mehr an als ich;
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man wird daher meine Ansicht nicht als Geringschätzung

desselben auslegen.

Zuvörderst verweise ich wegen jenes Einwandes ans

die Darstellung der Schwerkraft der französischen Staats¬

gewalt im 65. Kapitel, und bemerke nur noch, daß ei¬

nige Bonapartisten, Offiziere, junge Leute und andre

exaltirte Köpfe in Frankreich eben so wenig die franzö¬

sische Regierung sind, als preußische Offiziere, die nach

Paris marschiren, exaltirte Köpfe, welche Frankreich thei-

len wollen, die preußische Regierung darstellen. Die

Ansichteil jener Franzosen wie dieser Preußen waren nicht

die herrschenden, und der wesentlichste Unterschied besteht

nur darin, daß in Frankreich vermittelst der Tribüne und

der freien Presse jeder Unsinn zu Tage gefördert werden,

und der Uumnth der Minorität über ihre Ohnmacht sich

Luft machen kamt, wogegen in Preußen Ansichten wie

die obigen in Worte verhallen und wegen der Zensur

nicht vor das große Publikum kommen; was diese etwa

von ähnlichen Meinungen dem Drucke hat überliefern

lassen, ist übrigens eben so schnell zu Makulatur gewor¬

den, wie in Frankreich die Schriften unfähiger und sen¬

timentaler politischer Schriftsteller.

Möchte indessen selbst die Majorität, durch welche

in Frankreich der Geist der Regierung den Impuls er¬

hält, einige Neigung verspürt haben, die srühern Trakta¬

te zit zerreißen, und die thörichte stets für Frankreich

unglücklich ausgefallene Idee einer Gebietserweiterung in

Nordwesteit zu verfolgen, so ist cS vorzüglich die engli¬

sche Macht gewesen, deren entgegenstehende Interessen

jene Neigung schnell unterdrücken mußte». Denn welche

Parthei, und wäre es auch die exalrirteste der Depmir-

ten-Kammer gewesen, auch an das Staatsrnder gekom¬

men wäre, sobald sie hier den Dingen und der Leitung

der Verhaltnisse in die Nähe kam, mußte einsehen: daß

England nimmermehr eine solche Gebietserweiterung zu¬

geben würde; daß Frankreich ans die Dauer nicht den

vereinigten Kräften Englands und der Kontinenral-Mächte

gewachsen war; daß bei einem See-Kriege die Stimmung
22
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in allen Seestädten Frankreichs Bourbonisch werden, und
der Bürgerkrieg sich entzünden würde. Es ist daher
kaum zu bezweifeln, daß der Gang der französischen Po¬
litik nicht anders gewesen sehn würde, wenn Preußens
Armee auch um die Hälfte kleiner gewesen wäre.

Nähme man aber selbst an, daß die Franzosen,
wenn Prenßen weniger mächtig, als es ist, gewesen wäre,
sich nicht so friedlich gezeigt haben würden, so stände
dieß meinem Vorschlage einer wesentlichen Reduktion der
Militär-Kostennicht entgegen; denn derselbe bezweckt ja
nicht, die Ration unkriegerisch oder vcrtheidigungslos zu
machen, sondern vielmehr ihre Kräfte zu stärken oder zu
vermehren, damit deren für den Fall des Krieges so viel
mehr vorhanden scyen. Um dieß durch Zahlen darzu¬
stellen, wollen wir voraussetzen,daß von 1815 bis 1830,
fünfzehn Jahre hindurch die Militär-Kosten jährlich um
nenn Mill. Rthlr. weniger betragen hätten, als die da¬
für wirklich verwendete Summe. Alsdann würden die
ersparten Kapitale 135 Mill. und die Zinsen und Ziu-
seszinsen zn 4 Prozent 5Zz Mill. Rthlr., die Gcsammt-
Ersparnngen also 187z Mill. Rthlr. betragen. Außer¬
dem würden etwa 50000 rüstige Männer, anstatt im
aktiven Militär-Dienste zn stehen, produktiv gearbeitet,
die Werthc, welche sie konsumircn, und noch etwas
mehr an Werth en oder Kapitalen erzengt haben.
Schlagen wir dieses Mehr zu 10 Rthlr. auf den Kopf
jährlich an, so ergiebt dieß in 15 Jahren eine Kapital-
Vermehrungvon 7z- Mill. Rthlr. Nun kann man sich
die Verwendung jener Ersparniß von 187z Mill. Rthlr.
ans verschiedenemehr oder weniger zweckmäßigeWeise
denken; ich will deren nur zwei erwähnen. Wäre die
Ersparniß zur Abtragung der Staatsschulden verwendet
worden, so würde Preußen im Jahre 1830 gar
keine verzinsliche Schulden mehr gehabt ha¬
ben. Wären die Stenern, und besonders diejenigen,
welche am nachtheiligsten aus die Produktion einwirken,
um soviel vermindert worden, so würde der Natio-
nal-Reichthum um eine noch größere Summe
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zugenommen haben, und gleichzeitig ein grö¬
ßeres Wohlseyn für die llntcrthanen bewirkt
worden seyn. In Preußen kommen auf jeden Men¬
schen 140 Rthlr. von dem ans dein Werthe der Grund-
guter und des Viehes bestehenden Haupt-Nanonal-Ver¬
mögen; man dürfte daher wohl annehmen, daß über¬
haupt au Vermögen 200 Rthlr. auf jeden Menschen zu
rechnen sind. Auf die Bevölkerung würde daher die Er¬
sparnis in folgender Weise eingewirkt haben. Wäre die
Staatsschuld abgetragen worden, so hätte die Bevölke¬
rung nur um soviel zugenommen, als Menschen von dem
durch 50000 rüstige Männer erarbeiteten Vermögen von
7^- Mill. Rthlr. nach dem Durchschnitts - Verhältnis in
Preußen leben können, folglich um 37500. Wären die
Stenern auf die angegebene Weise vermindert worden,
so hätte sich das Vermögen der Nation um jene 7^ Mill.
Rthlr. und außerdem wenigstens um 187^ Mill. Rrhlr.
zusammen in runder Summe um 200 Mill. Rrhlr. ver¬
mehrt, und es würde daher die Bevölkerung um Eine
Million zugenommen haben.

Das MachtverhältnißPreußens würde sich also im
Jahre 1830 so gestellt haben, daß allerdings 50000 ak¬
tive Soldaten weniger vorhanden gewesen wären; dage¬
gen würden folgende Verhältnisse stattgefunden haben:

Im Falle der Abtragung der verzinslichen
Staa tss ch uld.

1) Die jährlichen Staatseinnahmen hätten einen Ue-
berschnß von 12,600000 Rthlr. gewährt, welche
Summe jährlich zur Abtragung und Verzinsung
der Staatsschulden verwendet wird, und die nun
weggefallen wäre.

2) Das Natioual-Vermögen hätte sich um 7^ Mill.
Rthlr. vermehrt, und wäre frei von verzinslichen
Staatsschuldengewesen.

3) Die Bevölkerung würde um 37500 Menschen grö¬
ßer gewesen seyn.

22 *
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I!- Im Falle der angegebenen Stenervermin-
d e r u n g.

1) Die Staatsschuld wäre zwar unvermindert, aber
das National-Vermögen wäre um 200 Mill. Rthlr.
größer gewesen.

2) Die Bevölkerung hätte den dreizehnten Thcil, näm¬
lich Eine Million Menschen mehr betragen.
Es scheint daher auch nicht im geringsten bezweifelt

werden zn können, daß Preußen unter solchen Umständen
als Macht wenigstens eben so groß gewesen wäre, wie
mit etwa 50000 Mann aktiven Soldaten mehr, die fünf¬
zehn Jahre hindurch gehalten worden sind und beim Ein¬
tritt der politischeil Verwickelungen im Jahre 1830 mehr
bereit standen. Bei dem Systeme der Volksbewaffnung
würde der kriegerische Geist nicht weniger erhalten, und
das Weiliger der vorhandenen aktiven Mannschaft leicht
ersetzt worden sehn, und dies; umso sicherer, als Preu¬
ßens Staatskräfte um den zehnten Theil grö¬
ßer gewesen seyn dürsten.

Schließlich über diesen Gegenstand noch eine'Be¬
merkung. Mein? Ansicht, daß Preußens Vi acht und
Wohlfahrt eine Verminderung der Militär-Kosten von
9 Mill. Rthlr. erheische, setzt immer noch einen großen
und kostspieligen Militär-Etat voraus; denn erst nach
;euer Verminderung tritt derselbe in das Ver¬
hältnis;, in welchem er bei größern und klei¬
ne rn europäischen Staaten zu den Staatskräf-
rcn steht, ungeachtet, — wie ich schon oben bemerkte,
— auch diese Staateil für die veränderte euro¬
päische innere und äußere Politik einen zn
großen Aufwand an Militär-Kosten in Frie¬
denszeit machen, und diesen ohne Zweifel re-
dnziren werden.

H. 308.
Die im H. 251 gegen die Ansammlung eines

Staatsschatzes angeführten Gründe scheinen mir so
triftig zu seyn, daß ich, zumal bei dem Prinzip, auf



3S1

welchen die Staatsgewalt in Preußen ruhet, keiueu An¬

stand nehme, die für jenen Zweck verwendeten. 4 Mill.

Rthlr. zu den nützlichen und ausführbaren ErsvM'ungen,

also zu einer küitfrig wegfallenden Allsgabe zu rechnen;

dieß niacht auf den Kopf der Bevölkerung 9Sgr. Pf.

H. 309.

Durch die Tilgung der Staatsschulden fVlck.

256) werden alljährlich die Ausgaben für Verzinsung

jener Schulden um ungefähr 200000 Rthlr. vermindert;

daß die Ausgabe für die verzinsliche Staatsschuld, aus¬

schließlich der seit 1830 kontrahirten, im Jahre 1868

völlig aufhört, ist im H. 261 bemerkt worden. Voraus¬

gesetzt, daß mit der Tilgung in gleichem M.ße fortge¬

fahren werde, wird dadurch von Jahr zu Jahr die 'Aus¬

gabe auf den Kopf der Bevölkerung um ungefähr 6 Pf.

mehr vermindert werden. Die Verminderung wird in

dem Jahre, wo die Tilgung vollendet wird, ungefähr

12 Sgr., und im Ganzeil dann beinahe Einen Rthlr.

auf den Kopf der Bevölkerung betragen.

Würden, wie in Frankreich, die Zinsen von getilg¬

ten Staatsschulden bis zur gänzlichen Abtragung der ver¬

zinslichen Staatsschuld immer wieder zur Tilgung ver¬

wendet, so würde zwar nicht alljährlich eine Ersparnis?

von ungefähr 200000 Rthlr eintreten, aber die verzins¬

liche Staatsschuld würde schon im Jahre 1854 abgetra¬

gen sevn, und alsdann bereits eilte Ersparung von

12,600000 Rthlr., oder von beinahe Einem Rthlr. auf

den Kopf der Bevölkerung eintreten.

H. 310.

Die etwas früher oder später zu erwirkenden Erspa-

rnngen wären daher:

an den Zivil- und Polizei-Verwalrungs-Kosten, nach

H. 305 '1,500000 Rthlr.

an den Justiz-Verwaltungs-Kosten, nach

H. 306 1,900000 —

an den Milirär-Kosten, nach H. 307 9,000000 —

wegen des Staatsschatzes, nach H. 308 4,000000 —

Summe 16,400000 Rthlr.
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Ich lasse hierbei außer Anschlag die nach H. 309
durch die Tilgung der Staatsschuld allmählig eintretende
Ersparu'.g, so wie die Ersparnisse, welche etwa in an¬
dern Verwalrnngs-Zweigen ausführbar seyu könnten.

H's ist daher, meiner Meinung nach, nnzweifelbar,
daß die Steuern um den obigen Betrag in wenigen Jah¬
ren herabgesetzt werden könneil, und daß, jenachdem die
Tilgung der verzinslichen Staatsschulden langsamer oder
schneller vorgenommen wird, außerdem eine allmahligc,
oder vom Jahre 1854 an eine große Stcnerverminderung
von 13,000000 Rrhlr. eintreten kann; sVicl. 309). Auf
den Kopf der Bevölkerungwürde die schon bald aus¬
führbare Verminderung 1 Rthlr. 8 Sgr. 7 Pf. betra¬
gen; diese würde dann allmahlig, wegen Tilgung der
Staatsschuld, steigen, oder auch bis zum Jahre 1854
ohne Zunahme bleiben, und alsdann auf einmal um 39
Sgr. 8 Pf. sich vermehren, so daß alsdann die Ver¬
minderung sich im Ganzen auf 3 Rthlr. 8 Sgr. 3 Pf.
belaufen würde. Die erste würde ungefähr den vierten
Theil der jetzigen Stenern betragen, und dieses Verhält¬
nis? würde auf ^ beim Hinzutreten der zweiten Vermin¬
derung steigen. Oder anstatt der Stcnerverminderung
kann theilweise, was gleich wohlthätig einwirkt, eine
Mehr-Verwendungvon Sraats-Einkünften zu produktiven
Ausgaben eintreten.

Solche Rechnungensind, wie sich von selbst ver¬
steht, allezeit nur insofern richtig, als nicht Krieg oder
andere außerordentlicheUnglücksfälle die Verhältnisse we¬
sentlich verrücken. Aber gerade damit der Staat in sol¬
chen Fällen eine große Kraft besitze nnd zu äußern ver¬
möge, muß diese in Friedenszeit genährt und gestärkt
werden.

L. Verminderung der Steuern.

H. 311.
Obgleich Wohlstand nnd Bevölkerung gestiegen sind,

müssen dennoch die Steuern hoch genannt werden. Daß
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und wie drückend sie einwirken, ist ans mehrcrn in die¬
sem Werke enthaltenen Bemerkungen und Nachweisen
ersichtlich; daß die Unterthanen gar nicht im Stande seyn
würden, die Steuern auszubringen, wenn nicht die Fort¬
schritte in der Kunst zu prodnziren so groß waren, wenn
nicht so manches drückende Personen- und Eigcnthnms-
Verhältniß seit 20 bis 30 Jahreil abgeschafft, und wenn
nicht eine zweckmäßigere den Verkehr und die Gewerbe
weniger beschrankende Art der indirekten Steuer-Erhebung
von der Staatsregierung erfunden worden wäre, — dieß
scheint keinem Zweifel zu unterliegen. Aber die Men¬
schen wollen auch an vermehrtem Wohlseyn die Folgen
der gestiegenen Zivilisation genießen, welche ihnen die
gütige Vorsehung durch die Verkettung von Umständen
angedeihen ließ, von denen der kurzsichtige Sterbliche
früher so große und glückliche Resultate schwerlich er¬
wartet hat; die Menschen wollen die daraus entspringen¬
den Vortheile nicht zum größer» Theile für Zwecke opfern,
die ihrem Wohlseyn fremd oder entgegen sind. Die Men¬
schen wollen die mit dem Friedenszustande verbundenen
Vortheile in vollem Maße genießen, und in Friedenszeit
nicht eben so viel oder gar noch mehr Steuern aufbrin¬
gen, als während der Kriegcszeit. Daß diese wohl nicht
so unbilligen Wünsche bisher nicht überall berücksichtigt
worden, ist eine der Haupt-Ursachen mancher hie und da
laut gewordenen oder im Stillen brütenden Unzufrieden¬
heit, so wie der in mehrern Orten zunehmenden oder
nicht abnehmendenArnmth der untern Volksklassen.Diese
Gründe, in Verbindung mit den im H. 302 angegebe¬
nen, dürften der Staatsklngheit die Verminderung der
Steuern als eine dringende Nothwcndigkeiterscheinen lassen.

H. 312.
Jeder gesellschaftliche Zustand hat seine eigenthüm-

lichen Mängel oder Gebrechen. Wie die heidnische Zi¬
vilisation ihre Noch mit den Sklaven hatte, so später die
christlichen Staatenvereine mit den Leibeignen; statt dieser
letzter» bekommen wir jetzt Proletarien in dem neuer»
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gesellschaftlichen Zustande, in welchem Preußen größten-
thcils schon eingetreten ist. Bewundern wir diesen gro¬
ßen, vorzüglich durch die große christliche Lehre von der
geistigen Freiheit und der Gleichheit aller Menschen vor
ihrem Schöpfer bewirkten, Fortschritt des Menschenge¬
schlechts; aber verkennen wir nicht die Schwierigkeiten,
welche derselbe den Staatenvereinen bereitet; Schwierig¬
keiten, die um so mehr zu berücksichtigen sind, als durch
die zunehmende Anwendung des Prinzips der Theituug
der Arbeit der Stand der Proletarien stets neuen Zu¬
wachs erhalt, wie viele derselben auch bei zweckmäßigen
Staatseiurichtuugen immer in die andern Staude über¬
gehen mögen.

Ich will hier meine Ansicht über die, der bürgerli¬
chen Gesellschaft durch die Proletarien erwachsende,
Schwierigkeitnicht weiter ausführen; ich erwähne der¬
selben nur, um darauf aufmerksam zu macheu, daß vor
allen Dingen nothwendig ist, durch die Steuern diese
Schwierigkeit nicht zu vermehren, und meine Ansicht zu
begründen:

daß die untern' Volksklassen am allerwenigsten dem
Steuerdrucke ausgesetzt sevn, und

daß die nothwcudigsten und gesundesten inländischen
Lebensmittel nicht durch Steuern besonders vertheu-
ert werden dürfen.

Dieß wäre der erste, bei der Abschaffung und Ver¬
minderung von Steuern anzuwendende allgemeine
Grundsatz. Auf frühere Darstellungen und Be¬
merkungen in dieser Schrift baue ich noch folgende
Grundsätze:

Die Steuern, welche am meisten die Produktion ver-
theucrn, sind vorzüglich abzuschaffen oder zu ver¬
mindern.

Steuern, welche wenig einbringen und besonders das
den Beamten entwürdigende Gebühren-Wesen sind
einer wohlgeordneten und einfachen Staatsverwal¬
tung entgegen, und sind bei der Steuerverminde¬
rung ebenfalls zu berücksichtigen,
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Nach den vorhergehend aufgestellten Ansichten em¬

pfehle ich zuvörderst mit der vollsten Ueberzeugung die'
Abschaffung der M a h l- und S ch l a ch t st e u e r.

Wohl weiß ich, daß die untern Volksklassen diese
Steuer in der Wirklichkeit nicht ganz in dein Maße, tra¬
gen, in welchem sie entrichtet wird, und daß ihnen in
einem vertheuerteu Arbeitslöhnevon den wohlhabenden:
Klassen ein Theil der Steuer ersetzt wird. Indessen wird
dieser Theil durch den Grad der Konkurrenz bedingt,
ist manchmal unerheblich; außerdem sehen die untern
VolkSklasscn dieß Verhältnis; nicht ein.

Wirklich sind diese letzten: überhaupt im Verhältnis;
zum Verdienste stark belastet, und verdienen ii: staatS-
wirthschaftlicher und politischer Hinsicht, besonders bei
dem Prinzip, auf welchem die Staatsgewalt in Preußen
ruhet, am ehesten eine Steuer-Erleichterung. Da jene
Klassem vermittelst der Salzstener doch noch so ziemlich
beitragen, so scheint es mir höchst angemessen; das; Klas-
scnsteuer und Mahl- und Schlaehtstcner zusammengenom¬
men um wenigstens 2- Milk. Rthlr. vermindert werden,
und zwar erstlich, indem die Mahl- und Schlechtstem':-
gänzlich abgeschafft nnd statt derselben, wo sie besteht,
die Klassen st euer eingeführt wird, zweitens, indem bei
der letzter«: mehr Steuerbefreiungenund eine Verminde¬
rung der Beiträge für die untern Volksklassen eintreten.

Wegen der Mahl - und Schlacht-Steuer verweise
ich übrigens noch auf 147.

C'S scheint, daß mitunter Kommunal-Behörden der
Mahl- und Schlachtsteuer,wo sie einmal besteht, nicht
gram sind, weil sie vermittelst der Beischläge die Erhe¬
bung von Gemeinde - Steuern erleichtert, und weil sie
dazu beiträgt, daß vermögende und geschästSlose Perso¬
nen von Orten, wo sie eine erhebliche Klassensteuer zu
entrichten hatte«:, wegziehen und ihren Aufenthalt in grö¬
ßern mahl- und schlachtsteucrpstichtigen Städten nehmen.
Das sind Lokal-Ansichten, welche de«: Staatsmann nicht
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bestimmen können, und für diesen dürste der letztere
Grund eher noch eine Ursache mehr zur Abschaffung der
Mahl - und Schlachtsteucr sehn.

Wenn auch nicht die Abschaffung,doch die Ver¬
minderung der Bierstener möchte wüuschenswerth.

Eine betrachtliche Herabsetzungder Eingangs¬
rechte auf Vieh und Getreide scheint, wenigstens
in den westlichen Provinzen, zur Erreichung der Wohl-
seilheit der Lebensmittel nothwendig zu seyn.

Von Steuern, die auf dem Transport la¬
sten, sind mehrere, z. B. alle Wege-, Thorsperr-, Pfla¬
ster- und Brücken-Gelder, und die Postscheine der Mieth-
kutscher abzuschaffen und andere zu vermindern.

Steuern wie die Hebammen und die Kathc-
dral - Stcner, die meisten Geb ü hren und dergleichen,
einen kleinen Ertrag liefernde Stenern, durch welche zum
Thcil verwaltendeBeamte, die mit dem Stcnerwesen sonst
nichts zu thun haben, und sogar Geistliche, (wie bei der
Kathedral-Stener,) zu Steuer-Empfängerngemacht wer¬
den, dürften fast alle abzuschaffenseyn,

Durch diese verschiedeueuReduktionen würden die
Steuern um ungefähr 7 bis 8 Mill. Rthlr. vermindert
werden.

Die hohe Wichtigkeit der Boden-Kultur in staats-
wirthschaftlicherwie politischer Hinsicht ist jedem Unter¬
richteten bekannt; und wird durch die in dieser Schrift
enthaltenen Untersuchungen nur noch mehr bestätigt; für
Preußen ist ohne Zweifel die Beförderung der Bodeu-
Kulrur zur Ausbildungder Staatskräste und zur Stär¬
kung der erhaltenden politischen Kräfte von der aller¬
höchsten Wichtigkeit. Deßhalb machte ich die Herabsetzung
der Grundsteuer von 14 Prozent des Reinertrages auf
10 Prozent durchschnittlich für nothwendig; die Steuern
würden dadurch um etwas mehr als 8 Mill. Rthlr. ver¬
mindert werden.

Die Gesammt-Verminderung der Steuern würde
mithin ungefähr 11 Mill. Rthlr. betragen.

Ich bin der Meinung, daß zur Beförderung der
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Produktion die Eingangszölle auf Manufaktnr-
waarcn meistens betrachtlich herabzusehen sind, damit
mehr eingeführt werde und damit das preußische Zoll¬
system so viel mehr die richtigen Grundsatze verwirkliche,
welche bei Einführung' desselben in der ersten Verordnung
ausgesprochen worden sind; (Vlck. H. 133.) Dieß würde
in der Wirkung ans den Preis der Produkte unv ans
die Vermehrung der Produktion zwar einer Stenerver-
mindernng gleich zu achten sehn, in den Staatseinnah¬
men aber eine Vermehrung bewirken.

H. 314.
Es würden mithin von den in H. 310 angegebenen

Ersparungen noch ungefähr 5^ Mill. Rthlr. zur Ver¬
wendung ans produktive Staatsausgabcn übrig bleiben.
Dahin gehört vorzüglich, wie schon im H. 303 ange¬
führt wurde, die Vermehrung oder Verbesserung des eine
wohlfeilere und bessere Produktion bezweckendenUnter¬
richts, und die Beschaffung wohlfeiler Transportmittel.
Solche Ausgaben wirken wol noch wohlthätiger ans die
Vermehrung der Staatskräste, als die Verminderung der
Stenern.

Preußen hat hinsichtlich jenes Unterrichts mehr als
die meisten andern Staaten geleistet; mehr und Besseres
kann noch geschehen, wenn unproduktive Ausgaben er¬
spart, und die Ersparungenzum Theil ans diese Weise
verwendet werden. Auch besitzt Preußen unter seinen
Staatsmännern die wärmsten und einsichtsvollsten Be¬
förderer des vorbezcichneten Unterrichts, und dem Erfolge
ihrer Bemühungen sowohl in dieser Hinsicht, als über¬
haupt zur Vermehrung der Produktion, verdanken wir
zum großen Theilc, daß Manches, was in Preußen zum
Nachtheil der letztern geschah, oder ungeschehen gelassen
wurde, in den Wirkungen nicht greller hervorgetreten ist.

kleber den wohlseilen Transport werde ich im 73.
Kapitel meine Ansichten vortragen.



Zwei und siebzigstes Kapitel.
lieber die Ncrtheilung im d Ausgleichung der Steuern,

insbesondere die Ausgleichung der Grundsteuer.

H. 3t5.

Eine ganz richtige Steuervertheilung, sowohl unter

die einzelnen Steuerpflichtigen, als unter die Provinzen,

Bezirke und Gemeinden ist ein unerreichbares Ideal; cS

ist daher eben so thöricht, das Vollkommene zu verlan¬

gen, als, weil dies? nicht erreichbar ist, die größten Un¬

gleichheiten und Mängel der Stenorvertheilung nicht ab¬

zuändern und nicht so viel möglich auszugleichen. In¬

dessen ist die erstere Thorheit meistens unschuldiger Art,

da sie in leeren Klagen zu verballen pflegt. Höchst nach-

theilig ist dagegen, wenn größe Steuer-Ungleichheiten

lange bestehen, ohne daß zu deren Aufhebung etwas ge¬

schieht; denn es wird dann das so notbwendige Ver¬

trauen der Unterthanen zu der Gerechtigkeit der Staats-

regiernng wesentlich geschwächt, und außerdem wird da,

wo die Steuer zu hart drückt, die Ausbildung der Staats¬

kräfte, so wie das Wohlsetm der Unterthanen gebindert;

während dagegen manchmal die Steuer-Begünstigungen

einzelner Klassen der Unterthanen keinesweges bei diesen

so viel nützen, wie der Druck anderswo schadet, sondern

vielmehr oft ans ähnliche Weise wirken, wie die aus¬

schließlichen Privilegien der Handwerker und Fabrikanten,

nämlich als Beförderungsmittel der Trägheit und Indo¬

lenz. Eine gute Steuer-Vertheiluug ist deshalb da, wo

sie bisher mangelhast war, als eine Steuervermiuderung

zu betrachten.

Wegen dieser Gründe braucht man einer gerechten

und weiseil Staatsregierung, wie der preußischen, nur die

erheblichen Mängel der Steuervertheilung nachzuweisen,

um eine baldige Verbesserung oder Abhülfe vertrauensvoll

erwarten zu können.
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H 316.
Verbrauchs - Steuern, wenn sie nicht wie die

Mahl- und Schlacht-Steuer, in einigen Orten bestehen,
in andern nicht eingeführt sind, sondern wie die Zölle
und andere preußischen Verbranchsstenernnach Einem
System erhoben werden, haben den Vortheil einer gro¬
ßen Gleichmäßigkeit, indem Jedermann sich so hoch be¬
steuert wie er kann oder wie er will.

Von jenen Steuern in Preußen kann wesentlich nur
die Mahl- und Schlacht-Steuer der Vorwurf einer un¬
richtigen Vercheilnng treffen, worüber in den HH. 147'
313 bereits das Erforderliche bemerkt worden ist.

H. 317.

Die Personen- oder Klassen-Steuer hat schon,
hinsichtlich der Vercheilnng,Verbesserungen erfahren, in¬
dem die Abstufungen die Steuersätze vermehrt worden
sind. Ich lasse dahin gestellt seyn, ob nicht die Einrich¬
tung der französischen Personal- und Mobilar-Stenern
jener der Klassen-Steuer zur Erlangung der richtigsten
Vercheilnng vorzuziehen seyn dürfte.

Die Gewerbesteuer bedarf einer bessern Verchei¬
lnng, sowohl iir Beziehung ans die verschiedenen Klassen
der Gewerbetreibenden,von welchen manche gar nicht
stenerpstichrig sind, als auch hinsichtlich der Abstufung der
Steuersätze. Diese Mängel dürften am geeignetsten durch
ein ganz neues und besseres Gewerbesteuer-Gesetz geho¬
ben werden, welches um so mehr zu erwarten steht, als
die Gebrechen des gegenwärtigenvon den Staatsbehör¬
den ohne Zweifel eingesehen werden.

H. 318.

Indessen sind sowohl bei der Klassen- wie der Ge¬
werbe-Steuer die Mängel der Vercheilnng nicht so er¬
heblich, daß sie die im H. 315 angegebenen Übeln Fol-
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gen in großem Maße haben könnten. Die Grund¬
steuer ist dagegen im höchsten Grade fehlerhaft, sowohl
hinsichtlich der von den Provinzen und Bezirken als von
den einzelnen Steuerpflichtigen aufzubringendenSteuer
verrheilt, und dies; will ich beweisen. Die Beweise sind
folgende:

1) Das Anerkenntnis?der Staatsregiernng, indem
in dem Gesetze vom 30. Mai 1820 gesagt wurde, daß
zur Vollendung der Reform der Steuer-Gesetzgebung
vor Allem eine Revision der Grundsteuer in
sammtlichen Provinzen nothweudig sey. Die
in dem königlichen Finanz-Edikte vom 27. Okt. 1810
enthaltenen Bestimmungen gehören ebenfalls hieher. (Vill.
H. 109.)

2) Nach dem Gesetze vom 30. Mai 1820 ist die
Grundsteuer so sorterhoben worden, wie sie überall be¬
stand. Nun wäre es der wunderbarste Zufall, wenn
nicht die größten Ungleichheiten Statt fanden zwischen
der französischenGrundsteuer am Rhein, der königlich
westphälischenim Magdeburgischen, der schlesischen, von
1742 und 1779 herstammend,und zwischen den man¬
cherlei (im H. 120 angegebenen)sogenannten Grund¬
steuern, die, und verbunden mit sehr erheblichenSteuer¬
befreiungen, in den östlichen Provinzen bestehen. Die
Wunder werden aber immer seltener, und Einrichtungen,
die mit den heterogensten Absichten und unter den ver¬
schiedenartigsten Umstanden zu Stande gekommen sind,
können unmöglich in dem Haupt-Resultate, der Stener-
vertheilnng unter die Provinzen und Bezirke, etwas an¬
deres Heransstellen, als die größte Disharmonie.

2) Ehe die neueren preußischen direkten und indi¬
rekten Stenern eingeführt wurden, ließ die Staatsregie¬
rung zur Begutachtungdieser Stenern, oder vielmehr der
Einsüh»nng derselben, eine Kommission im Jahre 1818
in Koblenz zusammentreten. Es wurden derselben sehr
reichhaltige Materialien zur Benrtheilnng des Stenerwe-
sens vorgelegt, und sie erklärte darauf einstimmig, daß
die Einführung jener Stenern die Rheinprovinz,wegen
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der in der letztern bestehenden, vcrgleichnngs-
weise gegen die östlichen Provinzen so hohen
Grundsteuer, außerordentlich überbürden würde. Und
aus welchen Mitgliedern war die Kominission zusammen¬
gesetzt? aus dem Ober-Präsidenten,aus den sammtlichen
Chef-Präsidenten der Bezirks-Regierungenin der Rhein¬
provinz und aus einigen angesehenen von der Regierung
berufenen Eingesessenen.

4) Die große Ungleichheit der Grundsteuer in Be¬
ziehung aus die einzelnen Klassen der Grundbesitzer in
den Provinzen Sachsen, Brandenburg, Pommern und
Prcnßen ist bekannt und bedarf keines Beweises; aber
diese Ungleichheit beweiset zugleich diejenige der Verthei-
lung unter sämmtliehe Provinzen des Staates, und deshalb
sind Zahlen-Belege zur erstern hier am rechten Orte.

In der Provinz Sachsen bestehen vorzüglich die
Grundsteuer-Einrichtungen,welche vom ehemaligen Kö¬
nigreich Westphalen, und die, welche vom Königreich
Sachsen herstammen. Nach der erstern ist die Grund¬
steuer so ziemlich gleichmäßig auf den sämmtlichen Grund¬
besitz der Unterthanenvertheilt. In welchem Verhältnis
diese (ehemals königst wcstphälische) Grundsteller zn der
in der Rheinprovinz steht, kann aus einer Vergleichung
Magdeburgs mit Aachen beurtheilt werden. Der Ge-
sammt-Katastral-Reinertragder Grundgüter des Stadt¬
kreises Aachen beträgt nach der ersten Tabelle 228716
Rthlr.z nach dem Verhältnis; des rheinischen Katasters
ist der Reinertrag nur der Hauser in der Stadt Mag¬
deburg, wie im H. 35 angegeben wurde, zu 279606
Rthlr. zu veranschlagen; die im Jahre 1828 entrichtete
Grundsteuer steht aber in einem durchaus entgegengesetz¬
ten Verhältnis, sie betrug für den Stadlkreis Aachen un¬
gefähr 38760 Rthlr., und für Magdeburg ungefähr
17500 Rthlr., die Zulage-Centimen für Gemeinde-Be¬
dürfnisse unberücksichtigtgelassen. — Die vom König¬
reich Sachsen herstammende Grundsteuer kann durch fol¬
gende Zahlen ermessen werden:
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An Grundsteuer, oder richtiger, an Lehnspserdegel-
dern, ist zu einrichten:

^ <^, mit einem Betrag der macht vom

^>om . Reinertrag Steuer Reinertrag

^ von Rthlr. Rthlr. Prozent

3160 23 0,"

1!. 750 23 3/7

e. 600 14 2/2

v. 1200 23 1/-

Summe 5710 83 1/^

Von städtischen Grundstücken ist zu entrichten, aus«

schließlich der Kommunal-Zuschläge:

Bezeichu. ^ muthmaßl. Betrag der macht vom

d. Grund- Reinertrag Gr.Sreuer Reinertrag

gut. Rthlr. Rthlr. Rthlr. Thür. Sgr. Prozent

/mus 3700 123 9 17 7/2

dito 8000 267 19 — 7/'

dito 3100 103 11 23 11/-

Acker 200 10 1 22 17/-

Summe 15000 503 42 2 8/^

Von bauerlichen Grundgütern ist zu entrichten:

Tazirter Mmbmaß- Betrag der ^

W»,I. dcö Iich»Rm,- G..md- ««

-n.»z st-u., ».-"'-»mz

Rthlr. .Rthlr. Thtr. (sgr. Prozent

2200 88 12 7 13/°

3200 128 14 6 11/°

3000 120 5 13 4/-

1625 65 10 25 16/?

Summe 10025 401 42 21 10/^

In den Provinzen Brandenburg, Pommern

Und die vielen daselbst befindlichen Rittergüter nicht hö¬

her mir Grundsteuern belegt, als in Sachsen. Hinsichtlich
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der in dm Städten jener Provinzen zn entrichtenden
Grnndsteuer bietet Berlin ein Beispiel dar. Im H. 57
habe ich den Micrhwerth der Hauser in Berlin, nach
dem Maßstabe des rheinisch - westfälischen Katasters zu
3^ Mill. Rthlr. veranschlagt; nach der in Berlin vorge¬
nommenen Abschätzungbeträgt derselbe, (wie in der Be¬
merkung znm H. 37 nachzusehen ist,) 5 Mill. Rthlr.,
im Mittel beider Veranschlagungen daher 4,375000 Rthlr.
Redustren wir diese Summe, nach den in HH. 29, 30
ausgestellten Grundsätzen um 25 Prozent, so stellt sich
der Reinertrag nur der Hauser in Berlin auf 3,281250
Rthlr., und es bleiben die beträchtlichen, innerhalb der
Ringmauern befindlichen, unbebauten und wohl kulnvir-
ten Bodenstächen ganz unberücksichtigt. Die von Berlin
an den Staat zu entrichtende Grnndsteuer beträgt 131416
Rthlr.; dieß macht 4,°' Prozent vom Reinertrage.

Sowohl über die Provinz Preußen als Schlesien
und Posen fehlen mir spezielle Notizen, um die große
Ungleichheit, nnd besonders bei der erstem Provinz, die
niedrigen Satze der Grundsteuer durch einzelne Beispiele
darstellen zn können; indessen leidet keinen Zweifel, daß
die Ungleichheit und die niedrigen Satze bestehen.

Wenn wir nun sehen, daß in Sachsen von Ritter¬
gütern 1/5, von stadtischen Grundgütern 8/^, von
bäuerlichen Gütern 10/' Prozent des Reinertrageszu
entrichten sind; daß die Grundsteuer, wo sie nach dem
Maßstabe der frühern königl. westphälisehen Besteuernngs-
Gnindsatze entrichtet wird, in Städten kaum halb so
hoch als am Rhein ist; daß in Brandenburg, Pommern
und auch znm Theil in den andern östlichen Provinzen
die Rittergüter nicht mehr Grundsteuer wie in Sachsen
tragen; daß in Städten wie Berlin 4 Prozent vom Rein¬
erträge der Gruudgüter zu zahlen sind; — wo können
denn in diesen Provinzen die Grundgüter sich befinden,
welche um so viel mehr Grundsteuer tragen, daß diese
im Durchschnitt 21/2 Prozent wie in der Rheinprovinz,
oder 19/2 Prozent des Reinertrages, wie in Westpha-
lcn erreiche? Es giebt solche Grundgüter nicht, und es

25
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kann deren nicht geben, denn sollten anch deren einige vor¬

banden senn, die eben so hoch wie in der Rheinprovinz und

Westphalen belastet sind, so wird jeder mit dem Finanz-

sache mir einigermaßen vertraute Beamte als Unmög¬

lichkeit erkennen: eine nur irgend beträchtlich

höhere Grundsteuer als die rheinische in Pro¬

vinzen zu erheben, wo neben allen übrigen

Stenern die k o st b a r e p r e n ß i s ch e I n stiz -Ei n-

richrnng, Feudal-Lasten und mitunter noch Ge¬

werbe z w ang b e st e h e n.

Unterstützt wird dieser Beweis der ungleichen Ver-

theilnng der Grundsteuer unter die Provinzen durch den

Umstand, daß da, wo die Besteuerung nach französischen

Grundsätzen besteht, große Klage darüber geführt wird,

daß man früher viel weniger zu entrichten gehabt habe.

Der Beschwerde der Ritter in Brandenburg und Sach¬

sen, welche eine Zeit lang könig!. westphalische Umertha?

nen gewesen waren, erwähnte ich schon im H. 110. Die

Provinzialstande der Provinz Westphalen weisen nach,

daß die zu derselben gehörige Grafschaft Mark, welche

selbst nach dem frühern Grundsteuer - Verhältnis; nicht

niedrig belastet war, jetzt da sie die französische oder groß¬

herzoglich bergische Grundsteuer entrichtet, mehr als noch

einmal so viel aufbringen muß als vor dem Ialpre 1806.

5) Meine Untersuchungen über den Reinertrag der

Grundgüter, in Verbindung mit den Beiträgen der Pro¬

vinzen zur Grundsteuer, dargestellt in den Kapiteln 6, 7,

27 und in der Tabelle 7. ' Daß die von mir ermittelten

Resultate nicht so sehr von der Wahrheit sich entfernen,

und daß die darin enthaltenen Jrrthümer höchst

w ahrscheinlich e her die Unglei ch heitde r G r u n d-

stcuer-V errhcilnng in einem verkleinerten als

in einem vergröße'rten Verhältnis; erscheinen

lassen, dicß wird durch die vorstehend beigebrachten Be¬

weise bestätigt.

6) Die im H. 300 dargestellte Wirkung der Stenern

auf die Zunahme der Bevölkerung.
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Nach diesen Beweisen wird wahrscheinlich jeder
Zweifel darüber, ob eine grelle Ungleichheit der Grund¬
steuer-Vercheilimg zwischen den Provinzen Statt findet,
verschwinden,und die zu erörternde und weiter zu berich¬
tigende Frage wird künftig mir noch seyn können: wie
groß diese Ungleichheit wirklich ist, ob kleiner oder ob
größer, als in der siebenten Tabelle dargestellt worden ist.

tz. 319.

Diese letztere Frage hangt nahe zusammen mit der
Ausgleichung der Steuern, und insbesondere
der Grundsteuer zwischen den Provinzen.

Ich bin fern von der Anmaßung, meine Untersu¬
chungen, deren Resultate in den Tabellen 4, 7, kl ent¬
halten sind, für genügend zur Erlangung eines so viel
möglich richtigen Maßstabes der Ausgleichungzu erach¬
ten; sehr zufrieden bin ich, wenn meine Forschungen nur
einen starken Schritt weiter in der Annäherung der Wahr¬
heit führen, welche in dieser Hinsicht zu ergründen für
die Dynastie und die Unterthanen gleich nützlich und
nothwendig ist.

Eben so fern aber bin ich von der Meinung, daß
viele Jahre nothwendig seyen, um die Ausgleichung zu
bewirken. Soll diese vorgenommeil werden, so ist die
erste Bedingung, daß die Staatsregiernng den eisernen
Willen dazu habe, und daß alsdann Einheit und Har¬
monie in dem ganzen Verfahren herrschen; das eine wie
das andre ist bei der unumschränkt monarchischen Staats¬
verfassung gerade am leichtesten. Würde der Gegenstand
mit jeder provinzialständischcn Versammlung besonders
verhandelt, wirkte die grnndsteuerfreieAristokratie bindernd
oder lahmend auf den Gang des Ausgleichungs-Geschästs
ein; so wäre die Beendigungdes letztern nicht abzusehen.
Es kann dasselbe ohne Zweifel im stanfe des nächsten
Jahres so weit beendigt seyn, daß die Ausgleichung mit
dem Jahre 1834 in Wirksamkeit treten könnte. Nur muß
man sich einstweilen niit dem möglich Bessern begnügen:

23 "
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ein Mehreres wird doch nicht erreicht werden, wie lange
man anch zögern möchte, nnd das Vollkommene ist im¬
mer erst erreichbar, nachdem die Erfahrung die früheren
Mangel gezeigt hat. Uebrigens sind ohne Zweifel in
den Akten des Finanz-Ministeriums nnd bei dem stati¬
stischen Bureau so viele schätzbare Hülfsinirrel vorhanden,
daß das Ansgleichnngs-Geschäft dadurch wesentlich er¬
leichtert werden muß. Es wird nur daraus ankommen,
daß der Finanzminister die fähigsten nnd geeignetsten
Männer zur Benutzung jener Hülssmittel, zu den wei¬
tern Untersuchungen in den Provinzen nnd zur Endvcr-
gleichnng ernennen, und daß von vorn herein die
bei dieser anzuwendenden Grundsätze festge¬
stellt w erde n.

lieber ein Paar bei den letztern ohne Zweifel in
Anregung kommende Fragen will ich hier noch meine
Meinung sagen.

Wie werden die Provinzial - Steuern in
Anrechnung kommen? In Beziehung ans diese
Frage scheint dringend nothwcndigzu seyn, daß zuvör¬
derst ein Gesetz genau bestimme, was Staats- oder Pro¬
vinzial- oder Gemeinde-Steuernseyn sollen. Es finden
in dieser Beziehung, wenigstens in der Rheinprovinz,
Beschwerden oder Klagen Statt, daß erst die Staats-
steuern, insbesondere die Grundsteuer, sehr hoch wären,
und daß demnächst noch unter der Benennung von Pro-
vinzial-Stenern, oder von Provinzial-Zweckennoch ein¬
mal Stenern für Bestreitung von Kosten erhoben wür¬
den , die der Staat aus den allgemeinen Staatsstcuern
zu tragen habe, z. B. die Kathedral- und Hebammen-
Steuer, ein Theil der Zulage-Centimen für Wegebau.

Kommen die höhern Justiz-Kosten der
preußischen Justiz-Einrichtung, im Vergleiche
gegen jene der rheinischen Iustizpslege in An¬
rechnung nnd wie? Man sollte sagen, daß die
Staatsregiernng, in sosern die erster? Justiz nicht der
Inbegriff alles Vortrefflichen ist, veranlaßt seyn möchte,
wegen des großen (im H. 241 dargestellten,) llnterschie-
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des der Kosten so bald wie möglich jene Justiz-Einrich¬
tung völlig aufgehoben und den Haupt-Prinzipien nach
die rheinische überall einzuführen. Da aber dadurch eine
Menge Menschen weniger als Räthe, Assessoren, Alum¬
nen, Registratoren, Kassen-Rendanren,Jnstizkommissa-
rien :c. angestellt werden könnten, und da das Beam¬
ten-Element in Preußen eine wichtige Bedeutsamkeit er¬
langt hat, so steht noch dahin, ob die Staatsregiernng
sobald jenen Entschluß fasse. Deßhalb scheint notl,wen¬
dig zu seyn, über vorstehende Frage ein Wort zu sagen.
Da die Rheinpreußen ihre Justiz für die bessere halten,
die Bewohner der übrigen Provinzen dagegen für die
ihrige die nämliche Vorliebe haben, da diese Bewohner
folglich nach der rheinischen Jnstizpflege gar kein Verlan¬
gen tragen, vielmehr uns Rheinprenßen bemitleiden, daß
dieß Erzeugnis; der Franzosen, nnsre kurzen fünf Gesetz¬
bücher den nmfassendern und vielfältiger»Bestimmun¬
gen des Landrechts und der Gerichtsordnung,sammt al¬
len dazu gehörigen Nachträgen, Erläuterungenund Ju-
stiz-Ministerial-Reskripten vorziehen, daß wir gar nicht
einsehen können, wie gute Urtheile nach mündlichen Vor¬
trägen, sondern nur nach gehörigem Schristenwechsel und
nach dem Berichte eines Referenten gefällt werden kön¬
nen, und daß wir für andre Vorzüge eben so blind sind,
— so wäre es nach meiner Meinung unbillig, wenn
nicht auch jede Provinz die Vortheile oder Nachtheile ge¬
nießt oder leidet, welche hinsichtlich der Kosten mit der
einen oder der andern Justiz-Einrichtungverbunden sind.
Die Rheinprovinzhat bei einer Ausgleichung demnach
um so viel weniger Steuern aufzubringen, als die Ko¬
sten-Differenzder verschi.denen Justiz-Pflege beträgt.

Wenn eine Provinz in den indirekten und
besonders in den Verbrauchssteuern mehr als
eine andre aufbringt, muß alsdann derblnter-
schied durch die direkten Steuern wieder aus¬
geglichen werden? Diese Frage würde ich gar nicht
anführen, wenn nicht die Meinung eines Mannes, des¬
sen Andenken ich im höchsten Grade ehre, die Verau-
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lassung würde: der verstorbene Finanzminister von Mol;

bemerkt in dem Memoire vom 18. Mai 1880 den west-

phälischeu Provinzialstäitden wegen ihrer Beschwerde über

zu bolie Grundsteuer, „selbst wenn in den westlichen

Provinzen diese Steuer crwas mehr ans den Kopf betra¬

gen möchte, als in den östlichen, so fände dagegen hin¬

sichtlich der indirekten Stenern ein entgegengesetztes Ver¬

hältnis Statt, indem diese in den letztem Provinzen sich

ans eme Kleinigkeit mehr als in den erstem auf den Kops

der Bevölkerung berechneten." Hier kommt es nur dar¬

aus an, daß die indirekten Steuern nach gleichmäßigen

Grundsätzen erhoben werden; alsdann ist der größere

Ertrag ein Beweis größern Wohlstandes. Insbesondere

bei den Verbranchs-Stenern muß bei einer guten Steuer-

Verrheilnng allemal da der größte Ertrag sepn, wo die

direkten Steuern am höchsten nach dem Maßstäbe der

Bevölkerung sind. So ist es z. B. in Paris. Das

vom Finanzminister angegebene Verhältniß beweiset da¬

her gerade das Gegeutheil von dem, was damit bewiesen

werden soll. In einer Provinz, wo viele große Fabri¬

ken stnd, ist das durchschnittliche Vermögen jedes Men¬

schen kleiner, als in einer andern, wo der Ackerbau mehr

Hauptbeschäftigung ist, denn in der erstem ist die Anzahl

der Proletarien verhälmißmäßig am größten. Deßhalb

wird, wenn alle Steuer-, Personen-, Eigenthnms- und

stenerähnlichen Verhältnisse völlig gleich sind, der Be¬

wohner der Rheinprovinz viel weniger an Verbranchs¬

steuern einbringen, als jener der Provinz Sachsen. Die

obige Frage ist daher unbedingt verneinend zu beantwor¬

ten, und sie fordert nur zu einer gleichmäßigen Erhe¬

bungsweise der indirekten Stenern aus.

Die Grundgüter geben, es läßt sich nicht verkennen,

einen kleinern Ertrag, wenn der Besitz nicht völlig frei

ist, wenn Lelms-Verhältnisse das Eigenthnm und die

Benutzung desselben beschränken, wenn die Fendal-Lasten

nicht völlig abgeschafft sind, als wenn der Grundbesitz

frei, theilbar und veräußerlich ist. Dieß letztere findet in der

Rheinprovinz, das erstere mehr oder weniger in den übri-
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gen Provinzen Statt. Soll dieser Unterschied in

der Abschätzung des Reinertrages nnd folglich

in der Veranlagung der Grundsteuer berück¬

sichtigt werden? Ich antworte mit voller kkeberzen-

guug 3tein. Der Uebergaug aus dem erstern in den

letztern Zustand wird nur durch Opfer erkaust, die am

schwersten sind, wenn jener, wie in der Rhcinprovinz,

auf revolutionäre Weise erfolgt; glücklich sind die andern

Provinzen, daß sie diesen klebergang auf friedliche und

'gesetzmäßige Weise, ohne Fremdherrschast vollbringen.

Ungerecht würde meiner Meinung nach sevn, wenn eine

Provinz den Preis des Opfers nicht genießen sollte, weil

eine andre dasselbe noch nicht gebracht hat. Dieß wäre

ungefähr so, als wenn eine Provinz auf eigne Kosten

den Kataster vollendet, nnd wenn dieselbe hernach um

so höher mit Grundsteuer belegt würde, weil ohne

allen Zweifel eine gleiche Stenerverthcilnng

wie eine Stcnervermindernng wirkt. Deshalb

können auch die Sporteln wegen Ablösung der gutsherr-

lichen Verhältnisse eben so weitig bei einer Steuer-Aus¬

gleichung in Anschlag gebracht werden, wie die Znlage-

Eenrimen für Anfertigung des Katasters in der Rhein¬

provinz. Indessen dürsten obige Frage nnd die sich da¬

ran knüpfenden Bemerkungen eine verstärkte Aufforderung

für die Staatsregiernng sevn, die Feudal-Verhältnisse,

so weit solche von ihr abbängig sind, völlig aufzubeben,

und die Ablösung der gntsherrlichen Lasten so viel mehr

zn erleichtern und zu beschleunigen. Beides wird beför¬

dert durch Vereinfachung des Verfahrens nnd durch die

Grundsteuer; durch diese, indem der Gutsherr in dem

Verhältnis; zur Grundsteuer der belasteten Grnndgüter

herangezogen wird, in welchem der Reinertrag der letz¬

tem durch die darauf ruhenden gntsherrlichen Lasten ver¬

mindert wird. Es muß alsdann dem Gutsherrn freiste¬

hen, den Betrag dieser Lasten selbst niedriger, als

solche von den stenervertheilenden Bebörden abgeschätzt

worden, zu veranschlagen nnd.den ihn treffenden Grnnd-

stener-Antheil nach seiner eignen Abschätzung zu entrichten,
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wogegen diese letztere von dem Besitzer der belasteten
Grnndgüter als Norm bei der Ablösung angenommen
werden darf.

H. 320.

Eine Ausgleichung der Grnndstencr unter den Pro¬

vinzen ist nicht gedenkbar, ohne die Steuer-Befreiungen

oder Steuer-Begünstigungen der einzelnes 'Gruudgüter-

Besitzer aufzuheben. Es kann in dieser Hinsicht nichts

Treffenderes gesagt werden, als die königliche Ermahnung,

welche in dem Edikte vom 27. Oktober 1810 enthalten,

und im 109 angeführt worden ist.

Auch in dieser Schrift würden jene Grundbesitzer
Veranlassungfinden, der Aufhebung ihrer Steuer-Pri¬
vilegien nicht so sehr entgegen zu seyn; indessen so wie
nun einmal die menschliche Natur ist, muß man von ih¬
nen nicht erwarten, daß sie aufhören werden, die Aus¬
gleichung so viel möglich zu hindern und aufzuhal¬
ten. Die Weisheit, Gerechtigkeit und Kraft der
Staatsregicruug wird aber über diese Hindernisse zu
siegeil wissen.

Gegen die Gerechtigkeit der Maßregel konnte schon
früherhiu wol nichts mit Grund eingewendet werden;
fetzt aber kann in jener Beziehung auch nicht der leiseste
Zweifel obwalten, da die oberste gesetzgebende Gewalt
schon vor zwei und zwanzig Iahren auf das
deutlichste, unumwundenste und bestimmteste die Aufhe¬
bung aller mit der natürlichen Gerechtigkeitnicht ver¬
einbare Steuer-Exemtionen, und insbesondere festgesetzt
hat, daß alle Grundsteuer-Befreiungen aufhö¬
ren sollen. In allen Verkaufen, Vererbungen und
andern Verhandlungen, bei welchen eine Beziehung auf
Steuer-Befreiung und Steuer-Begünstigung obwaltete,
hat daher gehörige Rücksicht auf jene langst verkündeten
niemals aufgehobenen,nur noch nicht ausgeführten ge¬
setzlichen Vorschriften genommen werden können.
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H. 321.
Ich erachte als Pflicht gegen die Staatsregierung,

dieselbe auf die politische Wichtigkeit der Steuer-Ausglei¬
chung aufmerksam zu machen. Ans derselben beruhet
zum großen Theil der Grad der Festigkeit des Bandes
zwischen den östlichen und westlichen Provinzen, so wie
deS von der Staatsregierung angenommenen Regieruugs-
Systrmes.

Still und rnhig entwickeln sich die allgemeinenIdeen
und die Dinge, um so unbemerkter in Preußen, als die
Zensur keine gründliche Erörterung der den Staat betref¬
fenden apolitischen und selbst staatswirthschastlichenFragen
in preußischen Tagesschriften gestattet, wenn die Abfas¬
sung auch noch so anstandig und gemessen ist; unter ei¬
ner gründlichen Erörterung kann nur eine solche verstan¬
den werden, wo die Gründe und die Gegengründcvor¬
getragen werden dürfen; gründlich kannn fast keine staats-
wirthschaftliche Frage erörtert werden, wenn nicht auch
die Beziehungen derselben aus innere und äußere Politik
untersucht werden, denn nur bei höchst wenigen, vielleicht
bei keiner einzigen staatswirthschastlichen Frage finden
diese Beziehungen nicht Start. Ob diese Ausübung der
Zensur zweckmäßig oder nicht zweckmäßig ist, ob die Zen¬
sur überhaupt anders als auf solche Weise, nach dem
Zustande der Regieruugs-Elemente, in Preußen ausge¬
übt werden könne, darauf kommt es hier nicht an; ge¬
nug so ists.

Weil es nun so ist, verdienen andere Symptome,
aus welchen der Entwickelungs-Gang der Ideen und der
Dinge bemerkbar ist, die größte Aufmerksamkeitund die
ernsteste Berücksichtigung; eine Staatsregierung darf am
allerwenigsten das Verfahren der Acrzte nachahmen, wel¬
che erst dann an das Heilen denken, wenn die Krankheit
oder die Störung des gesunden Organismus eingetreten ist.

Es ist aber, um den gelindesten Ausdruck zu wäh¬
len, die grelle Steuer-Ungleichheit der westlichen und der
östlichen Provinzeit ein Entfremdungs - Element der-
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selben, und zugleich ein Beförderungs-Mittel des konsti¬

tutionellen Geistes in den westlichen Provinzen; dos letz¬

tere um so mehr, als früher die Ausgleichung der Grund¬

steuer den Stauden vorbehalten worden ist. Von diesem

Gesichtspunkte aus betrachte man: die srühern Vorstel¬

lungen der rheinischen und besonders der westphälischen

Provinzialstände wegen der Steuer-Ausgleichung; den

von den letztcrn Ständen im Jahre 1830, nachdem jene

Vorstellungen vergeblich gewesen waren, fast einstimmig

ausgesprochenen Wunsch, daß eine reichsständische Ver¬

fassung eingeführt werden möge, verbunden mit erneuer¬

ten Vorstellungen wegen der Steuer-Ausgleichung; den

Umstand, daß die Aristokratie in den westlichen Provin¬

zen, soweit solche nicht steuerfrei oder verarmt ist, zum

großen Theile ihre Interessen von den allgemeinen nicht

sondert, und nicht so wie anderswo in politischer Nich-

tigkett sich wohlgcfällt; dagegen die den Gegensatz ^er

Ansichten ausdrückenden, am 16. Januar 1831 gespro-

chenenWorte des Landtags-Marschalls (oder Präsidenten,)

der brandenburgischen Provinzialstände, „mögen andre

Völker nach Phantomen jagen, die sie nie erreichen kön¬

nen, wir haben unsrc Verfassung;" —- so dürften

schwerlich die Zeichen eines, die ernstesten und betrüben-

ften Betrachtungen erregenden, Ganges der Entwickelung

der Ideen und der Dinge zu verkennen sevn.

Es ist daher eine Veranlassung vorhanden, den

Keim eines solchen Entwickelungs-Ganges zeitig und

energisch zu unterdrücken; und dieß ist nach meiner voll¬

kommenen Ueberzengung die Aufgabe, deren Lösung für

die Sta ats regierung am dringendsten, und für

Jeden, der wahrhaft dem Könige und dem Staate er¬

geben, jetzt am wünschenswcrthesten ist.

H. 3ZZ.

Für die Rheinprovinz hat die Ausgleichung ein ganz

vorzügliches Interesse; denn diese dürfte dadurch eine

Steuer-Verminderung von etwa Einer Million Rthlr.,

oder 13 bis 14 Sgr. auf den Kopf der Bevölkerung,
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erlangen, und zwar wurde diese Erleichterung ganzlich

oder größtentheils dein wichtigstein Gewerbe, der Boden-

Kultur zu gut kommen. Dies; wäre eine viel erheblichere

Beförderung des Ackerbaues, als die auf Vieh und Ge¬

treide gelegten Eingangs-Zölle.

Es könnte annähernd in Zahlen nachgewiesen wer¬

den, um wieviel die Ste??er-k!eberbürdung der Rheinpro¬

vinz, abgesehen von den 12 Mill. Rthlr., welche dieselbe

nun seit zwölf Jahren zur Erhaltung der Steuer-Be¬

günstigungen in den östlichen Provinzen, im Verhältnis;

gegen diese letzten?, zu viel ausgebracht hat, hinsichtlich

der Bevölkerungs- ?u?d Vermögens-Zunahme Eintrag ge-

than hat durch die nachtheiligen Wirkungen auf Boden-

Kultur, den Preis der Lebensmittel und aller Produktio¬

nen. Ich unterlasse die Aufstellung einer solchen Rech¬

nung, und bemerke nur, wie die so erhebliche Steuer- -

kleberbürdung allein erklärlich macht, das; in der Rhein¬

provinz, nachdem sie den klebergang aus dem französi¬

schen Prohibitiv-Svsteme zur freien? Konkurrenz, so wie

die Nothjahre 1816, 18k7 überstanden hatte, die Wobl-

habcnheit und die Bevölkerung weniger, als in den öst¬

lichen Provinze?? zugenommen haben. Denn wenn die

Stetiern unter die Provinzen gleichmäßig nach richtigen

Grundsätzen vertheilt gewesen wären, so war die Rhein¬

provinz mit ihrer wohlfeiler?? Justiz, ihren einfachen Per¬

sonen- und Eigenth?m?s-Verhältnissen und ohne Fendal-

Lastcn und Gewerbezwang, in solche??? Vorthcile gegen

die andern Provinzen, das; sie diesen in der Zunahme

der Prosperität weit vorgeeilt sehn würde. Auch machen

die ans der Steuer-kleberbürdnng entspringenden Nach¬

theile erklärlich, wcßhalb die Rheinprovinz in einige?? ge¬

werblichen Erzeugnisse», ungeachtet der dabei übrigens

günstig wirkenden Verhältnisse, die Konkurrenz nicht mit

den östliche?? Provinzen zu halten vermag.
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Drei und siebzigstes Kapitel.
Der wohlfeile Transport und der freie Verkehr.

H. 323.
Wenige Ausgaben sind in so hohem Grade pro¬

duktiv, wie diejenigen, welche der Staat aus die Be¬
schaffung wohlfeiler Transport-Mittel verwendet.

In der Staatszeitnng No. 243 Jahrgang 1832
befindet sich eine Berechnung über die Zunahme des
National - Vermögens und der Bevölkerung durch den
Kunststraßenban, nach dem Verhältnis der Ersparung an
Zeit und an Pferden. Es wird nach dieser Berechnung
angenommen: 1. daß auf einer Knnststraße in Preußen
von 13 Meilen Lange täglich 50 Gespanne oder 200
Pferde passiren; 2. daß der Transport nur um den
vierten Theil geschwinder als früher geschieht; 3. daß die
Pferde nur 240 Tage im Jahre arbeiten, und daß als¬
dann 76 Pferde jährlich erspart werden, deren Unterhalt
zu 80 Rthlr. gerechnet, jährlich 6080 Rthlr. kostet;
4. daß mit diesen Pferden jährlich wenigstens 21900
Menschen die Straße befahren, welche also 5475 Ar¬
beitstage durch den schnellern Transport gewinnen, welche
nur zur 10 Sgr. gerechnet, 1825 Rthlr. jährlich betra¬
gen; daß ein Pferd zur Unterhaltungsoviel Land be¬
darf, wie 8 Menschen, und daß mitbin die Bevölkerung
sich um 608 Menschen verinebren müsse. — Diese An¬
nahmen sind offenbar nicht übertrieben,und man darf
füglich voraussetzen, daß nicht nur in der Geschwindig¬
keit des Transports der vierte Theil, sondern außerdem
noch wenigstens der achte Theil in der zu transportirenden
O.nantität gewonnen wird. Ferner ist der Verbrauch der
Pferde zu veranschlagen. Man darf annehmen, daß das
Pferd in 6 Jahren verbraucht wird und 60 Rthlr. ko¬
stet. Diese Annahmen zu denen in der Staatszeitnng
gerechnet, ergiebt sich, daß jährlich 12617 Rthlr. erspart
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werden, und daß die Bevölkerungum 912 Menschen
zunehmen muß, und zwar durch die Anlegung ei¬
ner guten, 13 Meilen langen Kunststraßc von
mittelmäßiger Frequenz.

H. 324.

Ein eben so großer, und vielleicht noch größerer Vor¬
theil der wohlfeilen Transportmittel besteht varin, daß
dadurch jedes Produkt soviel wohlfeiler an
denjenigen Ort gebracht werden kann, der für
den Absah am geeignetsten oder günstigsten ist.
Und daraus folgt dann weiter der außerordentliche Vor¬
theil, daß in jeder Gegend oder Lokalität so¬
viel mehr vorzugsweise diejenigen rohen Pro¬
dukte crzeugt oder durch Arbcit verfeinert wcr-
dcu köuuen, welche am wohlfeilsten, besten und
nützlichsten in einer Gegend oder Lokalität er¬
zeugt oder verarbeitet werden können.

Diese Vortheile werden noch nicht in dem Maße
und so allgemein gewürdigt, wie sie es verdienen; sonst
würden Wege-, Brücken-, Pflaster-, Gebiets- Thorsperr-
Gelder schon viel mehr völlig abgeschafft worden sehn,
als bis jetzt der Fall ist. Bei manchen Rcgierungs-und
Gemeinde-Behörden wird mit der Erbauung einer Kunst¬
straßc oder einer Brücke die Idee des Wege- oder Brük-
kengeldes so unzertrennlich verbunden, wie mit einer Hci-
rath die Idee der Kinder-Zeugung. Es werden über¬
haupt folgende Umstände nicht gehörig berücksichtigt:

1) Der Betrag der Abgabe ist nur ein Theil der
zu entrichtenden Steuer; ein anderer Theil derselben be¬
steht in dem Aufenthalte und der Störung des Trans¬
ports, die durch die Entrichtungder Abgabe veranlaßt
werden.

2) Die Anstellung so vieler Empfängerder Abga¬
ben so wie der Aufseher über die Entrichtung derselben
entzieht eine beträchtliche Anzahl Menschen der produk¬
tiven 'Arbeit.
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3) Die Vertheurung des Transports durch die den¬

selben direkt treffenden Stenern wirkt viel nachtheiliger

aus die Vertheuerung der Produktion, als wenn die Ko¬

sten der Beschaffung wohlfeiler Transportmittel durch

andere allgemeine Stenern aufgebracht werden.

Ein Beispiel mag jene Vortheile und den letztem

Umstand verdeutlichen.

Die Fracht von Berlin nach Aachen und umgekehrt

ist im Durchschnitt 3^ Rthlr vom Zentner. Wenn gar

keilte Transport-Abgaben zu entrichten waren, so würde

die Fracht die Hälfte betragen, oder doch um wenigstens

1? Rthlr. niedriger seyn; ich nehme das letztere an.

Für die rheinischen Tuchfabriken wird viel 'Wolle von

Berlin nach Aachen, und tungekehrt das Tuch von Aa¬

chen nach Berlin gesandt. Zwei Zentner Wolle liefern

ungefähr Einen Zentner Tuch. Es würden daher bei

diesen Umtausch der Erzengnisse auf eineu Zentner Tuch

4P Rthlr. erspart. Dieser Vortheil würde nicht den ein¬

zelnen Fabriken, sondern den Wollproduzenten und den

säminrlichen Tuch-Konsumenten zufließen. Ohne Zweifel

wirkt die auf diese Weise bewirkte größere Wohlfeilheir

des Tuches so vortheilhaft, daß dadurch allein die

zur Beschaffung der wohlfeilern Transportmittel zu ent¬

richtenden allgemeinen Stenern ausgeglichen werden, und

daß der größere Werth, den die Grundgüler in Bran¬

denburg durch den vermehrten Preis der Wolle erhalten,

ein beträcbrlicher Neben-Gewinn ist, der nicht erreicht

wird, wenn die Steuer direkt auf den: Transporte lastet.

Noch auffallender treten diese Verhältnisse bei den

Produktionen hervor, welche wegen eines, nach Maßgabe

des Gewichts, geringen Wcrthes nicbt weit verführbar

find, z. B. bei Steinkohlen, Holz, Steinen.

. 325.

Ist nun der Vortheil der gewöhnlichen Kunststraßen

und der abgabenfreien Benutzung derselben so groß, wie

viel beträchtlicher ist er, wenn durch Eisenbahnen und
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Kanäle der Transport noch viel wohlfeiler und, durch
erstere, schneller beschafft wird. Die Schnelligkeit dessel¬
ben ist, wegen der Kapital-Ersparuug, ebenfalls ein
Mittel zur Erlangung eineS wohlfeileru Transports. Wie
außerordentlich wird der Werth der Waldungen, Berg¬
werke und aller Boden-Erzeugnissevermehrt, die durch
soviel wohlfeilere Transportmittel drei bis sechsmal wei¬
ter als bisher für den nämlichen Preis verführt werden
können. Wie betrachtlich ist der Gewinn der Konsumen¬
ten der Produkte, welche diese letztern wohlfeiler erhalten,
wahrend die Produzenten durch vermehrten und verbrei¬
teten Absatz gewinnen.

H. 326.

Die Herstellung der wohlfeilsten Transportmit¬
tel in Preußen und in den kleinern deutschen Staaten
ist nur dann ausführbar, wenn ein freier Verkehr
zwischen diesen letztern und Preußen stattfindet, und wenn
die Erhaltung desselben so gesichert ist, daß daraufhin
große Unternehmungengemacht werden können. Denn:

k) Am wohlfeilsten können die Transportmittelnicht
beschafft werden, so lange nicht in den Hauptrichtungen
des Verkehrs gute Kunststraßen, Kanäle, Flußschiffahrt
oder Eisenbahnen, je nachdem eins oder das andre, oder
mehrere dieser Transportmittel zugleich am geeignetsten
und vortheilhaftesten hergestellt werden können, angelegt
werden.

2) Es kann nichts großes in dieser Art zu Stande
kommen, wenn solche Aulagen nicht in den Richtungen
geführt werden dürfen, welche die größten Vorthelle dar¬
bieten, und dies; kann nur dann geschehen, wenn die vie¬
len Gränzen der oben angeführten Staaten nicht mehr
wie bisher Hindernisse in den Weg legen.

3) Selbst wenn dieß letztere Momentan nicht der
Fall ist, werden sowohl die Staatsregierungen wie Pri¬
vat-Unternehmer nur insofern die Ausführung solcher
großen Aulagen wagen, als sie mit Zuversicht darauf
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rechnen können, daß nicht irgend ein Staat ans den Ein¬
fall komme, den freien Verkehr zu stören.

H. 327.
Wohlfeile Transportmittel und freier Verkehr inner¬

halb eines betrachtlichen Flächenramns und zwischen Ge¬
genden und Städten, welche die Erzeugnisse des Bodens
und der Kunst vortheilhaft umtauschen kommen, sind es,
welche sehr viel zur Begründung des Reichthums in Eng¬
land beigetragen haben, welche das lebhafteste Bedürf¬
nis der nenern europaischen Kultur bilden, welche am
leichtesten in großen' und gut arroudirten Staaten herge¬
stellt werden können, und welche daher, insofern die
kleiuern Staaten diese Schwierigkeiten nicht
heben, den Bewohnern der größcrn einen gro¬
ßen Vorsprung gegen diejenigen der kleiner»
Staaten gewähren.

Immer lebhafter und stärker wird dieß Bedürsniß
hervortreten, und um so mehr auf die Ansichten der Be¬
wohner der kleinern Staaten einwirken, je länger es un¬
erfüllt bleibt. Abgesehen von dem so erheblichen mate¬
riellen Interesse, waltet auch ein höchst wichtiges politi¬
sches bei dieser Frage vor. Wenig gefährlich sind nach
dem monarchischen Prinzip die jugendlichen Träume der
Einheit Deutschlands;'aber höchst gefährdend würde die¬
sem Prinzip werden, wenn der Mittelstand und selbst
der Stand der großen Grundbesitzer allgemein die lleber-
zeugung gewönnen, daß die Zerstückelung Deutschlands
und die in demselben vorhandenen kleinen Souverainitä-
ten ein dauerndes Hindernis des materiellen Wohlseyns
der lintcrthaneu sind. Unfehlbar aber würde diese !le-
berzengung eintreten, wenn man noch eine geraume Zeit
versäumte, die Hindernisse zu beseitigen, welche der Er¬
langung der wohlfeilen Transportmittelund des freien
Verkehrs im Wege'stehen.

H. 338.
Die Erreichung dieses Zweckes seht voraus, daß in
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allen Staaten, welche für denselben zusammentreten, ein

gleichförmiges System der Zölle und Verbrauchssteuern

bestehen.

Ich habe diese Idee schon im 269 angeführt

und auf den Nutzen ihrer Ausführung aufmerksam ge¬

macht. Außerdem habe ich daS Wesen der preußischen

Zölle und Verbrauchsstenern anschaulich zu machen ge¬

sucht. Unpartheiische lleser werden daraus, wie ich hoffe,

die Ueberzeugung schöpfen, daß in keinem großen

Staate diese Klasse der Abgaben-Entrichtung

so gut und zweckmäßig wie in Preußen geord¬

net ist, und daß die noch obwaltenden Mangel

und Gebrechen leicht allmählig aufgehoben

und verbessert werden können.

Eben so wenig dürste von Unpartheiischen verkannt

werden, daß kein deutscher Staat so wirksam die Erlan¬

gung eines ausgedehnten freien Verkehrs verfolgt hat,

wie Preußen.

Gleichwohl erheben sich anS den kleinern deutschen

Staaten viele Stimmen gegen das preußische Zoll-Sy¬

stem und gegen den Zutritt zu demselben. ThcilS treffen

die Einwendungen jenes System, theils beruhen sie ans

der Besorgnis, daß daS größere Preußen mit unum¬

schränkter monarchischer Verfassung gefährlich für daS

konstitutionelle Wesen der kleinern Staaten werden könne.

Mir scheint, daß bei diesen Einwendungen folgende Um¬

stände nicht gehörig berücksichtigt werden.

1) Es ist billig und den Verhältnissen angemessen,

daß ein kleinerer Staat zuvörderst seine Zoll-Einrichtun¬

gen nach denen des größern umändere, nicht daß aus ei¬

nem umgekehrten Wege verfahren werde; denn es han¬

delt sich darum, eine Einrichtung in einem größern Maß¬

stäbe als sonst in einem kleinen Staate möglich, einzu¬

führen, und der großen damit verbundenen Vortheile des

freien Verkehrs in einem weiten Gebiete theilhastig zu

werden. Da muß die kleinere Rücksicht der größeru wei-
2-4
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che», zumal die Resultate des preußische» Zoll-Wesens
durch Erfahrungen vorliege», diese letzter» aber »och bei
de» Ansichten der Geguer über dasselbe maugelu.

2) Die preußische Zoll - Besteueruug ist eine der
zweckmäßigste» Arte» der Abgaben-Erhebung, uud die
iu de» preußische»Zollverein eiutretcudeu kleiner» Staa¬
te» könne» gegen den Ertrag der Zölle andre drückendere
Steuern ansheben.

3) Das biblische Gleichniß von dem Splitter und
dem Balken ist hänftg anwendbar, den» die den Ver¬
kehr oder Transport treffenden Abgaben sind in den klei¬
nern Staaten hänftg viel drückender als in Preußen.
Im Altenburgisehcn, Renßischen, in den sächsischen Her¬
zogtümern und in Frankfurt am Main z. B. ist dieß
der Fall. Rechnet man die Wege-, Pflaster-, Thor¬
sperr-, Geleits- und Zoll-Gelder, oder wie sonst die
Abgabe» genannt werden mögen, welche auf die Durch¬
fuhr von Waaren und Personen dort gelegt sind, nach
dem Verhältnis; des Areals und der Bevölkerung dieser
Staaten, so sind sie viel beträchtlicher, als die preußi¬
sche!; Wege- und Pflaster-Gelderund Transito-Gebühren.

4) Das Vollkommenste und Beste muß man zwar
allezeit als das Ziel betrachten, deshalb aber nicht das
Bessere, welches mit großen Vortheilen, aber auch mit
einigen Mängeln verbunden ist, wegen den letzten; ver¬
werfen; denn diese können und werden im Lauf der Zeit
verschwinden.

5) Gerade daß Preußen keinen Anstand nimmt,
freien, folglich lebhaften; Verkehr mit konstitutionellen
Staaten zu eröffnen, ist großartig. Ist das konstitutio¬
nelle Softem unter den neuer» Verhältnissen zweckmäßig,
ist es geeignet, das Glück der Völker und eine gute Re-
giernngsweise zu begründen, so wird der Sinn für das¬
selbe durch den lebhafter«; Verkehr in Preußen befördert.
Uebrigens ist, wie ich früher gezeigt habe, der Geist der
preußischen Staatsregiernng weit weniger monarchisch und
aristokratisch, als derstlbe gewöhnlich gehalten wird.
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H. 339.
Nach den Ansichten, welche ich über den wohlfeilen

Transport nnd den freien Verkehr in diesem Kapitel nnd
an andern Stellen dieses Werkes entwickelt habe, sind
folgende Grundsätze zn befolgen:

1) Alle Wege-, Pflaster-, Brücken-, Thorsperr¬
und Uebersahrts-Geldersind abzuschaffen.

2) Die Abgaben, welche für die Benutzung der
Kanal- nnd Fluß-Schiffahrt entrichtet werden, sind, so¬
viel der Finanzzustand erlaubt, abzuschaffen oder zu ver¬
mindern, und wenigstens soweit nur immer thuulich, zu
vereinfachen.

3) Der Kunststraßen- nnd Brücken-Bau für Rech¬
nung von Privat-Unternehmern,die dagegen Wege- und
Brückengelder erheben, muß nur als eine temporaire Aus¬
hülfe betrachtet werden, im Falle der Staat wegen man¬
gelnden Fonds, oder weil nöthigere Wege-Bauten zu
machen sind, nicht die unternehmen kann, welche Privat¬
leute für ihre Rechnung zu unternehmen sich erbieten.
Der Staat hat sich in jedem Fall das Recht vorzubehal¬
ten, solche für Privat-Rechnnng erbaute Kunststraßen und
Brücken nach gewisser Zeit unter Rückerstattung der Ko¬
sten selbst zn übernehmen. Kunststraßenund Brücken
verbunden mit Entrichtung von Wege- und Brückengel¬
dern sind zwar schon in hohem Grade vortheilhaft zur
Beförderung der Produktion, und in jedem Falle in die¬
ser Beziehung unendlich dem Mangel daran vorzuziehen,
weßhalb die StaatSregiernng auch solche Unternehmun¬
gen zu befördern hat; aber es muß doch der Grundsatz
im Auge behalten werden, daß alle Kunststraßen
und Brücken abgabenfrei zu benutzende Staats-
vdcr Departemental-, oder Kreis-, oder Kom¬
munal - Anstalten sehn sollen, und es ist Vor¬
sorge zu treffen, daß dieser Grundsatz spater ausgeführt
werden könne, insofern dies; nicht bei allen Neubauten
von Anfang an geschehen kann.
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4) Die Anlage von Eisenbahnen und Kanälen er¬
fordert so große Kapitale, daß wenn der Staat schnell
in den Genuß der außerordentlich betrachtlichen,mit die¬
sen wohlfeilen Transportmitteln verbundenen Vortheile
gelangen soll, die Privat-Unternehmungenvorerst das
meiste zur Beschaffung derselben thnn muffen. Indessen
auch bei diesen Anlagen hat der Staat, wenn sie von
Privat-Unternchmerngemacht werden, den vorstehend bei
den Kunststraßen- und Brucken-Bau dargestellten Grund¬
satz zur Erlangung des Eigenthums-Rechts in spaterer
Zeit zu befolgen; denn grundsätzlich soll der
Staat, nach meiner Meinung, Eigenthnmer die¬
ser für die Staatsverwaltung so wichtigen
Kommnnikations - Mittel seyn. Es versteht sich
von selbst, daß ich darunter nicht verstehe, daß aus den
Kanälen und Eisenbahneil der Transport für Rechnung
des Staates zu betreiben sei. Vielmehr ist

5) meine Meinung, daß die Post-Privilegien hin¬
sichtlich des Güter- und Personen-Transports gänzlich
eingehen müssen.

6) Von den im 71. Kapitel nachgewiesenen Erspa-
rungen an unproduktivenAusgaben müßten 4 bis 5 Mill.
Rthlr. zur Vergrößerung der Fonds für Anlage von
Kunststraßen, Brücken, Eisenbahnen und Kanälen jähr¬
lich verwendet werden.

HD
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Vier und siebzigstes Kapitel.
Resultate.

H 330.

Die in den vorhergehenden Kapiteln vorgeschlagenen
Maßregeln sind, übersichtlich dargestellt, folgende:

1) Beschränkung der Ausgaben um 16^
Mill. Rthlr., welche unproduktiv und ohne Nothwendig-
keit verwendet werden.

2) Verminderung der Steuern um ungefähr
11 Mill. Rthlr., oder um ungefähr 26 Sgr. aus den
Kopf der Bevölkerung, und zwar, durch Abschaffung und
Verminderungderjenigen Steuern, welche vorzugsweise
die untern Volksklassen drücken und der Produktion am
nachtheiligstensind.

3) Verminderung des Druckes der Steu¬
ern vermittelst der Ausgleichung derselben.

4) Vermehrung des National-Vermögens
und zwar:

u) indem wenigstens 60000 arbeitsfähige Soldaten,
Beamte und Angestellte, anstatt einer unproduktiven
und einer zugleich produktiven Arbeit der andern
Unterthanen erschwerenden Beschäftigung gewidmet
zu sehn, zu produktiven Beschäftigungen übergehen;

b) indem die Produktion erleichtert wird, theils durch
die Abschaffung lind Verminderungder dieselbe be¬
sonders erschwerenden Steuern, theils durch eine
Mehr-Verwendung von 5^ Mill. Rthlr. zu den
ProduktivestenStaats - Ausgaben;

o) durch Abschaffung der Feudal-Lasten und des Ge¬
werbe - Zwanges;
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6) durch Beförderung des freien Verkehrs.

Die Resultate dieser Maßregeln dürften aller Wahr¬
scheinlichkeit nach sehn:

1) Die Steuern, anstatt durchschnittlich in Preußen
5^ Rthlr. auf den Kops zn betragen, würden zuvörderst
auf 4^ Rthlr. beschrankt werden, und in der Rheinpro¬
vinz würden sie nur ungefähr 4 Rthlr. betragen.

3) Die Bevölkerung würde in 30 bis 25 Jahren
ungefähr die Hälfte, und das National-Vermögen um
zwei Drittel bis drei Viertel zunehmen.

3) Diese Zunahme der Bevölkerung und des Na-
tional-Vermögcus würde, ohne Erhöhung der Steu¬
ern, den Ertrag der letzten, allmählig um eine größere
Summe erhöhen, als die Steuervermiuderuug beträgt.

4) Theils wegen des vorstehenden Umstandes, theils
wegen der sich alljährlich vermindernden Staatsschuld
könnte daher nach und nach eine noch weitere Vermin¬
derung der Steuern eintreten, oder der Staat könnte noch
mehr die auf produktive Ausgaben zu verwendende Sum¬
me vergrößern. Ans eine wie die andre Weise würde
die Zunahme der Bevölkerungund des National-Ver¬
mögens noch nm so mehr befördert werden.

5- 331.

Zuerst fragt sich aber, sind die vorstehendenWahr-
scheinlichkeits-Angabenrichtig? Ich glaube, daß sie es
im Wesentlichen sind, und daß dieß sich durch die Prü¬
fungen uupartheiischer und einsichtsvoller Staatswirthe
bestätigen dürste.

In jedem Fall wird aber die Richtigkeit dadurch be¬
dingt, daß der Staat nicht durch innere und äu¬
ßere Unruhen oder Kriege, oder durch andre
große Unglücksfälle heimgesucht werde.
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Zweitens fragt sich, ob die von mir vorgeschlagenen
Maßregeln, die Richtigkeit der Resultate vorausgesetzt,
ausführbar sind. Nach meiner Meinung ja und nein,
jenachdem man die Frage versteht; ausführbar an und
für sich, nicht ausführbar oder nur zum kleinern Theil
ausführbar, weil zur Durchsetzungso durchgreifender Maß¬
regeln eine hohe Kraft der Regierung erfordert wird, weil
das Beamten-Element hindernd entgegen wirkt, weil die
wohlhabendem Volksklasseu zu wenig politische Bildung
und keine die Staatsregierung unterstützende politische
Kraft besitzen.

Und dennoch hoffe ich, nicht unnütz geschrieben zu
haben.

Wenn nur einige Staatsmänner mehr die eigentliche
Natur der Gefahren einsehen, welche dem monarchischen
und aristokratischen Prinzip drohen; wenn diese Einsicht
sich auch bei deu durch Geburt oder Vermögen angese¬
henem Unterthanen erweitert; wenn nur über einige der
herrschenden politischen und staatswirthschaftlichenJrrthü-
mer das Licht der Wahrheit verbreitet wird; wenn die
Ausführung von nur einigen Verbesserungen befördert
wird; wenn die Staatsregierung zu der Ueberzeuguug
gelangt, daß die Steuer-Ausgleichung in politischer und
staatswirthschaftlicherHinsicht eine Lebensfrage ist, deren
Lösung nicht durch jahrelange Verhandlungen mit den
Provinzialstandcnhingehalten werden darf, und nur da¬
durch erledigt werden kann, das; alsbald Hand an das
Werk gelegt wird; wenn die Ueberzeuguug vondcnwohl-
thätigen Folgen des Friedens, der gesetzlichen Ordnung
und der allmähligcnund ohne Konvulsionen erfolgenden
gesellschaftlichenReformen sich verbreitet; wenn irrige
Urtheile über die preußischen Staatseinrichtungen und
Regiernngs - Maßregeln berichtigt werden; wenn, wie
ich hoffe, meine Schrift nur einigermaßen zu alle
diesem beitragt; — so habe ich uicht vergeblichge¬
schrieben.

2kk
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H. 332.

In den östlichen Provinzen hört man häufig die

Meinung äußern, daß die Rheinprovinz weniger eintrage

als sie koste, und eine Last für Preußen sei, indem die

Sicherstellnng dieser Provinz beträchtliche Festnngs-An¬

lagen erfordert habe; selbst Beamte, welche keine geborne

Rheinländer sind, bei denselben aber Anstellung gefun¬

den haben, vergessen sich zuweilen so weit, diese Mei¬

nung sogar in der Rheinprovinz auszusprechen. Ich hoffe,

daß durch diese Schrift die Ueberzeugung verbreitet werde,

daß keine preußische Provinz, nach dem Ver¬

hältnis des Narional - V ermögenS, me h r e i n-

trägt, und keine wohlfeiler verwaltet wird,

als die Rh einprovinz; ich hoffe, daß künftig die

Verhältnisse mehr von dem allgemeinen politischen Stand¬

punkte als nur einseitig betrachtet werden, und daß sich

alsdann die Ansicht aufdringen müsse, wie ohne die

R h einprovinz mitihren Boll w erken a m R h e i n

gar kein starkes Deutschland oder Preußen ge¬

denkbar ist, und wie daher diese Bollwerke nicht al¬

lein wegen der Rheinprovinz, sondern wegen des gemein¬

samen Vaterlandes errichtet werden mußten.

Zum Schluß noch ein Wort an diejenigen, welche

noch immer den Vorwurf, daß die Rheinpreußen fran¬

zösisch gesinnt wären, nicht fallen lassen.

Seit tausend Jahren und länger sind die Rhcin-

preußen im Besitze politischer Rechte gewesen, selbst un¬

ter der Herrschaft eines fremden Volkes und eines Des¬

poten sind diese Rechte grundsätzlich noch erweitert wor¬

den und thatsächlich nicht ganz untergegangen; erst seit¬

dem die Rheinlande nach dem Sturze Napoleons preu¬

ßisch wurden, sind die Stenern der Rheinprovinz unter

der preußischen Regierung in FriedcnSzeit höher als un¬

ter der französischen Herrschast eines Kriegers; jahrelang

ist in der Rheinprovinz der Verlust der so heilsamen und
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völlig eingebürgerten französischenJustiz-Einrichtung be¬
fürchtet worden; das französische Gerichtsverfahren,wel¬
ches doch einein Napoleon zur Abnrtheilnng politischer
Verbrechen und Vergehen genügte, hat der preußischen
Staatsregierung nicht sicher genug für diesen Zweck ge¬
dünkt, und jene Verbrechen oder Vergehen müssen nach
preußischem Verfahren ohne Oeffenrlichkeitund ohne Ge¬
schworene untersucht und gerichtet werden. Aber an die
Stelle politischer Rechte, und strenger Handhabung der
Verwaltungs-Gesehe ist die Hnmanüat und der wohl¬
wollende Sinn der preußischen Administrationgetreten,
und die Rheinprenßen haben sich damit begnügt; sie ha¬
ben die hohen Abgaben regelmäßigentrichtet, und er¬
warten ruhig von der Staatsregierung eine Verminde¬
rung und Ausgleichung der Stenern; gegen die Abschaf¬
fung der französischen Justiz-Einrichtunghaben die Rhein¬
preußen ihre Einwendungen unumwundenund offen aus¬
gesprochen, und schnell haben sie vergessen, daß jene Ab¬
schaffung beschlossen war, und daß ihre Gegen-Vorstel¬
lungen von unfähigen Köpfen als französische Gesinnung
ausgelegt worden waren; nur die Dankbarkeitüber den
Erfolg dieser Vorstellungen ist in Erinnerung geblieben,
lind hat die Liebe zum König verstärkt; was theils Folge
des Friedensznstandes, der nenern Personen- und Eigcn-
thnms-Verhältnisse, der vielen, die Wohlfeilheit der Pro¬
duktion befördernden neueren Erfindungenund des Prin¬
zips der Theilnng der Arbeit gewesen ist, — die Zu¬
nahme des Wohlstandes haben die Rheinprenßen ganz
der Staatsregierung zugerechnet, und was diese dafür
gcthan hat, durch Anhänglichkeit an den Thron und das
gemeinsame Vaterland, durch Sinn für Gesetz und Ord¬
nung vergolten. Willig erkennen sie das Gute und die
guten Absichren der Staatsregierung an; offen tragen sie
dieser ihre Bitten und Beschwerden vor, ohne die Bahn
der Gesetzlichkeit zu verlassen; selbst wenn ein Nachbar¬
volk größere politische Freibeit genießt und kleinere SraatS-
lasten trägt, gehören die Rheinpreußen lieber den Stam-
mesgenossen und einer edeln deutschen Dynastie an. So

23 *
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beweiset dieß biedere Volk, daß es würdig war, der
Fremdherrschaft entrissen, und mit Preußen und Deutsch¬
land vereinigt zu werden. So bekundet es, daß Natio¬
nalität kein leerer Schall, sondern ein machtiges Bin¬
dungsmittelunter Stammesgenosseu ist. Auch die Ideen,
wenn groß und herrschend, sind mächtige Kräfte; ehre
daher jeder Preuße die deutsche Nationalität, und ver¬
damme kein anderes Volk, wenn es für die seinige ma¬
terielles Wohlseyn opfert.

Leipzig,
gedruckt bei I. B, Hirschfnd.
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Ueber ficht de

? H V T I. I. L.

s Werthes des Viehes.

Pferdezucht. Nindvilchzucht. Schafzucht.
Schweine.

Namen der Länder Pferde. Füllen. Bulltn. Ochsen. Kühe. !
.i Jungvieh. ganz veredelt haldveredelt Landvleh. Totalwerth

Rthlr.
und Ländertheile.

Bestand.
Preis
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Bestand. Preis
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Werth iPrcS Werth
Rthlr. bestand.

Bestand. Preis
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Werth
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Provinz Pommern 108510 35 3,797900 26300 15 394500 7440 20 148800 67440 20 1,348800 227200 15 3,408000 95800 6 574800 390700 6
2,344200 808000 4 3,232000 667100 2 1,334200' 4900 1^- > 7300!

137000 548000 17,138500

Provinz Preußen 400810 35 14,028000 88100 15 1,321500 14570 20 291400 235600 20 4,712000 399900 15 5,998500 207680 6 1,246080 324700 6
1,948200 334300 4 1,337200 807400 2 1,614800 3400 Ii > 5100 556200 4 2,224800 34,727580

ProvinzPosen 84880 35 2,970800 16700 15 25050» 4440 20 88800 104300 20 2,086000 154500 15 2,317500 86200 6 517200 196800 6
1,180800

^ 537900

4 2,151600 882700 2 1,765400 1800 1^, 2700 170300 4 681200 14,012500

KönigreichPreußen
Frankreichsnach

Chaptal)

1,234700 45,363050 246340 3,902840 61020 1,333100 794000 16,995200 2,484220 ^1,013200 1,170360 7,689320 2,507200 15,043200 5,355800 21,383200 5,401106 12,414000 197200 433200 1,701600 7,932200 173,502510

420,000000! ! '







IN. ? n L L Ii Ii L.

Ncbersicht der Zu- oder Abnahme der Ein- und Ausfuhr einiger Hanpt-Gegenstände
der preußischen Zoll-Vestcnerung.

Benennung der Gegenstände.

Maßstab

der

O-uantitat.

Zn den Zabrcn

1822 1823 1824 1825 182V 1827

Das letzte Zahr verglichen

gegen den Durchschnitt der
5 erstem crgicbt:

1828
Zunahme

Prozent.
Abnahme
Prozent.

Einfuhr:

Baumwollen Garn

Baumwollene diverse Waaren

Franzbranntwein, Rum, Arak, Ligneur
Wein

Frische und getrocknete Fruchte

Anis, Lorbeeren, diverse Gewürze

Kaffee, Kaffcesurrogate und Kakao
Reis;

Sirup

Tabaksblatter und Tabaksfabrikatc

Zucker, roher und raffinirter

Talg
Wollenwaaren aller Art

Schweine, ausschließlich Spanferkel

Haringc

N. Ausfuhr.

Rohe Schafwolle

Zentncr

Stück

Tonnen

Zentncr

50476

40392

4288t

400423

44266

44437

435236

49485

63368

89410

462864

48823

8054

363543

35250

87606

64202

9400

45754

82797

45260

45392

451437

54359

442226

404329

242469

50440

7857
265722

37347

99292

67245

8644

48936

403303

47985

46983

474284

69093

4094t0

432475

237244

67677

8679

20664t

37287

428833

68996

42367

49295

4 2653 4

48674

45774

434246

37473

964 86

77502

299696

30340

40258

443665

46628

444626

86848

4 3284

46333

435379

51073

20363

4S82L2

49245

87509

94745

293548

37780

40228

73842

48790

64006

90524

43937

48440

439439

52984

240270

52397

85786

405340

349694

4 4874

454555

48834

433459

98444

44426

48446

450055

54889

228500

53580

93596
449000

402444

4 2345

448226

89984

424923

46

4 0^

36Z

S'>
23

35h
3

20,s
66 h

36 h

449

24

»5

44'.-







In der Rhcinprovinz

kvnmien von den Steuern oder Revenuen

auf auf eine auf die
den Kopf Million des geographi-

der Haupt- schc
Bevölkerung National- LUMcilc

Vermögens

Nthlr.^Sgr.^Pf. Rthlr. Rthlr.

Bezeichnung

der Para¬

graphen ,

wo das Na¬

her- nach¬

zusehen ist.

Im ganzen Königreich

kommen von den Steuern oder Revenuen

auf auf eine auf die
den Kopf Million des geographi-

der Haupt- sche
Bevölkerung National- UlMeile

Vermögens

Rthlr.jSgrflPf Rthlr. Rthlr.

Bezeichnung

der Para¬

graphen ,

wo das Nä¬

here nach¬

zusehen ist.

Bezeichnung! ^

der Para- betragen

graphcn, die

wodaSNä- Stenern
oder

here nach- „Revenuen
zusehen ist.

bcttagen
die

Stenern
oder

Revenuen

.Grundsteuer 9742 8,944800 14,253500
1,154564 4263

6,867150 3857
Gewerbesteuer

1,548341 1026 1087
4 Direkte Staarssteucrn

5 Zölle, oder Ein- Aus- und Durchgangs-Abgaben

6 Branntweinsteuer

7 Biersteucr

6 Steuer von inländischem Weine

9 Mahl- und Schlachlstcucr

4,180336 15,875727 3451 20,056063 3950
7248 4133 9,536881 27 l! 6317 2073 11,500000 2265

584500 3,954207

234500
1,413948

1,648448
320000 13333

382690
2,433083

729841 1537 149. 150 4,770159 3160 5,500000
Summe der Staatsstcucrn von Getränken und.

Lebensmitteln 4740 12,202040 ^ 1 14,453571
12 Mahl- und Schlacktsteuer für die Gemeinden

13 Summe aller Steuern von Getränken u. Lebensmitteln

133940 717640 851580

2,385471 8807 12,919680 8558 2808 15,305151

Steuer von inländischem Tabak

Stempelsteuer, einschließlich der Abgabe von Spieb
karten

136800 148000

488696 6 9> 1804 2,166892 2,655588
16 Wasscrzölle und Abgaben von Kommunikations-

Anstaltcn

17 Wegegelder auf Staatsstraßen

16 Wegegelder auf Aktien-Straßen

19 Thorsperr- Pflaster- und Brückengelder, ausschließ¬
lich der in i><° 17 und 18 enthaltenen

20 Namral-Dienste beim Wegebau und Gemeindebei-
träge dazu

21 Postschcine der Miethkutscher

22 Summe der Steuern, welche den Verkehr oder
Transport treffen

23 Hypotheken- und Gerichtsschrciberei-Gebühren

24 Einrcgistrirungs-Gebühren

25 Gerichtssporteln

26 Sporteln bei Regulirung der gutSherrlichen Ver¬
hältnisse

27 Pupillcn-Sportcln

28 Gemeindebciträge zu den Kosten der Kouscl'-irinerio
und der Gefängnisse

29 Summe der Justizsteuern

60.Gemeindebeiträge zur Besoldung der Geistlichen

5^Gemeindebeiträge zu den Kosten der Provinzialstände

62'Gemeindcbeiträge zu verschiedenen Militär-Verwal-
tungskosten

66 Gemeindebciträge zu den Kosten der Provinzial-j
Bettler-Depots

64 Karhedral-Steuern

65 Hebammensteuern

66 Sporteln der Bezirksregicrungen

67 Polizeisporteln

66 Verschiedene Provinzial-Steuern, ausschließlich der
in 1 enthaltenen

69 Summe der besonderen Verwaltungssteuern

40 Bergwerkssteucr

41 Steuern verschiedener Art

42 Summe verschiedener Steuern

590282 2179 1900 3,457887
183268 671982 855250

7500

22908 167996 190904

25000» 250000

37385 181615 219000

4,139198 2742 4,980541 2797
48490

48490

1200
1200

3,518000 2330 3,518000

400000 400000

200000 200000

18000 87444 105444

67690 4,205444 2786 2400

45000 45000

8000 56000 64000

42000 204037 246037

40000 194321 234321

4471 12028

3972 9648

1500 20466 21966

137592 140592

700000 700000

1,320859 1,476592

42540 42540

132000 140000

50540 132000 182540

50000

Lottericvcrwaltung 219371 1,065709 1,285080

Postverwaltung 341412 1260 1,500000

Summe des Ertrags von Monopolen, ausschließ
lich der Salz-Regie

Summe der indirekten Staatssteuern

569318 2102 2,2657621200 2,835080

6,396170 23613 36,10587613466 42,502046 2387123917

Summe der Staatssteuern 10,576506 1129839048 51,98160322266 62,558109 35135 1234434434

49jSumme der Staatssteuern, init Ausschluß der
! Justi zsteuern

5» Gemeindesteuern, nach Abzug der sul» zy,
30, 31, 32, 33 aufgeführten

10,508816 22124 47,776159 103849. 31648 58,284975 32735 114S2

2372 4,5000001,126500 5,626500

5 l. Summe der Staats- und Gemeindesteuern 24638 56,48160311,703006 134333829668,184609

Domänen und ähnlicke Revcnücn

Summe der Staats- und Gemeindesteuern, so wie
der Domänen und ähnlicher Revenüen

7,5657571,557373 5124

1523013,260379 4342648956 42426 ! 13920







V. ? H V T Ii T. x.

Frankreichs Staats-Revenüen und Gemeindesteuern

e
ee Benenn u n g

Angabe
der

wo über di
Betrag

der Steuern
oder

Revcnücn.

Nthlr.

Von den Steuern oder Ncvenüen
fallen

?

Z«

der

Steuern und Revenuen.

Steuer
oder

Revenue
das Naher
nachzuscher

ist-

aus auf die auf eine
den Kopf geographi- Million des

der sehe Haupt»
Bevölkerung IHMeile National-

VermögenS

Rtkl. ! Sar, i Pf, meeu»

1 Grundsteuer 492 59,98870t 4 25 5 5947 6689
2 Pcrsonalsteuer 493 7,35790t — 6 9 729 822

3 Mobilarsteuer 494 8,95390t — 8 3 888 998

4 Patent- oder Gewerbesteuer 495 6,78670t — 6 3 673 757

5 Thür- und Fcnstcrstcucr 496 8,268706 ! ^ 7 7 820 922

6 Summe der direkten Steuern
I>

7 Zolle, oder Ein- und Ausgangsabgabcn, einschließlich verschiedenerGebühren 497

94,355>»t)t

26,171256

2

—

24 4 101««

24 2 2595 2920

8 Wein- Branntwein- und Obstwein-Steuer 498 46,668756 — 15 5 1653 4858

9 Bicrsteucr 499 1,627566 — 4 6 164 482

40 Salzstcucr ! 200 45,030756 43 10 1490 1676

4t Ein Zehntel des städtischen Dctrois 20t 1,183875 1 1 117 432

42 Summe der in die Staatskassen fließenden Steuern von Getränken und Lebensmitteln 34,510875 1 4 10 3424 3849

43 Städtisches Dotroi für Rechnung der Gemeinden 249 10,654900 9 10 1056 1183

44 Summe der sämmtlichen Steuern von Getränken und Lebensmitteln 45,165775 4 11 8 4477 5037

45 Tabakssteucr oder Tabaks-Ncgie 202 11,843750 10 11 1174 1321

46 Stempelsteuer, einschließlichder Abgabe von Spielkarten und des kni-e^istreinents 203 45,103536 1 11 8 4471 5030

47 Wasscrzölle und Abgaben von Kommunikations-Anstalten 204 2,433637 — 2 3 241 271

48 Abgaben der Postwagen-Unternehmer 205 1,391251 1 3 138 155

49 Summe der Steuern, welche den Verkehr oder Transport betreffen 3,824888 3 6 379 426

20 Hypotheken- und Gerichtsschreibcrci-Gcbührcn, oder Justizsteuern 206 1,377336 1 3 137 453

24 Beiträge der Gemeinden zu Kasernirungskosten 207 258563 —
I

-°> 3 26 29

22 Abgaben für die Vcrifizirung des Feingehaltes von Gold- und Silbergeräthen 208 354375 — — 4 35 39

23 Paßgclder und Jagd-Erlaubnißscheinc 209 402938 — — 4 40 45

24
'

Steuerzcttel-Gcbührcn 210 170600 — — 2 17 49

25 Summe der besonderen Vcrwaltungsstcuern 1,186476 4 1 118 132

26 Proportionclle Bergwcrksstcucr 2tt 55125 — — 1 6 j 6

27 Abgaben von Waldungen nach dem Festgesetze und von öffentlichen Anlagen 212 309000 — — 3 30 ' 34
>

28 Außerordentliche Einnahme bei der Verwaltung der Droits reunis 213 49687 — — — 2 2

29 Verschiedenartige Abgaben 213 393750 — — 5 39 44

30 Summe verschiedenerSteuern 777562 — 9 77 86

3t Schicßpulver-Regie 214 490272 — — 6 49 55

32 Münz-Regal 245 26250 — — — 3 3

33 Lottericvcrwaltung 246 2,400000 — 4 11 209 234

34 Postvcrwaltung 217 4,315450 — 4 — 427 481

35 Summe des Ertrages von Monopolen, mit Ausschluß der Tabaks-Negie 6,931972 — 6 5 687 773

36 Summe der indirekten Staatssteuern l34,727645 4 1 7 13059 14690

37 Summe aller Staatssteucrn »23,083545 6 25 11 22116 24878

38 Gemeindesteuern, einschließlich 43 249 16,711900
!

15 5 1657 1863

39 Summe aller Staats- und Gemeindesteuern 2 39,795445 7 11 4 23773 26742

40 Domänen- und ähnliche Ncvcnücn 222 9,401455 —

i
8 8 932 1048

4t Summe der sämmtlichen Steuern und andern Revcnücn 2 49,196900 7 20 — 24705 27790

i







Di- Steuer», welch- im R°gieru»gs-Bezirke Aachen während der französischen Herrschaft nnd im Jahre 1828 entrichtet worden sind
Angabe

der

Paragraphen,wo
über die Steuer

das Nähcrc

nachzusehen

Auf die geographische HiMeilc betragen
die Steuern

Betrag der Steuern Auf den Kopf der Bevölkerung betragen die Steuern Von dein Reinertrage der Grundgüter
betragen die Steuern

während

der französischen

Herrschaft

während im im Jahre 1828

der französischen

H'Mchast Weniger

Rthlr. ^Sgr. ^Pf. Rthlr. ^Sgr. ^Pf. Rthlr. ^Sgr. ^ Pf. Rthlr. ^Sgr. Pf.

während der

französischen

Herrschaft

während der im

französischen Jahr-

Herrschaft 1828
Weniger

Weniger Weniger

Prozent Prozent Prozent Prozent
Grundsteuer 412684 445393 32709

5899
Personal- und Mobilar-Stcuer; Klassensteuer 86766 170705 83939

1112
Patcntstcuer, Gewerbesteuer 28858 30475

38666 38666

Summe der dirckteilSteuern 566974 675431 108457
7510

Zolle, oder Ein- Aus- und Durchgangsabgabcn 199283 313759 114476

Bicrsteuer 31956 37479

Wein- Branntwein- und Obstwcinstcucr 45582

3 j Branntweinsteuer 93419 98981
1310

10 Steuer von inländischemWeine

Salzsteuer 116648104081 12567

Mahl- und Schlachtsteuer 74637 74637

Ein Zehntel des stadtischenDotrois 8137

Summe der Steuern von Getranken und Lebensmitteln 189756 373327 183571

15 ! Tabaksstcuer 41297 39557

16^ Stempelsteuer, Spielkarten-Abgabe

17^ Hypotheken- und Gcrichtsschreiberei-Gcbührcn

18 ^ Einregistrirungs-Kostcn

78106
1034

7750

33809

19 knreAisti-emeiit, Stempel, Hypotheken- und Gerichlsschreibcrei-Gebührcn

?0! Spielkarten-Abgaben

21 ! Stempel bei den Droits rvunis

22 Wasserzölleund Abgaben von Kommunikations-Anstalten

23 Wegegelderauf Staatsstraßen

24 Wegegelderauf Aklicnstraßcn

25 Pflaster- und Brückengelder, ausschließlich 23 und 24

26 Abgaben der Miethkutscherund Lohnfuhrleutc

27 Abgaben von Privat-Postwagcn

28 Gcmcindebciträgczu den Kosten der Densll'arinerie und der Gefängnisse

29 Gcmcindcbciträgezur Besoldung der Geistlichen

30 Dergl. zu Militär-Vcrwaltungskosten

31 Dergl. zu den Kosten der Provinzial-Bcttler-Depots

32 Dergl. zu den Kosten der Provinzial-Ständc

33 Dergl. zu den Kosten der Reserve-Compagnie, des Invaliden-Hauses und
der Departemcntal-Bcttler-Depots

34 Kathedral-Stcuer »

35 Hebammensteucr

36 Sportcln der Bczirksrcgicrungcn

37 Polizei-Sporteln

38 Bergwerksstcucr

39 Kontroll-Abgabc des Feingehaltes der Gold- und Silbcrgerathc

40 Verschiedene Abgaben ^

41 Summe der Steuern 16 — 40

116881

14131 94343 80212

29291 29291

5975 5975

9288 12000

8320

11655

1207

167375 260691 93316
3454

Lottericverwaltung 350619717 25344

44 Postvcrwaltung 5456721800 32767

Schießpulver-Regie

Summe des Ertrags der Monopole 33379 90992 57613

Summe der indirektenSteuern 631090 1,040559 409469
13782

Summe der Staatsstcuern 1,198064 1,715990 517926
22728

Gemeindesteuern,ausschließlich X" 28 — 33 82254 176048 93794

Summe sämmtlicherSteuern 1,280318 1,892038 611720
16958 25060







VZZ. ? A V L 7- !r

Die Grundsteuer-Verhältnisse in den preußischenProvinzen und in Frankreich, ohne Berücksichtigungder Zuschläge für Gemeinde-Bedürfnisse.

I 2. 3. 4. 5. 6, 7. 8. 9. 10. 11. 12. 13.

BodcnflächeBevölkerung Reinertrag Werth Betrag
^ Die

Grundsteuer,
ES ist nach dem Verhältnisseder Kolumne 8

an Grundsteuerentrichtetworden:
- Ruf den Kopf der Bevölkerungkommen Auf eine geographischeHiMeile kommen: Von dem Reinerträge der

Grundgüterbeträgt:
auf den Werth des

Viehes beträgt:

N a in e n nach

geographi¬

schen

IIWeilen,

auf die

geograpbi-

schs

üssMcile.

der des ^

entrichteten
Grmidgütcr, Viehes.

Gruudstcucr,

wcnnn sie nach
zu vic

dem
Betrage
nach:

l! zu wer

dem
Benage
nach:

ig:
von dem von dem von von der in an Reinertragder Grundgüter an Gründ¬

au an an stener, wenn

Reinertrag Werth entrichteter z^n'
der Grund. des Grund- erwäge wie

guter Aieh-S st-u-r ^ Kolumne
wäre

.

Ä

der

Länder oder Länderthcilv.

Scelen-

zahl.

dem Verhältnisse
des Reinertrages
in Preuße» vcr-

thcilt wäre,
müßte betragen:

Reinerträge
der

Grundgüter

Werthe
des

VieheS

der entrichteten

Grundsteuer

Kolumne8 nach
dem Reinerträge

vcrth eilten
Grundsteuer

»ach Abzug
der entrichteten

Grundsteuer

nach Abzugder
nach dem Rein¬
erträge in Ko¬
lumne 8 vcr-
theilten Grund¬

steuer

die

cutrichtete
Grund¬
steuer

die Grund¬
steuer, wenn
sie nach dem
Ncinertrage
wie in Ko-
lunme8 ver-
thcilt wäre

die

entrichtete
Grund¬
steuer

die nach dem
Reinerträge,
in Kolumne
8, vertyeilte

Grund¬
steuer

Rthlr. Rthtr, Nthlr. Nthlr. Nthlr. Prozent. Rthlr. Prozen/Rtlst/ Sgr. Rthlr. Sgr. Nthl/Sg/Pf. Rthlr. SgchPf. Rthl/Sg/Pf. Nthl/Sg/Pf. Nthlr. Nthlr. Rthlr. Rthlr. Prozent. Prozent. Prozent. Prozent.

1 RegierungsbezirkAachen 347232 754 4599 2,026400 3,412000 445393 282813 162580 57,"' 5 25 9 25 1 8 6 — 24 5 4 16 6 5 7 26840 45192 5899 3746 21,°°°' 14^06. 13,°" 8/°'

2 Rheinprovinz 2,172545 475 4574 12,49600» 20,943290 2,638700 1,750164 888536 50,"' 5 23 9 19 1 6 5 — 24 2 4 16 7 4 28 10 26307 44091 5555 3685 21,' ^ 4^ 1>o v. 12,°°' 8/«'

3 ProvinzWestphalen 1,258325 367 3429 7,866000 14,243060 1,519400 1,101695 417705 37,"' 6 8 11 10 1 6 3 — 26 3 5 1 9 5 11 9 21433 38809 4140 3002 19,"°' 14,°"°. 10,°" 7/"

4 Westlichepreußische Provinzen 3,430870 842 4075 20,362000 35,186350 4,158100 2,851859 1,306241 45/°' 5 28 10 8 1 6 4 — 24 11 4 21 8 5 3 1 24183 41788 4938 3387 20,"-. 14^ <"16. 11,°" 8/°'

5 ProvinzSachsen 1,409388 458 3077 13,084000 21,657380 1,766000 1,832516 66516 3/" 9 9 15 11 1 7 7 1 9 — 8 1 5 8 — — 28568 47287 3856 4001 13/°" ^ 4^ 1 o 6 . 8,'" 8/°'

6 ProvinzSchlesien 2,39665t 820 2923 15,213000 27,335100 2,246700 2,130698 116002 fb 4 4. 6 10 11 12 — 28 z — 26 8 5 11 10 5 13 4 18552 33335 2740 2593
14/ 6 «. ^4^ <jo 6. 8/" 7,7o.

7 ProvinzBrandenburg 1,539592 749 2056 11,970000 23,445100 1,045000 1,676490 631490 37,6°' 7 23 15 7 — 20 4 1 2 8 7 2 8 6 20 4 15981 31302 1395 2238 8/°°' ^ 4^ <>o 6 . 4,'g. 7/ "

8 Provinz Pommern 877555 543 1616 6,508000 17,138500 543400 911495 368095 40 /6' 7 12 19 16 18 7 1 1 2 6 23 5 6 10 10 11985 31563 1001 1679
g,Zio.

» > 7. < rz»-9

9 ProvinzPreußen 2,008361 1l26 1784 9,521000 34,727580 98230» 1,333490 351190 26,"' 4 22 17 9 — 14 8 — 19 11 4 7 4 4 2 1 8456 30841 872 1184 10,"" 14,"°°' 2/" 3/"

10 ProvinzPosen 1,064506 538 1979 3,69100» 14,012500 512000 516952 4952 0,". 3 14 13 5 — 14 5 — 14 7 2 29 7 2 29 5 6860 26046 952 961 13,"" 1 4^ u (Is.
3,°" 3/"

11 Qcsrlichepreußische Provinzen 9,295953 4234 2196 59,987000 138,316160 7,095400 8,401641 1,306241 15,"' 6 14 14 26 — 22 11 — 27 1 5 21 1 5 16 11 14163 32668 1676 1984 11,°-°' 14^ u o s» 5,'" 6/°'

12 Die nämlichen Provinzenu. Westphalen 10,554278 4601 2294 67,853000 152,559220 8,614800 9,503336 888536 9,"' 6 13 14 14 — 24 6 — 27 — 5 18 6 5 16 — 14747 33158 1873 2066 12,°°°' 1 4^ u 0 v »
<05.
-9 6/"

1Z KönigreichPreußen 12,726823 5076 2507 80,349000 173,502510 11,253500 11,253500 6 9 13 19 — 26 6 — 26 6 5 12 6 5 12 6 15829 34181 2217 2217 14,°°°' 14 ^u 0 s. 6,'°' 6/°'

11 Frankreich 32,500000 10087 3222

I

427,350000 420,000000 59,988700 59,853670 135030
0,2 2*

13 4 12 28 1 25 4 1 25 3 11 8 8 11 8 9 42366 41637 5947 5934

!

14,""' 14,°°°' 14/" 14/"







VIN ? N i: I. I. r.

Die direkten Steuern nnd die Mahl- und Schlachtstener,ausschließlich der Zuschläge für Gemeinde-Bedürfnisse;dargestellt nach den Beiträgen, welche von jeder preußischen Provinz und von Frankreich geleistet werden.

1. 2, 3. 4. 5. 6.

N a m e n

Bodenfiäche

nach

geographi¬

Reinertrag
Betrag

des

Haupt-

Die Grundsteuer

Die Personcnsteuer

sin Preußen Klassensteuer; in Frankreich Personal- und Mobilar-
steuer)

Die Gewerbesteuer

sin Frankreich Patentsteuer genannt)
Die Thür- und Fenstersteuer

Seeleiiiahl.
der trifft benagt beträgt beträgt trifft beträgt beträgt beträgt trifft beträgt beträgt beträgt trifft beträgt beträgt beträgt

der

Länder oder Ländertheile.

schen

iHMeileu

Grundgüter National-

vcrmögenS
beträgt

den Kopf

der

Bevölkerung

auf eine

geographi¬

sche

von dem

Neinertrage

der

von

dem Haupt-

National¬
be trägt

den Kopf

der

Bevölkerung

auf eine

geographi¬

sche

von dem

Reinertrage

der

von

dein Haupt-

National¬

beträgt

den Kopf

der

Bevölkerung

auf eine

geographi¬

sche

von dem

Reinerträge

der

von

dem Haupt-

National¬

beträgt

den Kopf
der

Bevölkerung

auf eine

geographi¬

sche

von dem

Reinertrage
der

von

dem Haupt-
National¬

mit IIIMeile Grundgüter vermögen mit lHMeile Grnndgütcr vermögen mit lUMeile Grundgüter vermögen mit LI Meile Grundgüter vermögen

Rthlr. Rthlr. Rthlr. Nthl/Sg/Pf. Rthlr. Prozent. Prozent. RIthlr. Rthlr. >Sgr.hpf. Rthlr. Prozent. Prozent. Rthlr. Rthlr. Sg/Pf. Rthlr. Prozent. Prozent. Rthlr. Rthlr.jSg/Pf. Rthlr. Prozent. Ppplent.

Rheinprovinz 2,172545 475 12,496000 270,865000 2,638700 1 6 5 5555 2»/'" 0/" 1,15,4564
—

15 11 2431 9/" 0/ "
387072 — 5 4 815 3/"' 0/"

Provinz Wcstphalen 1,258325 567 7,866000 171,563000 1,519400 1 6 5 4140 19, " 0/" 682429
—

16 3 1859 8 /s. 0/°' 156748
— 3 9 427 ^ 9 9» 0/"

Die westlichen preußischen Provinzen 5,450870 842 20,562000 442,426000 4,158000 1 6 4 4958 20/" 0/" 1,83 «993
— 16 1 2182 9/" o/" 543820

— 4 9 646 2/" 0/"

Provinz Sachsen l, 409588 458 15,084000 283,557000 1,766000 7 7 5856 13/°' 0/" 82^8322
— 17 8 1809 6/" 0/"

244951 — 5 3 535 - 87»
r, 0/"

'

Provinz Schlesien 2,59055 t 820 15,215000 331,595000 2,246700
—

28 1 2740 14 /7. 0,"' 1,424748
— 18 1737 9/«. 0/" 377455 — 4 9 460 2/" 0/ "

Provinz Brandenburg 1,559592 749 11,970000 262,845000 1,045000
— 20 4 1395 8/-' 0/°' 767276

— 14 11 1024 6/" 0/" 332586
— 6 6 444 z/8. 0/"

Provinz Pommern 877555 545 6,508000 147,299000 543400
— 18 7 1001. 8/" 0/" 52 0847 — 17 9 959 8/°' 0/" 106638 3 8 196 0,°"

Provinz Preußen 2,008561 1126 9,521000 225,148000 982500
— 14 8 872 10/" 0/" 1,06>2507

— 14 II 890 10/ " 0/" 211204
— 3 2 188 z/-. y/g.

Provinz Posen 1,064506 558 5,691000 87,832000 512000 — 14 5 952 13/" 0/ " 48 6457
— 13 9 904 13/ " 0/ " 118761

— 3 4 221 3/" 0/"

Die östlichen preußischen Provinzen 9,295955 4254 59,987000 1358,056000 7,095400
— 22 11 1676 11/" 0/" 5,05 0157

— 16 2 1188 8/" 0/" 1,391595
4 6 329 2/" 0/°'

Königreich Preußen mit Ausschluß der Rheinprovinz 10,554278 4601 67,855000 1509,619000 8,614800
— 24 6 1873 12/°' 0/" 5,71 2586

—
16 3 »242 8/" 0 1,548341

4 5 337 z/ 8. 0/°'

Königreich Preußen 12,726825 5076 80,549000 1780,482000 11,253500
— 26 2217 14/" 0/" 6,867150

— 16 2 1353 8/" 0/°. 1,935413
— 4 7 381 2/" 0/"

Frankreich 52,500000 10087 427,350000 8967,000000 59,988700 1 25 5 5947 14/" 0/" 16,311800
—

15 1 1617 3/" 0/" 6,786700
— 6 3 673 15 9. 0 /8. 8,268700 — 7 7 820 1 gz.

0/»'

v

7. 8. 9. 10. 11.

Name li

Die sämmtlichen direkten Steuern Die Mahl - und Scklachtsteucr

Die Pcrsonensteucr und die Mahl- und Schlachtsteucr
sin Preußen t Klasscnstcucr, Mahl- und Schlachtsteuer; in Frank¬

reich: Personal- und Mobilarsicuer)

Die sämmtlichen direkten Steuern und die Mahl»

und Schlachtstcuer

der
treffen benagen betragen benagen

-
trifft beträgt beträgt beträgt Neffen benagen benagen betragen Neffen benagen benagen benagen

dei Kopf auf eine von de». von den Kopf auf eine von dem von den Kopf auf eine von dem von den Kopf auf eine von dem von

Länder oder Ländertheile.
betragen der geographi¬ Reinerträge dem Haupt- beträgt der geographi¬ Reinerträge dem Haupt- betragen der geographi¬ Reincrnag dem Haupt- betragen der geographi¬ Reinertrag! dem Haupt-

Bevölkerung sche der National¬ Bevölkerung sche der National¬ Bevölkerung sche der National- Bevölkerung sche der National¬

mit LI Meile Grundgüter vermögen mit LIMeile Grundgüter vermögen mit Li Meile Grundgütei vcrinögen mit IIIMeile Grundgütei vermögen

Rthlr. Rthlr. sSgr.spf/ Rthlr. Prozent. Prozent. Rthlr. Ntblr. ^Sgr. Pf. Rthlr. Prozent. Prozent. Rthlr. Rthlr.jSg/Pf Rthlr. ! Prozent. Prozent. Rthlr. Rthl/Sgr.jPf Rthlr. Prozent. Prozent.

Rhcinprovinz 4,180556
1 27 9 8801 33/" 1, 382690 5 3 806 z/9. 0/" 1,537254

— 21 2 3237 12/°' 0/" 4,563026 2 3 9606 36/" 1 /9.

Provinz Wcstphalen 2,358577 1 26 5 6427 29/"
- 57. 79925

— 1 II 218 - 02.
Y/5. 762354

— 18 2 2077 9/°' 0/" 2,438502 1 28 2 «644 31/°' 1/2.

Die westlichen preußischen Provinzen 6,538915 1 27 2 7767 52, > >'
- 58. 462615

— 4 1 549 z,-7. 0/°' 2/99608
— 20 2 2731 14 ,-g. 0/" 7,001525 2 1 3 8315 34/" 4/9.

Provinz Sachsen 2,859273 2 —
5 6199 2i /o.

- ov. 356451 — 7 7 778 2/" 0/" 1,184773
—

25 1 2587 9/" 0/" 3,195724 2 8
—

6978 24/" 4/z.

Provinz Schlesien 4,048901 1 20 8 4938 26/ "
- 22. 302026

— 3 9 368 - 98.
0 /9. 1,726774

—
21 9 2105 11/" 0/" 4,350927 1 24 5 5306 28/°. 4/,.

Provinz Brandenburg 2,144862 1 II 9 2864 17 ,92. 0/" 700870
—

13 8 936 5/" o/'. 1,468146
—

28 7 1960 12/" 0 /9. 2,845732 1 25 5 3799 23/" 1/9.

Provinz Pommern 1,170885 1 10 —
2156 17 ,9 9. 0/" 162357

—
5 7 299 2/9. 0/" 683204

— 23 2 1258 10/" 0/°. 1,333242 1 15 7 2455 20/" y/°.

Provinz Preußen 2,196011 I 2 9 1062 23 ,0 8. 0/" 264408
— 4 —

235 2/" 0/" 1,266915
—

18 11 1125 13/" 0 /9. 2,460419 1 6 9 2185 25/" 1/9.

Provinz Posen 1,117218 1 1 6 2077 30, " 4 ,-7. 184356
—

5 2 343 4,9 9. 0/" 670813
—

18 11 1247 18/" 0/" 1,301574 1 6 8 2419 35/" 1/9.

Die östlichen preußischen Provinzen 15,517150 t 13 7 3192 22/" 1/.. 1,870468 6 4 465 , 28»'e 0/" 7,000625
— 22 6 1653 II/" 0/" 15,487618 1 19 11 3658 25/"

1 re.

Königreich Preußen mit Ausschluß der Rhcinprovinz 15,875727 1 15 1 3451 23/°' 1 ,0 5. 2,050393
—

5 10 446 3/" 0/" 7,762979
— 22 1 1688 ' 11/" 0/" 17,926120 1 20 11 3896 26/" 1,1 9.

Königreich Preußen 20,056063 17 3 3951 24 ,98.
- l Z»a, 2,433083

—
5 9 479 3/" 0/" 9,300233 — 21 11 1832 11 /7. o/z. 22,489146 1 23 4430 27/s.

Frankreich 91,355900 2 24 4 9057 21/"
- 02»

!
16,311800

I
—

15 1 1617 3/"

i

0 /9. 41,355900 2 24 4 9057 21/"
1 02.







IX. ? H R L I. I. L.

Haupt-Vergleichung der Steuern und sonstigen Staats-Revenüen von Preußen und von Frankreich.

1. 2. 3. 4. 5. 6. 7. - 8. 9. 10. 11.

Betrag Auf den Kopf der Bevölkerung kommen: Auf die geographische lDMcile kommen:
Die sämmtlichen Steuern

betragen: Direkte Steuern:

Namen
Bodcnflächc

nach geo¬

graphischen
HZMcilen

Bevölkerung

auf die

geographische
lUMcile

Reinertrag
der

Werth
des

des

Haupt-
National¬

vermögens

-

an
an an

an
an an vom vom

Betrag
benagen auf

betragen
benagen

von
sämmtlichen

Stenern
und

Rcveuücn

der Seelcnzahl.
Grundgüter Viehes

Reinertrag der Grundguter
Werth Haupt- an Reinertrag der Grundgütcr

Werth Haupt- an Reinerträge Haupt- den Kopf die geogra¬ den Rein¬ daö Haupt- von

Provinzen und Länder.
ebne Abzug
der Steuern

nach Abzug
der Steuer»

d

Vie

s

heS

National¬

vermögen
Steuern ohne Abzug

der Steuern
nach Abzug
der Steuern

des

Viehes

National¬

vermögen
Steuern

<

der

Grundgütcr

National¬

vermögen

im

Ganzen
der

Bevölkerung

phische

LIMeile

ertrag der

Grundgüter

National¬

vermögen

sämmtlichen
Steuern

Rthlr. Rthlr. Rtblr. Rthlr. Sgr. Rthlr. Sgr. Pf- Rthlr. Sgr. Rthlr. Rthlr. Sgr. Pf- Rtblr. Rthlr. Rthlr. Rtblr. Rthlr. Prozent Prozent Rthlr. Rthlr. Sgr/Pf. Rtblr. Prozent Prozent Prozent Prozent

Rheinprovinz 2,172545 475 4574 12,496000 20,943290 270,863000 5 23 — 11 5 9 19 125 5 11 7 26307 1669 44091 570238 24638 93,«". 4 ,-2. 4,180336 1 27 9 8801 33,"' 1 5». 35,"- 31,"'

Die sieben übrigen prcuß. Provinzen 10,554278 4601 2294 67,853000 152,559220 1509,619000 6 13 1 2 6 14 14 143 5 10 6 14747 2471 33158 328107 12276 83,"' 3,"- 15,875727 1 15 1 3451 23,»°. 1 V5. 28,"' 24,"-

KönigreichPreußen 12,726823 5076 2507 80,349000 173,502510 1780,482000 6 9 — 28 4 13 19 140 5 10 8 15829 2396 34181 350765 13433 84, «s. 3,"' 20,056063 1 17 3 3951 24,»«- ^ 1 Z. 29,"- 25,»-

Frankreich 32,500000 10087 3222 427,350000 420,000000 8967,000000 13 4 5 22 8 12 28 276 7 11 4 42366 18593 41637 888966 23773 56,"- 2,«" 91,355900 2 24 4 9057 2i, -s. 1 ,°2. 38,'°' 36,«°-

I 12. 13. 14. 15.

N a m e n
'

Zölle, oder Ein- Aus- und Durchgangs-Abgabcn: Steuern von Getränken und Lebensmitteln: steuern von Getränkenund Lebensmitteln,einschließt.derKommunal-Zuschlägc: - Tabaksteuer:

Betrag
betragen auf

betragen
betragen

Betrag

im

Ganzen

benage» auf
betragen

betragen
von

sämmtlichcn
Betrag

benagen auf !
^ benagen

benagen
Betrag

im

beträgt auf
beträgt

beträgt
der

den Kopf die geogra¬ den Rein¬ das Haupt- vou sämmtlichen den Kopf die geogra¬ den Rein¬ das Haupt- von den Kopf die geogra¬ den Rein¬ das Haupt-
^ von sämmtlichen den Kopf die geogra¬ den Rein¬ das Haupt von

von
sämmtlichcn

Provinzen und Länder. Ganzen
der

Bevölkerung

phische

LIMeile

ertrag der

Grundgütcr

National¬

vermögen

sämmtlichen
Steuern

Steuern
und

Nevcnllcn

der

Bevölkerung

phische

LIMeile

ertrag der

Grundgürer

National¬

vermögen

sänuntllchen
Steuern

Steuern
und

Rcvcnüen

Ganzen
der

Bevölkerung

phische

LIMeil-

ertrag der

Grnndglltcr

National¬

vermögen

sämmtlichcn
Steuern

Steuern
und

Nevenücn
Ganzen

der

Bevölkerung

phische

LIMeile

ernag der

Grundgürer

National¬

vermögen

sämmtlicheu
Steuern

Steuern
und

Revenllen

Rthlr. Rthlr. Sgr/pf. Rthlr. Prozent Prozent Prozent Prozent Rthlr. Rthlr. Sgr. Pf- Rthlr. Prozent Prozent Prozent Prozent Rthlr. Rthlr. jSgr/pf Rthlr. Prozent Prozent Prozent Prozent Rthlr. Rtblr Sg/Pf Rthlr. Prozent Prozent Prozent Prozent

Rheinprovinz 1,963119 — 27 1 4133 15,"' 0,"- 16,"' 14,«»' 2,251531 1 1 1 4740 18,°- 0,«»' 19,"' 16,»«' 2,385471 1 2 11 5022
i

19/»' 0/s- 20/«- 17/s- 11200 — 2 24 0,°»-
I

0/°- 0,°«-

Die sieben übrigen prcuß. Provinzen 9,536881 27 1 2073 14,°" 0,«»' 16,«»- 14,«»' 12,202040 1 4 8 2652 17,»«' 0,«'- 21/°' 19/- 12,919680 1 6 g i 2808
j

19/- 0 /s. 22/- 20,"' 136800 — 5 30 0/°' 0/- 0/- 0/ '-

KönigreichPreußen 11,500000 27 1 2265 14,»'- 0,«" 17,°" 14,««' 14,453571 1 4 1 2848 17,»»' 0,«" 21/°- 18/°' 15,305151 i 1 6 1 3015 19/- 0 /s. 22,' b. 19/o- 148000 —
l

4 29 0/«' 0,°" 0/- 0/»-

Frankreich 26,171250 — 24 2 2595 6,"' 0,"- 10,»'- 10/°- 34,510875 1 1 10 3421 8,°«' 0/«' 14/»' 13/- 45,165775 1 11 8 4477 10,"' <1/°. 18/- 18,"' 11,843750 10 11 1174 2/7. 0/- 4/4. 4/s.

16. ' 17. 18. 19.

Name ii Stempelsteuer; Lnre^istremont: Steuern, welche den Verkehr oder Dransport treffen: Zustizsteuern: BesondereVcrwalkungssteucrn:

Betrag

im

Ganzen

beträgt auf
beträgt

beträgt
Betrag

im

Ganzen

betragen auf
benagen

benagen
Betrag

bettagen auf
benagen

betragen
Betrag

im

Ganzen

benagen auf
benagen

betragen

der
den Kopf die geogra¬ den Rein¬ das Haupt- von sämmtlichen den Kopf die geogra¬ den Rein¬ las Haupt- von sämmtlichcn den Kopf die geogra¬ den Rein¬ das Haupt- von sämmtlichen den Kopf die geogra¬ den Rein¬ das Haupt- von

von
sämnitlichen

Provinzen und Länder.
der

Bevölkerung

phische

LIMeile

ertrag der

Grundgutcr

National¬

vermögen

sämmtlicheu
Steuern

Stenern
und

Revcnücn

der

Bevölkerung

phische

LIMeile

ernag der

Grundgürer

National¬

vermögen

sämmtlichcn
Steuern

Steuern
und

Rcvenüen

Ganzen
der

Bevölkerung

phische

LIMeile

ertrag der

Grundgüter

Narional-

vermögcn
sämmtlichen

Stenern
Steuern

und
Revcnücn

der

Bevölkerung

phische

LIMeile

ertrag der

Grundgütcr

National¬

vermögen

sämmtlichcn
Steuern

Steuern
und

Rcvcnüen

Rthlr. Rthlr. iSgr.fPf. Rthlr. Prozent Prozent Prozent Prozent Rtblr. Rthl/Sgr/pf. Rthlr. Prozent Prozent Prozent Prozent ' Rthlr. Rthlr.jSg/Pf. Rthlr. Prozent Prozent Prozent Prozent Rthlr. Rthl/Sgr. Pf- Rthlr. Prozmt Prozent Prozent Prozent

Rheinprovinz 488696 — k 9 1029 3,»'- »/«' 4,"' 3,ss- 841343 — 11 1771 6,"' 0/" 7/ »' 6/- 67690 — — 11 143 0/- 0/- 0,"- 0/ - 152733 — 2 1 322 4 22. 0/°- 1," - 4 l S.

Die sieben übrigen prcuß. Provinzen 2,166892 — 6 2 471 3,'»' 0,"' 3,«- 3/«' 4,139198 — 11 9 900 kl >o« 0,"' 7/z- 6/«- 4,205444 — 11 11 914 6/°' 0 /s- 7/s- 6/°- 1,320859 — 3 9 287 1/s. 0,°»- 2/4. z/S.

KönigreichPreußen 2,655588 6 3 523 3,»" 0,"' 3,«»' 3,"' 4,980541 — II 9 982 6,"- 0/«- 7/°- 6/- 4,273134 — 10 1 842 37» 0/- 6/- r. S3«
1,473592 — 3 6 290 3 S3. 0 /s- 2/ s. 4 9 >.

Frankreich 45,103536 1 11 8 4471 10,"- 0,"' 18,«" 18,'°- 3,824888 — 3 6 379 0,«»' 0,°- ^ <5O» 1 5 4. 1,377336 — 1 3 137 0/- 0/- 0,"- 0,"- 1,186476 — 1 1 118 0/«- 0/" 0/°' 0/-

20. 21. 22. 23.

Namen Verschiedene Steuern: Monopole,ausschl. der Salz-Regie in Preußen u.dcrTabaks-Rcgie in Frankreich: Sämmtliche indirekteStaatssteuern: Sämmtliche Staatsstcuern:

Betrag
betragen auf

betragen
betragen

Betrag

im

Ganzen

betragen auf
benagen

betragen
Betrag

benagen auf
betrage»

benagen
Betrag

im

Ganzen

benagen auf
betragen

benage»

der
den Kopf die geogra¬ den Rein¬ das Haupt- von

von
sämmtlichen den Kopf die geogra¬ den Rein¬ das Haupt- von sämmtlichcn den Kops die geogra¬ den Rein¬ das Haupt- von sämmtlichcn den Kopf die geogra¬ den Rein¬ das Haupt- von

von
sämmtlichen

Provinzen und Länder. Ganze»
der

Bevölkerung

phische

LIMeile

ertrag der

Grundgütcr

National¬

vermögen

sämmtlichen
Steuern

Steuern
und

Reveuücn

der

Bevölkerung

phische

LIMeile

ertrag der

Grundgüter

National¬

vermögen

sämmtlichen
Steuern

Steuern
und

Revenuen

Ganzen
der

Bevölkerung

phische
LIMeile

ertrag der

Grundgllter

National¬

vermögen

sämmtlichcn
Stenern

Steuern
und

Rcvenüen

der

Bevölkerung

phische

LIMeile

ertrag der!

Grundgütcr ^

National¬

vermögen

sämmtlichcn
Steuern

Stenern
und '

Rcvenüen

Rthlr. Rthlr. Sg/-Pf. Rthlr. Peozent Prozent Prozent Prozent Rthlr. Rthlr. Sgr. fps. Rthlr. Prozent Prozent Prozent Prozent Rthlr. Rthlr. iSgr.jPs. Rthlr. Prozent Prozent Prozent Prozent Rthlr. Rttlr. Sg/Pf. Rthlr. Prozent I Prozent Prozent Prozent

Rhcinprovinz 50540 — — 8 106 0,»°. 0,°- 0,"- 0,»«- 569318 — 7 10 1200 4,ss- 0/" 4/r- 4/°. 6,396170 2 28 3 13466 51/»' 2 ,3 s. 54/- 48/- 10,576506 4 26 22266 84/- 3,»°- 90/«' 79/°'

Die siebenübrigen preuß. Provinzen 132000 — — 5 29 0,"- 0,°'- 0,"' 0,"- 2,265762 — 6 5 492 3/- 0,"- 4,°'- 3/- 36,105876 3 12 8 7847 53/'- 2/9. 63/- 56/- 51,981603 4 27 9 11298 76/" z/4- 92/- 81/«'

KönigreichPreußen 182540 — — 5 36 0,"' 0,°'- 0,-'- 0/- 2,835080 — 6 8 559 3/»- o,'°- 4/s. 3/- 42,502046 3 10 2 8373 52/»- 2/»' 62/- 54,»«- 62,558109 4 27 5 12324 77/s. 3/'- 91/- 80/'-

Frankreich 777562 — — 9 77
,

0,'»- 0,°'- 0,»»- 0,»'- 6,931972 — 6 5 687 4 sz.
0,°». 2/»- 2,"- 131,727645 4 1 7 13059 30/- 54/- 52/«- 223,083545 6 25 11 22116 52/°' z,49. 93/- 89,"'

i 24. 25. 26. 27.

N n III e >1
Gemeindesteuern,einschließlichder Zuschläg e auf Konsumtionssteuern: Sämmtliche Staats - und Gemeindesteuern: Reinerträge der Domänen und ähnlicherRevcnücn: Sämmtliche Staats-Revenüen, einschließlichder Gemeindesteuern:

Betrag

im

Ganzen

benagen auf
benagen

betragen
Betrag

im

Ganzen

betragen auf
betragen

benagen
Betrag

im

Ganzen

benagen auf benagen
Betrag

im

Ganzen

betragen auf beWagen

dn-

Provinzen und Länder.

den Kopf
der

Bevölkerung

die geogra¬

phische

LIMeile

den Rein¬

ertrag der

Giundgüter

das Haupt-
National¬

vermögen

von

sämmtlichen

Steuern

sämmtlichen
Steuern

und
Revcnücn

den Kopf
der

Bevölkerung

die geogra¬

phische

LIMeile

den Rein¬

ertrag der

Grundgütcr

das Haupt-
National¬

vermögen

von

sämmtlichen
Steuern

von
sämmtlichen

Stenern
und

Rcvcnüen

den Kopf
der

Bevölkerung

die geogra¬

phische

LIMeile

dm Rein¬

ertrag der

Grundgüter

das Haupt-
National¬

vermögen

sämmtlichcn
Steuern

und
Rcvcnüen

den Kopf
der

Bevölkerung

die geogra¬

phische

LIMeile

den Rein¬

ertrag der

Grundgüter

das Haupt-
National¬

vermögen

sämmtlichcn
Steuern

und
Rcvcnüen

Rtblr. Rtkl/Sgr.jPf. Rthlr. Prozent Prozent Prozent Prozent Rthlr. Rthl/Sg/Pf. Rthlr. Prozent Prozent Prozent' Prozent Rthlr. Rthlr. Sgr. Pf- Rthlr. Prozent Prozent Prozent Rthlr. Rrhl/Sgr. Pf. Rthlr. Prozent Prozent Prozent

Rheinprovinz 1,126500 — 15 7 2372 9,"'- 0/- 9/- 8/°' 1 1,703006 5 II 7 24638 93,«- 4 /2. 100/°- 88,"- 1,557373 — 21 6 3279 12/«- 0/- 11/- 13,260379 6 3 1 27917 106,". 4,»°' 100/".

Die siebenübrigen prcuß. Provinzen 4,500000 — 12 9 978 6/- 0/°. 7 /7. 7 /3. 56,481603 5 10 6 12276 83/- ? 74» 100/°- 88, °- 7,565757 — 21 6 1645 11/ — 0/°' 11/ ' - 64,047360 6 2 — 13920 94/»' 4 ,24. 100/°'

KönigreichPreußen 5,626500 — 13 3 1108 7/°- 0/- 8/- 7/s. 68,184609 5 10 8 13433 84/s. 3/- 100,°°- 88/°' 9,123130 — 21 6 1797 11/ — 0/" II/«- 77,307739 6 2 3 15230 96/" 4/- 100,°°'

Frankreich 16,711900 — 15 5 16S7 3/" 0/ »- 6/- 6/" 239,795445 7 11 4 23773 56/ - Z/7. 100,°°- 96/- 9,401455 — 8 8 932 z ,2°. 0/°' 2 7 7. 249,196900 ' 20 — 24705 58/" 100/°-
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